
 

13.05.2026 

Wasserstoff-Leitprojekt „TransHyDE“ Institut für Klimaschutz,  

Energie und Mobilität e.V. 

 

  

 
  

 Rechtswissenschaftliche Studie 

Weiterentwicklung des 
Rechtsrahmens 

hinsichtlich Ammoniak-
Technologien 

 

  



Weiterentwicklung des Rechtsrahmens hinsichtlich Ammoniak-Technologien

   
 
 

 
 
 

 
 
2 

TransHyDE-Projekt CAMPFIRE 

Weiterentwicklung des Rechtsrahmens 

hinsichtlich Ammoniak-Technologien 

Die Energiewende stellt nicht nur eine technologische, sondern auch eine juristische Heraus-

forderung dar. Der einschlägige Rechtrahmen ist historisch in weiten Teilen auf den Einsatz 

fossiler Brennstoffe ausgerichtet.  Wesentliche Anpassungen wurden durch den Gesetzgeber 

in den letzten Jahren in erster Linie für die Integration von Wasserstoff als neuer Energie-

träger vorgenommen. Alternative Energieträger wie Ammoniak wurden demgegenüber bis-

lang nicht umfassend durch den Gesetzgeber adressiert. Dabei bietet Ammoniak als spei-

cher- und transportfähiger Energieträger großes Potenzial für eine klimaneutrale Energie-

versorgung. Um einen schnellen Aufbau einer passenden Ammoniak-Infrastruktur zu ermög-

lichen, sind Anpassungen im Rechts- und Genehmigungsrahmen erforderlich. Das IKEM hat 

mit der vorliegenden Studie eine Roadmap entwickelt, um Hemmnisse zu überwinden und 

Regelungslücken für die Infrastruktur von erneuerbarem Ammoniak zu schließen. 

The energy transition presents not only a technological but also a legal challenge. The cur-

rent German legal framework is historically geared toward fossil fuels, which means that 

alternative energy carriers such as ammonia have so far not been adequately considered. 

Ammonia, however, as a storable and transportable energy carrier, offers potential for a 

climate-neutral energy supply. To enable the rapid development of an appropriate ammonia 

infrastructure, adjustments to the legal and permitting framework in Germany are neces-

sary. In the present study, IKEM has developed a roadmap to overcome obstacles and close 

regulatory gaps for the infrastructure of renewable ammonia. 
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1 Kurzfassung 

Die Energiewende stellt nicht nur eine technologische, sondern auch eine juristische Heraus-

forderung dar. Der aktuelle Rechtsrahmen ist historisch auf fossile Brennstoffe ausgerichtet, 

wodurch alternative Energieträger wie Ammoniak bislang nicht umfassend berücksichtigt 

wurden. Dabei bietet Ammoniak als speicher- und transportfähiger Energieträger großes 

Potenzial für eine klimaneutrale Energieversorgung. Um dessen Nutzung effizient zu ermög-

lichen, ist es zentral, dass der Einsatz der erforderlichen Technologien über einen kohären-

ten und zweckmäßigen Rechtsrahmen verfügt. Zu diesem Zweck sind Anpassungen im 

Rechts- und Genehmigungsrahmen erforderlich. Die sich hieraus ergebenen zentralen For-

derungen wurden in Form einer Roadmap strukturiert und werden im Folgenden zusam-

mengefasst. 

Die vorliegende Studie analysiert den aktuellen Rechtsrahmen für ausgewählte Ammoniaktechnolo-

gien, identifiziert bestehende rechtliche Hemmnisse und nennt Handlungsempfehlungen, um Am-

moniak als erneuerbaren Energieträger zu etablieren. Zu den analysierten Technologien zählen:  

▪ NH3-Reaktor für Mittellastanlagen  

▪ NH3-Cracker-Gasmotor-Hybridantrieb für Binnenschiffe  

▪ Energie-Versorgungssystem für Versorgung eines BHKW 

▪ Flexible NH3-Betankungsanlage (Bunkerbarge)  

▪ Landseitige NH3-Betankungsanlage 

▪ NH3-betriebene H2-Tankstelle 

Die Untersuchung macht deutlich, dass insbesondere bei den ortsfesten Infrastrukturen wiederkeh-

rende Problemstellungen existieren, die durch rechtliche Maßnahmen mit dem Ziel der vereinfachten 

Rechtsanwendung und der Verfahrensbeschleunigung adressiert werden sollten.  

 

Infrastruktur für grünen Ammoniak als überragendes öffentlichen Interesse festlegen 

Ammoniak-Anlagen, in denen Ammoniak aus erneuerbaren Quellen verwendet wird, können ein we-

sentlicher Bestandteil der Infrastruktur der erneuerbaren Energien sein. Der Ausbau der Erneuer-

baren Energien konnte durch ihre Einstufung als im überragenden öffentlichen Interesse liegend be-

reits beschleunigt werden. Mittlerweile wurden mit dem Wasserstoffbeschleunigungsgesetz (Was-

serstoffBG)1 eine im Ansatz vergleichbare Regelung für Teile der Ammoniak-Infrastruktur festgelegt. 

So bestimmt das Gesetz, dass Cracker, Anlagen zum Ammoniakimport und Ammoniakspeicher im 

überragenden öffentlichen Interesse liegen. Das dient im Wesentlichen dem Import von Wasserstoff, 

der auch und vorrangig in Form von Ammoniak importiert werden dürfte. Vor diesem Hintergrund 

werden nicht alle ortsfesten Ammoniakanlagen, wie beispielsweise das Ammoniak-BHKW, dem 

 
 
1 Wasserstoffbeschleunigungsgesetz vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84). 
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überragenden öffentlichen Interesse zugeordnet. Für den flächendeckenden Ausbau einer Ammonia-

kinfrastruktur könnte der Anwendungsbereich des WasserstoffBG entsprechend auf sämtliche An-

lagen der Ammoniak-Wirtschaft erweitert werden. Alternativ wäre auch eine erweiternde Veran-

kerung im Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) denkbar. 

 

Vorteile nur für Ammoniak aus erneuerbaren Quellen 

Ammoniak-Anlagen (und andere Anlagen i. S. d. WasserstoffBG) sollten jedoch nur dann im überra-

genden öffentlichen Interesse liegen, wenn sie erneuerbaren Ammoniak produzieren oder verar-

beiten. Anlagen, die mit treibhausgasintensivem, nicht-erneuerbarem Ammoniak betrieben werden, 

sollten im Sinne einer gesetzlichen Kohärenz mit den Klimazielen nicht inkludiert werden. Hierfür be-

darf es einer einheitlichen, sektorübergreifenden Definition von erneuerbarem Ammoniak, die sich an 

den europäischen RFNBO-Kriterien orientiert.  

 

Genehmigungsbedürftigkeit der Anlagen zur Produktion von Wasserstoff über Cracking-Pro-

zesse anpassen  

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbedürftigkeit von Anlagen zur Herstellung von 

Wasserstoff durch Elektrolyse wurde bereits an bestimmte Mengenschwellwerte geknüpft und so 

Erleichterungen für Genehmigungen kleiner Wasserstoff-Elektrolyseure geschaffen. Die Produktion 

von Wasserstoff durch Ammoniak-Cracking ist hiervon nicht erfasst. Entsprechende Anlagen bedürfen 

derzeit einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung im Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung 

und sind als Anlagen i.S.d. Industrieemissionsrichtlinie2 (IE-RL) eingeordnet, was zusätzliche Anfor-

derungen bedeutet. Eine vergleichbare Regelung für Cracking-Anlagen wie für Elektrolyseure wäre 

insoweit sinnvoll, da so für kleinere Cracker kein immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfah-

ren mit Öffentlichkeitsbeteiligung mehr erforderlich wäre. Allerdings muss hierfür nicht nur die 4. 

BImSchV3, sondern auch die IE-RL auf europäischer Ebene angepasst werden.  

 

Immissionsschutzrechtliche Verordnungen an erneuerbare Brennstoffe anpassen 

In der 13.4 und 44. BImSchV5 sind Grenzwerte für Verbrennungsprozesse von Feuerungsanlagen so-

wie Katalysatoren vorgegeben. Die Grenzwerte und Bezugskraftstoffe sind größtenteils an fossile 

Energieträger angepasst. Die Beurteilung von Anlagen, die mit fossilen Energieträgern betrieben wer-

den, ist somit einfacher. Entsprechend sollten die immissionsschutzrechtlichen Verordnungen an er-

neuerbare Energieträger angepasst werden. 

 
 
2 Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissio-

nen (integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (Neufassung) (Text von Bedeutung für 
den EWR), Amtsblatt der Europäischen Union L 334/17, 17.12.2010. 

3 Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.5.2017 (BGBl. I S. 
1440), die zuletzt durch Verordnung vom 12.10.2022 (BGBl. I S. 1799) geändert worden ist. 

4 Verordnung über Großfeuerungs-, Gasturbinen- und Verbrennungsmotoranlagen vom 6. Juli 2021 (BGBl. I S. 2514). 
5 Verordnung über mittelgroße Feuerungs-, Gasturbinen- und Verbrennungsmotoranlagen vom 13. Juni 2019 (BGBl. I 

S. 804), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1801) geändert worden ist. 
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CE-Zertifizierung und Standardisierung für Ammoniak-Technologien anstoßen 

Die Standardisierung über EN (Europäische Normen) hat das Potenzial das Genehmigungsverfah-

ren zu beschleunigen, da sie als Richtschnur für Antragssteller: innen und Genehmigungsbehörde die-

nen können. Zwar haben solche technischen Standards für Genehmigungsbehörden zunächst keine 

rechtliche Bindungswirkung, können aber als Hinweis dienen, ob immissionsschutzrechtliche Vorga-

ben eingehalten werden. Über unbestimmte Rechtsbegriffe entfalten sie zudem oftmals eine Vermu-

tungswirkung über die Einhaltung rechtlicher Vorschriften. Entsprechend können sie der zuständigen 

Behörde Entscheidungssicherheit und dem Vorhabenträger Planungssicherheit vermitteln. 

Darüber hinaus ist die Genehmigung von Anlagen zum Umgang mit Ammoniak – als wassergefährden-

der Stoff – auch regelmäßig an gewässerschutzrechtliche Bestimmungen geknüpft. Um die Eignungs-

feststellung nach § 63 Abs. 4 WHG6 „abzukürzen“, empfiehlt es sich, für Bauprodukte, Druckgeräte und 

Maschinen im Bereich der Ammoniak-Infrastruktur EN für die CE-Kennzeichnung einzuführen, um so 

die Eignungsfiktion zu erreichen. 

 

Standardisierung und Gesetzgebung im Schiffverkehr an den Stand der Technik anpassen  

In der Binnenschifffahrt fehlt es bisher an einer Standardisierung für den sicheren Einsatz von Ammo-

niak. Mit der ES-TRIN 1/20257 wird nun für den Binnenschiffverkehr Wasserstoff und Methanol zu-

mindest genannt. Ammoniak sollte ebenfalls in die ES-TRIN aufgenommen werden und entsprechende 

Sicherheitsstandards entworfen werden.8  

 

Privilegierung im Außenbereich von Ammoniak-Anlagen einführen 

Nach den engen Regelungen des § 35 und § 249a BauGB9 ist die Zulässigkeit von Ammoniak-Infra-

struktur im Außenbereich nicht rechtssicher konzipiert. So ist nach dem Wortlaut des § 35 und 

§ 249a BauGB eine Zulässigkeit von Ammoniak-Infrastruktur innerhalb des Außenbereichs nicht ein-

deutig feststellbar. Unter Hinzuziehung der Gesetzesbegründung10 und einschlägigen Literatur11 kön-

nen Nebeneinrichtungen wie Cracker oder BHKW zwar in den Anwendungsbereich des § 249a BauGB 

einbezogen werden. Das BauGB enthält aber keine passgenauen Vorschriften, welche die Zulässigkeit 

von Ammoniak-Infrastruktur im Außenbereich festlegen, und rechtssicher unter den Wortlaut der 

Vorschrift einpasst. Damit Ammoniak-Infrastruktur im gleichen Maße wie Wasserstoff-Infrastruktur 

 
 
6 Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezem-

ber 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden ist. 
7 Europäischer Ausschuss zur Ausarbeitung von Standards im Bereich der Binnenschifffahrt (CESNI), Europäischer 

Standard der technischen Vorschriften für Binnenschiffe (ES-TRIN), Ausgabe 2025/01. 
8 Ausführlich hierzu: Paintner/Schäfer, Zulassung von ammoniakbetriebenen  Binnenschiffen, S. 11ff. 

9 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist. 

10 BT-Drs. 20/4704, S. 17. 

11 Reidt, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB § 249a BauGB Rn. 4; Michler, in: Kröninger/Aschke/Jeromin, BauGB 
§ 249a Rn. 5. 
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im Außenbereich zulässig ist, könnten hierfür gleichrangige Regelungen für Ammoniak wie für Was-

serstoff aus § 249a BauGB eingeführt werden.  

 

Dezentrale ortsfeste Ammoniak-Anlagen in Gewerbegebieten ermöglichen 

Um Ammoniak als Energieträger auch dezentral nutzen zu können, sollte Errichtung und Betrieb orts-

fester Ammoniak-Anlagen auch in Gewerbegebieten zulässig sein. Bisher nicht rechtssicher abge-

steckt, unter welchen Voraussetzungen ortsfeste Ammoniak-Anlagen in Gewerbegebieten zulässig 

sind. Damit dezentrale Ammoniak-Anlagen innerhalb von Gewerbegebieten eindeutig zulässig sind, 

müssten diese als Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus erneuerbaren Energien i. S. d. 

BauNVO12 klassifiziert werden. Diese Zuordnung kann bisher jedoch nicht eindeutig erfolgen. Sofern 

Ammoniak verwendet wird, der ausschließlich mit erneuerbaren Energien produziert wurde, kann 

zwar die Meinung vertreten werden, dass solche Anlagen innerhalb von Gewerbegebieten zulässig 

sind. Dies gilt aber nicht uneingeschränkt für jede Ammoniak-Anlage zur Nutzbarmachung von erneu-

erbaren Energien. So deutet die bisherige Rechtsprechung darauf hin, dass Cracker als Anlagen der 

chemischen Produktion in Gewerbegebieten unzulässig sind. Es sollte verdeutlicht werden, dass die 

BauNVO auch dahingehend ausgelegt werden kann, dass Ammoniak-Anlagen – darunter auch Cracker 

– als Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus erneuerbaren Energien eingeordnet werden 

können. Dies muss nicht zwangsläufig einfachgesetzlich erfolgen, sondern kann bspw. auch über Ver-

waltungserlasse durch die zuständigen Landesministerien gestaltet werden. 

 

Ammoniak-Infrastruktur bei der Gesetzgebung und Ausweisung zu Beschleunigungs- und Inf-

rastrukturgebieten berücksichtigen 

In den bisherigen Ansätzen zur Umsetzung der europarechtlichen Beschleunigungs- und Infrastruk-

turgebiete der aktuellen RED III13 wurde der Fokus bisher auf Wind- und Sonnenenergie gelegt. Erste 

Ansätze für Beschleunigungs- und Infrastrukturgebiete bestehen für den Netzausbau. Bei der Erfas-

sung und Ausweisung der Gebiete könnte auch Ammoniak-Infrastruktur mitgedacht werden und die 

Anwendungsbereiche insb. des Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG)14 auf Ammoniak-Infra-

struktur erweitert werden. Somit kann das Genehmigungsverfahren durch mögliche Vereinfachung 

der Umweltverträglichkeitsprüfung erleichtert werden. Weitere naturschutzrechtlichen Vorgaben 

würden dadurch aber weiterhin bestehen bleiben, um einen ausreichenden Naturschutz zu gewähr-

leisten. 

  

 
 
12 Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt 

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist. 
13 Vgl. Art. 15b ff der Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Oktober 2023 

zur Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im Hin-
blick auf die Förderung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des 
Rates, Amtsblatt der Europäischen Union L2023/2413, 31.10.2023. 

14 Windenergieflächenbedarfsgesetz vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist. 
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Abbildung 1 RoadMap für den Hochlauf der 
Ammoniak-Wirtschaft und zur Beschleunigung 
von Genehmigungs- und Zulassungsverfah-
ren (Quelle: Eigene Darstellung). 
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2 Einleitung 

Ammoniak stellt als speicher- und transportfähiger Energieträger eine vielversprechende 

Alternative zu fossilen Energieträgern da. Er lässt sich unter Druck leicht verflüssigen und 

lagern. Das Forschungsprojekt CAMPFIRE entwickelt dazu neue Technologien auf Basis von 

erneuerbarem Ammoniak, um eine kohlenstofffreie Energieversorgung zu ermöglichen. 

Gleichzeitig zeigt sich, dass der bestehende Rechtsrahmen bislang stärker auf fossile Brenn-

stoffe ausgerichtet ist und für Ammoniak-Technologien angepasst werden muss. Dieser Ab-

schnitt gibt eine kurze Übersicht über Forschungsbedarfe und die Notwendigkeit dieser 

rechtswissenschaftlichen Studie. 

Für die Dekarbonisierung der Wirtschaft ist die Elektrifizierung mit erneuerbaren Energien ein zent-

raler Baustein des Klimaschutzes. Gleichzeitig stößt die Elektrifizierung bei bestimmten Anwendun-

gen an ihre Grenzen. So werden andere Lösungen in den Bereichen der Energieimporte, Langzeit-

speicherung oder bei der Erzeugung von Hochtemperaturen benötigt. Dabei wird Wasserstoff eine 

zentrale Rolle einnehmen, dessen Markthochlauf sowohl auf nationaler15 als auch auf europäischer 

Ebene16 zunehmend gefördert wird.17 Nach Angaben der Bundesregierung besteht bis 2030 ein Was-

serstoffbedarf von 95 bis 130 TWh, sodass neben der inländischen Produktion auch der großskalige 

Import von Wasserstoff aus Drittländern erforderlich sein wird.18 Allerdings bringt Wasserstoff durch 

seine Flüchtigkeit neue technische Herausforderungen mit sich.19  

Ein Speichermedium, das der Flüchtigkeit von Wasserstoff entgegentritt, kann Ammoniak darstellen. 

Ammoniak kann ähnlich wie Propan in Tanks unter Druck transportiert und gelagert werden. Unter 

Druck von 8 bar wird Ammoniak bereits bei 20°C, bei atmosphärischem Druck bei -33°C flüssig.20 Zu-

dem ist die Energiedichte bezogen auf das Volumen von Ammoniak mit anderen Kraftstoffen vergleich-

bar.21 So liegt die Energiedichte von Ammoniak bei 22,5 MJ/kg, während die von kohlenstoffhaltigen 

Brennstoffen wie Methanol (22,7 MJ/kg), Ethanol (29,7 MJ/kg), Braunkohle (15 MJ/kg) und Anthra-

zitkohle (27 MJ/kg) ähnlich hoch ist. Allerdings ist die Energiedichte von Ammoniak niedriger als von 

Brennstoffen wie Erdgas (55 MJ/kg) und Diesel (45 MJ/kg).22 Im Vergleich zu Wasserstoff sind die 

Kosten für die Lagerung von Ammoniak pro Volumen gespeicherter Energie dreimal niedriger als 

die von Wasserstoff.23 

 
 
15 Bundesregierung, Fortschreibung der Nationalen Wasserstoffstrategie. 
16 Europäische Kommission, Wasserstoffstrategie für ein klimaneutrales Europa. 
17 Priebe/Graetschel, Rechtsrahmen für Ammoniaktransportlösungen, S. 1. 
18 Bundesregierung, Fortschreibung der Nationalen Wasserstoffstrategie, S. 6. 
19 Rosenstiel, Wasserstoff als zentraler Baustein der Sektorenkopplung, S. 24. 
20 Valera-Medina u. a., Ammonia for power, Progress in Energy and Combustion Science 2018, 63 (69); Zam-

firescu/Dincer, Using ammonia as a sustainable fuel, Journal of Power Sources 2008, 459 (459). 
21 Zamfirescu/Dincer, Using Ammonia as a Sustainable Fuel, 459; Al-Aboosi u. a., Renewable ammonia as an alterna-

tive fuel for the shipping industry, Current Opinion in Chemical Engineering 2021, 100670 (1). 
22 Al-Aboosi u. a., [Fn. 21], 100670 (1). 
23 Zamfirescu/Dincer, [Fn. 22], 459 (459). 
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Da Ammoniak bereits in großen Mengen produziert wird, besteht bereits Infrastruktur zur Produk-

tion, Lagerung und Transport für Ammoniak,24 die erweitert und ausgebaut werden kann. Doch wäh-

rend die Infrastruktur von Ammoniak als Düngemittel bereits flächendeckend vorhanden ist, fehlt es 

für die Nutzbarmachung der Energie, die in Ammoniak gespeichert ist, noch an einer passenden tech-

nischen Infrastruktur.  

Entsprechend werden innerhalb des Forschungsprojektes CAMPFIRE neue Energieumwandlungs- 

und Speichertechnologien für das zukünftige Energiesystem auf der Basis von erneuerbarem Ammo-

niak entwickelt und erforscht. Durch CAMPFIRE-Technologien soll zukünftig eine Energiewirtschaft 

auf der Basis von erneuerbarem Ammoniak und eine kohlenstofffreie sichere Energieversorgung er-

möglicht werden.25 Zu den entwickelten Technologien gehören unter anderem: 

▪ NH3-Reaktor für Mittellastanlagen 

▪ Landseitige NH3-Betankungsanlage 

▪ NH3-basierte H2-Tankstelle 

▪ Energie-Versorgungssystem zur Versorgung eines BHKW 

▪ NH3-Cracker-Gasmotor-Hybridantrieb für Binnenschiffe 

▪ Flexible NH3-Betankungsanlage (Bunkerbarge) 

Für die Dekarbonisierung der Wirtschaft reichen technische Lösungen allein nicht aus. Infrastruktur 

muss nicht nur entwickelt, sondern auch umgesetzt werden. Gerade in Bezug auf die zulässige Errich-

tung und den Betrieb von zukunftsweisenden Technologien stehen Betreiber: innen häufig vor der 

Frage nach der rechtssicheren Genehmigung oder Zulassung. So muss neben der Untersuchung der 

Technologien auch der bestehende regulatorische Rahmen im Hinblick auf die Umsetzbarkeit der tech-

nischen Lösungen untersucht werden.26 Während Anlagen, die mit fossilen Energieträgern betrie-

ben werden, vor einem ausgearbeiteten Rechtsrahmen stehen, bleiben für Ammoniak und andere er-

neuerbare Energieträger viele Fragen offen. Bei einer genaueren Betrachtung des materiell-rechtli-

chen Rahmens, fällt aber auf, dass der Rahmen für die Nutzung von fossilen Energieträgern lückenloser 

und hemmnisärmer gestaltet ist, als der von erneuerbaren Brennstoffen. Die Vorschriften sind auf Um-

welteinflüsse und Sicherheitsrisiken fossiler Brennstoffe ausgerichtet und nicht an die Vor- und 

Nachteile von Ammoniak ausgelegt. 

Vor diesem Hintergrund beschäftigt sich die folgende Untersuchung mit der Frage, welche Hemm-

nisse und Regelungslücken sich aus dem bestehenden Rechtsrahmen für Errichtung und Betrieb 

verschiedener Ammoniak-Technologien ergeben und wie diese überwunden werden können. Eine 

Zusammenfassung der Ergebnisse erfolgt in einer Roadmap. 

 
 
24 Christensen u. a., Towards an ammonia-mediated hydrogen economy?, Catalysis Today 2006, 140 (141); Al-Aboosi 

u. a., [Fn. 22], 100670 (1). 
25 Campfire, Wind und Wasser zu Ammoniak, abrufbar unter https://wir-campfire.de/. 
26 Priebe/Graetschel, Rechtsrahmen für Ammoniaktransportlösungen, S. 6. 
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3 Methodik 

Die Studie analysiert, welche rechtlichen Hemmnisse und Regelungslücken bei der Errich-

tung und dem Betrieb verschiedener Ammoniak-Technologien bestehen und wie sie über-

wunden werden können. Betrachtet werden dabei sowohl ortsfeste Anlagen wie Reaktoren 

und Tankstellen als auch mobile Technologien in der Schifffahrt. Grundlage bilden techni-

sche Analysen, Experteninterviews und eine Auswertung der relevanten immissionsschutz-

rechtlichen Vorschriften. Ziel ist es, Hindernisse im bestehenden Rechtsrahmen zu identifi-

zieren und Handlungsempfehlungen zur Beschleunigung des Markthochlaufs von Ammo-

niak zu entwickeln. Dieser Abschnitt beschreibt das methodische Vorgehen innerhalb des 

Forschungsprojektes. 

Die vorliegende Untersuchung widmet sich der Fragestellung, welche Hemmnisse und Regelungs-

lücken sich aus dem bestehenden Rechtsrahmen für Errichtung und Betrieb verschiedener Ammo-

niak-Technologien ergeben und wie diese überwunden werden können. Ammoniak im Sinne dieser 

Studie schließt dabei nur durch erneuerbare Energien erzeugten Ammoniak ein („grüner Ammo-

niak“), sofern nicht anders gekennzeichnet. 

Hierfür wurden verschiedene Ammoniak-Technologien betrachtet, darunter ortsfeste Ammoniak-

Anlagen sowie nicht-ortsfeste Schifffahrtstechnologien. Konkret wurden die folgenden Technolo-

gien in die Untersuchung einbezogen: 

▪ NH3-Reaktor für Mittellastanlagen 

▪ Landseitige NH3-Betankungsanlage 

▪ NH3-basierte H2-Tankstelle 

▪ Energie-Versorgungssystem zur Versorgung eines BHKW 

▪ NH3-Cracker-Gasmotor-Hybridantrieb für Binnenschiffe 

▪ Flexible NH3-Betankungsanlage (Bunkerbarge) 

Zu diesem Zweck wurden Interviews mit technischen Expert:innen innerhalb des CAMPFIRE-For-

schungsprojekts geführt. So wurden die wichtigsten Sicherheitsrisiken und Umwelteinflüsse der ver-

schiedenen Technologien identifiziert. Dabei wurde insbesondere untersucht, wie diesen Risiken be-

gegnet werden kann, um eine sichere Nutzung von Ammoniak-Technologien und spezifischen Anlagen 

zu gewährleisten. 

Ein besonderer Fokus liegt auf der rechtlichen Einordnung der zulässigen Errichtung und des Betriebs 

solcher Technologien, wobei das Immissionsschutzrecht einen zentralen Untersuchungsgegenstand 

darstellt. Im Rahmen der Studie wurde geprüft, ob die bestehenden Regelungen Hemmnisse oder 

Rechtslücken aufweisen, die eine zulässige Errichtung und den Betrieb erschweren könnten. Denn der 

Markthochlauf von Ammoniak kann beschleunigt werden, wenn unnötige Hindernisse aus dem Weg 

geräumt werden. Basierend auf dieser Analyse wurden Handlungsempfehlungen entwickelt, um be-

stehende Hemmnisse zu überwinden und so einen schnellen Hochlauf der Ammoniak-Wirtschaft zu 

ermöglichen. 

Der Studie vorangestellt ist ein allgemeines Kapitel, das die Risiken und Chancen von Ammoniak als 

Energieträger darstellt. Zur Beantwortung der Forschungsfrage ist dies insoweit von Bedeutung, da 



Weiterentwicklung des Rechtsrahmens hinsichtlich Ammoniak-Technologien

   
 
 

 
 

 

 
 
22 

insbesondere im Hinblick auf mögliche rechtlich verankerte Sicherheitsmaßnahmen eine vorherige 

Betrachtung der Risiken erforderlich ist. Lücken und Hemmnisse in Bezug auf Umwelteinflüsse und 

Sicherheitsrisiken können nur dann identifiziert werden, wenn auch dargestellt wird, welche Risiken 

durch die Nutzung von Ammoniak als Energieträger auftreten können. 

Grob wird bei der rechtlichen Betrachtung von Technologien dahingehend unterschieden, ob es sich 

um ortsfeste oder nicht ortsfeste Technologien handelt. Grundsätzlich ist für genehmigungsbedürftige 

ortsfeste Ammoniak-Anlagen das Genehmigungsverfahren nach § 4 Bundes-Immissionsschutzge-

setz (BImSchG) bzw. bei nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen § 22 BImSchG einschlägig. In der 

vorliegenden Untersuchung werden daher die ortsfesten NH3-Reaktoren für Mittellastanlagen, land-

seitigen NH3-Betankungsanlagen, NH3-basierte H2-Tankstellen und das Energie-Versorgungssystem 

zur Versorgung eines BHKW unter den Gesichtspunkten des immissionsschutzrechtlichen Geneh-

migungsverfahrens betrachtet.  

Nicht-Ortsfeste Technologien fallen ebenso unter das BImSchG. Für Ammoniak-Technologien inner-

halb der Schifffahrt – also der NH3-Cracker-Gasmotor-Hybridantrieb für Binnenschiffe und die Fle-

xible NH3-Betankungsanlage – sind insbesondere die Vorschriften der § 38 ff. BImSchG sowie spezifi-

sche schifffahrtsrechtliche Regelungen relevant. 

Die Untersuchung beginnt mit einer eingehenden Analyse des genehmigungsrechtlichen Verfahrens 

nach § 4 BImSchG. Dabei erfolgt eine Differenzierung zwischen dem eigentlichen Genehmigungsver-

fahren und den Standortvoraussetzungen für ortsfeste Ammoniak-Anlagen. Entsprechend werden all-

gemeine standortbezogene Vorschriften analysiert, insbesondere im Bauplanungsrecht und im Im-

missionsschutzrecht. Anschließend werden genehmigungsrechtliche Vorgaben für ortsfeste Anla-

gen betrachtet, wobei allgemeine Voraussetzungen erörtert werden, die auf sämtliche ortsfeste Am-

moniak-Anlagen Anwendung finden. Es werden Hemmnisse herausgearbeitet und Handlungsempfeh-

lungen hierfür entwickelt. Der Abschnitt fasst sämtliche Vorgaben für Ammoniak-Anlagen zusammen, 

auch um eine Doppelung bei der darauffolgenden Untersuchung zu vermeiden. 

Die weiteren Abschnitte der Untersuchung widmen sich den im CAMPFIRE-Projekt erforschten orts-

festen Ammoniak-Anlagen. Hier erfolgt zunächst eine Beschreibung des jeweiligen Funktionsmus-

ters, gefolgt von einer technologiespezifischen Analyse des geltenden Rechtsrahmens, identifizier-

ter Hemmnisse und daraus abgeleiteter Handlungsempfehlungen. Nachdem die ortsfesten Ammoniak-

Anlagen behandelt wurden, richtet sich der Fokus auf die schifffahrtsbezogenen Technologien. In 

diesem Zusammenhang werden zunächst allgemeine Regelungsgrundsätze betrachtet, bevor spezifi-

sche Vorschriften für Bunkerbargen und Binnenschiffe analysiert werden. Die aus allen untersuchten 

Technologien resultierenden Hemmnisse werden zusammengefasst und die relevantesten Handlungs-

empfehlungen in einer Roadmap dargestellt. 

Innerhalb der Studie werden unter anderem die Begriffe „Ammoniak-Infrastruktur“, „Ammoniak-

Technologie“ und „Ammoniak-Anlagen“ verwendet. Bei den Begriffen handelt es sich nicht um legal 

definierte Begrifflichkeiten. Damit ein besseres Verständnis für die Begrifflichkeiten im Sinne dieser 

Untersuchung entsteht, werden sie hier kurz erläutert. Der Begriff „Ammoniak-Infrastruktur“ um-

fasst sämtliche Anlagen, Institutionen, Strukturen, Systeme und nicht-materiellen Gegebenheiten, die 

für die Ammoniak-Produktion, Lieferkette und Nutzung erforderlich sind. Damit wird die Ammoniak-

Marktwirtschaft insgesamt von dem Begriff der Ammoniak-Infrastruktur adressiert. Im Gegensatz 

dazu bezieht sich „Ammoniak-Technologie" auf spezifische Maschinen, Anlagen und Geräte zur Pro-

duktion, Lagerung, zum Transport oder zur Nutzung von Ammoniak. Hierunter fallen einzelne 
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Technologien, unabhängig davon, ob sie ortsfest oder beweglich sind. Auch unabhängig davon, ob es 

einzelne Teile einer Einrichtung oder die Einrichtung in seiner Gesamtheit sind. Die Definition des Be-

griffs „Ammoniak-Anlage“ ist kontextabhängig. Das liegt daran, dass der Begriff der Anlage in sämtli-

chen Rechtsquellen verwendet wird, aber meist mit einer spezifischen Legaldefinition im Sinne eines 

bestimmten Gesetzes verbunden ist. Im Allgemeinen wird der Begriff der Ammoniak-Anlage in dieser 

Untersuchung als ortsfeste Maschinen oder Einrichtungen, die Ammoniak nutzen, gesehen. Je nach 

Norm kann jedoch auch eine bewegliche Anlage darunterfallen, worauf im Text jeweils explizit hinge-

wiesen wird. 

Zusammenfassend liefert die Untersuchung eine umfassende Analyse der rechtlichen Rahmenbedin-

gungen für Ammoniak-Technologien. Dabei werden bestehende Hemmnisse identifiziert und kon-

krete Handlungsempfehlungen zur Optimierung der regulatorischen Rahmenbedingungen entwi-

ckelt, um den Hochlauf der Ammoniak-Wirtschaft zu unterstützen. 

Die wichtigsten Hemmnisse und Handlungsempfehlungen werden in Form einer Roadmap zusammen-

fassend dargestellt. 
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4 Ammoniak als Energieträger und 

Kraftstoff 

Um die rechtlichen Hemmnisse von Ammoniak-Technologien beurteilen zu können, bedarf 

es zunächst einer Betrachtung des Stoffes Ammoniak. Insbesondere in Hinblick auf mögli-

chen rechtlich verankerten Sicherheitsmaßnahmen ist eine vorherigen Betrachtung der Ri-

siken notwendig. Im Folgenden sollen daher zunächst die Grundlagen von Ammoniak als 

Kraftstoff in der Schifffahrt bzw. als Energieträger generell beleuchtet und darauf die dar-

aus entstehenden Risiken ausdifferenziert werden.  

Ammoniak eignet sich deshalb als kohlenstofffreier Kraftstoff für die Schifffahrt, da dieser zum ei-

nen unter ähnlichen Kosten wie Wasserstoff produziert werden kann und zum anderen bei der Her-

stellung und Nutzung von Ammoniak bereits auf eine existierende Produktions- und Transportinf-

rastruktur aufgebaut werden kann, da dieser bereits in der Düngemittelproduktion verwendet 

wird.27 Daneben gehen zwar hohe Risiken von Ammoniak aus, gleichzeitig sind diese in vielen Fällen 

geringer als bei vergleichbaren Kraftstoffen wie LNG (Liquefied Natural Gas – verflüssigtes Erdgas) 

oder Schweröl.28  

4.1 Vorteile von Ammoniak als Kraftstoff und 

Energieträger  

Ammoniak ist ein farbloses Gas mit einem scharfen, als unangenehm wahrgenommenen Geruch. Das 

Ammoniakmolekül selbst hat die Form einer Pyramide mit drei Wasserstoffatomen, die an ein Stick-

stoffatom gebunden sind.29 Ammoniak kann – ähnlich wie Wasserstoff – als kohlenstofffreier Energie-

träger und -speicher verwendet werden. So kann Ammoniak entweder in angepassten Verbrennungs-

motoren direkt verbrannt werden oder in Brennstoffzellen Anwendung finden. Ebenso ist es möglich, 

Ammoniak mittels eines sog. Crackers in Stickstoff und Wasserstoff zu spalten und abschließend als 

Wasserstoff zu verbrennen.30 Wird direkt Ammoniak umweltfreundlich verbrannt, entsteht hierbei 

Wasser und Stickstoff, die jeweils keine Auswirkungen auf Umwelt, menschliche Gesundheit oder das 

Klima mit sich bringen.  

Ammoniak hat gegenüber Wasserstoff den Vorteil, dass Wasserstoff im Vergleich zu anderen Kraft-

stoffen eine sehr geringe Energiedichte in Bezug auf sein Volumen vorweist. So ist die Energiedichte 

im Vergleich zu Benzin viermal geringer, wenn Wasserstoff in flüssigem Zustand bei – 35 °C gelagert 

wird. Wird Wasserstoff bei 25 °C und 200 bar Druck gespeichert, ist die Energiedichte sogar 16-mal 

geringer. Die Lagerung von Wasserstoff als Kraftstoff ist mit entsprechend hohen Kosten verbunden, 

während die Kosten von Ammoniak pro Volumen gespeicherter Energie dreimal niedriger als die 

 
 
27 Zamfirescu/Dincer, Using Ammonia as a Sustainable Fuel, 459; Christensen u. a., [Fn. 25], 140 (141). 
28 Klünder, Studie: Ammoniak als Schiffstreibstoff Risiken und Perspektiven - Zusammenfassung, S. 1. 

29 Valera-Medina u. a., [Fn. 21], 63 (69). 
30 Al-Aboosi u. a., [Fn. 22], 100670 (1). 
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von Wasserstoff sind.31 So kann Ammoniak ähnlich wie Propan in Tanks unter geringem Druck trans-

portiert und gelagert werden. Unter Druck von 8 bar wird Ammoniak bereits bei 20°C bzw. bei atmo-

sphärischem Druck bei -33°C flüssig.32 Zudem ist die Energiedichte in Bezug auf das Volumen von 

Ammoniak mit anderen Kraftstoffen vergleichbar.33 So liegt die Energiedichte von Ammoniak bei 

22,5 MJ/kg, während die von kohlenstoffhaltigen Brennstoffen wie Methanol (22,7 MJ/kg), Ethanol 

(29,7 MJ/kg), Braunkohle (15 MJ/kg) und Anthrazitkohle (27 MJ/kg) ähnlich hoch ist. Allerdings ist 

die Energiedichte von Ammoniak niedriger als von Brennstoffen wie Erdgas (55 MJ/kg) und Diesel (45 

MJ/kg).34 

Ammoniak kann zu ähnlichen Kosten wie Wasserstoff produziert werden. Da Ammoniak bereits in 

großen Mengen produziert wird, besteht bereits Infrastruktur zur Produktion, Lagerung und Trans-

port für Ammoniak,35 die erweitert und ausgebaut werden kann. 

4.2 Risiken durch den Umgang mit Ammoniak 

Werden beim Umgang mit Ammoniak keine adäquaten Sicherheitsmaßnahmen getroffen, können von 

dem Stoff verschiedene Risiken ausgehen. Gerade im umweltrechtlichen Kontext ist der sichere Um-

gang mit Stoffen besonders relevant. Daher müssen, um die Regulierungshemmnisse und -lücken 

in Bezug auf Ammoniak-Technologien identifizieren zu können, zuvor die Risiken, die von Ammoniak 

ausgehen, abgesteckt werden. Im Folgenden wird auf die verschiedenen Wirkungsweisen von Ammo-

niak in Bezug auf Toxizität, Gewässergefährdung, Luftschadstoffe und Klimawirkung sowie Möglich-

keit von Explosionen und Bränden eingegangen.  

4.2.1 Toxizität für den menschlichen Körper 

Die Exposition von Ammoniak mit dem menschlichen Körper wird als giftig und ätzend eingestuft. So 

kann das Einatmen zu Reizungen der Augen sowie der Nase führen und Halsschmerzen, Husten, Enge-

gefühl in der Brust, Kopfschmerzen und Verwirrung verursachen. Ein akutes Verschlucken von Am-

moniaklösungen kann zu Verätzungen im Mund und Rachen führen. Die Exposition mit der Haut kann 

chemische Verbrennungen verursachen. Bei vermehrter Exposition kann Ammoniak zur Bewusstlo-

sigkeit oder sogar zum Tod führen. Allerdings gilt Ammoniak nicht als krebserregend und auch nicht 

als fortpflanzungsgefährdend oder entwicklungsschädigend für den Menschen.36  

Auf Grund des stechenden, deutlich wahrnehmbaren Geruches von Ammoniak können Menschen Am-

moniak bereits bei einer Konzentration um die 5 ppm riechen.37 Eine wahrnehmbare Konzentration 

liegt demnach schon weit unter den bspw. am Arbeitsplatz zulässigen Grenzwerten von 20 ppm.38 In 

der Regel wird Ammoniak in der Luft wahrgenommen, bevor es zu einer schädlichen Exposition 

kommt.  

 
 
31 Zamfirescu/Dincer, [Fn. 21], 459 (459). 
32 Valera-Medina u. a., Ammonia for Power, 69; Zamfirescu/Dincer, [Fn. 21], 459 (459). 
33 Zamfirescu/Dincer, Using Ammonia as a Sustainable Fuel, 459; Al-Aboosi u. a., [Fn. 22], 100670 (1). 
34 Al-Aboosi u. a., [Fn. 22], 100670 (1). 
35 Christensen u. a., 141; Al-Aboosi u. a., [Fn. 22], 100670 (1). 
36 Valera-Medina u. a., 70; The Fertilizer Institute, Health Effects of Ammonia, S. 2. 
37 Zamfirescu/Dincer, [Fn. 21], 459 (459). 
38 Vgl. Kapitel 6.2.2.3.5 Gefahrstoffverordnung. 
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4.2.2 Verkühlung 

Als Gas ist Ammoniak leichter als Luft. Kommt es zur Leckage von gasförmigem Ammoniak, steigt das 

Ammoniak auf, wodurch das Risiko einer Exposition verringert wird. Tritt jedoch eine größere Menge 

Ammoniak schlagartig aus, wird dieses in der Regel als Flüssigkeit freigesetzt. Es bildet sich eine Ae-

rosolwolke, die sich beim Verdunsten abkühlt, wodurch eine tiefliegende, mit kalten Tröpfchen be-

ladene Ausbreitung entsteht.39 Der so entstehende Ammoniak-Nebel hat eine Temperatur von - 70°C. 

Eine Exposition mit Menschen kann zu schweren Erfrierungen führen.40 

4.2.3 Wassergefährdung und Ökotoxizität 

Ammoniak gilt als wassergefährdender Stoff. So hat Ammoniak sowohl akut als auch langfristig eine 

toxische Wirkung auf Fische und wirbellose Wassertiere sowie die Gewässerökologie. Gelangt Am-

moniak in Gewässer, schwimmt es zunächst auf der Wasseroberfläche und löst sich im Wasserkörper 

schnell in Ammoniumhydroxid auf, während es gleichzeitig als gasförmiges Ammoniak in die Atmo-

sphäre entweicht. 41  

Bei einem massiven Eintrag von Ammoniak kann es zur Eutrophierung des jeweiligen Gewässers füh-

ren. Dies ist dem Umstand geschuldet, dass Ammoniak eine Stickstoffquelle für Algen und Mikroorga-

nismen darstellt und somit als Düngemittel dient.42 Die akute Ökotoxizität von Ammoniak auf Fische 

und wirbellose Wassertiere entspricht einer ähnlichen Größenordnung wie der akuten Toxizität von 

Schweröl (HFO) und ist somit sehr hoch.43 Allerdings wird unter realen Umweltbedingungen erwartet, 

dass die Ammoniakkonzentrationen nach einer Leckage schneller abfallen als bei HFO.44 

Neben den Einwirkungen auf Wasser kann Ammoniak auch Ökosystemen an Land schaden. So kann 

sich Ammoniak in Ökosystemen ablagern und dort zu unkontrollierter Eutrophierung führen. Auch 

trägt die atmosphärische Ammoniakdeposition zur ⁠Versauerung von Böden bei und hat das Potential, 

Ökosysteme und Pflanzen ebenso direkt zu schaden, da es toxisch über die Blattorgane wirkt. Es be-

steht das Gefährdungspotential, dass Ammoniak zur Veränderung in der Artenzusammensetzung und 

zum Absterben einzelner Arten beitragen kann.45 

4.2.4 Brände und Explosionen 

Die Zündtemperatur von Ammoniak liegt bei 930°K bzw. 656,85 °C und ist somit höher als die von 

Methan (859 K). Mit einer Oktanzahl von ∼130 hat es eine hohe Verdampfungswärme (1371 kJ/kg im 

Vergleich zu ∼271 kJ/kg von Benzin)46 Durch die hohe Zündtemperatur ist es schwer entflammbar 

und kann daher bezüglich Brandgefahren sicher in Bezug auf Brandgefahr gelagert werden.47 

 
 
39 Valera-Medina u. a., [Fn. 21], 63 (70 f.). 
40 Lyda u. a., Analyse und Weiterentwicklung des Rechtsrahmens für die CE-Kennzeichnung von Sportyachten mit am-

moniakbasierten Antriebs- und Energiesystem, S. 35. 
41 Klünder, Studie: Ammoniak als Schiffstreibstoff Risiken und Perspektiven - Zusammenfassung, S. 1. 
42 Klünder, Studie: Ammoniak als Schiffstreibstoff Risiken und Perspektiven - Zusammenfassung, S. 1. 
43 Klünder, Studie: Ammoniak als Schiffstreibstoff Risiken und Perspektiven - Zusammenfassung, S. 1. 
44 Klünder, Studie: Ammoniak als Schiffstreibstoff Risiken und Perspektiven - Zusammenfassung, S. 1. 
45 UBA, Ammoniak, abrufbar unter https://www.umweltbundesamt.de/themen/luft/luftschadstoffe-im-ueber-

blick/ammoniak#emittenten-quellen-fur-ammoniak-in-der-landwirtschaft. 
46 Valera-Medina u. a., [Fn. 20], 63 (69). 
47 Al-Aboosi u. a., [Fn. 21], 100670 (1). 
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Durch seine niedrige Reaktivität ist das Explosionsrisiko von Ammoniak weitaus geringer als bei 

anderen Kraftstoffen.48 Allerdings kann es wie bei allen in Druckflaschen gelagerten Gasen zur Explo-

sion des Druckbehälters kommen. Werden bspw. Ammoniakflaschen einer äußeren Wärmequelle aus-

gesetzt, kann dies zu Druckaufbau im Inneren des Behälters führen. Dies kann einen Bruch des Druck-

behältnisses und somit die Freisetzung des enthaltenen Gases zur Folge haben.49 Gleiches gilt aller-

dings für sämtliche Druckbehälter, bspw. auch solche zur Lagerung von Propan oder LNG.  

4.2.5 Luftschadstoffe und Klimawirkung  

Wird Ammoniak in Verbrennungsmotoren verwendet, können bei der Verbrennung von Ammoniak 

oder Ammoniakgemischen Stickoxide (NOx) oder Lachgas (N2O) emittiert werden. Zusätzlich kann 

es zum direkten Schlupf von Ammoniak (NH3) kommen.50 Besonders N₂O hat ein hohes Treibhaus-

potenzial. Auch Ammoniak selbst wandelt sich regelmäßig zu Lachgas um und hat somit ein indirektes 

Treibhauspotential.51 

Stickoxide sind nicht klimawirksam. Allerdings ist eine langfristige Exposition lungenschädigend. Es 

kann sich reizend und schädigend auf die Atmungsorgane auswirken. Erhöhte Konzentrationen in der 

Atemluft können zu negativen Effekten auf die Lungenfunktion führen. 

4.2.6 Korrosion von Materialien 

Ammoniak ist mit verschiedenen industriellen Werkstoffen nicht kompatibel. So wirkt es korrosiv auf 

Kupfer-, Messing- und Zinklegierungen aus und bildet eine grünlich/blaue Korrosion. Es sollte nicht 

mit Brom, Chlor, Jod und Hypochloriten gemischt werden, da Ammoniak ein alkalisches Reduktions-

mittel ist und mit Säuren, Halogenen und Oxidationsmitteln reagiert. Daher muss eine sorgfältige Ma-

terialauswahl getroffen werden, wenn Ammoniak als Energieträger in Betracht gezogen wird.52 

 

 

 
 
48 Valera-Medina u. a., [Fn. 20], 63 (69). 
49 Valera-Medina u. a., ebd., 63 (71). 
50 Klünder, Studie: Ammoniak als Schiffstreibstoff Risiken und Perspektiven - Zusammenfassung, S. 2. 
51 Klünder, Studie: Ammoniak als Schiffstreibstoff Risiken und Perspektiven - Zusammenfassung, S. 2. 
52 Valera-Medina u. a., [Fn. 20], 63 (71). 
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5 Allgemeine Standortvoraussetzungen 

für ortsfeste Ammoniak-Anlagen 

Die Einteilung über die Nutzung der Flächen innerhalb des Bundesgebietes wird über die 

räumliche Planung bestimmt. Bei der Frage, inwieweit ortsfeste Ammoniak-Infrastruktur an 

den jeweiligen Standorten errichtet und betrieben werden darf, richtet sich die Zulässigkeit 

nach der räumlichen Planung. Im Folgenden soll ein Überblick gegeben werden, inwieweit 

sich der Rechtsrahmen der räumlichen Planung auf die möglichen Standorte von Ammo-

niak-Anlagen auswirkt.  

5.1 Abstandsgebot in der Raumplanung 

Die räumliche Planung wird durch ein Stufensystem strukturiert. So werden die raumordnerischen 

Grundsätze und Leitbilder der Raumordnung auf Bundesebene nach dem Raumordnungsgesetz 

(ROG)53 bestimmt. Zusätzlich besteht eine Raumordnung auf Landesebene, die die Regionalplanung 

bis zur Bauleitplanung auf Gemeindeebene unterteilt. Wiederum auf der Gemeindeebene wird die für 

das gesamte Gemeindegebiet geltende Flächennutzungsplanung und die Bebauungsplanung aufge-

stellt.54 

Im Rahmen von raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, die auch die Flächennutzungspla-

nung und Bauleitplanung miteinschließen, sind gem. § 50 BImSchG die für eine bestimmte Nutzung 

vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von 

schweren Unfällen im Sinne des Art. 3 Nr. 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Betriebsbereichen her-

vorgerufene Auswirkungen so weit wie möglich vermieden werden. In § 50 S. 1 BImSchG genannte 

Schutzgegenstände sind   

▪ ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete   

▪ sonstige schutzbedürftige Gebiete  

▪ insbesondere öffentlich genutzte Gebiete  

▪ wichtige Verkehrswege  

▪ Freizeitgebiete  

▪ unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindli-

che Gebiete   

▪ öffentlich genutzte Gebäude  

Der § 50 BImSchG bezieht gem. seines S. 1 sowohl den immissionsschutzbezogenen als auch den stör-

fallbezogenen Gebietsschutz mit ein. Auch wenn sich die Regelung im BImSchG wiederfindet, ist sie 

der räumlichen Planung zuzuordnen.55 Sie bestimmt die Anforderungen an die Funktionstrennung 

 
 
53 Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. 

März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert worden ist. 
54 Beckmann, in: Beckmann/Stüer, Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts 2025, § 7 Rn. 816; Kupfer, in: Schoch 

u. a., Verwaltungsrecht, VwVfG § 72 Rn. 58. 
55 Jarass, Bundes-Immissionsschutzgesetz, BImSchG § 50 Rn. 31. 
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von Flächen mit unterschiedlicher Nutzung.56 Die Vorgaben aus § 50 S.1 BImSchG werden eingehalten, 

wenn ein angemessener Abstand i. S. d. störfallspezifischen Faktoren in der räumlichen Planung be-

achtet wird.57  

Anhaltspunkte für die Konkretisierung der Pflicht können den von der Kommission für Anlagensicher-

heit erarbeiteten „Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verord-

nung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung“ (KAS-18) vom November 2010 

entnommen werden.58 Der Leitfaden KAS-18 mit seinen Abstandsempfehlungen findet Anwendung 

insbesondere bei folgenden Planungsfällen:  

▪ die Ausweisung neuer Baugebiete für Betriebsbereiche,  

▪ die planungsrechtliche Ausweisung von Flächen für Betriebsbereichserweiterungen,  

▪ das Heranrücken schutzbedürftiger Nutzungen an bestehende Betriebsbereiche.  

▪ Die Abstandsempfehlungen beziehen sich nur auf den Menschen als zu schützendes Sub-

jekt. Für andere Schutzobjekte nach § 50 Satz 1 BImSchG sind gesonderte Betrachtungen 

vorzunehmen.  

▪ Der Leitfaden und damit die Abstandsempfehlungen finden keine Anwendung auf:  

o Genehmigungen von Einzelvorhaben innerhalb von Betriebsbereichen,  

o vorhandene Bebauungen,  

o externe Notfallplanung  

Wird die Abstandsempfehlung eingehalten, kann im Allgemeinen davon ausgegangen werden, dass 

mit planerischen Mitteln hinreichend Vorsorge getroffen wurde, um die Auswirkungen von schweren 

Unfällen soweit wie möglich zu begrenzen, und dem planerischen Schutzziel des § 50 BImSchG ent-

sprochen wird. Weiter führt die KAS-18 aus: „Der sich durch die Abstandsempfehlung ergebende Be-

reich ist nicht als von der Bebauung freizuhaltende Fläche zu verstehen. Innerhalb dieser Abstände 

können weniger schutzbedürftige Gebiete/Nutzungen als die in § 50 S. 1 BImSchG genannten vorgese-

hen werden. Der Leitfaden enthält Empfehlungen, welche Gebiete, Nutzungen und/oder Objekte als 

schutzbedürftig i. S. der Vorschrift einzustufen sind.“59  

Die Abstandsempfehlungen für verschiedene Stoffe sind in Abbildung 2 dargestellt. Der empfohlene 

Abstand von Ammoniak liegt zwischen 400 und 500 m. Bisher wurden nach Angaben der Projekt-

partner: innen im Rahmen des CAMPFIRE-Projektes in der Praxis gute Erfahrungen mit dem § 50 BIm-

SchG sowie den Abstandsregelungen der KAS-18 gemacht. Eine Erhöhung des Abstands für Ammoniak 

sollte nicht geplant werden.  

Aus der untenstehenden Abbildung ergibt sich, dass ungeachtet der hohen mit Ammoniak verbunde-

nen Risiken, die Abstandsempfehlungen sich im unteren Mittelfeld bewegen und deutlich geringer aus-

fallen, als die Empfehlungen zu anderen Chemikalien. 

 
 
56 Jarass, ebd., BImSchG § 50 Rn. 31. 
57 Jarass, ebd., BImSchG § 50 Rn. 31. 
58 Jarass, ebd., BImSchG § 50 Rn. 31. 
59 Kommission für Anlagensicherheit beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-

braucherschutz, Leitfaden  Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der   Störfall-Verordnung 
und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen  der Bauleitplanung ― Umsetzung § 50 BImSchG, S. 2. 
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Abbildung 2 Abstandsempfehlungen für die Bauleitplanung ohne Detailkenntnisse (Quelle: KAS-18) 

5.2 Bauleitplanung 

Grundsätzlich wird in der Bauleitplanung zwischen dem beplanten Innenbereich, dem unbeplanten 

Innenbereich sowie dem Außenbereich unterschieden. Der unbeplante Innenbereich umfasst gem. 

§ 34 Abs. 1 S. 1 BauGB alle Grundstücke, die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils lie-

gen und nicht dem Bereich der Bauleitplanung, d. h. eines qualifizierten Bebauungsplans oder eines 

vorhabenbezogenen Bebauungsplans zuzuordnen sind.60 Der beplante Innenbereich umfasst durch 

die Bauleitplanung beplante Flächen, also sowohl den qualifiziert beplanten Innenbereich (§ 30 Abs. 1, 

§ 31 BauGB), den vorhabenbezogenen Bebauungsplan (§ 30 Abs. 2 BauGB) sowie einfache Bebauungs-

pläne (§ 30 Abs. 3 BauGB).61 Die Darstellungs- und Festsetzungsmöglichkeiten innerhalb der Bauleit-

planung sind in der BauNVO geregelt. In der Planung gem. § 1 Abs. 1 BauNVO können im Flächennut-

zungsplan die für die Bebauung vorgesehenen Flächen unter anderem als gewerbliche Bauflächen fest-

gesetzt werden; in dem Bebauungsplan können diese unter anderem als Industrie- oder Gewerbege-

biete festgesetzt werden. So werden gem. § 1 Abs. 1 BauNVO Flächen nach der allgemeinen Art ihrer 

baulichen Nutzung (Bauflächen) dargestellt. 

 
 
60 Kersten, in: Schoch/Eifert, Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts, Kap. 3 Rn. 310. 

61 Kersten, in: Schoch/Eifert, Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts, Kap. 3 Rn. 264 
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Der Außenbereich (§ 35 BauGB) umfasst alle Flächen außerhalb der beplanten Gebiete i. S. d. § 30 

Abs. 1 und 2 BauGB und auch außerhalb der nicht beplanten Innenbereiche i. S. d. § 34 BauGB.62 Er ist 

grundsätzlich von Bebauung freizuhalten, um Natur und Landschaft zu schützen. Anlagen sind hier in 

der Regel nur privilegiert nach § 35 Abs. 1 BauGB zulässig und ausnahmsweise im Einzelfall nach § 35 

Abs. 2 BauGB. Dieser ist jedoch restriktiv auszulegen.  

5.2.1 Beplanter Innenbereich: Gewerbe- und Industriegebiete  

In Gewerbegebieten ist die Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben gem. 

§ 8 BauNVO zulässig. Hierunter fallen namentlich gem. § 1 Abs. 2 BauNVO Gewerbebetriebe aller Art.  

 

Im Planungsrecht wird der Begriff des Gewerbebetriebs nicht legal definiert. Dementsprechend wird 

regelmäßig die Definition aus dem Gewerberecht herangezogen. So ist ein Gewerbe jede nicht generell 

verbotene, auf Dauer angelegte, selbstständig ausgeübte Tätigkeit mit Gewinnabzielungsabsicht, die 

nicht Urproduktion, freier Beruf oder Verwaltung eigenen Vermögens ist.63 Der Betrieb von Ammo-

niak-Technologien fällt regelmäßig unter den Gewerbebegriff, sofern eine Gewinnabzielungsabsicht 

vorliegt. 

Industrie- und Gewerbegebiete unterscheiden sich nach dem Merkmal der „nicht erheblichen Beläs-

tigung“ nach § 8 Abs. 1 BauNVO. Während in Gewerbegebieten die Unterbringung von nicht erheblich 

belästigenden Gewerbebetrieben zulässig ist, sind in Industriegebieten gem. § 9 BauNVO solche Ge-

werbe zulässig, die in anderen Baugebieten unzulässig sind. Ob Ammoniak-Anlagen eher den Gewer-

begebieten oder Industriegebieten zuzuordnen sind, richtet sich danach, ob diese als erheblich beläs-

tigend einzustufen sind. 

Die Frage nach dem Störungsgrad einer Anlage, wird durch eine typisierende Betrachtungsweise ge-

prüft. Geprüft wird, ob die Nutzung der Anlage typischerweise Nachteile oder Belästigungen 

 
 
62 Söfker/Kment, in: Ernst u. a., Baugesetzbuch, BauGB § 35 Rn. 99. 

63 Schmidt-Bleker, in: Michler u. a., [Fn. 55], BauNVO § 8 Rn. 103; Bönker u. a., Baunutzungsverordnung 2024, BauNVO 
§ 8 Rn. 52; Schmidt-Bleker, in: BeckOK, BauNVO § 8 Rn. 103.  

In Gewerbegebieten sind gem. § 8 iVm § 1 Abs. 2 BauNVO Gewerbegebiete 

aller Art einschließlich zulässig: 

▪ Anlagen zur Erzeugung von Strom und Wärme 

▪ Aus Solarer Strahlungsenergie 

▪ Windenergie 

▪ Lagerhäuser 

▪ Lagerplätze 

▪ Öffentliche Betriebe 

▪ Geschäfts-. Büro- und Verwaltungsgebäude 

▪ Tankstellen 

▪ Anlagen für sportliche Zwecke 

▪ Arbeiten durchgeführt werden, die Emissionen verursachen können, 
ausgenommen öffentliche Verkehrswege 
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verursacht, die so erheblich sind, dass sie eine Verlagerung in ein Industriegebiet erfordern. Es wird 

nur der Regelbetrieb beurteilt und nicht auf den Störfall abgestellt.64   

Anhaltspunkte zur Definition einer „nicht erheblichen Belästigung“ können sich aus dem immissions-

schutzrechtlichen Verfahrensrecht ergeben, insbesondere aus der Verordnung über genehmigungs-

bedürftige Anlagen (4. BImSchV)65. In der 4. BImSchV werden in ihrem Anhang 1 genehmigungsbe-

dürftige Anlagen aufgelistet. Solche Anlagen sind allerdings nicht schon allein deshalb als „erheblich 

belästigend“ einzustufen, weil sie in der 4. BImSchV genannt werden. § 15 Abs. 3 BauNVO legt aus-

drücklich fest, dass die Zulässigkeit der Anlagen in den Baugebieten nicht allein nach den verfahrens-

rechtlichen Einordnungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und der auf seiner Grundlage erlas-

senen Verordnungen zu beurteilen ist. Gleichzeitig darf bei der Abwägung nach der Frage, ob eine An-

lage „erheblich belästigend“ ist, die Regelungen der 4. BImSchV nicht vernachlässigt werden.66 Nach 

dem Wortlaut von § 15 Abs. 3 BauNVO ist „nicht allein“ auf die 4. BImSchV abzustellen. Entsprechend 

kann sie – neben anderen Gesichtspunkten – Grundlage für die bauplanungsrechtliche Beurteilung 

sein.67  

Eine zweifelsfrei rechtssichere Einordnung durch die oben genannten Kriterien ist in Bezug auf orts-

feste Ammoniak-Anlagen nicht immer gegeben. Weitere Anhaltspunkte können sich aus der Recht-

sprechung ergeben:68 

Die dargestellten Abgrenzungskriterien werden nicht immer eine zweifelsfreie Einordnung des Vor-

habens zulassen. Bisher besteht keine Rechtsprechung, die sich spezifisch auf Ammoniak-Infrastruk-

tur bezieht. In Vergleich zu anderen Anlagentypen können sich zwar aus der Rechtsprechung ggf. An-

haltspunkte für die Bewertung der Zulässigkeit eines Vorhabens abgeleitet werden, hierbei kommt es 

stark auf die Größe und Funktion der Anlage an. 

 
 
64 Schmidt-Bleker, in: Spannowsky u. a., BeckOK, BauNVO § 8 Rn. 31. 
65 Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBl. I 

S. 1440), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 355) geändert wor-
den ist. 

66 BVerwG, NVwZ 1993, 987. 
67 BVerwG, NVwZ 1993, 987; OVG Münster, DVBl 2010, 444; Schmidt-Bleker, in: Spannowsky u. a., [Fn. 65], BauNVO 

§ 8 Rn 28ff. 
68 Vgl. Schmidt-Bleker, in: Spannowsky u. a., BeckOK, BauNVO, § 8 Rn. 28ff. 

Anhaltspunkte ob Anlagen „erheblich belästigend“ oder als „nicht erheblich belästigend“ einzuordnen sind, kön-

nen sich aus der Rechtsprechung ergeben: 

▪ nicht erheblich belästigende Gewerbebetriebe: 

▪ Sprengstofflager, da von ihnen innerhalb des Regelbetriebs keine erheblichen Belästigungen ausge-

hen und die Nachbarn sowie die Allgemeinheit schon durch die Abstandsregelungen des Nr. 1.10 des 

Anhangs zu § 2 SprengV geschützt werden (VGH Mannheim BeckRS 2022, 6159).  

▪ Erheblich belästigende Gewerbebetriebe  

▪ Chemische Betriebe, die Additive für Heizöl und Kraftstoffe, chemisch/technische Produkte, Hydrau-

likflüssigkeiten und Chemikalien herstellen. Das folgt aus dem mit dem Betrieb verbundenen Gefähr-

dungspotential (OVG Münster BeckRS 2007, 22329).  
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5.2.2 Bebauung im Außenbereich  

Im Außenbereich sind die Errichtung und der Betrieb von Anlagen grundsätzlich unzulässig. Aus-

nahme hiervon bildet die Positivliste über die Zulässigkeit von Bauvorhaben im Außenbereich nach 

§ 35 Abs. 1 BauGB. Unter anderem sind Vorhaben im Außenbereich nur zulässig, wenn öffentliche Be-

lange dem nicht entgegenstehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn es gem. 

§ 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB der öffentlichen Versorgung mit Elektrizität, Gas, Telekommunikationsdienst-

leistungen, Wärme und Wasser, der Abwasserwirtschaft oder einem ortsgebundenen gewerblichen 

Betrieb dient. Zulässig sind Vorhaben auch, wenn sie gem. § 35 Abs. 5 BauGB der Erforschung, Ent-

wicklung oder Nutzung der Windenergie nach Maßgabe des § 249 oder der Erforschung, Entwicklung 

oder Nutzung der Wasserenergie dienen. Ob und unter welchen Voraussetzungen Anlagen zur Her-

stellung von Wasserstoff im Außenbereich möglich sind, richtet sich nach § 249a BauGB. Dieser um-

fasst Vorhaben, die der Herstellung oder Speicherung von Wasserstoff dienen und in einem räum-

lich-funktionalen Zusammenhang mit einer Anlage zur Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der 

Windenergie stehen. Zusätzlich müssen die Voraussetzungen nach § 249a Abs. 4 BauGB erfüllt sein: 

▪ durch technische Vorkehrungen sicherstellen, dass der Wasserstoff ausschließlich aus dem 

Strom der Anlage oder ergänzend dazu aus dem Strom sonstiger Anlagen zur Nutzung er-

neuerbarer Energien erzeugt wird 

▪ die Größe der Grundfläche der zum Vorhaben gehörenden baulichen Anlagen 100 Quadrat-

meter und der Höhenunterschied zwischen der Geländeoberfläche im Mittel und dem höchs-

ten Punkt der baulichen Anlagen 3,5 Meter nicht überschreitet 

▪ die Anlage nicht bereits mit einem anderen Vorhaben zur Herstellung oder Speicherung von 

Wasserstoff verbunden sind und  

▪ die Kapazität des Wasserstoffspeichers, sofern das Vorhaben einen solchen umfasst, die in 

der Spalte 4 zu der Zeile 2.44 der Stoffliste in Anhang I der Störfall-Verordnung genannte 

Mengenschwelle für Wasserstoff nicht erreicht. 

Von der Privilegierung im Sinne dieser Sondervorschrift umfasst sind alle Anlagenteile, die der Her-

stellung oder Speicherung von Wasserstoff dienen. Dies ist der Fall, wenn sie für diese Funktion erfor-

derlich oder zumindest förderlich sind. Neben dem Elektrolyseur selbst und dem notwendigen Was-

serstoff-Speicher können dies Steuerungsmodule oder Kühlungen sein. Auch die Ergänzung der Anlage 

um einen Batteriespeicher fällt unter den Wortlaut der Privilegierung, sofern dieser die Funktion hat, 

die zur Verfügung gestellte Energie effektiver für die Zwecke der Wasserstoffherstellung zu nutzen.69 

In der Gesetzesbegründung wird auch darauf hingewiesen, dass durch die Verwendung des Begriffs 

„dienen“ ausdrücklich nicht ausgeschlossen wird, dass zu der Erzeugung und Speicherung von Was-

serstoff weitere technische Komponenten hinzutreten, die zum Beispiel eine Rückverstromung des 

hergestellten Wasserstoffs ermöglichen.70 Bei einer weiten Auffassung würden somit auch Cracker-

Anlagen sowie BHKW, die mit Ammoniak und Wasserstoff betrieben werden, unter den Anwendungs-

bereich des §249a BauGB fallen. 

Hemmnis: Nach den engen Regelungen des § 35 und §249a BauGB ist die Zulässigkeit von Ammoniak-

Infrastruktur innerhalb des Außenbereichs nicht eindeutig feststellbar. Damit Ammoniak-Infrastruktur 

unter den Anwendungsbereich des §249a BauGB eingeordnet werden kann, bedarf es weiterer Auslegun-

gen. So ist Ammoniak technisch gesehen ein Wasserstoff-Speicher. Unter Hinzuziehung der 

 
 
69 BT-Drs. 20/4227, S. 13.  
70 BT-Drs. 20/4704, S. 17 
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Gesetzesbegründung und einschlägigen Literatur können Nebeneinrichtungen wie Cracker oder BHKW 

in den Anwendungsbereich des §249a BauGB einbezogen werden. Das BauGB enthält aber keine passge-

nauen Vorschriften, der die Zulässigkeit von Ammoniak-Infrastruktur im Außenbereich festlegt und 

rechtssicher unter den Wortlaut der Vorschrift einpasst. 

Handlungsempfehlung: Wasserstoff wird mittlerweile häufig mitgedacht, Ammoniak aber außen vor-

gelassen. Grüne Ammoniak-Infrastruktur sollte im gleichen Maße wie Wasserstoff-Infrastruktur im Au-

ßenbereich zulässig sein. Hierfür sollten gleichrangige Regelungen für Ammoniak wie für Wasserstoff aus 

§ 249a BauGB eingeführt werden.  

5.3 Hemmnisse und Handlungsempfehlungen 

Hemmnisse bestehen insbesondere in der Bauleitplanung vor allem dadurch, dass für Bauvorhaben 

im Außenbereich unzulänglich auf Ammoniak als Energieträger eingegangen wird, während bspw. 

für Wasserstoff Sonderregelungen gem. § 249a BauGB bestehen. 

Tabelle 1 Hemmnisse und Handlungsempfehlungen bei der Errichtung und dem Betrieb von ortsfesten 
Ammoniak-Anlagen nach der BauNVO 

Rechtliche Hemmnisse und Änderungsbedarfe in Bezug auf Standortvoraussetzungen für ortsfeste Ammoniak-

Anlagen 

Hemmnis Erläuterung Handlungsempfehlung 

Keine Zulässigkeit von 

Ammoniak-Anlagen im 

Außenbereich 

Nach den engen Regelungen des § 35 und 

§249a BauGB ist die Zulässigkeit von Am-

moniak-Infrastruktur innerhalb des Außen-

bereichs schwierig umsetzbar. Damit Am-

moniak-Infrastruktur die engen Vorausset-

zungen des §249a BauGB erfüllen kann, be-

darf es deutlichen Definitionen, die Ammo-

niak und Ammoniak-Infrastruktur deutlich 

einbeziehen. So ist Ammoniak technisch ge-

sehen ein Wasserstoff-Speicher. Damit Am-

moniak aber als Wasserstoffspeicher ge-

nutzt werden kann, werden hier Nebenein-

richtungen wie Cracker benötigt, die vom 

Wortlaut des §249a BauGB nicht erfasst 

sind. Das BauGB enthält keine passgenauen 

Vorschriften zu Zulässigkeit von Ammo-

niak-Infrastruktur im Außenbereich.  

Wasserstoff wird mittlerweile häufig mitge-

dacht, Ammoniak aber außen vor gelassen. 

Grüne Ammoniak-Infrastruktur sollte im glei-

chen Maße wie Wasserstoff-Infrastruktur im 

Außenbereich zulässig sein. Hierfür sollten 

gleichrangige Regelungen für Ammoniak wie 

für Wasserstoff aus § 249a BauGB eingeführt 

werden.  
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6 Darstellung der 

genehmigungsrechtlichen Grundlagen 

Den Risiken, die durch die Verwendung von Ammoniak als Energieträger entstehen, kann 

durch entsprechende Sicherheitsmaßnahmen begegnet werden. Das Immissionsschutzrecht 

bietet bereits einen Rahmen, der einen sicheren Umgang mit Ammoniak gewährleisten kann. 

So bedürfen standortfeste Ammoniak-Anlagen grundsätzlich einer Genehmigung, bevor sie 

errichtet und betrieben werden dürfen. Allerdings bezieht sich das Immissionsschutzrecht in 

erster Linie auf Ammoniak als chemisches Produkt oder Düngemittel. Ammoniak als Ener-

gieträger wird bisher nicht passgenau berücksichtigt. Der folgende Abschnitt geht auf die 

einzelnen Genehmigungsvoraussetzungen zur Errichtung und Betrieb ortsfester Ammoniak-

Anlagen ein. Die rechtlichen Anforderungen für Anlagen, in denen Ammoniak verwendet, 

umgeschlagen oder gelagert wird, werden zunächst allgemein betrachtet. Ab Kap. 8 wird 

auf die konkreten Ammoniak-Technologien im Einzelnen eingegangen 

6.1 Grundlagen des Immissionsschutzrechts 

Die zentrale Rechtsgrundlage des Immissionsschutzrechts ist das BImSchG. In ihm sind die Anforde-

rungen an die zulässige Errichtung und Betrieb von Anlagen verankert. Zweck des BImSchG ist gemäß 

§ 1 Abs. 1 BImSchG Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kul-

tur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen 

schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. 

6.1.1 Schädliche Umwelteinwirkungen und Immissionen 

Im Immissionsschutzrecht sind die „schädlichen Umwelteinwirkung“ ein zentraler Begriff.71 

§ 3 Abs. 1 BImSchG definiert diese als „Immissionen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, 

Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbar-

schaft herbeizuführen.“ Weiter definiert § 3 Abs. 2 BImSchG Immissionen als Luftverunreinigungen, 

Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Umwelteinwirkungen, die einwir-

ken auf: 

▪ Menschen 

▪ Wild- und Nutztiere und Pflanzen 

▪ den Boden 

▪ das Wasser 

▪ die Atmosphäre 

▪ das Klima sowie  

▪ Kultur- und sonstige Sachgüter 

 
 
71 Landmann u. a., Umweltrecht 2022, BImSchG § 3 Rn. 10. 
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Dem gegenüber sind Emissionen gem. § 3 Abs. 3 BImSchG von einer Anlage ausgehenden Luftverun-

reinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Erscheinungen. 

Bei schädlichen Umwelteinwirkungen handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, der aber 

vollumfänglich gerichtlich überprüfbar ist.72 An das BImSchG angegliedert existieren eine Vielzahl an 

Verordnungen, allgemeinen Verwaltungsvorschriften sowie in bestimmten Fällen technische Normen, 

die es erlauben, den Begriff der schädlichen Umwelteinwirkung näher zu definieren.73 (siehe auch 

6.2.1 Genehmigungsbedürftigkeit von ortsfesten Ammoniak-Anlagen 

Lässt sich eine Ammoniak-Technologie unter den Anlagenbegriff fassen, wird sie hierdurch nicht 

zwangsläufig genehmigungspflichtig. Vielmehr richtet sich die Genehmigungspflicht von Anlagen 

nach § 4 BImSchG i.V.m der 4. Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV). Dieser 

beinhaltet auch die Legaldefinition „genehmigungsbedürftiger Anlagen“. Darunter fallen Errichtung 

und Betrieb von Anlagen, die auf Grund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs in besonderem Maße 

geeignet sind, schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen oder in anderer Weise die Allgemein-

heit oder die Nachbarschaft zu gefährden, erheblich zu benachteiligen oder erheblich zu belästigen. 

Gemäß § 4 Abs. 1 S. 1 BImSchG erfolgt die Benennung der genehmigungsbedürftigen Anlagen durch 

Rechtsverordnung.  

Anhang 1 der 4. BImSchV listet entsprechend die Anlagentypen. Die Auflistung der Anlagentypen in 

Anhang 1 der 4. BImSchV ist abschließend zu verstehen. Eine Möglichkeit zur analogen Anwendung 

besteht nicht. Gleichzeitig dürfen die in Anhang 1 der 4. BImSchV genannten Anlagenbegriffe nicht zu 

eng verstanden werden. Ob eine Anlage unter die Anlagentypen des Anhangs 1 der 4. BImSchV fällt, 

richtet sich auch nach ihrer Zweckbestimmung und technischen Natur. Kann eine Anlage mehreren 

der in Anhang 1 der 4. BImSchV genannten Anlagentypen vollständig zugeordnet werden, gilt 

der Grundsatz der Spezialität.  

Fällt eine Anlage nicht unter den Katalog aus Anhang 1 der 4. BImSchV, ist sie im immissionsschutz-

rechtlichen Sinne nicht genehmigungsbedürftig. Allerdings können andere Genehmigungspflichten 

bestehen, wie die bauordnungsrechtliche Genehmigungspflicht, die gewässerschutzrechtliche 

Eignungsfeststellung oder die Erlaubnis nach der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV). 

Im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren schließt die mit Konzentrationswirkung 

nach § 13 BImSchG die entsprechende Erlaubnis bzw. Genehmigung mit ein. 

Die Einordnung für die jeweiligen Anlagentypen erfolgt in Kapitel 8-14 jeweils gesondert. 

Zudem ergeben sich aus § 22 BImSchG auch für nicht genehmigungsbedürftige Anlagen bestimmte 

Betriebspflichten. Unter anderem sind demnach die Anlagen so zu errichten und zu betreiben, dass 

schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar 

sind, nach dem Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindest-

maß beschränkt werden und die beim Betrieb der Anlagen entstehenden Abfälle ordnungsgemäß be-

seitigt werden können. 

Lässt sich eine Ammoniak-Technologie unter den Anlagenbegriff fassen, wird sie hierdurch nicht 

zwangsläufig genehmigungspflichtig. Vielmehr richtet sich die Genehmigungspflicht von Anlagen 

nach § 4 BImSchG i.V.m der 4. Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV). 

 
 
72 Landmann u. a., ebd., BImSchG § 3 Rn. 11. 
73 Landmann u. a., ebd., BImSchG § 3 Rn. 11. 
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Dieser beinhaltet auch die Legaldefinition „genehmigungsbedürftiger Anlagen“. Darunter fallen Er-

richtung und Betrieb von Anlagen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs in besonde-

rem Maße geeignet sind, schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen oder in anderer Weise die 

Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefährden, erheblich zu benachteiligen oder erheblich zu be-

lästigen. Gemäß § 4 Abs. 1 S. 1 BImSchG erfolgt die Benennung der genehmigungsbedürftigen Anlagen 

durch Rechtsverordnung.  

Anhang 1 der 4. BImSchV listet entsprechend die Anlagentypen. Die Auflistung der Anlagentypen in 

Anhang 1 der 4. BImSchV ist abschließend zu verstehen. Eine Möglichkeit zur analogen Anwendung 

besteht nicht. Gleichzeitig dürfen die in Anhang 1 der 4. BImSchV genannten Anlagenbegriffe nicht zu 

eng verstanden werden. Ob eine Anlage unter die Anlagentypen des Anhangs 1 der 4. BImSchV fällt, 

richtet sich auch nach ihrer Zweckbestimmung und technischen Natur. Kann eine Anlage mehreren 

der in Anhang 1 der 4. BImSchV genannten Anlagentypen vollständig zugeordnet werden, gilt der 

Grundsatz der Spezialität.  

Fällt eine Anlage nicht unter den Katalog aus Anhang 1 der 4. BImSchV, ist sie im immissionsschutz-

rechtlichen Sinne nicht genehmigungsbedürftig. Allerdings können andere Genehmigungspflichten 

bestehen, wie die bauordnungsrechtliche Genehmigungspflicht, die gewässerschutzrechtliche Eig-

nungsfeststellung oder die Erlaubnis nach der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV). Im immis-

sionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren schließt die mit Konzentrationswirkung nach 

§ 13 BImSchG die entsprechende Erlaubnis bzw. Genehmigung mit ein. 

Die Einordnung für die jeweiligen Anlagentypen erfolgt in Kapitel 8-14 jeweils gesondert. 

Zudem ergeben sich aus § 22 BImSchG auch für nicht genehmigungsbedürftige Anlagen bestimmte 

Betriebspflichten. Unter anderem sind demnach die Anlagen so zu errichten und zu betreiben, dass 

schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar 

sind, nach dem Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindest-

maß beschränkt werden und die beim Betrieb der Anlagen entstehenden Abfälle ordnungsgemäß be-

seitigt werden können. 

6.1.2 Immissionsschutzrechtlicher Anlagenbegriff 

Das Instrument der Genehmigungserfordernis bestimmter Anlagen bildet einen Schwerpunkt des 

Immissionsschutzrechts. An den Begriff der „Anlage“ knüpfen die im BImSchG enthaltenen Regelungen 

zu Genehmigung als auch die Betreiberpflichten gem. § 5 und § 22 BImSchG an. Insoweit ist die Geneh-

migungsvoraussetzung für Ammoniak-Technologien auch immer davon abhängig, inwieweit die je-

weiligen Technologien sich unter den Anlagenbegriff des BImSchG gliedern lassen.  

In den Begriffsbestimmungen des § 3 Abs. 5 BImSchG werden Anlagen 

definiert als: 

▪ Betriebsstätten und sonstige ortsfeste Einrichtungen 

▪ Maschinen, Geräte und sonstige ortsveränderliche technische 

Einrichtungen sowie Fahrzeuge, soweit sie nicht der Vor-

schrift des § 38 BImSchG unterliegen 

▪ Grundstücke, auf denen Stoffe gelagert oder abgelagert oder 

Arbeiten durchgeführt werden, die Emissionen verursachen 

können, ausgenommen öffentliche Verkehrswege 
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Nach diesem Wortlaut ist der Anlagenbegriff somit weit zu verstehen.74  

Bei der Frage, inwieweit ortsfeste Ammoniak-Technologien unter den Anlagenbegriff fallen, ist zu be-

achten, dass gem. § 3 Abs. 5 Nr. 2 iVm § 38 Abs. 1 BImSchG Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger, Schie-

nen-, Luft- und Wasserfahrzeuge sowie Schwimmkörper und schwimmende Anlagen nicht von diesem 

Anlagenbegriff erfasst sind. Die im CAMPFIRE-Projekt entwickelten ortsfesten Ammoniak-Technolo-

gien dürften sich so in Abgrenzung zu §3 Abs. 5 Nr. 2 BImSchG regelmäßig unter den immissions-

schutzrechtlichen Anlagenbegriff gliedern lassen. Wasserfahrzeuge wie Binnenschiffe und Bunkerbar-

gen sind nicht von dem Anlagenbegriff aus § 3 Abs. 5 BImSchG erfasst und unterliegen anderen recht-

lichen Rahmenbedingung (siehe Kapitel 12 Grundlegende rechtliche Analyse zur Zulassung von Schiffen 

als nicht-ortsfeste Ammoniak-Anlagen). 

6.1.3 Haupt- und Nebeneinrichtungen 

Anlagen setzen sich gewöhnlich aus mehreren Baugruppen, Anlagenteilen, Komponenten oder Ein-

richtungen zusammen. Inwieweit die einzelnen Anlagenteile sich zu einer Anlage oder mehreren An-

lagen einordnen lassen, ist von großer praktischer Bedeutung. Hieran knüpft die Frage an, wie einzelne 

gem. § 4 BImSchG genehmigungspflichtige Anlagen von anderen Anlagen oder Einrichtungen abzu-

grenzen sind und damit auch die Frage, welche Bestandteile eines Betriebsprozesses o. ä. zu einer ge-

nehmigungsbedürftigen Anlage zuordnen lassen und welche nicht.75 Der sog. Anlagenumfang richtet 

sich entsprechend der Begriffsbestimmung aus § 3 Abs. 5 BImSchG sowohl nach einer einzelnen tech-

nischen Einrichtung, als auch nach (aus mehreren Teilanlagen bestehende) Betriebsstätte, die auch 

eine immissionsschutzrechtliche Anlage sein kann. Allerdings wird eine nähere Festlegung dem Ver-

ordnungsgeber aus § 4 BImSchG iVm der 4. BImSchV überlassen. Ausschlaggebend für die Bestimmung 

des Anlagenumfangs sind damit die Vorgaben der 4. BImSchV, insb. die Formulierungen im Anhang 1 

der 4. BImSchV.76 

Genehmigungsbedürftige Anlagen lassen sich entsprechend § 1 Abs. 2 der 4. BImSchV in Hauptein-

richtungen und Nebeneinrichtungen untergliedern. Der Begriff der „Haupteinrichtung“77 wird im 

Verordnungstext nicht genannt, sondern wurde vom Schrifttum entwickelt. Das BVerwG nennt diesen 

auch den „Kernbestand“78. Er umfasst gem. § 1 Abs. 2 Nr. 1 der 4. BImSchV alle vorgesehenen Anlagen-

teile und Verfahrensschritte, die zum Betrieb notwendig sind. Hierunter fallen nach der Rechtspre-

chung des BVerwG „[…] alle Teilanlagen, die bei den zur Erreichung des jeweiligen Betriebszwecks 

(Herstellung, Gewinnung, Verarbeitung, Bearbeitung) notwendigen Verfahrensschritten eingesetzt 

oder benutzt werden. […] Zum Anlagenkern gehören die Haupteinrichtungen, in denen der durch den 

Betriebszweck gekennzeichnete eigentliche Betriebsvorgang stattfindet (z. B. Reaktionsbehälter, 

Rohrleitungen, Antriebsmotoren, Brenner, Gebläse). Zu den sonstigen wesentlichen Bestandteilen ge-

hören die übrigen Betriebseinheiten, die zur Erreichung des Betriebszwecks erforderlich sind, ins-

besondere Hilfseinrichtungen wie Mess-, Steuer- und Regeleinrichtungen sowie 

 
 
74 BT-Drs.7/179, S. 29; Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BImSchG § 3 Rn. 72; Jarass, [Fn. 56], BImSchG § 3 

Rn. 72.  
75 Jarass, [Fn. 56], BImSchG § 4 Rn. 60. 
76 Jarass, ebd., BImSchG § 4 Rn. 62. 
77 Jarass, Immissionsschutzrechtlicher Anlagenbegriff und Reichweite der Genehmigungsbedürftigkeit, UPR 2011, 201 

(203). 
78 BVerwG, NVwZ 2011, 429 Rn. 20. 
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Sicherheitsvorkehrungen wie Sicherheitsventile und Abschaltvorkehrungen“79  Zusätzlich werden An-

lagenteile und Verfahrensschritte, die für die Sicherheit des betreffenden Prozesses erforderlich sind 

ebenfalls der Haupteinrichtung zugeordnet.80 Häufig werden auch Einrichtungen zum An- und Ab-

transport von Rohstoffen und Fertigteilen hierunter gefasst. Eigenständige Lager sind aber als Neben-

einrichtungen zu werten. 

Der Begriff der Nebeneinrichtung wird direkt in § 1 Abs. 2 Nr. 2 der 4. BImSchV genannt.  Demnach 

erstreckt sich gem. § 1 Abs. 2 Nr. 2 das Genehmigungserfordernis für Anlagen auch auf alle vorgesehe-

nen Nebeneinrichtungen, die in einem räumlichen und betriebstechnischen Zusammenhang mit der 

Haupteinrichtung stehen und die von Bedeutung sein können für 

▪ das Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen, 

▪ die Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen oder 

▪ das Entstehen sonstiger Gefahren, erheblicher Nachteile oder erheblicher Belästigungen. 

Nebeneinrichtungen gelten auch dann als Teil der genehmigungsbedürftigen Anlage, wenn die Neben-

einrichtung ihrerseits eine genehmigungsbedürftige Anlage darstellt. Nebeneinrichtungen sind auch 

Anlagenteile und Verfahrensschritte, die für die Erfüllung des Anlagenzwecks nicht erforderlich, je-

doch auf die Haupteinrichtung ausgerichtet sind.81 Das BVerwG führt hierzu aus: „[…] Nebeneinrich-

tungen [haben] keine Verfahrensschritte zum Gegenstand, die zur Erreichung des Betriebszwecks un-

mittelbar erforderlich sind, sie sind aber auf diesen Zweck hin ausgerichtet. Im Verhältnis zum Kern-

bestand haben sie eine „dienende“ Funktion. Auf die Notwendigkeit der Nebeneinrichtung für das 

Funktionieren der Hauptanlage kommt es nicht an. Maßgebend ist die tatsächliche Einbeziehung in 

den auf die Hauptanlage bezogenen und von diesem bestimmten Funktionszusammenhang. Ob eine 

(Teil-)Anlage als Nebeneinrichtung zu qualifizieren ist, hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. 

Maßgeblich ist, ob die Anlage im Einzelfall für den Betrieb der Kernanlage bedeutsam ist.“82 

Darüber hinaus sind Anlagenteile und Verfahrensschritte dann als Nebeneinrichtung zu sehen, wenn 

sie bezüglich der Haupteinrichtung dienenden, untergeordneten Charakter haben. Anlagen zur Her-

stellung von Einsatzstoffen oder Anlagen der Weiterverarbeitung werden daher regelmäßig nicht als 

Nebeneinrichtungen eingeordnet. Hierfür ist auch die Verkehrsanschauung bedeutsam.83 

  

 
 
79 BVerwG, ebd., 429 Rn. 20. 
80 Jarass, [Fn. 76], S. § 4 Rn. 62. 
81 BVerwG, NVwZ 2011, 429 Rn. 21. 
82 BVerwG, NVwZ 2011, 429, Rn. 28.  
83 Jarass, [Fn. 76], BImSchG § 4 Rn. 62. 
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Bei der Einordnung von Ammoniak-Technologien in den Anlagenumfang, ergeben sich dann Rechts-

unsicherheiten, wenn der Zweck der zu beurteilenden Einrichtung weiter als der Zweck ausfällt, der 

im Anhang 1 der 4. BImSchV zur Kennzeichnung der betreffenden Anlagenart eingesetzt wird.84 In 

diesem Falle gehört der Vorgang, der über den Zweck aus Anhang 1 der 4. BImSchV hinaus geht, nicht 

mehr zur genehmigungsbedürftigen Anlage.85 Es sind nur „alle diejenigen Betriebseinheiten, die erfor-

derlich sind, um den eigentlichen Betriebszweck [gem. der 4. BImSchV] zu erreichen“86 genehmigungs-

bedürftig. Arbeiten, die nicht zu dem eigentlichen Betriebszweck gehören, fallen somit weg. Darunter 

fallen bspw. Lagerhallen, in der die erzeugten Produkte aufbewahrt werden – sofern die Lagerung die-

ser Produkte ihrerseits nicht unter die 4. BImSchV fällt. Zu den genehmigungsbedürftigen Nebenein-

richtungen gehören Fertigproduktlager und Verpackungseinrichtungen bspw. dann, „wenn die 

 
 
84 Jarass, ebd., S. § 4 Rn. 60 ff. 
85 BVerwG, NVwZ-RR 1992, 402/403; BVerwGE 69, 351 (355). 
86 BVerwG, NVwZ-RR 1992, 402 (403). 

Haupteinrichtung 

§ 1 Abs. 2 Nr. 1 der 4.  BImSchV 

Nebeneinrichtung 

§ 1 Abs. 2 Nr. 2 der 4.  BImSchV 

Genehmigungsbedürftige Anlagen gem. § 4 BImSchG iVm § 1 Abs. 2 der 4. BIm-

SchV 

Einrichtung 

außerhalb des Anlagenumfangs 

▪ Anlagenteile und Verfahrens-
schritte, die zum Betrieb not-
wendig sind  

▪ durch Betriebszweck gekenn-
zeichnete eigentliche Betriebs-
vorgang 

▪ z. B. Reaktionsbehälter, Rohr-
leitungen, Antriebsmotoren, 
Brenner, Gebläse 

▪ Anlagenteile und Verfahrens-
schritte, die für die Sicherheit 
erforderlich sind wie Sicher-
heitsventile und Abschaltvor-
kehrungen   

▪ Hilfseinrichtungen wie Mess-, 
Steuer- und Regeleinrichtun-
gen  

▪ Einrichtungen zum An- und 
Abtransport von Rohstoffen 
und Fertigteilen  

▪ räumlichen und betriebstech-
nischen Zusammenhang mit 
der Hauteinrichtung stehen  

▪ auch wenn die Nebeneinrich-
tung ihrerseits eine genehmi-
gungsbedürftige Anlage dar-
stellt 

▪ Anlagenteile und Verfahrens-
schritte, die für die Erfüllung 
des Anlagenzwecks nicht erfor-
derlich, aber auf  Haupteinrich-
tung ausgerichtet  

▪ Funktionszusammenhang mit 
Haupteinrichtung 

▪ auch bei vor- wie nachgeschal-
teten Schritten  

–  

▪ Einrichtung fällt weiter als der 
Zweck nach der 4. BImschV 
aus 

▪ Keine emissions- bzw. immis-
sionsschutzrechtliche Relevan 

▪ zB Lagerhallen, in der die er-
zeugten Produkte aufbewahrt 
werden – sofern die Lagerung 
dieser Produkte nicht unter 
die 4. BImSchV fällt.  

▪ zB Fertigproduktlager und 
Verpackungseinrichtungen  

 

 

Rechtsunsicherheit 

zur Einordnung des 

Anlagenumfangs von 

Ammoniak-Technolo-

gien 

Bisher besteht keine 

Verwaltungspraxis 

zur Einordnung  

Abbildung 3 Einordnung von Einrichtungen als Haupteinrichtung, Nebeneinrichtung sowie Einrichtung 
außerhalb des genehmigungsbedürftigen Anlagenumfangs (Quelle: eigene Darstellung, angelehnt an 
Jarass, § 4 Rn. 60 ff). 
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Nebeneinrichtung eine emissions- bzw. immissionsschutzrechtliche Relevanz besitzt“.87 Die Unter-

scheidung zwischen den genehmigungsbedürftigen Haupt- sowie Nebeneinrichtungen und nicht dem 

betriebszweck dienenden Einrichtungen ist insbesondere für chemische Umwandlungsanlagen be-

deutsam.88 

Sowohl Rechtsprechung als auch Schrifttum eröffnen hier einen Auslegungsspielraum, aus dem sich 

eine gewisse Rechtsunsicherheit ergibt. In der Regel sind Ammoniak-Technologien so neuartig, dass 

sich noch keine Verwaltungspraxis über die Einordnung von Ammoniak-Technologien in den Anlagen-

umfang herausgebildet hat (zu der Einordnung des Anlageumfangs bestimmter Ammoniak-Technolo-

gien, siehe die Kapitel 10.2.1.1 Haupt- und Nebeneinrichtung).   

6.1.4 Umweltverträglichkeitsprüfung 

Für bestimmte Anlagen wird im Genehmigungsprozess die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

integriert, die sich wiederum aus dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)89 

ergibt. Dabei handelt es um einen unselbständigen Teil des verwaltungsbehördlichen Verfahrens. Ma-

teriell bedeutet Umweltverträglichkeitsprüfung nach § 3 UVPG Ermittlung, Beschreibung und Bewer-

tung der erheblichen Auswirkungen UVP-pflichtiger Vorhaben auf die Schutzgüter des § 2 Abs. 1 

UVPG.90 Folglich werden innerhalb der UVP Auswirkungen nur beschrieben und bewertet. Sicherheits-

vorgaben, Umweltstandards oder weitere materiell-rechtliche Vorgaben ergeben sich aus dem UVPG 

keine. Die Ergebnisse der UVP werden von der Genehmigungsbehörde bewertet und bei der Entschei-

dung über den Antrag berücksichtigt (§ 20 Abs. 1b Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 9. 

BImSchV)91 

Wann die UVP zum Tragen kommt sowie ihr Verfahren wird im UVPG kodifiziert. Dieses baut auf der 

Richtlinie 2011/92/EU über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und pri-

vaten Projekten92 sowie auf der Richtlinie 2001/42/EG über die Prüfung der Umweltauswirkungen 

bestimmter Pläne und Programme93 auf.  

Die UVP-Pflicht zielt darauf ab, vor der Zulassung umweltrelevanter Vorhaben  

▪ eine einheitlich sämtliche relevanten Umweltaspekte umfassende Prüfung der voraussichtli-

chen Umweltauswirkungen durchzuführen  

▪ unter Einbeziehung der betroffenen Öffentlichkeit sicherzustellen und  

▪ deren Ergebnisse in die Zulassungsentscheidung einfließen zu lassen.94 

 
 
87 BVerwG, NVwZ-RR 1992, 402 (403). 
88 Jarass, ebd., § 4 Rn. 60 ff. 
89 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 

540), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden ist. 
90 Peters u. a., Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung, UVPG § 4 Rn. 10. 
91 Verordnung über das Genehmigungsverfahren in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 (BGBl. I S. 
1001), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225) geändert worden ist. 

92 Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (Kodifizierter Text) Text von Bedeutung 
für den EWR, 28.1.2012, Amtsblatt der Europäischen Union L 26/1. 

93 Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Um-
weltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 21.7.2001, L 
197/30. 

94 Ramsauer, in: Koch u. a., [Fn. 55], § 3 Rn. 138. 
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Somit ist die UVP-Pflicht ein Teil des Vorsorgeprinzips und des Integrationsprinzips. Zentrales Ele-

ment stellt die Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit dar. Diese wird durch die Offenlegung sämt-

licher relevanter Unterlagen informiert. Die UVP dient somit auch dem Transparenzprinzip. Zudem 

gibt die Öffentlichkeitsbeteiligung Gelegenheit dazu, an Vorhaben zu partizipieren, indem die Öffent-

lichkeit Stellung beziehen und so Einfluss auf die Zulassungsentscheidung nehmen kann. Hierdurch 

kann auch die Akzeptanz des Vorhabens gefördert werden.95 

Neben Vorgaben zur Umweltverträglichkeitsprüfung selbst, enthält das UVPG Regelungen zur allge-

meinen und zur standortbezogenen Vorprüfung gem. § 7 Abs. 1, 2 UVPG. Diese Vorprüfungen dienen 

der Feststellung einer etwaigen UVP-Pflicht. Welche Prüfung für ein Vorhaben durchgeführt werden 

muss, richtet sich nach Anlage 1 UVPG.   

Aus Anlage 1 UVPG ergibt sich, für welche Anlagentypen und Mengenschwellwerte die UVP bzw. eine 

Vorprüfung durchgeführt werden muss. Entsprechend § 7 Abs. 1 UVPG muss die zuständige Behörde 

für Neuvorhaben, die in Anlage 1 Spalte 2 mit dem Buchstaben „A“ gekennzeichnet sind, eine allge-

meine Vorprüfung des Einzelfalls zur Feststellung der UVP-Pflicht durchführen. Diese beinhaltet eine 

überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien. Ist der 

Anlagentyp bzw. dessen Größe mit dem Buchstaben „S“ gekennzeichnet, führt die zuständige Behörde 

die sog. standortbezogene Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht durch. Ergibt die Vorprü-

fung, dass Neuvorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde erhebliche nachteilige Umwelt-

auswirkungen haben können, resultiert hieraus die UVP-Pflicht. Ebenso sind Anlagen ohne weitere 

Prüfung UVP-pflichtig, wenn Anlagentypen oder Anlagengrößen gem. § 6 UVPG mit dem Buchstaben 

„X“ in Anlage 1 UVPG gekennzeichnet sind. Welche Ammoniak-Technologien unter die UVP-Pflicht fal-

len, ist vom Einzelfall abhängig. In der Tabelle 2 wird ein Auszug aus der Anlage 1 UVPG dargestellt. 

Aufgelistet sind alle für die ortsfesten Anlagen dieser Studie Anlagentypen. Erreichen oder übersteigen 

die ortsfesten Ammoniak-Anlagen abhängig von ihrem Anlagentyp die in der Anlage 1 UVPG Kapazi-

täten oder Mengenschwellwerte, wird der Anwendungsbereich des UVPG. 

  

 
 
95 Ramsauer: in: Koch u. a., ebd., S. § 3 Rn. 138; weitere Ausführungen über die Akzeptanz von Ammoniak als Energie-

träger finden sich in: Nicolaas Ponder u. a., Leinen los für die Akzeptanz! Gezielte  Kommunikation für grünes Ammo-
niak in der Schifffahrt. Kommunikationskonzept im Rahmen des  Wasserstoff-Leitprojekts TransHyDE. 
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Tabelle 2 Auszug aus Anhang 1 UVPG über alle für die in dieser Studie untersuchten ortsfesten Am-
moniak-Anlagen (Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Anhang 1 UVPG). 

Nr. Vorhaben Sp.1 Sp.2 

1. Wärmeerzeugung, Bergbau und Energie:   

1.1 

Errichtung und Betrieb einer Anlage zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder erhitztem Abgas 
durch den Einsatz von Brennstoffen in einer Verbrennungseinrichtung (wie Kraftwerk, Heizkraftwerk, Heizwerk, Gasturbine, 
Verbrennungsmotoranlage, sonstige Feuerungsanlage), einschließlich des jeweils zugehörigen Dampfkessels, mit einer Feue-
rungswärmeleistung von 

  

1.1.1 mehr als 200 MW, X  

1.1.2 50 MW bis 200 MW;  A 

1.2 

Errichtung und Betrieb einer Anlage zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder erhitztem Abgas in 
einer Verbrennungseinrichtung (wie Kraftwerk, Heizkraftwerk, Heizwerk, Gasturbinenanlage, Verbrennungsmotoranlage, sons-
tige Feuerungsanlage), einschließlich des jeweils zugehörigen Dampfkessels, ausgenommen Verbrennungsmotoranlagen für 
Bohranlagen und Notstromaggregate, durch den Einsatz von 

  

 […]   

1.2.3 
Heizöl EL, Dieselkraftstoff, Methanol, Ethanol, naturbelassenen Pflanzenölen oder Pflanzenölmethylestern, naturbelassenem 
Erdgas, Flüssiggas, Gasen der öffentlichen Gasversorgung oder Wasserstoff mit einer Feuerungswärmeleistung von 

  

1.2.3.1 20 MW bis weniger als 50 MW,  S 

1.2.3.2 1 MW bis weniger als 20 MW, bei Verbrennungsmotoranlagen oder Gasturbinenanlagen,  S 

1.2.4 
 anderen als in Nummer 1.2.1 oder 1.2.3 genannten festen oder flüssigen Brennstoffen mit einer Feuerungs-
wärmeleistung von 

  

1.2.4.1 1 MW bis weniger als 50 MW,  A 

 100 KW bis weniger als 1 MW;  S 

 […]   

4. Chemische Erzeugnisse, Arzneimittel, Mineralölraffination und Weiterverarbeitung:   

 

Errichtung und Betrieb einer integrierten chemischen Anlage (Verbund zur Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen durch 

chemische Umwandlung im industriellen Umfang, bei dem sich mehrere Einheiten nebeneinander befinden und in funktioneller 

Hinsicht miteinander verbunden sind und 

▪ zur Herstellung von organischen Grundchemikalien, 
▪ zur Herstellung von anorganischen Grundchemikalien, 
▪ zur Herstellung von phosphor-, stickstoff- oder kaliumhaltigen Düngemitteln (Einnährstoff oder Mehrnährstoff), 
▪ zur Herstellung von Ausgangsstoffen für Pflanzenschutzmittel und von Bioziden, 
▪ zur Herstellung von Grundarzneimitteln unter Verwendung eines chemischen oder biologischen Verfahrens oder 
▪ zur Herstellung von Explosivstoffen 

dienen), ausgenommen Anlagen zur Erzeugung oder Spaltung von Kernbrennstoffen oder zur Aufarbeitung bestrahlter Kern-

brennstoffe nach Nummer 11.1; 

X  

4.2 
Errichtung und Betrieb einer Anlage zur Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen durch chemische Umwandlung im industri-
ellen Umfang, ausgenommen integrierte chemische Anlagen nach Nummer 4.1, Anlagen nach Nummer 10.1 und Anlagen zur 
Erzeugung oder Spaltung von Kernbrennstoffen oder zur Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe nach Nummer 11.1; 

 A 

 […]   

9.3 
Errichtung und Betrieb einer Anlage, die der Lagerung von im Anhang 2 (Stoffliste zu Nummer 9.3 Anhang 1) der Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen in der jeweils geltenden Fassung genannten Stoffen dient, mit einer Lagerkapazität von 

  

9.3.1 200 000 t oder mehr, X  

9.3.2 
den in Spalte 4 des Anhangs 2 (Stoffliste zu Nummer 9.3 Anhang 1) der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen in 
der jeweils geltenden Fassung ausgewiesenen Mengen bis weniger als 200 000 t, 

 A 

9.3.3 
den in Spalte 3 bis weniger als den in Spalte 4 des Anhangs 2 (Stoffliste zu Nummer 9.3 Anhang 1) der Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen in der jeweils geltenden Fassung ausgewiesenen Mengen; 

 S 

Legende: 

Nr. = Nummer des Vorhabens 

Vorhaben = Art des Vorhabens mit ggf. Größen- oder Leistungswerten nach § 6 Satz 2 sowie Prüfwerten für Größe oder Leistung nach § 7 Absatz 5 

Satz 3 

X in Spalte 1= Vorhaben ist UVP-pflichtig 

A in Spalte 2= allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls: siehe § 7 Absatz 1 Satz 1 

S in Spalte 2= standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls: siehe § 7 Absatz 2 
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Ergibt sich aus der Vorprüfung oder direkt aus Anlage 1 UVPG, dass eine UVP durchgeführt werden 

muss, wird in einem ersten Schritt ein sog. Scoping-Termin durchgeführt. In diesem wird gem. § 15 

Abs. 1 UVPG der Untersuchungsrahmen für den Vorhabenträger und die Zulassungsbehörde festgelegt. 

Darauf aufbauend muss der Vorhabenträger einen UVP-Bericht zu den voraussichtlichen Auswirkun-

gen des Vorhabens erarbeiten und zusammen mit dem Antrag vorlegen. Der Bericht richtet sich nach 

den in § 16 UVPG aufgeführten Angaben und muss die aufgeführten Unterlagen enthalten. Es erfolgt 

eine Behördenbeteiligung nach § 17 UVPG und auch die Beteiligung der Öffentlichkeit 

(§§ 18, 19 UVPG). Eine Übersicht zum Ablauf des UVP-Verfahrens wird in Fehler! Verweisquelle 

konnte nicht gefunden werden. dargestellt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Projekt 

Scoping mit Vorhabenträger und Behörde 

▪ § 15 Abs. 1 UVPG 
▪ Unterrichtung über den Untersuchungsrah-

men über Inhalt, Umfang und Detailtiefe  
 

Öffentlichkeitsbeteiligung 

▪ § 18 ff UVPG 
▪ Betroffene Öffentlichkeit wird Gelegenheit zur 

Äußerung gegeben 

UVP-Bericht 

▪ § 16 UVPG 
▪ Beschreibung u. a. Umweltauswirkungen und 

Gegenmaßnahmen 

Zusammenfassende Darstellung 

▪ § 24 UVPG 
▪ Über Umweltauswirkungen, Maßnahmen und 

Ersatzmaßnahmen 

Entscheidung über Zulässigkeit 

▪ § 24 UVPG 
▪ Behörde bewertet Darstellung 
▪ bei Entscheidung über Zulässigkeit berück-

sichtigt Behörde die Bewertung  

 

– UVP-Pflichtig nach Anhang 1 UVPG 
–  
–  

Keine UVP nach Anhang 1 UVPG 

 

Vorprüfung 

▪ allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls: siehe 
§ 7 Abs. 1 S. 1 UVPG 

▪ standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls: 
siehe § 7 Abs. 2 UVPG 

Abbildung 4 Übersicht des Verfahrens zur Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG (Quelle: Ei-
gene Darstellung). 
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Äußerungen und Einwendungen der betroffenen Öffentlichkeit werden gem. § 21 UVPG behandelt. 

Hierzu gehört die Möglichkeit, sich schriftlich oder zur Niederschrift bei der zuständigen Behörde zu 

äußern.96 Gem. § 24 UVPG erarbeitet die zuständige Behörde möglichst innerhalb eines Monats eine 

zusammenfassende Darstellung, die Ausführungen zu den folgenden Elementen enthält.  

 

Zusätzlich wird in § 8 UVPG festgelegt, dass, sofern die allgemeine Vorprüfung ergibt, dass bei der Ver-

wirklichung des Vorhabens, das zugleich benachbartes Schutzobjekt im Sinne des § 3 Abs. 5d BImSchG 

ist, die Möglichkeit besteht, dass ein Störfall eintritt, sich die Eintrittswahrscheinlichkeit eines solchen 

Störfalls vergrößert oder sich die Folgen eines solchen Störfalls verschlimmern können, davon auszu-

gehen, dass das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann. Dies wird bei Am-

moniak-Anlagen regelmäßig der Fall sein, da sich Anlagen zum Cracken oder Verbrennen von Ammo-

niak mutmaßlich in unmittelbarer Nähe zu Ammoniak-Lagern oder Transportstrukturen errichtet und 

betrieben werden. (Zur Anwendung der StörfallVO Kapitel 6.2.3.1 Pflichten durch Rechtsverordnungen 

am Beispiel der Störfall-Verordnung) 

Hemmnis: Im Durchschnitt benötigen Verfahren an, an die eine UVP geknüpft ist, länger als solche ohne 

UVP-Pflicht. Dabei erhöht die UVP das Schutzniveau im Rahmen der Zulassung von Anlagen nicht durch 

etwaige materiell-rechtliche Anforderungen. Allerdings trägt sie zur Transparenz und Partizipation der 

Öffentlichkeit bei und ist entsprechend ein wichtiges Instrument innerhalb des Genehmigungsverfahrens. 

Sie ist somit grundsätzlich positiv und weniger als Hemmnis zu bewerten.  

Handlungsempfehlung: Es kann argumentiert werden, dass die materiell-rechtlichen Anforderungen 

an das Schutzniveau von Anlagen auch durch das immissionsschutzrechtliche Verfahren generell hoch 

sind. Ein Aussetzen der UVP könnte so für besonders dringliche Anliegen wie die klimaneutrale Produk-

tion von grünen Brenn- und Kraftstoffen gerechtfertigt sein. Dabei ist zu beachten, dass ein Aussetzen der 

UVP nicht ohne Weiteres durch eine Anpassung der Bundesgesetzgebung möglich ist. Die UVP und das 

UVPG beruhen auf europarechtlichen Vorgaben, die nicht auf nationaler Ebene ausgehebelt werden dür-

fen. Allerdings bestehen innerhalb des EU-Rechts Möglichkeiten die UVP auszusetzen. Dies gilt u. a. für 

sog. Beschleunigungs- und Infrastrukturgebiete. Genauere Ausführungen hierzu werden im Kapitel 7.1 

Beschleunigungs- und Infrastrukturgebiete aus der Erneuerbare-Energien-Richtlinie getroffen. 

 
 
96 Ramsauer, in: Koch u. a., [Fn. 55], S. § 3 Rn. 140. 

Zusammenfassende Darstellung gem. § 24 UVPG   

▪ Umweltauswirkungen des Vorhabens 

▪ Merkmale des Vorhabens und des Standorts, mit denen erhebliche nachteilige Umweltaus-

wirkungen ausgeschlossen, vermindert oder ausgeglichen werden sollen 

▪ Maßnahmen, mit denen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen ausgeschlossen, ver-

mindert oder ausgeglichen werden sollen 

▪ Ersatzmaßnahmen bei Eingriffen in Natur und Landschaft 
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6.2 Genehmigungsvoraussetzungen 

Die immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsvoraussetzungen werden systematisch unterteilt in 

die Genehmigungsbedürftigkeit und die Genehmigungsfähigkeit einer Anlage. 

6.2.1 Genehmigungsbedürftigkeit von ortsfesten Ammoniak-Anlagen 

Lässt sich eine Ammoniak-Technologie unter den Anlagenbegriff fassen, wird sie hierdurch nicht 

zwangsläufig genehmigungspflichtig. Vielmehr richtet sich die Genehmigungspflicht von Anlagen 

nach § 4 BImSchG i.V.m der 4. Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV)97. Die-

ser beinhaltet auch die Legaldefinition „genehmigungsbedürftiger Anlagen“.98 Darunter fallen Er-

richtung und Betrieb von Anlagen, die auf Grund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs in besonde-

rem Maße geeignet sind, schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen oder in anderer Weise die 

Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefährden, erheblich zu benachteiligen oder erheblich zu be-

lästigen. Gemäß § 4 Abs. 1 S. 1 BImSchG erfolgt die Benennung der genehmigungsbedürftigen Anlagen 

durch Rechtsverordnung.99  

Anhang 1 der 4. BImSchV listet entsprechend die Anlagentypen. Die Auflistung der Anlagentypen in 

Anhang 1 der 4. BImSchV ist abschließend zu verstehen. Eine Möglichkeit zur analogen Anwendung 

besteht nicht.100 Gleichzeitig dürfen die in Anhang 1 der 4. BImSchV genannten Anlagenbegriffe nicht 

zu eng verstanden werden. Ob eine Anlage unter die Anlagentypen des Anhangs 1 der 4. BImSchV fällt, 

richtet sich auch nach ihrer Zweckbestimmung und technischen Natur.101 Kann eine Anlage meh-

reren der in Anhang 1 der 4. BImSchV genannten Anlagentypen vollständig zugeordnet werden, gilt 

der Grundsatz der Spezialität.102  

Fällt eine Anlage nicht unter den Katalog aus Anhang 1 der 4. BImSchV, ist sie im immissionsschutz-

rechtlichen Sinne nicht genehmigungsbedürftig. Allerdings können andere Genehmigungspflichten 

bestehen, wie die bauordnungsrechtliche Genehmigungspflicht, die gewässerschutzrechtliche 

Eignungsfeststellung oder die Erlaubnis nach der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV). 

Im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren schließt die mit Konzentrationswirkung 

nach § 13 BImSchG die entsprechende Erlaubnis bzw. Genehmigung mit ein.103 

Die Einordnung für die jeweiligen Anlagentypen erfolgt in Kapitel 8-14 jeweils gesondert. 

Zudem ergeben sich aus § 22 BImSchG auch für nicht genehmigungsbedürftige Anlagen bestimmte 

Betriebspflichten. Unter anderem sind demnach die Anlagen so zu errichten und zu betreiben, dass 

schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar 

sind, nach dem Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein 

 
 
97 Jarass, [Fn. 56], BImSchG § 4 Rn. 4. 
98 Schmidt-Kötters, in: Giesberts und Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BImSchG § 4 Rn. 69. 
99 Jarass, [Fn. 76], BImSchG § 4 Rn. 4. 
100 Schmidt-Kötters, in: Giesberts und Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BImSchG § 4 Rn. 71; Jarass, BImSchG, § 4 

Rn. 20; Dietlein, in: Landmann u. a., [Fn. 72], BImSchG § 4 Rn. 17. 
101 Jarass, [Fn. 56], BImSchG Rn. 20; Dietlein, in: Landmann u. a., [Fn. 72], BImSchG § 4 Rn. 17. 
102 Schmidt-Kötters, in: Giesberts und Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BImSchG § 4 Rn. 74; Jarass, [Fn. 79], BImSchG 

§ 4 Rn. 22. 
103 Fehling/Schings, in: Schneider/Theobald, EnergieWirtschaftsR-HdB, § 9. Rn. 60; Gößl, in: Sieder/Zeitler/Dahme/ 
Knopp, WHG § 63 Rn. 88. 
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Mindestmaß beschränkt werden und die beim Betrieb der Anlagen entstehenden Abfälle ordnungsge-

mäß beseitigt werden können.104 

6.2.2 Genehmigungsfähigkeit 

Gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 2 Alt 1 BImSchG ist die Genehmigung dann zu erteilen, wenn andere öffentlich-

rechtliche Vorschriften der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen. Aufgrund 

der toxischen Eigenschaften von Ammoniak sind insbesondere das Naturschutzrecht sowie das Ge-

wässerschutzrecht relevant. Weiterhin ist das Arbeitsschutzrecht einzuhalten. Im Einzelfall können 

zwar auch andere öffentlich-rechtliche Vorschriften wie das Denkmalschutzrecht greifen, im Folgen-

den wird der Schwerpunkt aber auf zuerst genannte Bereiche gelegt. In der Praxis werden im Geneh-

migungsverfahren auch Belange des Bauplanungsrechts geprüft. Aspekte des Bauplanungsrechts wur-

den bereits Kapitel 5 Allgemeine Standortvoraussetzungen für ortsfeste Ammoniak-Anlagen eingehend 

behandelt und werden daher hier nicht erneut dargestellt. 

6.2.2.1 Gewässerschutz 

Als wassergefährdender Stoff unterliegt Ammoniak den Regelungen des Wasserhaushaltsgesetzes 

(WHG)105 über die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen. Im Folgenden wird der Regelungsrahmen skizziert sowie Hemmnisse und Handlungsempfeh-

lungen aufgezeigt.  Im Gewässerschutz sind nicht alle gewässerschutzrechtlichen Genehmigungen von 

der Konzentrationswirkung des § 13 BImSchG umfasst. So sind wasserrechtliche Erlaubnisse und Be-

willigungen für die Benutzung von Gewässern (§§ 8, 9 WHG) nicht in der immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigung enthalten. Wasserrechtliche Erlaubnisse sind für Ammoniak-Anlagen nur im Einzelfall 

von Bedeutung und werden hier nicht weiter in den Blick genommen. 

6.2.2.1.1 Eignungsfeststellung von Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen nach WHG 

Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen wird im WHG in den §§ 62-63 geregelt. So bedürfen 

gem. § 63 Abs. 1 WHG Anlagen zum Lagern, Abfüllen oder Umschlagen wassergefährdender Stoffe 

einer Eignungsfeststellung der zuständigen Behörde. Von der Eignungsfeststellung ausgeschlossen 

sind gem. § 63 Abs. 2 WHG unter anderem Vorhaben, wenn gem. § 63 Abs. 2 Nr. 2 lit a) WHG wasser-

gefährdende Stoffe nur kurzzeitig in Verbindung mit dem Transport bereitgestellt oder aufbewahrt 

werden und die Behälter oder Verpackungen den Vorschriften und Anforderungen für den Transport 

im öffentlichen Verkehr genügen.106 Zudem kann durch Rechtsverordnung nach 

§ 23 Abs. 1 Nr. 5, 6 und 10 WHG geregelt werden, unter welchen Voraussetzungen keine Eignungsfest-

stellung erforderlich ist (siehe hierzu Kapitel 6.2.2.1.3 Verordnung über Anlagen zum Umgang mit was-

sergefährdenden Stoffen). 

Mit der Eignungsfeststellung aus § 63 WHG soll sichergestellt werden, dass die materiell-rechtlichen 

Anforderungen an den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen aus § 62 WHG erfüllt werden. 

Liegt eine baurechtliche oder immissionsschutzrechtliche Genehmigung vor, kommt es grundsätzlich 

nicht zu einer Doppelung des Verfahrens. Die Eignungsfeststellung ist insoweit mit dem Baurecht bzw. 

 
 
104 Kahl/Gärditz, [Fn. 77], § 7 Rn. 16. 
105 Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. De-

zember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden ist. 
106 Priebe/Graetschel, Rechtsrahmen für Ammoniaktransportlösungen, S. 205. 
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Immissionsschutzrecht verzahnt, dass die Eignungsfeststellung entfällt, wenn gem. § 63 Abs. 3 WHG 

bereits eine Baugenehmigung für die Anlage erteilt worden ist und diese Baugenehmigung die Ein-

haltung der wasserrechtlichen Anforderungen voraussetzt. § 63 Abs. 3 WHG nennt dem Wortlaut nach 

nur die Baugenehmigung.  Allerdings wird die Eignungsfeststellung durch die Konzentrationswirkung 

gem. § 13 BImSchG auch von einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung erfasst.107 Dadurch ent-

fallen die Sicherheitsvorschriften des § 62 WHG nicht. Stattdessen muss mit der Erteilung der Bauge-

nehmigung bzw. der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung sichergestellt werden, dass die ma-

teriell-rechtlichen Voraussetzungen des § 62 WHG erfüllt werden.108  

Neben der Ausnahme von der Eignungsfeststellung kann innerhalb des Genehmigungsverfahrens 

diese „abgekürzt“ werden. Denn unter bestimmten Voraussetzungen erlaubt das WHG eine Eignungs-

feststellungsfiktion. Diese liegt vor, wenn die Voraussetzungen des § 63 Abs. 4 WHG erfüllt werden. 

 

Eine Möglichkeit, die Eignungsfiktion für Anlagen zu erhalten, ist die sog. CE-Kennzeichnung. Diese 

wird in § 2 Nr. 7 ProdSG legal definiert. Demnach handelt sich – vereinfacht ausgedrückt – um eine 

Produktkennzeichnung, durch die der Hersteller erklärt, das Produkt genüge den Harmonisierungs-

rechtsvorschriften der EU. Bei Harmonisierungsrechtsvorschriften handelt es sich um europäische 

Rechtsakte, welche für einzelne Produktgruppen spezifische Anforderungen aufstellen, um die Bedin-

gungen für die Vermarktung der Produkte europaweit zu harmonisieren. Dazu zählen unter anderem 

die bereits oben genannten Druckgeräteverordnung109 und Maschinenrichtlinie110.  

Die CE-Kennzeichnung erfolgt nicht durch eine unabhängige, dritte Stelle. Sie ist vielmehr eine Selbst-

erklärung der Hersteller: innen, dass das Produkt den einschlägigen Harmonisierungsrechtsvor-

schriften entspricht. Die CE-Kennzeichnung darf dann angebracht werden, wenn Hersteller: innen die 

Konformität des Produkts mit den jeweiligen europäischen Vorgaben prüft (sog. Konformitätsbe-

wertungsverfahren).111  

 
 
107 Sieder u. a., Wasserhaushaltsgesetz, Abwasserabgabengesetz, WHG § 63 Rn. 88. 
108 Reinhardt u. a., Wasserhaushaltsgesetz, WHG § 63 Rn. 33. 
109 Druckgeräteverordnung vom 13. Mai 2015 (BGBl. I S. 692), die zuletzt durch Artikel 28 des Gesetzes vom 27. Juli 

2021 (BGBl. I S. 3146) geändert worden ist. 
110 Richtlinie 2006/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 über Maschinen und zur 

Änderung der Richtlinie 95/16/EG (Neufassung) (Text von Bedeutung für den EWR), 09.06.2006, Amtsblatt der Eu-
ropäischen Union L 157/24. 

111 Schütte, in: Ehring u. a., Produkthaftungs- und Produktsicherheitsrecht, ProdSG § 7 Rn. 1 f. 

Geltungsbereich der Eignungsfiktion aus § 63 Abs. 4 WHG (Zusammenfassung): 

▪ Bauprodukte  
▪ die Bauprodukte von einer harmonisierten Norm erfasst sind  
▪ CE-Kennzeichnung angebracht wurde  

▪ serienmäßig hergestellte Bauprodukte, für die nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften ein Verwendbar-
keitsnachweis erteilt wurde, der die Einhaltung der wasserrechtlichen Anforderungen gewährleistet 

▪ Anlagenteile, die aus Bauprodukten zusammengefügt werden, sofern hierfür nach bauordnungsrechtlichen 
Vorschriften eine Bauartgenehmigung oder eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung erteilt wurde, die je-
weils die Einhaltung der wasserrechtlichen Anforderungen gewährleistet, 

▪ Druckgeräte und Baugruppen im Sinne der Druckgeräteverordnung, sofern die CE-Kennzeichnung angebracht 
wurde und die Druckgeräte  

▪ Maschinen im Sinne der Maschinenverordnung, sofern die CE-Kennzeichnung angebracht wurde  
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In der Regel werden auf Grundlage der Harmonisierungsrechtsvorschriften europäische Normen (EN) 

erlassen. EN sind technische Regelwerke, die von privatrechtlichen Akteuer: innen formuliert werden. 

Normgeber auf europäischer Ebene ist in der Regel die CEN oder die CENELEC und auf Bundesebene 

die DIN. Das Verfahren zum Erlass von harmonisierten Normen ist durchaus kodifiziert, jedoch nicht 

über staatliche Vorschriften, sondern durch Private.112 Dennoch entfalten die harmonisierten Normen 

als technische Normen über die CE-Kennzeichnung und damit verbundene Konformitätsbewertungs-

verfahren eine gewisse Bindungswirkung. Zwar ist für das immissionsschutzrechtliche Genehmi-

gungsverfahren eine CE-Kennzeichnung nicht verpflichtend, über die Eignungsfiktion erhalten die 

technischen Regelwerke aber eine gewisse Bedeutung, die über die gewöhnliche Funktion als Orien-

tierungshilfen und Erkenntnisquellen (siehe Kapitel 6.2.3.3 Pflichten durch Technische Regelwerke) von 

technischen Regelwerken hinausgeht. 

Zusammenfassend beinhaltet § 63 WHG verschiedene Regelungen, die einerseits zur Eignungsfeststel-

lung verpflichten, auf der anderen Seite werden Regelungen getroffen, die zur Ausnahme von der Eig-

nungsfeststellung, Entfallen der Eignungsfeststellung und zur Eignungsfeststellungsfiktion führen. 

In der Abbildung 5 wird der Regelungsinhalt des § 63 WHG zusammengefasst.  

 

Abbildung 5 Zusammenfassung § 63 WHG (Quelle: Eigene Darstellung). 

Hemmnis: Bisher bestehen kaum bis keine EN, die spezifisch für Anlagen mit Ammoniak als Energieträ-

ger entwickelt wurden. Für Ammoniak-Technologien, die für Bereiche wie Ammoniak als Kältemittel oder 

Ammoniak im Bereich der chemischen Industrie, bestehen solche Normen (In den folgenden Kapiteln wer-

den die bisher bestehenden technischen Regelwerke technologiespezifisch aufgeführt). Da es für die im 

CAMPFIRE-Projekt entwickelten Technologien bisher kaum passgenaue europäische Normen gibt, ist es 

 
 
112 Lyda u. a., [Fn. 40], S. 70 ff. 
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Anlagen dürfen nur 
errichtet, betrieben 
und wesentlich 
geändert werden, 
wenn ihre Eignung 
von der zuständigen 
Behörde festgestellt 
worden ist

§ 63 Abs. 2 
WHG
Ausnahmen für  
Eignungsfesstel
lung

u. a. für Anlagen 
nach AwVS

§ 63 Abs. 3 WHG
Eignungsfeststellung 
entfällt

für die Anlage eine 
Baugenehmigung 
erteilt worden ist und 
Baugenehmigung die 
Einhaltung der 
wasserrechtlichen 
Anforderungen 
voraussetzt

Gilt auch im 
Genehmigungsverfah
ren nach BImSchG

Vorgaben zum 
gewässerschutz werden 
innerhalb des 
Genehmigungsverfahrens 
geprüft

§ 63 Abs. 4 
WHG
Eignungs-
fiktion

Anlagenteil
e gelten i. d. 
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auch in der Regel nicht möglich, eine Eignungsfiktion über die CE-Kennzeichnung zu erhalten und so das 

Genehmigungsverfahren zumindest in dem Bezug auf das Gewässerschutzrecht zu verkürzen. 

Handlungsempfehlung: Um eine Eignungsfiktion zu erhalten und gleichzeitig ein hohes Sicherheitsni-

veau zu gewährleisten sowie Bauweisen zu standardisieren, bietet es sich an, entsprechende europäische 

Normen zu etablieren. Zusätzlich können Standardisierungen wie EN das Genehmigungsverfahren er-

leichtern. Neben dem Eintritt der Eignungsfiktion nach § 63 Abs. 4 WHG bieten EN eine Richtschnur für 

Antragsteller:innen und Genehmigungsbehörde. Entsprechend wird empfohlen, Prozesse zur Veröffentli-

chung der Normen zeitnah anzustoßen, da der Veröffentlichungsprozess einer EN um die zwei Jahre in 

Anspruch nimmt.113  

6.2.2.1.2 Materiell-Rechtliche Voraussetzungen für die Eignungsfeststellung nach 

WHG 

Die materiell-rechtlichen Voraussetzungen zur Eignungsfeststellung werden zunächst in § 62 WHG 

getroffen. Dieser normiert die Anforderungen an den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen. 

Grundsätzlich legt § 62 Abs. 1 WHG fest, dass Anlagen so beschaffen und errichtet, unterhalten, betrie-

ben sowie stillgelegt werden müssen, dass eine nachteilige Veränderung der Eigenschaften von Ge-

wässern nicht zu besorgen ist. Die auslegungsbedürftige Vorgabe wird dadurch konkretisiert, dass sol-

che Anlagen gem. § 62 Abs. 2 WHG den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen 

müssen.  

Die allgemeinen Regeln der Technik sind dynamisch anpassbar und können ungeschriebener Art sein. 

Werden die allgemeinen anerkannten Regeln der Technik weiterentwickelt erhöhen sich damit 

auch die Anforderungen. Allerdings sind sie häufig auch fest normiert, insbesondere durch Verordnun-

gen. Darunter fallen auch Baubestimmungen und technische Vorschriften anderer Mitgliedstaaten der 

EU. 114 Die allgemeinen Regeln der Technik haben ein geringeres Anforderungsniveau als der Stand 

der Technik.115  

6.2.2.1.3 Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

Zusätzlich wird der Begriff der allgemeinen anerkannten Regeln der Technik gem. § 23 Abs. 1 Nr. 

5-11 i. V. m. § 62 Abs. 4 WHG über die Rechtsverordnung über Anlagen zum Umgang mit wasserge-

fährdenden Stoffen (AwSV)116 abgesteckt. Sie dient dem Schutz von Gewässern vor nachteiligen Ver-

änderungen ihrer Eigenschaften durch Freisetzungen von wassergefährdenden Stoffen aus Anlagen (§ 

1 Abs. 1 AwSV).  

 
 
113 Lyda u. a., ebd., S. 70 ff. 
114 Reinhardt u. a., [Fn. 109], WHG § 62 Rn. 46; Meyer, in: Landmann u. a., [Fn. 72], WHG § 62 Rn. 27. 
115 Reinhardt u. a., [Fn. 109], WHG § 62 Rn. 46; Meyer, in: Landmann u. a., [Fn. 72], WHG § 62 Rn. 27. 
116 Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen vom 18. April 2017 (BGBl. I S. 905), die 

durch Artikel 256 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist. 
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Der Anlagenbegriff der AwSV ist nicht deckungsgleich mit dem des BImSchG. Er ergibt sich aus 

§ 2 Abs. 9 AwSV:  

Die AwSV verweist in ihrem § 14 Abs. 3 deutlich darauf, dass zu einer Anlage auch die Flächen ein-

schließlich ihrer Einrichtungen, die dem Lagern oder dem regelmäßigen Abstellen von wassergefähr-

denden Stoffen in Behältern oder Verpackungen dienen, gehören. Die AwSV beschränkt sich dabei 

nicht nur auf Anlagen zur Lagerung von Ammoniak, sondern ist auch auf weitere Ammoniak-Anlagen 

wie Cracker, Rohrleitungen oder Tankstellen anwendbar.  

Anzumerken ist, dass die AwSV gem. ihres § 1 Abs. 2 Nr. 3 nicht auf Untergrundspeicher i. S. d. 

§ 4 Abs. 9 BBergG angewendet wird. Hierbei handelt es sich um Anlagen zur unterirdischen behälter-

losen Speicherung von Gasen, Flüssigkeiten und festen Stoffen mit Ausnahme von Wasser. Eine unter-

irdische Speicherung von Ammoniak ist im Rahmen des CAMPFIRE-Projektes bisher nicht geplant und 

wird im Folgenden daher nicht weiter adressiert.   

Grundsätzlich unterscheidet die AwSV zwischen nicht wassergefährdenden Stoffen sowie wasser-

gefährdenden Stoffen der Klasse 1 (schwach wassergefährdend), 2 (deutlich wassergefährdend) und 

3 (stark wassergefährdend). Die Klassifizierung von Stoffen erfolgt im letzten Schritt gem. § 6 AwSV 

durch das Umweltbundesamt. Von diesem wurde Ammoniak als wassergefährdender Stoff der Klasse 

2, also deutlich wassergefährdend, eingestuft.117 Abhängig von der Klassifizierung, ergeben sich aus 

§§ 13 ff AwSV technische und organisatorische Anforderungen an Anlagen. Hierbei werden sowohl 

allgemeine Anforderungen aufgestellt (§ 17 ff AwSV), als auch besondere Anforderungen an die 

Rückhaltung wassergefährdender Stoffe (§ 25 ff AwSV).  

Zusätzlich werden Anforderungen an Anlagen in Abhängigkeit von ihrer Gefährdungsstufe 

(§ 39 ff AwSV) kodifiziert. Die Gefährdungsstufe setzt sich aus der Wassergefährdungsklasse und 

dem Volumen in Kubikmetern für flüssige Stoffe bzw. der Masse in Tonnen (für gasförmige Stoffe) 

zusammen. Abhängig von dem Volumen bzw. der Masse ist Ammoniak den Gefährdungsstu-

fen A bis D zuzuordnen. In Tabelle 3 werden die Gefährdungsstufen von Ammoniak entsprechend § 

39 AwSV aufgelistet, sowie die wichtigsten sich daraus ergebenen Anforderungen an Errichtung und 

Betrieb der Anlage zusammengefasst.  

 
 
117 UBA, Rigoletto, abrufbar unter https://webrigoletto.uba.de/Rigoletto/. 

Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen“ gem. § 2 Abs. 9 AwSV: 

▪ selbständige und ortsfeste oder ortsfest benutzte Einheiten, in denen wassergefährdende Stoffe   
▪ gelagert, 
▪ abgefüllt,  
▪ umgeschlagen,  
▪ hergestellt,  
▪ behandelt oder  
▪ im Bereich der gewerblichen Wirtschaft oder im Bereich öffentlicher Einrichtungen verwendet 

werden,  
▪ Rohrleitungsanlagen nach § 62 Abs. 1 S. 2 WHG.  

–  
▪ Als ortsfest oder ortsfest benutzt gelten Einheiten, wenn sie länger als ein halbes Jahr an einem Ort zu einem 

bestimmten betrieblichen Zweck betrieben werden 
▪ Anlagen können aus mehreren Anlagenteilen bestehen 
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Tabelle 3 Gefährdungsstufen und Anforderungen für Ammoniak (Wassergefährdungsklasse 2) aus 
§ 39 ff AwSV. 

 

  

Volumen in  m3 

oder Masse in t 

Gefährdungsstufe von Ammoniak nach § 39 AwSV und Überblick über die Anforderungen an An-

lagen (Auszug) 

 Anforderungen unabhängig von der Gefährdungsstufe 

 

▪ Ausnahme von der Eignungsfeststellung nach § 63 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes 

für  

▪ Anlagen zum Lagern, Abfüllen oder Umschlagen gasförmiger wassergefährdender 

Stoffe 

▪ Anlagen mit einem Volumen von bis zu 1 Kubikmeter, die doppelwandig sind 

▪ Anlagen mit einem Volumen von bis zu 1 Kubikmeter, über ein Rückhaltevolumen 

verfügen, das das gesamte in der Anlage vorhandene Volumen wassergefährden-

der Stoffe zurückhalten kann 

≤ 1 t oder ≤ 1 m³ ▪ Stufe A 

 
▪ Dokumentations- und Prüfpflichten (§ 43, 46, 47) 

▪ Verbot von Errichtung und Betrieb in engeren Zonen und Schutzgebieten (§ 49 Abs. 1) 

> 1 ≤ 10 ▪ Stufe B 

 

▪ Ausnahme von der Eignungsfeststellung, wenn  

▪ entsprechende CE-Kennzeichnung oder  

▪ Baugenehmigung oder  

▪ Behälter/Verpackung Zulassung gefahrgutrechtlich vorliegt und  

▪ Sachverständigengutachten (§ 41 Abs. 2) 

▪ Dokumentations- und Prüfpflichten (§ 43, 46, 47) 

▪ Verbot von Errichtung und Betrieb in engeren Zonen und Schutzgebieten (§ 49 Abs. 1) 

> 10 ≤ 100 ▪ Stufe C 

 

▪ Ausnahme von der Eignungsfeststellung, wenn   

▪ entsprechende CE-Kennzeichnung oder  

▪ Baugenehmigung oder  

▪ Behälter/Verpackung Zulassung gefahrgutrechtlich vorliegt und  

▪ Sachverständigengutachten (§ 41 Abs. 2) 

▪ Dokumentations- und Prüfpflichten (§ 43, 46, 47) 

▪ Verbot von Errichtung und Betrieb in engeren Zonen und Schutzgebieten (§ 49 Abs. 1) und 

Verbot von Errichtung und Betrieb unterirdischer Anlagen in weiteren Zonen (§ 49 Abs. 2) 

> 100 ▪ Stufe D 

 

▪ Ermessen der Behörde, ob Ausnahme von Eignungsfeststellung (§ 41 Abs. 3) 

▪ Dokumentations- und Prüfpflichten (§ 43, 46, 47) 

▪ Verbot von Errichtung und Betrieb in engeren Zonen, Schutzgebieten (§ 49 Abs. 1) und wei-

teren Zonen (§ 49 Abs. 2) 
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In § 39 AwSV werden ferner genauere Bestimmungen abhängig von der Verwendungsart des was-

sergefährdenden Stoffes innerhalb der Anlage getroffen. So werden Vorgaben zum Lagern, Abfüllen, 

Umladen sowie über Anlagen zum Herstellen, Behandeln oder Verwenden solcher Stoffe sowie über 

Rohrleitungen bestimmt. 

Ferner wird in der AwSV der Begriff der allgemein anerkannten Regeln der Technik konkretisiert. 

Wie oben bereits ausgeführt, verweist das WHG in seinem § 62 Abs. 2 darauf, dass Anlagen zum Um-

gang mit wassergefährdenden Stoffen nur entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Tech-

nik beschaffen sein dürfen. § 15 AwSV greift den Begriff auf und definiert die allgemein anerkannten 

Regeln der Technik nach § 62 Abs. 2 WHG in einer nicht abschließenden Auflistung. So werden in 

§ 15 Abs. 1 Nr. 1 AwSV insbesondere technische Regeln wassergefährdender Stoffe der Deutschen 

Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. (DWA) genannt. Es fällt auf, dass 

Technische Normen über den Umgang mit Ammoniak als wassergefährdenden Stoff durchaus vorhan-

den sind. Allerdings fehlt es an Technischen Normen bezüglich Technologien, die mit Ammoniak und 

Hitze arbeiten, wie das Blockheizkraftwerk, der Cracker oder alle Anlagen, die einen Cracker beinhal-

ten. 

Ferner verweist § 15 Abs. 1 Nr. 2 AwSV auf technische Regeln, die in der Musterliste der technischen 

Baubestimmungen oder in der Bauregelliste des Deutschen Instituts für Bautechnik (DIBt) enthalten 

sind, soweit sie den Gewässerschutz betreffen. Hierzu muss angemerkt werden, dass die AwSV hier 

nicht die aktuellen Begriffe des DIBts verwendet, sondern auf veraltete Begriffe abstellt. Die Bauregel-

listen sind seit 2019 nun in den Muster-Verwaltungsvorschriften integriert.118  

Gem. § 15 Abs. 1 Nr. 3 AwSV bilden auch DIN-Normen und EN-Normen, soweit sie den Gewässer-

schutz betreffen und nicht in der Bauregelliste des Deutschen Instituts für Bautechnik aufgeführt sind, 

die allgemein anerkannten Regeln der Technik ab.  

Tabelle 5 zeigt eine Auswahl an für Ammoniak als Energieträger relevante DIN-Normen.  

Zusätzlich werden mit § 15 Abs. 2 AwSV auch Normen und sonstige Bestimmungen anderer Mitglied-

staaten der EU oder anderer Vertragsstaaten des Europäischen Wirtschaftsraum mit in den Begriff der 

allgemein anerkannten Regeln der Technik mit einbezogen, wenn mit ihnen dauerhaft das gleiche 

Schutzniveau erreicht wird. 

In den folgenden Tabellen werden relevante technische Regelwerke aufgelistet. Dabei fällt auf, dass 

Technische Normen über den Umgang mit Ammoniak als wassergefährdenden Stoff durchaus vorhan-

den sind. Allerdings fehlt es an Technischen Normen bezüglich Technologien, die mit Ammoniak und 

Hitze arbeiten, wie das Blockheizkraftwerk, der Cracker oder alle Anlagen, die einen Cracker beinhal-

ten. 

  

 
 
118 DIBt, Aufhebung der Bauregellisten A und B und  Liste C (Ausgabe 2015/2 mit Änderungen  2016/1 und 2016/2), 

Amtliche Mitteilungen Nr. 1/29.03.2019. 
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Tabelle 4 Nicht abschließende Zusammenfassung der technischen Regeln wassergefährdender Stoffe 
der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. (DWA) (Quelle: DWA, Tech-
nische Regeln wassergefährdender Stoffe (TRwS), abrufbar unter: https://de.dwa.de/de/Abonne-
ment_TRwS.html). 

Technische Regeln wassergefähr-

dender Stoffe der Deutschen Ver-

einigung für Wasserwirtschaft, 

Abwasser und Abfall e. V. (DWA), 

anwendbar nach § 15 AwSV 

 

Überblick Inhalt des jeweiligen technischen Regelwerks 

Arbeitsblatt DWA-A 779 - Techni-

sche Regel wassergefährdender 

Stoffe (TRwS) - Allgemeine Tech-

nische Regelungen - Juni 2023 

 

▪ gilt für Anlagen zum Umgang mit festen, flüssigen und gasförmigen 

wassergefährdenden Stoffen 

▪ beinhaltet allgemeine Festlegungen zur Gestaltung der primären und 

sekundären Barriere einschließlich der Sicherheitseinrichtungen und 

Ausrüstungsteile sowie zur Eigen- und Fremdüberwachung 

▪ spezielle Regelungen für die Anlagen an die AwSV besondere Vorga-

ben an die Rückhaltung stellt 

▪ - gilt nicht, soweit in anlagen- oder themenspezifischen TRwS andere 

Anforderungen beschrieben werden.  

Arbeitsblatt DWA-A 788 - Techni-

sche Regel wassergefährdender 

Stoffe (TRwS 788) - Flachboden-

tanks aus metallischen Werkstof-

fen zur Lagerung wassergefähr-

dender Flüssigkeiten - November 

2021 

 

▪ für neu zu errichtende Flachbodentanks Ausführungsmöglichkeiten 

aufzuzeigen, die eine dem Doppelboden entsprechende Sicherheit ge-

währleisten 

▪ Für bestehende Flachbodentanks werden die Voraussetzungen für 

den sicheren Betrieb in Abhängigkeit von Art und Güte des Funda-

mentes, Erkennbarkeit einer Leckage und zusätzlichen Prüfungen 

festgelegt 

 

Arbeitsblatt DWA-A 786 - Techni-

sche Regel wassergefährdender 

Stoffe (TRwS 786) - Ausführung 

von Dichtflächen - Oktober 2020 

 

▪ geeignete Bauausführungen von Dichtflächen von sekundären Barrie-

ren  

- Kriterien für die qualifizierte Planung und Auswahl sowie verschie-

dene Bauausführungen  

▪ Stoffeigenschaften, Häufigkeit und Dauer der Beanspruchung durch 

wassergefährdende Stoffe, Betriebsbedingungen sowie infrastruktu-

relle Maßnahmen organisatorischer und technischer Art  

▪ Anforderungen an Leitungen zu Auffangräumen, die nur im Schadens-

fall beaufschlagt, werden 

▪ - Anforderungen an bestehende Dichtflächen aufgeführt 

Arbeitsblatt DWA-A 780-1 - Tech-

nische Regel wassergefährden-

der Stoffe (TRwS) - Oberirdische 

Rohrleitungen - Teil 1: Rohrlei-

tungen aus metallischen Werk-

stoffen - Mai 2018, Stand: korri-

gierte Fassung August 2022 

 

▪ Auf eine Rückhalteeinrichtung kann verzichtet werden, wenn auf der 

Grundlage einer Gefährdungsabschätzung durch Maßnahmen techni-

scher oder organisatorischer Art sichergestellt ist, dass ein gleichwer-

tiges Sicherheitsniveau erreicht wird. 

▪ Gefährdungsabschätzung für bestimmte Rohrleitungstypen 

▪ technische und organisatorische Maßnahmen für neue und beste-

hende oberirdische Rohrleitungen, bei denen ganz oder teilweise auf 

Rückhalteinrichtungen verzichtet werden soll 

Arbeitsblatt DWA-A 782 - Techni-

sche Regel wassergefährdender 

Stoffe (TRwS 782) - Betankung 

▪ wasserrechtlichen betankungsspezifischen technischen und betriebli-

chen Anforderungen an Tankstellen für Schienenfahrzeuge 
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von Schienenfahrzeugen - Mai 

2006 

 

▪ Regelungen zur Betankung von Eisenbahnen und Straßenbahnen so-

wie zur Befüllung der Lagerbehälter aus Straßentankfahrzeugen und 

Eisenbahnkesselwagen 

▪ Regelungen zum Betrieb und zu Prüfungen durch den Sachverständi-

gen vorgelegt 

–  

Arbeitsblatt DWA-A 783 - Techni-

sche Regel wassergefährdender 

Stoffe (TRwS 783) - Betankungs-

stellen für Wasserfahrzeuge - De-

zember 2005 

 

▪ Betanken von Wasserfahrzeugen aus landseitigen Tankstellen mit 

Zapfpistole oder mit festem Anschluss, 

▪ Betankung von Wasserfahrzeugen aus Bunkerstationen mit Zapfpis-

tole oder mit festem Anschluss und die Betankung von Wasserfahr-

zeugen aus Straßentankwagen. Es werden Aussagen zur Ausführung 

der Abfüllfläche, zum Rückhaltevolumen und zu Sicherheitseinrich-

tungen getroffen sowie betriebliche Maßnahmen und Regelungen zur 

Eigen- und Fremdüberwachung festgelegt. 

 

 

 

Tabelle 5 Nicht abschließende Liste von DIN und EN für die Anwendung von Ammoniak.  

Technische Re-

gelwerk 
Titel 

Überblick Inhalt des jeweiligen technischen Regel-

werks 

DIN EN 12952-

8:2022-12  

 

Wasserrohrkessel und Anlagenkom-

ponenten - Teil 8: Anforderungen an 

Feuerungsanlagen für flüssige und 

gasförmige Brennstoffe für den Kes-

sel; Deutsche Fassung EN 12952-

8:2022  

 

▪ Anforderungen für Feuerungsanlagen für flüs-

sige und gasförmige Brennstoffe von Dampfkes-

seln und Heißwassererzeugern  

▪ Feuerungsanlagen von Laugenrückgewinnungs-

kesseln (Schwarzlaugenkessel)  

▪ Gasturbinen in Kombination mit befeuer-

ten/nicht befeuerten Abhitzedampferzeugern  

VDI 3878:2017-

09  

 

Messen gasförmiger Emissionen - 

Messen von Ammoniak (und gas- und 

dampfförmigen Ammoniumverbin-

dungen) - Manuelles Verfahren  

 

▪ manuelles Messverfahren  

▪ zur Bestimmung der Summe der Massenkon-

zentrationen von Ammoniak (NH3) und der gas- 

und dampfförmigen Ammoniumverbindungen 

(NH4+)  

▪ Abgas industrieller und sonstiger, z.B. landwirt-

schaftlicher, Anlagen  

▪ anwendbar im Konzentrationsbereich von ca. 

0,1 mg/m3 bis ca. 300 mg/m3, angegeben als 

NH3 

ISO 

17179:2016-07  

 

Emissionen aus stationären Quellen - 

Bestimmung der Massenkonzentra-

tion von Ammoniak im Abgas - Leis-

tungskenngrößen von automatischen 

Messeinrichtungen  

▪ automatisierte Messung von Ammoniak 

▪ Performance Test 

▪ Messprozess  

DIN EN ISO 

5771:2009-10  

 

Gummischläuche und -schlauchlei-

tungen für den Transport von wasser-

freiem Ammoniak - Anforderungen 

▪ Mindestanforderungen an Gummischläuche  

▪ bei Umgebungstemperaturen zwischen -40 °C 

und +55 °C zum Transport von flüssigem oder 

gasförmigem Ammoniak  

https://www.beuth.de/de/norm/iso-17179/257016332
https://www.beuth.de/de/norm/iso-17179/257016332
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(ISO 5771:2008); Deutsche Fassung 

EN ISO 5771:2008  

 

▪ Nicht erfasst werden Anforderungen an Arma-

turen 

▪ Wird aktualisiert und befindet sich im Entwurf-

Stadium 

 

DIN 50916-

1:2023-07  

 

Prüfung von Kupferlegierungen - 

Spannungsrisskorrosionsprüfung mit 

Ammoniak - Teil 1: Prüfung von Roh-

ren, Stangen und Profilen 

 

▪ Verfahren zur Prüfung von Kupferwerkstoffen 

durch Ammoniak oder alternativ durch stark 

ammoniakalische Kupfertetramminkomplex-Lö-

sung  

▪ zur Feststellung von Spannungszuständen 

DIN EN 

529:2006-01  

 

Atemschutzgeräte - Empfehlungen 

für Auswahl, Einsatz, Pflege und In-

standhaltung - Leitfaden; Deutsche 

Fassung EN 529:2005  

 

▪ Leitfaden zur optimalen Erstellung und Einfüh-

rung eines geeigneten Atemschutzgerätepro-

gramms  

▪ europaweite Grundlage für Auswahl, Einsatz, 

Pflege und Instandhaltung von Atemschutzgerä-

ten  

▪ Anleitungen zum Erstellen nationaler Leitfäden  

 

Hemmnis: Dass bereits Technische Normen zum Umgang mit Ammoniak als wassergefährdenden Stoff 

bestehen, ist begrüßenswert. Allerdings werden von den Technischen Normen bisher nicht alle Bereiche 

der Ammoniak-Anlagen abgedeckt, insbesondere bezüglich Technologien, die mit Hitze arbeiten, wie das 

Blockheizkraftwerk, der Cracker oder alle Anlagen, die einen Cracker beinhalten. Gerade für den Cracker 

und andere Technologien fehlt es an passenden Normen, die auf den Umgang mit Ammoniak als wasser-

gefährdender Stoff abzielen. Entsprechend fehlt es für diese Technologien an einer Konkretisierung des 

Begriffes der allgemeinen anerkannten Regeln der Technik und es fehlen  passenden technischen Normen.  

Handlungsempfehlung: Zwar sind die Lagerung und der Transport von Ammoniak sind weitestgehend 

abgedeckt, weitere Normen für spezifische Technologien wie Cracker oder Blockheizkraftwerke bestehen 

jedoch nicht. Da EN ebenfalls dazu geeignet sind, den allgemeinen anerkannten Regeln der Technik ab-

zubilden und auch eine CE-Kennzeichnung ermöglichen, bietet es sich an, die Sicherheitsstandards als EN 

zu veröffentlichen.  

6.2.2.2 Naturschutz  

Zu den aus § 6 Abs. 1 Nr. 2 Alt 1 BImSchG zu nennenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften zählt ins-

besondere auch das Naturschutzrecht. Denn emittiertes Ammoniak kann sich in der ⁠Atmosphäre⁠ aus-

breiten und sich in Ökosystemen absetzen. Dort kann es zur Eutrophierung, also der Überversorgung 

mit Nährstoffen, führen (siehe auch 4.2.3 Wassergefährdung und Ökotoxizität).119 Zentrale Norm des 

Naturschutzes ist auf Bundesebene das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)120 sowie die europa-

rechtlichen Vorgaben.  

 
 
119 UBA, [Fn., 45].  
120 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. De-

zember 2022 (BGBl. I S. 2240) geändert worden ist. 
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6.2.2.2.1 FFH-Verträglichkeitsprüfung  

In Bezug auf die Ammoniakeinträge in Ökosysteme spielt insbesondere die FFH-Verträglichkeitsprü-

fung eine tragende Rolle. Die FFH-Verträglichkeitsprüfung fußt auf europäischem Recht. Sie wird auf 

europäischer Ebene in der RL 92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 

wildlebenden Tiere und Pflanzen (FFH-RL)121 i. V. m. Richtlinie 2009/147/EG über die Erhaltung der 

wildlebenden Vogelarten (Vogelschutz-RL)122 festgelegt. Über diese wurde und wird ein Netz aus 

Schutzgebieten, das sog. Netz „Natura 2000“ aufgebaut.123  

Entsprechend Art. 6 Abs. 1 FFH-RL legen die Mitgliedstaaten innerhalb der Natura-2000-Schutzgebiete 

Maßnahmen zur Erhaltung dieser fest. Sollen Pläne oder Projekte umgesetzt werden, greift zur Beant-

wortung der Frage, ob Pläne oder Projekte zulässig sind, die FFH-Verträglichkeitsprüfung. Die FFH-

Verträglichkeitsprüfung wird dann notwendig, wenn gem. Art. 6 Abs. 3 FFH-RL Pläne oder Projekte 

die ein Natura 2000 Schutzgebiet einzeln oder in Zusammenwirkung mit anderen Plänen und Projek-

ten erheblich beeinträchtigen könnten. Innerhalb der Prüfung wird die Verträglichkeit von Plänen 

oder Projekten mit den für dieses Gebiet festgelegten Erhaltungszielen beurteilt. Die zuständige Ge-

nehmigungsbehörde darf einem Plan oder Projekt grundsätzlich nur dann zustimmen, wenn festge-

stellt wird, dass das Natura-2000-Gebiet als solches nicht beeinträchtigt wird. In Art. 6 Abs. 4 FFH-RL 

werden Ausnahmeregelungen von diesen Vorgaben getroffen. 

 

Auf Bundesebene erfolgt die Umsetzung des Netzes Natura 2000 durch §§ 31 ff BNatSchG.124 Über 

diese soll das Netz Natura 2000 in Deutschland aufgebaut und geschützt werden.125   Die FFH-Verträg-

lichkeitsprüfung wird in den §§ 34, 36 BNatSchG kodifiziert. Auch hier gilt, dass ein Projekt oder Plan 

unzulässig ist, wenn die FFH-Verträglichkeitsprüfung ergibt, dass das Projekt oder der Plan zu erheb-

lichen Beeinträchtigungen des Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maß-

geblichen Bestandteilen führen kann. 

 
 
121 Richtlinie 92/ 43 /EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildle-

benden Tiere und Pflanzen, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 206 /7, 22.7.92. 
122 Richtlinie 2009/147/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung 

der wildlebenden Vogelarten, Amtsblatt der Europäischen Union L 20/7, 26.1.2010. 
123 Gellermann, in: Landmann u. a., Umweltrecht 2024, BNatSchG § 31 Rn. 1; Zur Kritik an der mangelnden Umsetzung 

des europäischen Rechts, siehe: Gellermann, in: Landmann u. a., ebd., BNatSchG Vorbemerkung vor §§ 31-36 
Rn. 11 ff. 

124 Gellermann, in: Landmann u. a., [Fn. 124], BNatSchG Vorbemerkung vor §§ 31-36 Rn. 11 ff. 
125 Gellermann, in: Landmann u. a., ebd., BNatSchG § 31 Rn. 1. 

Zusammengefasst kann gem. Art. 6 Abs. 4 FFH-RL ein Plan oder Projekt auch bei einem negativen Ergebnis der 

FFH-Verträglichkeitsprüfung dann zulässig sein, wenn 

▪ zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialen oder wirt-

schaftlichen Art vorliegen und  

▪ eine Alternativlösung nicht vorhanden ist und  

▪ der Mitgliedstaat alle notwendigen Ausgleichsmaßnahmen ergreift, um die globale Kohärenz von Natura 2000 

Gebieten geschützt ist und  

▪ der Mitgliedstaat die Kommission über die von ihm ergriffenen Ausgleichsmaßnahmen unterrichtet 
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6.2.2.2.2 Pläne und Projekte 

Der § 34 BNatSchG enthält auslegungsbedürftige Begriffe. Aus dem Gesetzestext selbst geht nicht 

hervor, was unter Plänen und Projekten zu verstehen ist, und in welcher sachlichen, räumlichen und 

zeitlichen Hinsicht Plänen und Projekten als kumulativ anzusehen sind,126 wann eine Ammoniak-Dis-

position für Schutzgebiete eine Beeinträchtigung darstellen sowie wann zwingende Gründe des öf-

fentlichen Interesses vorliegen. In den folgenden Abschnitten sollen diese Punkte genauer beleuchtet 

werden.  

Zunächst kann angemerkt werden, dass für die Frage der Genehmigungsfähigkeit von Ammoniak-An-

lagen, vor allem der Begriff des Projektes – weniger der des Plans – relevant ist. Allerdings wird weder 

in der FFH-RL noch im BNatSchG der Begriff des Projektes legal definiert. In der Rechtsprechung des 

EuGH sowie im Schrifttum wird als Anhaltpunkt zur Auslegung des Projekt-Begriffes der des UVP-

Rechtes verwendet.127 Demnach ist von diesem die Errichtung und Änderung von baulichen oder 

sonstigen Anlagen sowie die Durchführung von sonstigen in Natur und Landschaft eingreifenden 

Maßnahmen erfasst. Wichtig ist, dass beim Projekt-Begriff ein wirkungsbezogener und nicht vorha-

benbezogener Ansatz gewählt wurde.128 Dadurch ist der Projekt-Begriff des § 34 BNatSchG auch wei-

ter als der des UVPGs zu verstehen. So unterliegt der Projektbegriff des § 34 BNatSchG nicht den Ein-

schränkungen aus Art. 1 Abs. 2 UVP-RL über Art. 4 Abs. 1 und 2 UVP-RL i. V. m. den Anhängen I und II. 

Der der Projekt-Begriff des § 34 BNatSchG ist generell bei sonstigen Eingriffen in Natur und Landschaft 

anzuwenden, auch bei der Ausübung schutzgebietsgefährdender Tätigkeiten, die nicht zwingend mit 

baulichen Veränderungen einhergehen.129 Entsprechend ist der Begriff des Projektes weit zu fassen. 

In der Regel lassen sich Anlagen für Ammoniak-Technologien – insbesondere, wenn diese ortsfeste 

Anlagen sind – unter den Begriff des Projektes fassen.  

6.2.2.2.3 Kumulation von Plänen und Projekten 

Bei der habitatschutzrechtlichen Bewertung innerhalb der FFH-Verträglichkeitsprüfung sind gem. 

§ 34 Abs. 1 S. 1 BNatSchG nicht nur einzelne Pläne und Projekte betroffen. Vielmehr müssen auch die 

kumulativen Wirkungen anderer Projekte und Pläne berücksichtigt werden. Eine erhebliche Beein-

trächtigung eines Natura 2000 Gebietes kann daher auch aus dem Zusammenwirken mehrerer Pläne 

und Projekte entstehen. 

 
 
126 Weuthen, Bagatellschwelle und Abschneidekriterium in der TA Luft: Vollzugsvereinfachung für die FFH-Verträg-

lichkeitsprüfung?, ZUR 215 (216). 
127 EuGH Urt. v. 7.9.2004 – Rs. C-127/02, Rn. 24 = EuZW 2004, 730 (731); Ewer, in: Bundesnaturschutzgesetz, 

BNatSchG § 34 Rn. 4; Lüttgau/Kockler, in: Giesberts/Reinhardt, [Fn. 75], BNatSchG § 34 Rn. 3.  
128 Ewer, in: [Fn. 152], § 34 Rn. 4; Lüttgau/Kockler, in: Giesberts/Reinhardt, [Fn. 74], BNatSchG § 34 Rn. 3. 
129 Ewer, in: Bundesnaturschutzgesetz, BNatSchG § 34 Rn. 4. 

Ebenso wird aufbauend auf die FFH-RL in § 34 Abs. 3 BNatSchG die Ausnahmetatbestände festgelegt.  

So darf ein Projekt zugelassen oder durchgeführt werden, soweit es 

▪ aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialen oder wirt-

schaftlichen Art, notwendig ist und 

▪ zumutbare Alternativen, den mit dem Projekt verfolgten Zweck an anderer Stelle, ohne oder mit geringeren Be-

einträchtigungen zu erreichen, nicht gegeben sind 
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Wie schon beim Projekt-Begriff selbst wird auch bei der Kumulation in räumlicher Hinsicht der wir-

kungsbezogene Ansatz zugrunde gelegt. Abhängig von den zu erwartenden Schadstoffeinträge   kön-

nen sich auch Projekte oder Pläne sich so kumulieren, dass – auch wenn sie eine große Entfernung 

zueinander aufweisen – eine erhebliche Beeinträchtigung für ein geschütztes Gebiet entstehen würde. 

Abhängig vom Einzelfall kann es auch dazu kommen, dass in unmittelbarer Nähe zueinander liegende 

Projekte nicht als erhebliche Beeinträchtigung anzusehen sind. Demzufolge wird bei der FFH-Verträg-

lichkeitsprüfung kein schematischer Ansatz gewählt, der alle Projekte und Pläne innerhalb eines fest-

gelegten Entfernungsradius um den Projektstandort mit einbezieht.130 

Bezüglich der zeitlichen Perspektive sind in die Kumulation sowohl bereits verwirklichte als auch zu-

gelassene aber noch nicht realisierte Projekte zu berücksichtigen. Dazu werden auch planungsrecht-

lich verfestigte Projekte oder Pläne mit einbezogen, also solche Projekte und Pläne, die bereits das 

Stadium der Anhörung oder Öffentlichkeitsbeteiligung erreicht haben.131  

6.2.2.2.4 Beeinträchtigung von Natura 2000 Schutzgebieten 

Ob eine Beeinträchtigung eines Natura 2000 Gebietes durch einen Plan oder ein Projekt anzunehmen 

ist, richtet sich nach dem dreistufigen habitatschutzrechtlichen Prüfungsverfahren der FFH-Ver-

träglichkeitsprüfung. 132  

Auf der ersten Stufe ist eine Vorprüfung –  das Screening –  vorgesehen. Hierbei wird grob untersucht, 

ob erhebliche Beeinträchtigungen eines Natura 2000-Gebietes zu erwarten sind. Nach der Rechtspre-

chung wird in diesem Rahmen geprüft, „ob erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgebiets ernstlich 

zu besorgen sind.“133 Die Vorprüfung stellt zunächst eine überschlägige Erheblichkeitseinschätzung 

dar.  Da weiterhin der auswirkungsbezogene Ansatz angewendet wird, sind in der Prüfung nicht nur 

Einwirkungen von Plänen und Projekten direkt innerhalb des Natura 2000 Gebietes zu prüfen, son-

dern auch solche, die außerhalb eines Natura 2000 Gebiet geplant sind, deren Immissionen sich aber 

dennoch auf das geschützte Gebiet, den dort befindlichen geschützten Lebensraum oder geschützte 

Arten auswirken können.134 

Die Vorprüfung entfällt, wenn bereits ohne diese absehbar ist, dass das jeweilige Projekt oder der Plan 

geeignet ist, das Natura 2000 Gebiet zu beeinträchtigen.  Stattdessen wird gleich zu der zweiten Stufe 

übergegangen, der eigentlichen FFH-Verträglichkeitsprüfung.135 Sie kommt auch zum Tragen, wenn 

die Vorprüfung im Ergebnis erhebliche Beeinträchtigungen zu besorgen hat. Zentraler Prüfgegenstand 

der FFH-Verträglichkeitsprüfung ist die Vereinbarkeit des Projektes oder Plans mit den jeweiligen Er-

haltungszielen des einzelnen Schutzgebietes. Hierbei ist anzumerken, dass nach Rechtsprechung des 

EuGH „keine besondere Methode für die Durchführung einer solchen Prüfung“ festgelegt wurde.136 Die 

FFH-Verträglichkeitsprüfung steht aber nicht im luftleeren Raum. So setzt der EuGH voraus, dass vor 

der „Genehmigung unter Berücksichtigung der besten einschlägigen wissenschaftlichen Erkenntnisse 

 
 
130 Die Prüfung ergibt sich nicht aus dem Wortlaut des Gesetzes, sondern wurde durch Rechtsprechung und Literatur 

fortgebildet, siehe auch: Lüttgau/Kockler, in: Giesberts/Reinhardt, [Fn. 75], BNatSchG § 34 Rn. 4. 
131 Lüttgau/Kockler, in: Giesberts/Reinhardt, ebd., BNatSchG § 34 Rn. 4; Ewer, in: [Fn. 128], BNatSchG § 34 Rn. 10. 
132  Lüttgau/Kockler, in: Giesberts/Reinhardt, [Fn. 75], BNatSchG § 34 Rn. 4. 
133 BVerwG, Beschluss vom 26. 11. 2007 - 4 BN 46/07 (VGH Kassel). 
134  Lüttgau/Kockler, in: Giesberts/Reinhardt, [Fn. 75], BNatSchG § 34 Rn. 4. 
135 Lüttgau/Kockler, in: Giesberts/Reinhardt, [Fn. 74], BNatSchG § 34 Rn. 4; Ewer, in: [Fn. 152], BNatSchG § 34 Rn. 10; 

BVerwG, Beschluss vom 26. 11. 2007 - 4 BN 46/07 (VGH Kassel), Rn. 6. 
136 EuGH, EuZW 2004, 730, Rn. 52. 
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sämtliche Gesichtspunkte der Pläne oder Projekte zu ermitteln sind, […] die für dieses Gebiet festge-

legten Erhaltungsziele beeinträchtigen können. […] Dies ist dann der Fall, wenn aus wissenschaftlicher 

Sicht kein vernünftiger Zweifel daran besteht, dass es keine solchen Auswirkungen gibt.“137 Hierbei 

muss die FFH-Verträglichkeitsprüfung im Ergebnis nicht auf ein „Nullrisiko“138 kommen.139 

In Bezug auf die Ammoniak-Technologien ist unter dem Gesichtspunkt der FFH-Prüfung in erster 

Linie die Emission von Ammoniak von Bedeutung. Wie in Kapitel 4.2.3 Wassergefährdung und Ökoto-

xizität über die Wirkung von Ammoniak beschrieben wurde, kann freigesetzter Ammoniak sich Pflan-
140zen und Ökosysteme sowie Tierarten und Wasserorganismen schädigen.  

Der Anwendungsbereich der TA Luft bezieht sich insbesondere auf das BImSchG, nicht auf das 

BNatSchG. Sie kann aber dennoch als Anhaltspunkt für die FFH-Verträglichkeitsprüfung dienen. Wäh-

rend aber in der TA Luft Beurteilungsmaßstäbe für anlagebedingte Stickstoff- und Säureeinträgen in 
141Anhang 8 normiert sind und hier deutlich Bezug auf § 34 BNatSchG genommen wird,  beinhalten die 

Vorgaben zu Ammoniak in der der TA Luft keinen Verweis auf § 34 BNatSchG. Da sie aber Beurtei-

lungskriterien für den Schutz vor erheblichen Nachteilen, insbesondere Schutz der Vegetation und von 

Ökosystemen in ihrer Nr. 4.8 und Anlage I normiert, kann sie auch ohne den entsprechenden Verweis 

zumindest zur Beurteilung von Vegetation und Ökosystemen herangezogen werden (siehe auch Kapi-

tel 6.2.3.2 Allgemeine Verwaltungsvorschriften am Beispiel der Technischen Anleitung zur Reinhal-

tung der Luft). Die TA Luft kann allerdings nicht als alleiniger Maßstab dienen, insbesondere da sie 

nicht die im entsprechenden FFH-Gebiet festgelegten Erhaltungsziele ausreichend berücksichtigt. Be-

treffen die Erhaltungsziele des jeweiligen Schutzgebietes andere als in Nr. 4.8 TA Luft genannte Schutz-

güter, wie bestimmte Tierarten, kann die TA Luft nicht als Bewertungsgrundlage dienen, da diese sich 

schließlich auf Vegetation und Ökosysteme bezieht.  

Hemmnis: Als Beurteilungsmaßstab für Ammoniak-Immissionen kann für die zweite Stufe der FFH-Ver-
träglichkeitsprüfung zwar  die TA Luft herangezogen werden. Dies ist aber nicht vollumfänglich möglich. 
Beinhalten die Erhaltungsziele des entsprechenden Schutzgebietes Schutzgüter, wie bestimmte Tierarten 
oder Gewässer, kann die TA Luft nicht als Bewertungsgrundlage dienen, da diese sich schließlich auf Ve-
getation und Ökosysteme bezieht. Hieraus können sich Rechtsunsicherheiten ergeben, die wiederum das 
Genehmigungsverfahren verlangsamen können.  

Handlungsempfehlung: Zur Überwindung etwaiger Rechtsunsicherheiten sollten Methoden entwickelt 
werden, die eine einheitliche Beurteilung von Ammoniak-Immissionen ermöglichen. Hierbei sollen nicht 
nur Immissionen auf Pflanzen, sondern auch andere von den Erhaltungszielen der Natura 2000 Gebiete 
erfassten Schutzgüter, wie Gewässer oder geschützte Tierarten beachtet werden. Wichtig dabei ist, dass 
die Methoden s nicht zu restriktiv gestaltet werden, ohne die Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus 
für alle Umweltmedien zu gefährden.  

6.2.2.2.5 Zwingende Gründe des öffentlichen Interesses 

Sollte innerhalb der zweiten Stufe der FFH-Verträglichkeitsprüfung die zuständige Behörde zu dem 

Ergebnis kommen, dass Pläne oder Projekte zu erheblichen Beeinträchtigungen führen, wird auf drit-

ter Stufe eine mögliche Abweichungsentscheidung nach § 34 Abs. 3 BNatSchG geprüft. Wie oben 

bereits genannt, sind Ausnahmen aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen 

 
 
137 EuGH, EuZW 2004, 730, Rn. 4. 
138 BVerwGE 128, 1 = NVwZ 2007, 1054 Rn. 8 
139 Lüttgau/Kockler, in: Giesberts/Reinhardt, [Fn. 74], BNatSchG § 34 Rn. 11ff. 
140 UBA, [Fn., 45]. 
141 Weuthen, [Fn. 127], 215 (216). 
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Interesses, einschließlich solcher sozialen oder wirtschaftlichen Art, möglich, wenn zumutbare Alter-

nativen nicht gegeben sind. 

Damit stellt sich die zunächst die Frage, inwieweit sich Ammoniak-Technologien aus „zwingenden 

Gründen“ unter das „überwiegende öffentliche Interesse“ einordnen lassen. Das öffentliche Interesse 

umfasst jedenfalls die in § 34 Abs. 4 BNatSchG genannten Aspekte des Gesundheitsschutzes, der öf-

fentlichen Sicherheit einschließlich der Landesverteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung so-

wie jene des Umweltschutzes, überdies aber auch sonstige öffentliche Belange einschließlich solcher 

sozialer oder wirtschaftlicher Art.142  

Zu dem Merkmal der zwingenden Gründe führt das BVerwG aus, Pläne und Projekte müssen „zwin-

gend“ aus dem überwiegenden öffentlichen Interesse hergeleitet werden können. Damit sei aber kein 

unausweichlicher Sachzwang gemeint, sondern „ein durch Vernunft und Verantwortungsbewusstsein 

geleitetes staatliches Handeln”. Der mit dem Projekt verfolgte wesentliche Zweck müsse dem öffentli-

chen Interesse dienenden Zweck dienen. Es genüge nicht, wenn der im öffentlichen Interesse liegende 

Zweck nur als Nebenzweck des Plans oder Projektes zu sehen sei.143 

Insgesamt ist für die Prüfung eine abwägende Entscheidung der zuständigen Behörde erforderlich, die 

Gründe für den Plan oder das Projekt mit der Beeinträchtigung des betroffenen FFH-Gebietes gegen-

einander abwägt. Das Gewicht, mit dem das Schutzinteresse des FFH-Gebietes bemessen wird, hängt 

auch vom Ausmaß der Beeinträchtigung und wie weit die  Erheblichkeitsschwelle überschritten wird, 

ab.144 Zusätzlich sind in die Abwägung die Bedeutung des Schutzgebiets, sein Erhaltungszustand, der 

Grad der Gefährdung, mögliche betroffene Lebensraumtypen oder -arten sowie ihre Entwicklungsdy-

namik einzubeziehen.145  

Die genaue Bestimmung des Begriffs des „öffentlichen Interesses“ ist in bestimmten Fällen zweitran-

ging, da bestimmte Infrastruktur-Projekte durch das Gesetz legal als „im öffentlichen Interesse lie-

gend“ definiert werden. So wird in § 2 Erneuerbare-Energien-gesetz (EEG)146 rechtlich festgelegt, dass 

„die Errichtung und der Betrieb von Anlagen [zur Erzeugung von erneuerbaren Energien] sowie den 

dazugehörigen Nebenanlagen […] im überragenden öffentlichen Interesse [liegen] und […] der öffent-

lichen Sicherheit [dienen]. Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, 

sollen die erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgü-

terabwägungen eingebracht werden.“ 

Zudem wird im Energiewirtschaftsgesetz (EnWG)147 für bestimmte Teile der Infrastruktur ebenfalls 

bestimmt, dass diese im überragenden öffentlichen Interesse liegen und der öffentlichen Sicherheit 

dienen. So wird § 11c EnWG definiert, dass die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Speiche-

rung elektrischer Energie im überragenden öffentlichen Interesse liegen und der öffentlichen 

 
 
142 Gellermann, in: Landmann/Rohmer, UmweltR, BNatSchG § 34 Rn. 39. 

143 BVerwG: Planfeststellung und Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie, 2001, (196), so auch: Gellermann, in: Landmann 
u. a., [Fn. 124], BNatSchG § 34 Rn. 40; Lüttgau/Kockler, in: Giesberts/Reinhardt, [Fn. 75], BNatSchG § 34 Rn. 18.  

144 BVerwGE 130, 299 = BeckRS 2008, 38060. 
145 BVerwGE 130, 299 = BeckRS 2008, 38060; Lüttgau/Kockler, in: Giesberts/Reinhardt, [Fn. 74], BNatSchG § 34 

Rn. 18. 
146 Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. 

Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 52) geändert worden ist. 
147 Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. 

Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 51) geändert worden ist. 
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Gesundheit und Sicherheit dienen. Zudem wird in § 43 l EnWG die Errichtung von Wasserstoffleitun-

gen hierunter gefasst, sowie in § 14 d Abs. 10 EnWG Elektrizitätsverteilernetze. 

Darüber hinaus wurde mit § 2 Abs. 1 i. V. m. § 4 Abs. 1 Wasserstoffbeschleunigungsgesetz (Wasser-

stoffBG)148 Anlagen zum Import von Ammoniak und Anlagen zur Aufspaltung von Ammoniak un-

ter bestimmten Voraussetzungen ebenfalls im öffentlichen Interesse liegen und der öffentlichen Si-

cherheit dienen. Inwieweit einzelne Ammoniak-Technologien im öffentlichen Interesse liegen, wird in 

dem Kapitel 7.2.2 Beschleunigungsmaßnahmen durch die Einordnung bestimmter Anlagen als im über-

ragenden öffentlichen Interesse stehend untersucht.  

6.2.2.2.6 Zumutbare Alternativen 

Weiter statuiert § 34 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG, dass ein Projekt nur dann zugelassen oder durchgeführt 

werden darf, soweit zumutbare Alternativen, den mit dem Projekt verfolgten Zweck an anderer Stelle 

ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen zu erreichen, nicht gegeben sind. Der Absatz besagt, 

dass, sollten sich Planungsziele an einem für die Erhaltungsziele des Natura 2000 Schutzgebietes güns-

tigeren Standort verwirklichen, Projektträger: innen von dieser Möglichkeit Gebrauch machen müs-

sen.149 Das BVerwG führt hierzu aus: „[…] Standort- oder Ausführungsalternativen, die sich nur mit 

einem unverhältnismäßigen Aufwand verwirklichen lassen, [können] außer Betracht bleiben. Das zu-

mutbare Maß an Vermeidungsanstrengungen darf nicht außerhalb jedes vernünftigen Verhältnisses 

zu dem damit erzielbaren Gewinn für Natur und Umwelt stehen. In diesem Zusammenhang können 

auch finanzielle Erwägungen den Ausschlag geben. Ob Kosten außer Verhältnis zu dem 

nach Art. 6 FFH-RL festgelegten Schutzregime stehen, ist am Gewicht der beeinträchtigten gemein-

schaftlichen Schutzgüter zu messen. Richtschnur hierfür sind die Schwere der Gebietsbeeinträchti-

gung, Anzahl und Bedeutung etwa betroffener Lebensraumtypen oder Arten sowie der Grad der Un-

vereinbarkeit mit den Erhaltungszielen.“150 

Durch den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz und auch im Interesse der Verwaltungspraktikabilität müs-

sen die Alternativen nicht erschöpfend geplant werden. Vielmehr ist es ausreichend, dass diese in einer 

Grobanalyse ausgearbeitet und untersucht zu werden, so dass das Beeinträchtigungspotential der 

FFH-Schutzgüter eingeschätzt werden kann. Nach der Rechtsprechung des BVerwG lässt sich „Selbst 

in Fällen, in denen sich eine genauere Untersuchung als notwendig erweist, […] das Vorhandensein 

eines erheblichen Gefährdungspotenzials doch jedenfalls einschätzen, ohne die betreffenden Alterna-

tiven einschließlich möglicher Schadensminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen bis zur Planreife 

auszuarbeiten und ihrerseits einer vollständigen Verträglichkeitsprüfung zu unterziehen. Ein derarti-

ger Untersuchungsaufwand ginge im Übrigen nicht nur über das Maß des Erforderlichen hinaus, son-

dern wäre auch aus Gründen der Verhältnismäßigkeit und Verwaltungspraktikabilität nicht zu recht-

fertigen.“151 

 
 
148 Wasserstoffbeschleunigungsgesetz vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84). 
149 Lüttgau/Kockler, in: Giesberts/Reinhardt, [Fn. 74], BNatSchG § 34 Rn. 21. 
150 BVerwG, Urteil vom 27. 1. 2000 - 4 C 2/99 (Lüneburg) = NVwZ 2000, 1171 (1173), so auch: Lüttgau/Kockler, in: 

Giesberts/Reinhardt, [Fn. 75], BNatSchG § 34 Rn. 18, 21.  
151 BeckRS 2008, 38060, Rn. 171; so auch BVerwG, Urteil vom 27. 1. 2000 - 4 C 2/99 (Lüneburg) = NVwZ 2000, 1171 

(1173);  Lüttgau/Kockler, in: Giesberts/Reinhardt, [Fn. 74], S. BNatSchG § 34 Rn. 21-23. 
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6.2.2.3 Belange des Arbeitsschutzes 

Eine weitere Voraussetzung für die zulässige Errichtung und den Betrieb genehmigungsbedürftiger 

Anlagen ist gem. § 6 Abs. 1 Nr. 2 Alt. 2 BImSchG die Sicherstellung der Belange des Arbeitsschutzes. So 

ist die Genehmigung zu versagen, wenn der Schutz der Arbeitnehmer: innen bei Errichtung und Be-

trieb der Anlage nicht möglich ist.152 Die Belange des Arbeitsschutzes sind bereits von § 6 Abs. 1 Nr. 2 

Alt 1 BImSchG als öffentlich-rechtliche Rechtsvorschriften erfasst. Somit entsteht keine weitere 

Rechtswirkung durch die zusätzliche Nennung der Belange des Arbeitsschutzes in § 6 BImSchG. Aller-

dings wird durch die zusätzliche Nennung innerhalb des Gesetzestextes die besondere Bedeutung ar-

beitsschutzrechtlicher Belange unterstrichen.153   

Mit Blick auf den Arbeitsschutz werden bei Anlagen mit Ammoniakbezug solche Tätigkeiten relevant, 

die als Tätigkeiten mit gefährlichen Arbeitsstoffen einzuordnen sind. Hierfür ist besonders das Ar-

beitssicherheitsrecht, also die Belange des technischen Arbeitsschutzes zu beachten. Das technische 

Arbeitsschutzrecht grenzt sich von dem sozialen Arbeitsschutz ab und ist weitgehend normativ in das 

technische Sicherheitsrecht und das Umweltrecht integriert. Hierunter fallen unter anderem Chemi-

kaliengesetz (ChemG)154 sowie die Gefahrstoffverordnung (GefStoffV)155. Auch werden Teile des 

technischen Arbeitsschutzes im Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG)156 kodifiziert.157 

 

Abbildung 6: Übersicht der Rechtsquellen des Arbeitsschutzrechts (Quelle: Ammoniak als Treibstoff in 
der See- und Binnenschifffahrt, S. 71). 

 
 
152 Dietlein, in: Landmann u. a., [Fn. 148], BImSchG § 6 Rn. 54 ; zur Anhörung der nach § 10 Abs. 5 BImSchG zu beteili-

genden Arbeitsschutzbehörden vgl. Scheidler, in: Feldhaus u. a., Bundesimmissionsschutzrecht, BImSchG § 10 Rn. 89. 
153 Dietlein, in: Landmann u. a., [Fn. 124], BImSchG § 6 Rn. 54; Scheidler, in: Feldhaus u. a., [Fn. 153], § 6 Rn. 86; fasst 

auch privatrechtliche Normen unter § 6 BImSchG; Wasielewski, in: Führ, GK-BImSchG 2024, BImSchG § 6 Rn. 58. 
154 Chemikaliengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. August 2013 (BGBl. I S. 3498, 3991), das zuletzt 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. November 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 313) geändert worden ist. 
155 Gefahrstoffverordnung vom 26. November 2010 (BGBl. I S. 1643, 1644), die zuletzt durch Artikel 2 der Verord-

nung vom 21. Juli 2021 (BGBl. I S. 3115) geändert worden ist. 
156 Arbeitsschutzgesetz vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1246), das zuletzt durch Artikel 32 des Gesetzes vom 15. Juli 

2024 (BGBl. 2024 I Nr. 236) geändert worden ist. 
157 Kloepfer, Umweltrecht, § 1 Rn. 129. 
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Abbildung 7 Zusammenfassung des Arbeitsschutzes aus dem Arbeitsschutzgesetz und Chemikalien-
gesetz (Quelle: Eigene Darstellung). 

6.2.2.3.1 Arbeitsschutzgesetz 

Ziel des ArbSchG ist es nach seinem § 1 Abs. 1 Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftigten 

bei der Arbeit durch Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu gewährleisten und zu verbessern. Im Grund-

satz ist gem. § 4 Abs. 1 ArbSchG die Arbeit so zu gestalten, dass eine Gefährdung von Leib und Gesund-

heit möglichst vermieden und die verbleibende Gefährdung möglichst geringgehalten wird. Mit dem 

Wortlaut verlangt § 4 ArbSchG nicht den Ausschluss jeglicher Gefährdung, sondern berücksichtigt ver-

meidbare Restrisiken.158 

Das ArbSchG beinhaltet keine konkreten technischen Vorgaben oder Grenzwerte, gibt aber dem Ar-

beitsschutz einen formellen Rahmen. So muss gem. § 5 ArbSchG eine Beurteilung der für die Be-

schäftigten mit ihrer Arbeit verbundenen Gefährdung erfolgen. Die Beurteilung ist nach Art der Tätig-

keiten vorzunehmen. § 5 Abs. 3 ArbSchG zählt nicht abschließend („insbesondere“) auf, woraus sich 

die Gefährdungen ergeben können. Hier nennt § 5 ArbSchG unter anderem die Gestaltung und die Ein-

richtung der Arbeitsstätte, physikalische, chemische und biologische Einwirkungen sowie die Gestal-

tung, die Auswahl und den Einsatz von Arbeitsmitteln, insbesondere von Arbeitsstoffen, Maschinen, 

Geräten und Anlagen sowie den Umgang damit. 

 

 
 
158 Dietlein, in: Landmann u. a., [Fn. 148], BImSchG § 6 Rn. 56. 
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Zudem bestehen gem. § 6 ArbSchG Dokumentationspflichten. Demnach müssen Arbeitgeber: innen 

über Unterlagen verfügen über 

▪ die Art der Tätigkeiten  

▪ Zahl der Beschäftigten  

▪ das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung  

▪ die festgelegten Maßnahmen des Arbeitsschutzes 

▪ das Ergebnis der Überprüfung der Maßnahmen  

▪ Unfälle bei denen Beschäftigte getötet oder so verletzt wurden 

Darüber hinaus bestehen Regelungen in § 9 ArbSchG zu besonderen Gefahren. Das ArbSchG enthält 

keine Legaldefinition darüber, wann eine besondere Gefahr vorliegt. Welche Arbeitsbereiche als be-

sonders gefährlich einzustufen sind, ist im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung zu ermitteln. Hier-

unter fallen nicht etwa außergewöhnliche Gefahren, sondern solche, die eine spezifische Ursache ha-

ben und in einen schweren Schaden münden können.159 Solche Gefahren können sich unter anderem 

aus dem Betrieb elektrischer Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen ergeben.160 Hiervon betrof-

fen sind bei dem Umgang mit Ammoniak-Anlagen insbesondere Cracker-Anlagen oder andere explo-

sionsgefährdete Bereiche.  

Zudem finden sich im ArbSchG Vorgaben zur Ersten Hilfe (§ 10 ArbSchG), zur arbeitsmedizinischen 

Versorgung (§ 11 ArbSchG) und zu verantwortlichen Personen (§ 13 ArbSchG).   

§ 12 ArbSchG macht Vorgaben zur Unterweisung der Beschäftigten. Demnach haben Arbeitgeber: 

innen die Beschäftigten über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit während ihrer Arbeits-

zeit ausreichend und angemessen zu unterweisen. Die Unterweisung umfasst Anweisungen und Er-

läuterungen, die eigens auf den Arbeitsplatz oder den Aufgabenbereich der Beschäftigten ausgerichtet 

sind. Unter anderem muss die Unterweisung an die Gefährdungsentwicklung angepasst sein.  

Um die offen formulierten Vorgaben des ArbSchG zu konkretisieren, wird die Bundesregierung mit 

Zustimmung des Bundesrates gem. § 18 Abs. 1 ArbSchG dazu ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

vorzuschreiben, welche Maßnahmen die Arbeitgeber: innen und die sonstigen verantwortlichen Per-

sonen zu treffen haben und wie sich die Beschäftigten zu verhalten haben, um ihre jeweiligen Pflichten, 

 
 
159 Wiebauer, in: Landmann u. a., Gewerbeordnung und ergänzende Vorschriften, ArbSchG § 9 Rn. 5-6. 
160 Wiebauer, in: Landmann u. a., ebd., ArbSchG § 9 Rn. 5-6. 

Verpflichtungen des Arbeitgebers zu besonderen Gefahren gem. § 9 ArbSchG  
(Zusammenfassung) 

▪ Maßnahmen treffen, damit nur Beschäftigte Zugang zu besonders gefährlichen Arbeitsbereichen haben, die 

zuvor geeignete Anweisungen erhalten haben. 

▪ Frühzeitige Information über Gefahren und Unterrichtung über Schutzmaßnahmen  

▪ Beschäftigten müssen Schutzmaßnahmen selbst treffen können, wenn der zuständige Vorgesetzte nicht er-

reichbar ist 

▪ Beschäftigten ermöglichen bei Gefahr, sich durch sofortiges Verlassen der Arbeitsplätze in Sicherheit zu bringen 
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die sich aus diesem Gesetz ergeben, zu erfüllen. Unter anderem wurden so die Arbeitsstättenverord-

nung (ArbStättV)161 und die Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV)162 eingeführt. 

6.2.2.3.2 Arbeitsstättenverordnung 

Die ArbStättV dient gem. ihres § 1 Abs. 1 der Sicherheit und dem Schutz der Gesundheit der Beschäf-

tigten beim Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten. Entsprechend § 2 Abs. 1 ArbStättV sind 

Arbeitsstätten 

▪ Arbeitsräume oder andere Orte in Gebäuden auf dem Gelände eines Betriebes 

▪ Orte im Freien auf dem Gelände eines Betriebes 

▪ Orte auf Baustellen 

Der Begriff der Arbeitsstätte ist somit weit gefasst. Hierbei bezieht sich die ArbStättV jedoch nicht auf 

Betriebsmittel wie Maschinen oder auf die Verwendung von Gefahrstoffen wie Ammoniak. Dennoch 

gibt die ArbStättV Vorgaben, die bei der Nutzung von Ammoniak-Anlagen mitgedacht werden müssen. 

So greift § 3 ArbStättV die Gefährdungsbeurteilung aus § 5 ArbSchG auf und konkretisiert sie. Mittels 

des Anhangs über Anforderungen und Maßnahmen für Arbeitsstätten werden Anforderungen an die 

Betriebsstätte sowie die Gefährdungsbeurteilung genauer gefasst. Besonders die Vorgaben zu den 

Maßnahmen gegen Brände aus Nr. 2.2 Anhang ArbStättV und über Erste-Hilfe-Räume gem. Nr. 4.3 An-

hang ArbStättV sind von Bedeutung. 

 

Die Vorgaben sind allerdings nicht ausreichend konkret, um spezifische Vorgaben zu Ammoniak dar-

aus abzuleiten. Auch wenn eine genauere Fassung des § 3 ArbStättV durch den Anhang erfolgt, ist auch 

der Anhang nicht ausreichend konkret, um eine rechtssichere Anwendung gewährleisten zu können. 

Die Anforderungen werden unter anderem durch Technische Regeln für Arbeitsstätten (Arbeits-

stättenregeln - ASR) konkretisiert. Diese sollen den erforderlichen Stand der Technik wiedergeben und 

werden vom Ausschuss für Arbeitsstätten (ASTA) entwickelt und angepasst. Anschließend werden sie 

im Gemeinsamen Ministerialblatt (GMBl) bekannt gegeben. ASR sind nicht rechtlich bindend, bei einer 

Einhaltung können Arbeitgeber: innen jedoch davon ausgehen, dass die Anforderungen der Verord-

nung erfüllt sind. In diesem Fall wird von einer sog. Vermutungswirkung ausgegangen. 163 Es bleibt die 

 
 
161 Arbeitsstättenverordnung vom 12. August 2004 (BGBl. I S. 2179), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 

27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 109) geändert worden ist. 
162 Betriebssicherheitsverordnung vom 3. Februar 2015 (BGBl. I S. 49), die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 

27. Juli 2021 (BGBl. I S. 3146) geändert worden ist. 
163 Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, Technische Regeln für Arbeitsstätten (ASR), abrufbar unter 

https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/ASR/ASR. 

Anhang Anforderungen und Maßnahmen für Arbeitsstätten nach § 3 Absatz 1 ArbStättV (Auszug) 

▪ 2.2 Maßnahmen gegen Brände: Arbeitsstätten müssen mit einer ausreichenden Anzahl geeig-

neter Feuerlöscheinrichtungen und erforderlichenfalls Brandmeldern und Alarmanlagen ausge-

stattet sein 

▪ 4.3 Erste-Hilfe-Räume: muss entsprechend der Art der Gefährdungen, der Art der auszuüben-

den Tätigkeiten zur Verfügung gestellt werden 
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Möglichkeit bestehen, dass Arbeitgeber: innen andere Maßnahmen entwickeln. Diese müssen mindes-

tens das gleiche Sicherheits- und Schutzniveau wie die Vorgaben aus den ASR erreichen.164 

 

Tabelle 6 Zusammenfassung Arbeitsstättenregeln (ASR) für die Anwendung von Ammoniak und Was-
serstoff in der Arbeitsstätte 

Technischen Regeln für 

Arbeitsstätten (ASR) 
Zusammenfassung 

ASR A2.2 Maßnahmen ge-

gen Brände 

Ausgabe: Mai 2018 zuletzt 

geändert GMBl 2022, S. 

247 

Nr. 3: Einstufung der Brandgefährdung 

▪ erhöhte Brandgefährdung im Sinne dieser ASR schließt die erhöhte und hohe 

Brandgefährdung nach der Technischen Regel für Gefahrstoffe TRGS 800 

„Brandschutzmaßnahmen“ ein 

Nr. 4: Eignung von Feuerlöschern und Löschmitteln 

▪ Feuerlöscher bzw. Löschmittel werden vom Hersteller entsprechend der Eig-

nung einer oder mehreren Brandklassen zugeordnet 

▪ Zuordnung wird auf dem Feuerlöscher mit Piktogrammen angegeben 

▪ Ammoniak und Wasserstoff sind der Brandklasse C zuzuordnen.  

Brandklasse C: Brände von Gasen  

Beispiele: Methan, Propan, Wasserstoff, Acetylen, Erdgas 

 

Weitere Vorgaben der ASR A2.2: zur Ausstattung der Arbeitsstät-

ten und Organisation des betrieblichen Brandschutzes, Festlegung 

der notwendigen Feuerlöscheinrichtungen, Beispiele für die Er-

mittlung der Grundausstattung  

ASR A4.3 Erste-Hilfe-

Räume, Mittel und Ein-

richtungen zur Ersten 

Hilfe  

Ausgabe: Dezember 2010 

zuletzt geändert GMBl 

2022, S. 252 

Gibt Vorgaben über Mittel zur Ersten, Einrichtungen zur Ersten-Hilfe-Räume und vergleich-

bare Einrichtungen, Kennzeichnung, Abweichende und ergänzende Anforderungen für Bau-

stellen 

 

 

In Bezug auf Ammoniak Technologien sind die ASR nur bedingt hilfreich. Lediglich ASR A2.2 über Maß-

nahmen gegen Brände gibt Anhaltspunkte für die Kennzeichnung der entsprechenden Risiken.  Wei-

tergehende Anforderungen ergeben sich jedoch aus der BetrSichV und der GefStoffV (siehe 6.2.2.3.4 

Chemikaliengesetz und 6.2.2.3.5 Gefahrstoffverordnung). 

Über die in § 3 ArbStättV normierte Gefährdungsbeurteilung hinaus werden in der ArbStättV weitere 

Aspekte geregelt. So werden durch § 6 ArbStättV Vorgaben zu der Unterweisung von Beschäftigten 

gemacht. Die Unterweisung zielt darauf ab, die Beschäftigten zu einem sicherheits- und gesundheits-

gerechten Verhalten bei der Arbeit anzuhalten.165. Den Beschäftigten soll es ermöglicht werden, die 

Gefährdungen für ihre Sicherheit und Gesundheit zu erkennen und die Schutzmaßnahmen und Ver-

haltensregeln zur Abwehr dieser Gefährdungen zu beachten und zu befolgen.166  

 
 
164 Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, ebd. 
165 Kollmer u. a., Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) 2019, § 6 Rn. 8. 
166 Kollmer u. a., ebd., § 6 Rn. 8. 
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Somit greift § 6 ArbStättV die allgemeine arbeitsschutzrechtliche Unterweisungsregelung des § 12 Ar-

bSchG für den Bereich des Arbeitsstättenrechts auf.167 Hierbei verwendet § 6 Abs. 1 ArbStättV die Be-

griffe „ausreichend“ und „angemessen“. Die von Arbeitgeber: innen zur Verfügung gestellten Informa-

tionen sind dann als solche anzusehen, wenn sie als Grundlage für die anschließende Unterweisung 

der Beschäftigten geeignet sind. Geeignet sind diese dann, wenn den Beschäftigten vermittelt wird,  

▪ welchen Gefährdungen sie bei ihrer Tätigkeit oder in ihrem Arbeitsbereich ausgesetzt sind,  

▪ relevante Inhalte der einschlägigen Arbeitsschutzvorschriften,  

▪ zu beachtenden Schutzmaßnahmen und Verhaltensregeln sowie  

▪ wie sich im Gefahrenfall verhalten wird 

Hierbei muss auf die Gefährdungslage am konkreten Arbeitsplatz in Bezug genommen werden.168 

Die Pflicht zur Zurverfügungstellung ausreichender und angemessener Informationen ist rechtlich 

unbestimmt gestaltet. Eine Konkretisierung erfolgt auf Eigenverantwortung der Arbeitgeber: innen. 

Entsprechend können grundsätzlich die Arbeitgeber: innen selbst darüber entscheiden, wann die be-

treffende arbeitsstättenrechtliche Pflicht erfüllt ist. Durch die Eingliederung des Arbeitsschutzrechts 

innerhalb des immissionsschutzrechtlichen Verfahrens in § 6 BImSchG liegt die abschließende Ent-

scheidung, ob die arbeitsstättenrechtlichen Pflichten erfüllt werden, im Ergebnis bei der zuständigen 

Arbeitsschutzbehörde.169   

 
 
167 Kollmer/Wiebauer/Schucht, Arbeitsstättenverordnung, § 6 Rn. 1 
168 Wiebauer, in: Landmann u. a., [Fn. 160], ArbSchG § 12 Rn. 15; Kollmer u. a., [Fn. 166], § 6 Rn. 12. 
169 Kollmer u. a., [Fn. 166], § 6 Rn. 12. 

§ 6 ArbStättV  Unterweisung der Beschäftigten (Zusammenfassung) 

▪ Unterweisung durch den Arbeitgeber: ausreichende und angemessene 

Informationen anhand der Gefährdungsbeurteilung zur Verfügung stel-

len über 

▪ bestimmungsgemäße Betreiben der Arbeitsstätte, 

▪ gesundheits- und sicherheitsrelevanten Fragen im Zusammen-

hang mit ihrer Tätigkeit 

▪ Maßnahmen, die zur Gewährleistung der Sicherheit und zum 

Schutz der Gesundheit der Beschäftigten durchgeführt werden 

müssen 

▪ arbeitsplatzspezifische Maßnahmen 

▪ Unterweisung muss sich auf Maßnahmen im Gefahrenfall erstrecken, ins-

besondere auf 

▪ Bedienung von Sicherheits- und Warneinrichtungen, 

▪ die Erste Hilfe und die dazu vorgehaltenen Mittel und Einrich-

tungen 

▪ innerbetrieblichen Verkehr 

▪ Unterweisung muss sich erstrecken auf  

▪ Maßnahmen der Brandverhütung  

▪ Verhaltensmaßnahmen im Brandfall  

▪ Nutzung der Fluchtwege und Notausgänge 

▪ Bedienung der Feuerlöscheinrichtungen 

▪ Unterweisungen müssen vor Aufnahme der Tätigkeit stattfinden 
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Insgesamt konnten bei der Regelung zur Unterweisungspflicht keine Hemmnisse auf Seiten der Ge-

setzgebung für Ammoniak-Infrastruktur festgestellt werden. Für den Gesetzgeber besteht hier kein 

Handlungsbedarf. Vielmehr ist es Aufgabe der Arbeitgeber: innen eine ausreichende Gefährdungsbe-

urteilung durchzuführen und die Unterweisungen entsprechend an die Ammoniak-Technologien und 

die damit verbundenen Risiken anzupassen. 

6.2.2.3.3 Betriebssicherheitsverordnung 

Während der sachliche Anwendungsbereich der ArbStättV  Arbeitsstätten umfasst, gilt die BetrSichV  

gem. ihres § 1 Abs. 1 für die Verwendung von Arbeitsmitteln. Arbeitsmittel sind gem. § 2 Abs. 1 Be-

trSichV Werkzeuge, Geräte, Maschinen oder Anlagen, die für die Arbeit verwendet werden, sowie über-

wachungsbedürftige Anlagen. Ortsfeste Ammoniak-Anlagen fallen in der Regel unter den Begriff des 

Arbeitsmittels. Auch im Rahmen der BetrSichV findet eine Gefährdungsbeurteilung statt (§ 3 Be-

trSichV). Zusätzlich stellt § 4 BetrSichV Grundpflichten für Arbeitgeber: innen auf. 

 

Unter dem Begriff „Stand der Technik“ ist gem. § 2 Abs. 1 BetrSichV der Entwicklungsstand fort-

schrittlicher Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen, der die praktische Eignung einer Maß-

nahme oder Vorgehensweise zum Schutz der Gesundheit und zur Sicherheit der Beschäftigten oder 

anderer Personen gesichert erscheinen lässt, zu verstehen. Bei der Bestimmung des Stands der Tech-

nik sind insbesondere vergleichbare Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen heranzuziehen, 

die mit Erfolg in der Praxis erprobt worden sind. 

Darüber hinaus werden in der BetrSichV Anforderungen an die zur Verfügung gestellten Arbeitsmit-

tel (§ 5 BetrSichV), Grundlegende Schutzmaßnahmen bei der Verwendung von Arbeitsmitteln (§ 6 

BetrSichV und Anhang 1), Schutzmaßnahmen bei Gefährdungen durch Energien, Ingangsetzen und 

Stillsetzen (§ 8 BetrSichV) und zur Unterweisung und besondere Beauftragung von Beschäftigten (§ 

12 BetrSichV) aufgestellt.  

Der Stand der Technik innerhalb der BetrSichV wird durch § 4 Abs. 3 i. V. m. § 21 BetrSichV umfang-

reich durch Technischen Regeln für Betriebssicherheit (TRBS) konkretisiert. Die TRBS entstehen 

unter der Mitwirkung der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) und durch den 

Ausschuss für Betriebssicherheit. Sie geben den Stand der Technik, Arbeitsmedizin und Arbeitshygi-

ene sowie sonstige gesicherte arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse für die Verwendung von Arbeits-

mitteln wieder. Bei Einhaltung der Technischen Regeln können Arbeitgeber: innen davon ausgehen, 

dass die entsprechenden Anforderungen der Verordnung erfüllt sind. Wie auch durch die technischen 

Regelwerke zur Arbeitsstättensicherheit, sind die TRBS nicht rechtlich bindend. Arbeitgeber: innen 

§ 4  Abs. 1 BetrSichV Grundpflichten des Arbeitgebers  

Arbeitsmittel dürfen erst verwendet werden, nachdem der Arbeitgeber  

▪ eine Gefährdungsbeurteilung durchgeführt hat,  

▪ die dabei ermittelten Schutzmaßnahmen nach dem Stand der Technik getroffen hat und 

▪ festgestellt hat, dass die Verwendung der Arbeitsmittel nach dem Stand der Technik si-

cher ist. 
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haben die Möglichkeit andere Lösungen zu wählen, müssen aber mindestens die gleiche Sicherheit und 

den gleichen Gesundheitsschutz für die Beschäftigten erreichen.170  

Zudem werden Sicherheitsanforderungen bezüglich des Explosionsrisikos getroffen. In diesem Zu-

sammenhang bestehen auch Technische Regeln für Betriebssicherheit. Diese sind weniger für Ammo-

niak-Technologien allgemein relevant, sondern beziehen sich schwerpunktmäßig auf Anlagen in de-

nen Cracker verwendet werden (siehe Kapitel 8.2.2.2 Belange des Arbeitsschutzes). 

6.2.2.3.4 Chemikaliengesetz 

In den Verordnungen des ArbSchG wird nicht der direkte Umgang mit Chemikalien wie Ammoniak 

oder Wasserstoff geregelt. Hierfür ist das ChemG von zentraler Bedeutung. Zweck des ChemG ist nach 

seinem § 1 Menschen und die Umwelt vor schädlichen Einwirkungen gefährlicher Stoffe und Gemische 

zu schützen, insbesondere sie erkennbar zu machen, sie abzuwenden und ihrem Entstehen vorzubeu-

gen. 

Der Anwendungsbereich des ChemG erstreckt sich nicht nur auf den Arbeitsplatz. Dennoch ist das 

ChemG für die Belange des Arbeitsschutzes bei dem Umgang mit Ammoniak und Wasserstoff relevant. 

Denn auf dem § 19 ChemG beruht die Gefahrstoffverordnung (GefStoffV), die wiederum Maßnahmen 

zum Schutz der Beschäftigten aufstellt (siehe unten). 

In § 2 ChemG wird mit Negativlisten der Anwendungsbereich für verschiedene Mittel und Produkte 

ausgeschlossen. Es entsteht insoweit eine gewisse Rechtsunsicherheit, da der Anwendungsbereich 

nicht positiv definiert wird, sondern nach den Absätzen 1 bis 5 nur bestimmte Vorschriften jeweils 

keine Anwendung finden.171 So nimmt das ChemG zunächst Lebens- und Futtermittel (§ 2 Abs. 2 

ChemG), Kosmetika und Tabakerzeugnisse (Abs. 1 Nr. 1), Medizinprodukte (Abs. 1 Nr. 2a), Abfälle 

(Abs. 1 Nr. 3) und Abwasser (Abs. 1 Nr. 5), radioaktive Abfälle (Abs. 1 Nr. 4), Arzneimittel (Abs. 3 

Nr. 1), Pflanzenschutzmittel (Abs. 3 Nr. 2) und Gefahrtransportgut (Abs. 5) in verschiedenen Abstu-

fungen von der Geltung aus. Gerade in Bezug auf Ammoniak muss somit § 2 Abs. 5 ChemG genauer 

betrachtet werden. Denn wird Ammoniak transportiert, ist es als Gefahrtransportgut einzuordnen.172 

Gem. § 2 Abs. 5 ChemG gelten die Vorschriften des Ersten, Dritten und Vierten Abschnitts, die §§ 17 

und 18 ChemG sowie die Vorschriften des Siebten und Achten Abschnitts nicht für die Beförderung 

gefährlicher Güter im Eisenbahn-, Straßen-, Binnenschiffs-, See- und Luftverkehr. Hiervon ausgenom-

men ist die innerbetriebliche Beförderung.  

 
 
170 Technische Regeln für Betriebssicherheit, Struktur und Anwendung der Technischen Regeln für Betriebssicher-

heit, TRBS 1001, Ausgabe: März 2018, GMBl 2018 S. 398 [Nr. 22], S. 1. 
171 Erbs u. a., Strafrechtliche Nebengesetze, ChemG § 2 Rn. 1; Kloepfer, [Fn. 158], § 19 Rn. 56. 
172 Zum Gefahrguttransportrecht bzgl. Ammoniak siehe: Priebe/Graetschel, Rechtsrahmen für Ammoniaktransportlö-

sungen. 
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Der gefahrgutrechtliche Transportbegriff wird in § 2 Abs. 2 Gefahrgutbeförderungsgesetz 

(GGBefG)173 definiert. Er ist grundsätzlich weit gefasst und schließt neben Transport über den außer-

betrieblichen Eisenbahn-, Straßen-, Binnenschiffs-, See- und Luftverkehr auch Vorbereitungs- und Ab-

schlusshandlungen (Verpacken und Auspacken der Güter, Be- und Entladen), Herstellen, Einführen 

und Inverkehrbringen von Verpackungen, Beförderungsmitteln und Fahrzeugen für die Beförderung 

gefährlicher Güter ein.174 Der Beförderungsvorgang und die einzelnen wesentlichen Beförderungs-

etappen nach dem GGBefG werden in Abbildung 8 zusammengefasst. 

 

Die Abgrenzung zwischen Sicherheitsbestimmungen im Gefahrguttransport und im innerbetriebli-

chen Gebrauch von Chemikalien ist rechtssystematisch folgerichtig, da der Gefahrguttransport auf in-

ternationalem Recht (Übereinkommen über die internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der 

Straße (ADR)175 und die Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter 

(RID176) beruht, während das ChemG auf der europäischen REACH-VO aufbaut. Die Abgrenzung zwi-

schen Gefahrguttransportrecht und Stoffrecht bleibt dennoch komplex und führt in der Praxis zu An-

wendungsproblemen. Die erhöhte Komplexität gilt jedoch nicht nur für Ammoniak, sondern für sämt-

liche Anlagen, in deren Betriebsbereich mit Gefahrstoffen gearbeitet werden, als auch transportiert 

werden.   

Innerbetriebliche Anwendung von Ammoniak oder Wasserstoff, besonders innerhalb der Anwendung 

von Ammoniak-Anlagen, die unter das Immissionsschutzrecht fallen, sind regelmäßig nicht dem Ge-

fahrguttransport zuzurechnen. Entsprechend findet das ChemG Anwendung. 

§ 19 ChemG normiert Maßnahmen zum Schutz von Beschäftigten. Demnach wird die Bundesregierung 

ermächtigt, durch Rechtsverordnung, soweit es zum Schutz von Leben und Gesundheit des Menschen 

 
 
173 Gefahrgutbeförderungsgesetz vom 6. August 1975 (BGBl. I S. 2121), das zuletzt durch Artikel 26 des Gesetzes vom 

2. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) geändert worden ist. 
174 Priebe/Graetschel, Rechtsrahmen für Ammoniaktransportlösungen, S. 32. 
175 Agreement Concerning the International Carriage of Dangerous Goods by Road v. 30.9.1957, zuletzt geändert 

durch ECE/TRANS/326 v. 21.12.2022 für die Anwendung ab 1.1.2023. 
176 Convention concerning International Carriage by Rail (COTIF) – Appendix C – Regulations concerning the Interna-

tional Carriage of Dangerous Goods by Rail (RID) v. 9.5.1980, zuletzt geändert für die Anwendung ab 1.1.2023. 

Abbildung 8 Wesentliche vom Beförderungsbegriff nach GGBefG umfasste Handlungen (Quelle: 
Priebe/Graetschel, Rechtsrahmen für Ammoniaktransportlösungen). 



Weiterentwicklung des Rechtsrahmens hinsichtlich Ammoniak-Technologien

   
 
 

 
 

 

 
 
72 

einschließlich des Schutzes der Arbeitskraft und der menschengerechten Gestaltung der Arbeit erfor-

derlich ist, beim Herstellen und Verwenden von Stoffen, Gemischen und Erzeugnissen sowie bei Tätig-

keiten in deren Gefahrenbereich Maßnahmen vorzuschreiben. § 19 Abs. 2 ChemG regelt, wann ein Ge-

fahrstoff im Sinne der Vorschrift vorliegt. In der Tabelle 7 wird zusammengefasst, wann Ammoniak 

und Wasserstoff unter § 19 Abs. 2 ChemG subsumiert werden können. 
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Tabelle 7 Ammoniak und Wasserstoff im Anwendungsbereich des § 19 ChemG (Quelle: Eigene Dar-
stellung). 

 

  

 Ammoniak Wasserstoff 

§ 19 Abs. 2 Nr. 1 ChemG: gefährliche Stoffe und Gemische nach § 3a Abs. 1 ChemG 

§ 3a Abs. 1 Nr. 1 ChemG 

Gefährliche Stoffe oder gefährliche Gemische im Sinne 

dieses Gesetzes sind Stoffe oder Gemische, die die in An-

hang I Teil 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 

dargelegten Kriterien für physikalische Gefahren oder 

Gesundheitsgefahren erfüllen 

 

Entzündbares Gas 

Kategorie 1B 

Gefahrenhinweis H221 

Gas unter Druck 

Kategorie C 

Gefahrenhinweis H280 

Akute Toxizität (inhalativ) 

Kategorie 3 

Gefahrenhinweis H331 

Ätz-/Reizwirkung auf die Haut 

Kategorie 1  

Gefahrenhinweis H314 

Entzündbares Gas 

Kategorie 1A 

Gefahrenhinweis 

H221 

Verdichtetes Gas 

Gefahrenhinweis 

H280 

 

§ 3a Abs. 1 Nr. 2 lit. a) ChemG  

Gefährliche Stoffe oder gefährliche Gemische im Sinne 

dieses Gesetzes sind Stoffe oder Gemische, die umweltge-

fährlich sind, indem sie die in Anhang I Teil 4 und 5 der 

Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 dargelegten Kriterien 

für Umweltgefahren und weitere Gefahren erfüllen  

gewässergefährdend (akute 

aquatische Toxizität) 

Kategorie 1  

Gefahrenhinweis H400 

gewässergefährdend (chroni-

sche aquatische Toxizität) 

Kategorie 2  

Gefahrenhinweis H411 

Wasserstoff gilt nicht 

als umweltgefährlich 

nach Teil 4 und 5 

§ 3a Abs. 1 Nr. 2 lit. a) ChemG 

Gefährliche Stoffe oder gefährliche Gemische im Sinne 

dieses Gesetzes sind Stoffe oder Gemische, die umweltge-

fährlich sind, indem sie selbst oder deren Umwandlungs-

produkte sonst geeignet sind, die Beschaffenheit des Na-

turhaushaltes, von Wasser, Boden oder Luft, Klima, Tie-

ren, Pflanzen oder Mikroorganismen derart zu verän-

dern, dass dadurch sofort oder später Gefahren für die 

Umwelt herbeigeführt werden können. 

Umweltgefahren sind bereits 

durch § 3 Abs. 2 Nr. 2 lit. a 

ChemG abgedeckt   

Wasserstoff birgt 

keine Umweltgefah-

ren 

§ 19 Abs. 2 Nr. 2 ChemG 

Stoffe, Gemische und Erzeugnisse, die explosionsfähig 

sind 

 

Wird Ammoniak unter Druck ge-

lagert, ist es explosionsfähig  

Wird Wasserstoff un-

ter Druck gelagert, ist 

es explosionsfähig 

§ 19 Abs. 2 Nr. 3 ChemG 

Stoffe, Gemische und Erzeugnisse, aus denen bei der Her-

stellung oder Verwendung Stoffe nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 

oder Nr. 2 entstehen oder freigesetzt werden 

Bei dem Cracken von Ammoniak 

wird Wasserstoff hergestellt 

(siehe kommende Spalte) 

 

§ 19 Abs. 2 Nr. 4 ChemG 

Stoffe und Gemische, die die Kriterien nach den Num-

mern 1 bis 3 nicht erfüllen, aber aufgrund ihrer physika-

lisch-chemischen, chemischen oder toxischen Eigenschaf-

ten und der Art und Weise, wie sie am Arbeitsplatz vor-

handen sind oder verwendet werden, die Gesundheit und 

die Sicherheit der Beschäftigten gefährden können, 

Ammoniak erfüllt bereits die Krite-

rien der Nummern 1 - 3  

Wasserstoff erfüllt  

bereits die Kriterien  

der Nummern 1 - 3 

§ 19 Abs. 2 Nr. 5 ChemG 

alle Stoffe, denen ein Arbeitsplatzgrenzwert im Sinne der 

Rechtsverordnung nach Absatz 1 zugewiesen ist. 

 

Ammoniak wurde durch die TRGS 

900 Arbeitsplatzgrenzwerte zuge-

wiesen 

Wasserstoff weist 

keine Arbeitsplatz-

grenzwerte vor 
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Die Aufzählung des § 19 Abs. 2 ChemG ist nicht kumulativ. Schon wenn eines der Merkmale auf einen 

Stoff zutrifft, findet § 19 Anwendung. Da sowohl für Ammoniak als auch Wasserstoff mehrere Tatbe-

standsmerkmale erfüllt sind, handelt es sich bei beiden Stoffen um einen Gefahrstoff im Sinne der 

Vorschrift. 

Allerdings ergeben sich aus dem § 19 Abs. 1 ChemG unmittelbar zunächst keine arbeitsschutzrechtli-

chen Vorgaben.  Weitergehende Vorgaben mit Bezug zum Arbeitsschutz ergeben sich aber aus den auf 

Grundlage des § 19 Abs. 1 ChemG erlassenen Verordnungen.  

6.2.2.3.5 Gefahrstoffverordnung 

Auf Grundlage des § 19 Abs. 1 ChemG wurde die GefStoffV erlassen. Ziel der GefStoffV ist es, unter 

anderem gem. § 1 Abs. 1 Nr. 2, Menschen und die Umwelt vor stoffbedingten Schädigungen durch Maß-

nahmen zum Schutz der Beschäftigten und anderer Personen bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen zu 

schützen. Während die zentralen Vorschriften aus Abschnitte 3–6 der GefStoffV in erster Linie dem 

Schutz der Beschäftigten dienen, bezieht § 1 Abs. 3 Satz 2 GefStoffV auch Dritte in den Schutzbereich 

mit ein. Demnach gelten sie auch, wenn die Sicherheit und Gesundheit anderer Personen aufgrund von 

betrieblichen Tätigkeiten gefährdet sein können, die durch Beschäftigte oder Unternehmer: innen 

ohne Beschäftigte ausgeübt werden. Damit regelt die GefStoffV umfassend die Schutzmaßnahmen für 

Beschäftigte bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen sowie für potentielle Dritte. Sie regeln so ergänzend zu 

den Vorschriften des ArbSchG die arbeitsschutzrechtlichen Besonderheiten beim Umgang mit Gefahr-

stoffen.177 

In Abschnitt 2 der GefStoffV werden Vorgaben zur Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung so-

wie zum Sicherheitsdatenblatt aufgeführt. Diese sind weitgehend auf deklaratorisch und verweisen 

auf die einschlägigen europäischen Vorschriften. In der Abbildung 9 und Abbildung 10 werden die 

Piktogramme aufgeführt, mit denen Ammoniak bzw. Wasserstoff gekennzeichnet werden muss.  

 

Abbildung 9 Kennzeichnung für Ammoniak gemäß Gefahrstoffverordnung; Gefahrenhinweise: H221 
Entzündbares Gas; H280 Enthält Gas unter Druck (kann bei Erwärmung explodieren); H314 Verursacht 
schwere Verätzungen der Haut und schwere Augenschäden; H331 Giftig bei Einatmen; H410 Sehr giftig 
für Wasserorganismen mit langfristiger Wirkung. Quelle: Air Liquide, Sicherheitsdatenblatt, Ammoniak, 
abrufbar unter: https://gasekatalog.airliquide.de/documents/sb1678972876850.pdf) 

 
 
177 Landmann u. a., [Fn. 160], GefStoffV Einführung Rn. 6-7. 
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Abbildung 10 Kennzeichnung für Wasserstoff gemäß Gefahrstoffverordnung; Gefahren-hinweise: H221 
Entzündbares Gas; H280 Enthält Gas unter Druck (kann bei Erwärmung explodieren) (Quelle: Linde, 
Sicherheitsdatenblatt, Wasserstoff, verdichtet, abrufbar unter https://produkte.linde-gas.at/sdb_kon-
form/H2_10021694DE.pdf ) 

Wichtiger Bestandteil der GefStoffV ist der Arbeitsplatzgrenzwert. Dieser ist gem. § 2 Abs. 8 Gef-

StoffV der Grenzwert für die zeitlich gewichtete durchschnittliche Konzentration eines Stoffs in der 

Luft am Arbeitsplatz in Bezug auf einen gegebenen Referenzzeitraum. Der Arbeitsplatzgrenzwert gibt 

an, bis zu welcher Konzentration eines Stoffs akute oder chronische schädliche Auswirkungen auf die 

Gesundheit von Beschäftigten im Allgemeinen nicht zu erwarten sind. Zu den in § 7 GefStoffV geregel-

ten Grundpflichten für Arbeitgeber:innen zählt, gem. § 7 Abs. 8 GefStoffV, dass sichergestellt wird, dass 

die Arbeitsplatzgrenzwerte eingehalten werden. Zusätzlich umfassen die Grundpflichten zum Arbeits-

platzgrenzwert, dass Arbeitgeber: innen  

▪ die Einhaltung durch Arbeitsplatzmessungen oder durch andere geeignete Methoden zur 

Ermittlung der Exposition prüfen 

▪ die Ermittlungsergebnisse aufzeichnen, aufbewahren und den Beschäftigten und ihrer Ver-

tretung zugänglich machen. 

Die Arbeitsplatzgrenzwerte selbst ergeben sich nicht aus der GefStoffV selbst, sondern aus Techni-

schen Regelwerken (siehe 6.2.2.3.5.2 Arbeitsplatzgrenzwerte). 

Über § 7 Abs. 8 S. 5 GefStoffV wird eine Ausnahme für die Grundpflicht zur Arbeitsplatzmessung ge-

troffen. Werden Tätigkeiten entsprechend eines verfahrens- und stoffspezifischen Kriteriums aus-

geübt, das nach § 20 Absatz 4 bekannt gegeben worden ist, gilt nach der Verordnung die Fiktion, dass 

die Arbeitsplatzgrenzwerte eingehalten werden. Entsprechend § 20 Abs. 4 GefStoffV werden verfah-

rens- und stoffspezifischen Kriterien durch den Ausschuss für Gefahrstoffe (AGS) vorgelegt. Derzeit 

bestehen solche Kriterien für die Ermittlung und Beurteilung der inhalativen Exposition 

(TRGS 420).178 Im Folgenden werden diese und die vom AGS entwickelten technischen Regeln für Ge-

fahrstoffe erläutert.  

6.2.2.3.5.1 Verfahrens- und stoffspezifische Kriterien (VSK) für die Ermittlung und 

Beurteilung der inhalativen Exposition 

Die Technischen Regeln für Gefahrstoffe (TRGS) werden durch den Ausschuss für Gefahrstoffe 

(AGS) entwickelt und geben den Stand der Technik, Arbeitsmedizin und Arbeitshygiene sowie sonstige 

gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse für Tätigkeiten mit Gefahrstoffen, einschließlich deren 

 
 
178 TRGS, Verfahrens- und stoffspezifische Kriterien (VSK) für die Ermittlung und Beurteilung der inhalativen Exposi-

tion, GMBl 2014 S. 997-1002 [Nr. 48] (vom 11.09.2014), zuletzt geändert und ergänzt: GMBl 2020 S. 199 [Nr. 9-10] 
vom 13.03.2020. 

 

https://produkte.linde-gas.at/sdb_konform/H2_10021694DE.pdf
https://produkte.linde-gas.at/sdb_konform/H2_10021694DE.pdf
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Einstufung und Kennzeichnung, wieder. So auch die oben bereits erwähnten Technische Regeln für 

Gefahrstoffe über Verfahrens- und stoffspezifische Kriterien (VSK) für die Ermittlung und Beurtei-

lung der inhalativen Exposition (TRGS 420). Mit der TRGS 420 soll Arbeitgeber: innen für definierte 

Tätigkeiten mit Gefahrstoffen praxisgerechte Festlegungen im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung 

gegeben werden.  

So sind in der TRGS 420 Beschreibungen geeigneter Schutzmaßnahmen und Festlegungen zu ihrer 

Wirksamkeitskontrolle enthalten, mit denen unter anderem sichergestellt wird, dass die Arbeitsplatz-

grenzwerte gem. der Technische Regeln für Gefahrstoffe „Arbeitsplatzgrenzwerte“ (TRGS 900) 

eingehalten werden (Nr. 1 Abs. 2 TRGS 420). Auch hier ist, wie bei den oben genannten technischen 

arbeitsschutzrechtlichen Regelungen, keine Rechtsbindung gegeben. Jedoch können bei Einhaltung 

der Technischen Regeln Arbeitgeber: innen insoweit davon ausgehen, dass die entsprechenden Anfor-

derungen der GefStoffV erfüllt sind. Wählen Arbeitgeber: innen eine andere Lösung, muss damit min-

destens die gleiche Sicherheit und den gleichen Gesundheitsschutz für die Beschäftigten erreicht wer-

den.179 

Kern der TRGS 420 bildet ihr Abschnitt 4. In ihm wird die Aufstellung verfahrens- und stoffspezifi-

scher Kriterien geregelt. 

 

Abbildung 11  Aufstellung von VSK – Ablaufschema (Quelle Abschnitt 5 TRGS 420) 

 
 
179 TRGS, Verfahrens- und stoffspezifische Kriterien (VSK) für die Ermittlung und Beurteilung der inhalativen Exposi-

tion, S. 1. 
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6.2.2.3.5.2 Arbeitsplatzgrenzwerte 

Wie bereits erwähnt, werden die Arbeitsplatzgrenzwerte in der TRGS 900 festgelegt. In ihr sind auch 

Grenzwerte für Ammoniak bestimmt sowie für Stoffe, die während des Betriebs bestimmter Ammo-

niak-Technologien entstehen können. Darunter Distickstoffoxid (Lachgas) und Stickoxide wie Stick-

stoffdioxid und Stickstoffmonoxid. Für Wasserstoff sind keine Arbeitsplatzgrenzwerte festgelegt. Bei 

den Grenzwerten handelt es sich nicht um die absolute Höchstmenge, sondern um Schichtmittel-

werte entsprechend Nr. 1 Abs. 2 TRGS. Es handelt sich demnach um Mittelwerte bei in der Regel täg-

lich achtstündiger Exposition an 5 Tagen pro Woche während der Lebensarbeitszeit. 

Tabelle 8 Arbeitsplatzgrenzwerte in der Luft gem. TRGS 900, Abschnitt 3 (Auszug).  

Stoffidentität   Arbeitsplatzgrenzwert  Spitzenbegrenzung  

Bezeichnung  
EG-Nr./   

Listen-Nr.  
CAS-Nr.  ml/m3 (ppm)  mg/m3  Überschreitungsfaktor  

Ammoniak  231-635-3  7664-41-7  20  14  2(I)  

Distickstof-

foxid 
233-032-0 10024-97-2 100 180 2(ΙΙ) 

Stickstoffdi-

oxid 
233-272-6 10102-44-0 0,5 0,95 2 (I) 

Stickstoffmo-

noxid 
233-271-0 10102-43-9 2 2,5 2 (II) 

 

Neben den Arbeitsplatzgrenzwerten wird in der TRGS 900 für Ammoniak auch eine Spitzenbegren-

zung mit dem Überschreitungsfaktor 2 (I) festgelegt. Hintergrund des Überschreitungsfaktor liegt an 

dem Umstand, dass es an Arbeitsplätzen zu erheblichen Schwankungen der Konzentration der Stoffe 

kommen kann. Die Abweichung vom Schichtmittelwert nach oben bedarf bei vielen Stoffen der Be-

grenzung (Nr. 2.3 TRGS 900). In der Nr. 2.3 TRGS 900 wird die Methodik zur Berechnung des Über-

schreitungsfaktors beschrieben.  

TRGS 900 ist technologieoffen gestaltet. Es kommt also nicht darauf an, ob das Ammoniak als Brenn-

stoff oder chemisches Erzeugnis verwendet wird. Daher lässt sich die TRGS 900 auf sämtliche Ammo-

niak-Technologien anwenden. 

Ebenso finden sich im europäischen Recht in Bezug auf die Disposition mit Ammoniak Grenzwerte. 

Diese sind in der RL 98/24/EG180 kodifiziert. In ihr werden gem. Art. 1 Abs. 1 Mindestanforderungen 

für den Schutz der Arbeitnehmer: innen gegen tatsächliche oder mögliche Gefährdungen ihrer Gesund-

heit und Sicherheit durch die Wirkungen von chemischen Arbeitsstoffen am Arbeitsplatz festgelegt. 

Die Grenzwerte für Ammoniak aus dem Anhang der RL 2000/39/EG lassen sich Tabelle 9 entnehmen. 

Insgesamt sind die Grenzwerte der TRGS 900 strenger gefasst als die Mindestgrenzwerte innerhalb 

des europäischen Rechts und bieten somit ein höheres Schutzniveau.181 Damit setzen sie die europa-

rechtlichen Vorgaben nicht nur um, sondern überschießen diese sogar. Im Übrigen ist festzustellen, 

dass in dem Anhang der RL 2000/39/EG keine Arbeitsplatzgrenzwerte zu Stickoxiden oder Lachgas 

festgelegt sind. 

 
 
180 Richtlinie 98/24/EG des Rates vom 7. April 1998 zum Schutz von Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer vor 

der Gefährdung durch chemische Arbeitsstoffe bei der Arbeit (vierzehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 
Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG), 05. 05. 1998, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 131/11. 

181 Lyda u. a., [Fn. 40], S. 18 ff. 
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Tabelle 9 Arbeitsrichtgrenzwerte für wasserfreies Ammoniak gem. Anhang RL 2000/39/EG.  

Grenzwerte  

EINECS  

(Europäisches 

Verzeichnis 

der auf dem 

Markt vorhan-

denen chemi-

schen Stoff)  

CAS  

(Chemical 

Abstract Ser-

vice Registry 

Number)  

Arbeitsstoff  

8 Stunden  

Zeitlich gewichteter Mittelwert, ge-

messen oder berechnet für einen 

Bezugszeitraum von acht Stunden.   

Kurzeit  

Grenzwert, der nicht überschritten 

werden soll. Soweit nicht anders an-

gegeben, bezieht er sich auf eine 

Zeitdauer von 15 Minuten  

mg/m³   

Milligramm pro 

Kubikmeter Luft 

bei 20 °C und 

101,3 KPa  

Ppm  

Volumenteile 

pro Million in 

der Luft 

(ml/m3)  

mg/m3  

Milligramm pro 

Kubikmeter Luft 

bei 20 °C und 

101,3 KPa  

Ppm  

Volumenteile 

pro Million in 

der Luft 

(ml/m3)  

231-635-3 7664-41-7  
Ammoniak, 

wasserfrei  
14  20  36  50  

  

6.2.3 Betreiberpflichten 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigungsfähigkeit einer Anlage ist zudem an die Betreiberpflich-

ten aus § 5 BImSchG geknüpft. Diese beinhalten vier Grundsätze aus § 5 Abs. 1 sowie den Nachsorge-

grundsatz aus § 5 Abs. 3 BImSchG.182   

Die Grundsätze selbst sind innerhalb des § 5 BImSchG nicht ausreichend konkret formuliert, um den 

verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsanforderungen zu genügen.183 Eine genauere Fassung der 

Grundsätze muss erst durch Rechtsverordnung, Verwaltungsvorschriften184 oder Einzelanord-

nungen185 erfolgen. Anzumerken ist, dass Verwaltungsvorschriften keine für die Betreiber: innen un-

mittelbar verbindlichen Konkretisierungen enthalten. Allerdings sind sie für die 

 
 
182 Kahl/Gärditz, [Fn. 105], §7 Rn. 52. 
183 Jarass, [Fn. 76], § 5 Rn. 1; Dietlein, in: Landmann u. a., [Fn. 72], BImSchG § 5 Rn. 11.; Schmidt-Kötters, in: Landmann 

u. a., ebd., BImSchG § 5 Rn. 2. 
184 Dietlein, in: Landmann, Rohmer, und Beckmann, Umweltrecht, § 5 Rn. 11; Jarass, [Fn. 76], § 5 Rn. 1; Schmidt-Köt-

ters, in: Giesberts und Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, BImSchG § 5 Rn. 6. 
185 Dietlein, in: Landmann u. a., [Fn. 72], BImSchG § 5 Rn. 11. 

▪ Schutzgrundsatz 

§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG 

▪ Vorsorgegrundsatz 

§ 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG 

▪ Abfallvermeidungsgrundsatz 

§ 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG 

▪ Energienutzungsgrundsatz 

§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG 

▪ Nachsorgegrundsatz 

§ 5 Abs. 3 BImSchG 
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Verwaltungsbehörden im Rahmen des Genehmigungsverfahrens und der Anlagenüberwachung bin-

dend, wodurch für die Betreiber: innen eine mittelbare Wirkung entsteht.186 Technische Regelwerke 

privater Normgeber: innen entfalten in der Regel keine bindende, normkonkretisierende Wirkung, 

können aber als Orientierungsmaßstab dienen.187 

6.2.3.1 Pflichten durch Rechtsverordnungen am Beispiel der Störfall-Verord-

nung 

Die Konkretisierung der Grundsätze erfolgt unter anderem durch Rechtsverordnungen. So fußen auf 

§ 7 BImSchG eine Vielzahl von Bundesimmissionsschutz-Verordnungen.  

6.2.3.1.1 Grundlagen zur Störfall-Verordnung 

In Bezug auf die Genehmigung von ortsfesten Ammoniak-Anlagen ist insbesondere die Zwölfte 

Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Störfall-Verordnung - Stör-

fallVO) von Bedeutung.188 Sie konkretisiert unter anderem den Schutzgrundsatz aus § 5 Abs. 1 Nr. 1 

BImSchG189 und dient der Umsetzung der europäischen SEVESO-III-Richtlinie.190 Sie hat das Ziel, tech-

nische Risiken und Gefahren zu vermeiden, folgt aber dabei dem Grundsatz, dass jede menschliche 

Tätigkeit mit Risiken verbunden ist. So geht die Nutzung sämtlicher Technologien mit der Möglichkeit 

von Schäden für Menschen, Umwelt oder Sachgüter einher.  

Die StörfallVO setzt auf das „Prinzip des kalkulierten Risikos”191. Somit wird ein zu erreichendes 

vollumfängliches Schutzniveau – das in der tatsächlichen Umsetzung ein Technologieverbot bedeuten 

würde – nicht verlangt.192 Entsprechend wird durch die StörfallVO keine absolute Sicherheit voraus-

gesetzt. Allerdings muss das Restrisiko auf ein sozial-adäquates Maß begrenzt werden.193 Bekannte 

Risiken müssen nur mit hinreichender, dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entsprechender Wahr-

scheinlichkeit ausgeschlossen werden. 194 

6.2.3.1.2 Anwendungsbereich der Störfall-Verordnung 

Der Anwendungsbereich der StörfallVO gliedert sich gem. § 1 Abs. 1 in zwei Stufen: die StörfallVO un-

terscheidet zwischen den Betriebsbereichen der unteren und oberen Klasse. Grundlegend wird für 

die Betriebsbereiche der oberen Klasse Regelungen ein höheres Schutzniveau vorausgesetzt. So gilt 

die StörfallVO für den Betriebsbereich der oberen Klasse im vollen Umfang, während für den der un-

teren Klasse die §§ 9-12 der StörfallVO ausgeklammert werden. 

Ob die Verwendung eines Stoffes in eine der Klassen zugeordnet werden kann, richtet sich nach be-

stimmten Mengenschwellwerten. Ammoniak liegt im Betriebsbereich der unteren Klasse ab einem 

 
 
186 Hansmann, in: Landmann/Rohmer UmweltR, TA Lärm Nr. 3. Rn. 51. 

187 Schmidt-Kötters, in: Giesberts/Reinhardt, [Fn. 75], BImSchG § 5 Rn. 6 ff. 
188 Störfall-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. März 2017 (BGBl. I S. 483), die zuletzt durch 

Artikel 107 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist. 
189 Roßnagel/Hentschel in GK-BImSchG, BImSchG § 5 Rn. 277; Priebe/Graetschel, Rechtsrahmen für Ammoniaktrans-

portlösungen, S. 12. 
190 Priebe/Graetschel, Rechtsrahmen für Ammoniaktransportlösungen, S. 12. 
191 Hansmann/König: in Landmann u. a., [Fn. 72], Vorbemerkungen BImSchG Rn. 1 ff. 
192 Hansmann/König: in Landmann u. a., ebd., Vorbemerkungen BImSchG Rn. 1 ff. 
193 BVerfG v. 8.8.1978, BVerfGE 49, 89 = NJW 1979, 359 ff; Hansmann/König: in Landmann u. a., ebd., Vorbemerkun-

gen BImSchG Rn. 1 ff. 
194 Hansmann/König: in Landmann u. a., ebd., Vorbemerkungen BImSchG Rn. 1 ff. 
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Mengenschwellwert von 50 000 kg und im Betriebsbereich der oberen Klasse ab einem Mengen-

schwellwert von 200 000 kg.  

Die Mengenschwellenwerte beziehen sich dabei nicht auf die Kapazitäten einer einzigen Anlage. Durch 

die StörfallVO wird der gesamte Betriebsbereich erfasst. Der Betriebsbereich ist gem. 

§ 3 Abs. 5a BImSchG der gesamte unter der Aufsicht eines Betreibers stehende Bereich, in dem gefähr-

liche Stoffe in einer oder mehreren Anlagen einschließlich gemeinsamer oder verbundener Infrastruk-

turen oder Tätigkeiten vorhanden oder vorgesehen sind. Besteht unter Sicherheitsgesichtspunkten ein 

Zusammenhang zwischen den Nutzungen verschiedener Grundstücke oder Grundstücksteile, sind 

diese als ein gemeinsamer Betriebsbereich anzusehen. Regelmäßig bildet das gesamte Werksgelände 

einen Betriebsbereich. Von der StörfallVO werden alle Anlagen sowie ihre Nebenanlagen innerhalb des 

Betriebsbereichs erfasst. Nicht ausschlaggebend ist, ob die Anlagen einer immissionsschutzrechtli-

chen Genehmigung bedürfen. So können auch immissionsschutzrechtlich nicht genehmigungsbedürf-

tige Anlagen der StörfallVO unterfallen.195 

Für die Anwendbarkeit der StörfallVO ist somit nicht von Belang, welcher technische Prozessschritt 

mit dem Ammoniak durchgeführt wird. Denn der Anknüpfungspunkt ist gem. § 2 Nr. 5 der StörfallVO 

bereits das Vorhandensein eines Stoffes. Es ist daher unerheblich, ob dieser innerhalb der Anlage ge-

lagert, verbrannt, gecrackt oder in anderer Form weiterverarbeitet wird. Dabei kommt es auch nicht 

darauf an, ob Ammoniak tatsächlich innerhalb der Anlage oder des Betriebsgeländes vorhanden ist 

oder dies bloß vorgesehen ist.196   

Allerdings fallen gem. § 1 Abs. 3 der StörfallVO Einrichtungen, Gefahren und Tätigkeiten ausdrücklich 

nicht in den Anwendungsbereich, wenn diese in Art. 2 Abs. 2 UAbs. 1 der SEVESO-III-Richtlinie ge-

nannt sind. Dazu gehören unter anderem:  

 
 
195 Hansmann/König, in: Landmann u. a., ebd., 12. BImSchV, § 1. 
196 Priebe und Graetschel, „Rechtsrahmen für Ammoniaktransportlösungen“, 219ff. 

gemäß Art. 2 Abs. 2 UAbs. 1 lit. c SEVESO-III-Richtlinie 
▪ die Beförderung gefährlicher Stoffe und deren damit unmittelbar in Zusam-

menhang stehende, zeitlich begrenzte Zwischenlagerung auf  
▪ der Straße,  
▪ der Schiene,  
▪ den Binnenwasserstraßen,  
▪ dem See- oder Luftweg außerhalb der unter diese Richtlinie fallen-

den Betriebe, 
▪ einschließlich des Be- und Entladens sowie des Umladens von einem Ver-

kehrsträger auf einen anderen Verkehrsträger  
▪ in Hafenbecken,  
▪ Kaianlagen oder  
▪ Verschiebebahnhöfen;  

gem. Art. 2 Abs. 2 UAbs. 1 lit. d SEVESO-III-Richtlinie 
▪ die Beförderung gefährlicher Stoffe in  

▪ Rohrleitungen,  
▪ einschließlich der Pumpstationen,  
▪ außerhalb der unter diese Richtlinie fallenden Betriebe 
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Entsprechend ist nicht jede Form der Lagerung von der StörfallVO eingeschlossen. Nicht in den An-

wendungsbereich fällt die zeitlich begrenzte Zwischenlagerung in unmittelbaren Zusammenhang mit 

der Beförderung von Ammoniak. Genauer handelt es sich hierbei um die Beförderung außerhalb der 

unter die StörfallVO fallenden Betriebsbereiche. Entsprechend des Sinns und Zwecks des Art. 2 SE-

VESO-III-Richtlinie kann eine Zwischenlagerung nur dann angenommen werden, wenn die Unterbre-

chung eines Transportvorgangs schon von vorneherein auf einen anderen Lieferort ausgerichtet ist.197  

Der Begriff „Zeitlich begrenzt“ wird nach dem Schutzzweck der Störfall-Verordnung als „kurzfristig“ 

ausgelegt.198 In der Regel trifft dies zu, wenn der Weitertransport innerhalb von 24 Stunden erfolgt. 

Der Zeitraum kann in Einzelfällen ausgeweitet werden, solange ein räumlicher, funktionaler und zeit-

licher Zusammenhang des Zwischenlagerns mit der Beförderung bestehen bleibt.199 Im Umkehr-

schluss sind sämtliche Lagerungen, die nicht in unmittelbaren Zusammenhang mit der Beförderung 

von Ammoniak stehen und als kurzfristig anzusehen sind, von der StörfallVO erfasst, sofern die ange-

geben Mengenschwellwerte erreicht werden.   

Ebenso sind Rohrleitungen zum Transport von Ammoniak innerhalb des Betriebs von der StörfallVO 

erfasst. Nicht anwendbar ist die StörfallVO auf den Transport von Ammoniak außerhalb der Betriebe. 

Der Transport von Ammoniak außerhalb von Betriebsbereichen ist Teil des Gefahrguttransportes und 

nicht von der StörfallVO abgedeckt.200  In welchen Fällen die StörfallVO Anwendung findet, wird in 

Tabelle 10 dargestellt.  

Tabelle 10 Anwendung der StörfallVO bei der Anwendung von Ammoniak in Betriebsbereichen. (Quelle: 
Eigene Darstellung aufbauend auf § 1 und Anhang I der StörfallVO sowie Art. 2 SEVESO-III-Richtlinie) 

Kapazität inner-

halb des gesam-

ten Betriebsbe-

reichs 

Prozesse wie 

Verarbeitung, 

Umwandlung 

und Nutzung 

Lagerung  

Mit Beförderung in Zu-

sammenhang ste-

hende, zeitlich be-

grenzte Zwischenlage-

rung 

Rohrleitungen 

innerhalb des 

Betriebes und 

betriebsinterner 

Transport 

Rohrleitung außer-

halb des Betriebes 

und betriebsexterner 

Transport 

>50 000 kg 

> 200 000 kg 

Ammoniak 

(wasserfrei) 

Betriebsbereich 

der unteren 

Klasse 

Anwendung der 

StörfallVO mit 

Ausnahme der 

§§ 9-12 

Betriebsbereich 

der unteren 

Klasse 

Anwendung der 

StörfallVO mit 

Ausnahme der 

§§ 9-12 

Keine Anwendung der 

StörfallVO 

Anwendung des Rechts 

zum Gefahrgütertrans-

port 

Betriebsbereich 

der unteren 

Klasse 

Anwendung der 

StörfallVO mit 

Ausnahme der §§ 

9-12 

Keine Anwendung der 

StörfallVO 

Anwendung des Rechts 

zum Gefahrgütertrans-

port  

≥ 200 000 kg Am-

moniak (wasser-

frei) 

Betriebsbereich 

der oberen 

Klasse 

Anwendung der 

StörfallVO im 

vollen Umfang 

Betriebsbereich 

der oberen 

Klasse 

Anwendung der 

StörfallVO im 

vollen Umfang 

Keine Anwendung der 

StörfallVO 

Anwendung des Rechts 

zum Gefahrgütertrans-

port 

Betriebsbereich 

der oberen Klasse 

Anwendung der 

StörfallVO im vol-

len Umfang 

Keine Anwendung der 

StörfallVO 

Anwendung Rechts 

zum Gefahrgütertrans-

port 

 

 
 
197 Hansmann/König, in: Landmann u. a., [Fn. 72] StörfallVO § 1 Rn. 7; Priebe/Graetschel, Rechtsrahmen für Ammoni-

aktransportlösungen, S. 219ff. 
198 Dazu genauer OVG NRW NJOZ 2005, 4653, 4654.  
199 OVG NRW NJOZ 2005, 4653, 4654; Priebe und Graetschel, Rechtsrahmen für Ammoniaktransportlösungen, 219ff. 
200 Eine detaillierte rechtswissenschaftliche Einordnung von Transport von Ammoniak erfolgt in: Priebe/Graetschel, 

Rechtsrahmen für Ammoniaktransportlösungen. 
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6.2.3.1.3 Regelungsinhalt der Störfall-Verordnung 

Die StörfallVO unterscheidet zwischen den allgemeinen Betreiberpflichten und den erweiterten Be-

treiberpflichten.  

Der Verantwortungsbereich der materiellen Sicherheitspflichten erstreckt sich hierbei nicht nur auf 

betriebliche Gefahrenquellen, sondern beinhaltet auch umgebungsbedingte Gefahrenquellen wie 

Erdbeben- und Hochwassergefahren sowie Eingriffe Unbefugter. Die Berücksichtigungspflicht umge-

bungsbedingter Gefahrenquellen erfährt eine Begrenzung durch das Kriterium der „praktischen Ver-

nunft“ gem. § 3 Abs. 2, 2. Hs. StörfallVO. Demnach können Gefahrenquellen oder Eingriffe als Störfall-

ursachen „vernünftigerweise“ ausgeschlossen werden.201 Abzustellen ist hier auf das menschliche Er-

kenntnisvermögen, sowie auf die Frage, wie hoch die Wahrscheinlichkeit eines schadensverursachen-

den Ereignisses ist. Bestehen Umstände, die bereits zu einem Störfall geführt haben, können diese 

grundsätzlich nicht vernachlässigt werden. Es liegt eine kontinuierliche Verarbeitung von Unfallerfah-

rungen zu Grunde.202 

Die KAS verabschiedetet Technischen Regeln für Anlagensicherheit. Hierdurch werden die Anforde-

rungen an die Anlagensicherheit durch die StörfallVO konkretisiert. In Bezug auf Ammoniak bestehen 

unter anderem die Sicherheitstechnische Anforderungen an Ammoniak-Kälteanlagen - Fassung 

09/2021 (TRAS 110)203. Wie bereits unter Abschnitt 5 Allgemeine Standortvoraussetzungen für orts-

feste Ammoniak-Anlagen beschrieben, werden auch in der KAS-18 Anforderungen an Anlagen für den 

Umgang mit Ammoniak gestellt. Die KAS-18 verknüpft die Raum- und Flächenplanung gebietsbezo-

gene Vorsorge aus § 50 BImSchG mit den allgemeinen Betreiberpflichten aus § 3 StörfallVO. Die KAS-

18 verweist in ihrem Abschnitt 2.2.2 auf die Wechselwirkung zwischen den planungsrechtlichen 

Standortvorraussetzungen aus § 50 BImSchG und den Betreiberpflichten aus § 3 StörfallVO: „Während 

§ 50 Satz 1 BImSchG darauf abstellt, im Rahmen und mit den Mitteln der Raum- und Flächenplanung 

gebietsbezogene Vorsorge zu treffen, um schutzbedürftige Gebiete auch vor den Auswirkungen von 

schweren Unfällen so weit wie möglich zu schützen, fordert § 3 Abs. 1 StörfallV, dass der Betreiber die 

nach Art und Ausmaß der möglichen Gefahr erforderlichen Vorkehrungen trifft, um Störfälle zu ver-

hindern.“ Zusätzlich unterstreicht Abschnitt 2.2.2 der KAS-18: „Mit den Mitteln der StörfallV lässt sich 

eine Verdichtung schutzbedürftiger Nutzungen im Umfeld von Betriebsbereichen nicht verhindern. 

Dies ist präventiv nur mit den Mitteln des Planungsrechtes möglich. […] Die in diesem Leitfaden 

 
 
201 Kloepfer, [Fn. 158], § 15 Rn. 368. 
202 Ausführlich zum Begriff „Vernünftigerweise“: Hansmann/König, in: Landmann/Rohmer UmweltR, 12. BImSchV § 3 
Rn. 21. 
203 Bekanntmachung einer sicherheitstechnischen Regel der Kommission für Anlagensicherheit (TRAS 110 – Sicher-
heitstechnische Anforderungen an Ammoniak-Kälteanlagen) vom 16. September 2021, Veröffentlicht am Mittwoch, 3. 
November 2021, BAnz AT 03.11.2021 B7. 

Die allgemeinen Betreiberpflichten aus der StörfallVO beinhalten  

▪ materiellen Sicherheitspflichten, die vorrangig einen Störfall verhindern, ansonsten seine 

Auswirkungen begrenzen sollen (§§ 3-5 StörfallVO) 

▪ Überwachungs-, Wartungs-, Dokumentations-, Informationspflichten (§ 6 StörfallVO) 

▪ Anzeigepflichten (§ 7 StörfallVO)  

▪ Pflicht zur Ausarbeitung und Bereithaltung eines aktuellen schriftlichen Konzepts zur Ver-

hinderung von Störfällen (§ 8 StörfallVO)  
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behandelten Empfehlungen für die Bemessung angemessener Abstände ersetzen weder Maßnahmen 

nach dem Stand der Sicherheitstechnik zur Verhinderung von Störfällen nach § 3 Abs. 1 StörfallV noch 

andere Maßnahmen nach § 3 Abs. 3 StörfallV, um die Auswirkungen von Störfällen so gering wie mög-

lich zu halten.“ Auch stellt die KAS-18 fest, dass angemessene Abstände kein Ausgleich für ein niedriges 

Sicherheitsniveau an den Anlagen im Betriebsbereich, darstellen 

Die erweiterten Pflichten der StörfallVO gelten für den Betriebsbereich der oberen Klasse. Die Vor-

gaben zu den erweiterten Pflichten werden in den §§ 9-12 StörfallVO normiert. So trifft gem. § 9 Stör-

fallVO Betreiber: innen eines Betriebsbereichs der oberen Klasse zur Erstellung eines umfassenden 

Sicherheitsberichts. 

 

Zusätzlich müssen gem. § 10 Abs. 1 der StörfallVO vor der erstmaligen Inbetriebnahme die Betrei-

ber: innen interne Alarm- und Gefahrenabwehrpläne erstellen, die die in Anhang IV StörfallVO aufge-

führten Informationen enthalten und den Behörden die Erstellung externer Alarm- und Gefahrenab-

wehrpläne ermöglichen müssen.204 

Weiter müssen die Betreiber: innen besonders gefährlicher Betriebsbereiche, potentiell von einem 

Störfall betroffene Dritte sowie die Öffentlichkeit in angemessenem Zeitraum periodisch und unauf-

gefordert über Sicherheitsmaßnahmen und das richtige Verhalten im Falle eines Störfalls gem. § 11 

iVm Anhang V StörfallVO unterrichten.205 

Zusätzlich besteht nach § 12 StörfallVO die Pflicht eine Verbindung zu einer behördlich genannten 

Stelle der öffentlichen Verwaltung einzurichten und zu unterhalten sowie einen oder eine Störfallbe-

auftragte:n zu nennen.206 

Für beide Betriebsbereiche – also der oberen und unteren Klasse – bestehen verschiedene informati-

onsbezogene Behördenpflichten (§§ 13–16 StörfallV) sowie Meldepflichten für Störfälle (§ 19 Stör-

fallVO).  

 
 
204 Kloepfer, [Fn. 158], § 15 Rn. 369. 
205 Kloepfer, ebd., § 15 Rn. 370. 
206 Kloepfer, ebd., § 15 Rn. 371. 

Der Sicherheitsbericht für Betriebsbereiche der oberen Klasse umfasst gem. § 9 StörfallVO:  

▪ Bericht über Umsetzung des Konzepts zur Verhinderung von Störfällen 

▪ Vorhandensein und Umsetzung des Sicherheitsmanagementsystems (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 StörfallVO) 

▪ Ermittlung der Gefahren von Störfällen und mögliche Störfallszenarien sowie alle erforderlichen Maßnahmen 

zur Verhinderung derartiger Störfälle (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 StörfallVO) 

▪ Bericht über ausreichende Sicherheit und Zuverlässigkeit von Auslegung, Errichtung, Betrieb und Wartung 

sämtlicher Teile eines Betriebsbereichs, die im Zusammenhang mit der Gefahr von Störfällen im Betriebsbe-

reich stehen (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 StörfallVO) 

▪ Bericht über Vorlage interner Alarm- und Gefahrenabwehrpläne und die erforderlichen Informationen zur 

Erstellung externer Alarm- und Gefahrenabwehrpläne (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 StörfallVO) 

▪ Informationsbereitstellung, damit die zuständige Behörde Entscheidungen über die Ansiedlung neuer Tätig-

keiten oder Entwicklungen in der Nachbarschaft bestehender Betriebsbereiche treffen kann (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 

StörfallVO) 

▪ Namen der an der Erstellung des Berichts maßgeblich Beteiligten ( § 9 Abs. 2 StörfallVO) 

▪ Verzeichnis der in dem Betriebsbereich vorhandenen gefährlichen Stoffe ( § 9 Abs. 2 StörfallVO) 
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6.2.3.1.4 Domino-Effekt 

Teil der Betreiberpflichten bildet der Domino-Effekt aus § 15 StörfallVO. Dieser entsteht dann, wenn 

sich die Gefahr von Störfällen dadurch erhöht, dass verschiedene Betriebsbereiche sich in einer sol-

chen räumlichen Nähe befinden, durch die eine Betriebsstörung eher ausgelöst oder deren Wirkung 

vergrößert werden kann.207  Relevanz entfaltet dieser Aspekt insbesondere im Zusammenhang mit 

Ammoniak-Anlagen, wenn Anlagen unterschiedlicher Betreiber: innen in verschiedenen, jedoch räum-

lich eng benachbarten Betriebsbereichen betrieben werden. Dies kann etwa in Industriegebieten der 

Fall sein, in denen sich mehrere Betreiber: innen zur Nutzung gemeinsamer Transport- und Versor-

gungsinfrastrukturen ansiedeln. Auch wenn rechtlich mehrere eigenständige Betriebsbereiche vorlie-

gen, besteht im Störfall die Gefahr, dass sich die Auswirkungen eines Ereignisses auf benachbarte Be-

triebsbereiche ausweiten und hierdurch der Gesamtschaden erheblich intensiviert wird. Inwieweit 

der Domino-Effekt zum Tragen kommt, hängt auch von dem Zusammenspiel der einzelnen Ammoniak-

Technologien im Einzelfall ab. 

Aus § 15 StörfallVO ergibt sich insbesondere, dass die zuständige Behörde den Domino-Effekt gegen-

über den jeweiligen Betreibern festzustellen hat. Zudem wird festgelegt, welche Informationen die 

Behörde dabei verwendet oder an die Betreiber weiterleitet. So hat die zuständige Behörde gegenüber 

den Betreibern festzustellen, bei welchen Betriebsbereichen oder Gruppen von Betriebsbereichen auf 

Grund ihrer geographischen Lage, ihres Abstands zueinander und der in ihren Anlagen vorhandenen 

gefährlichen Stoffe eine erhöhte Wahrscheinlichkeit von Störfällen bestehen kann oder diese Stör-

fälle folgenschwerer sein können. Damit legt § 15 StörfallVO behördlichen Pflichten fest. Kommt 

§ 15 StörfallVO zur Anwendung, ergibt sich aus § 17 Abs. 1 Nr. 4 StörfallVO die weitere Verpflichtung 

der Behörde im Rahmen des Überwachungssystems einen Überwachungsplan zu erstellen, der ein 

Verzeichnis der Gruppen von Betriebsbereichen bezüglich des Domino-Effekts enthält.  

Aus der Feststellung des Domino-Effekts durch die Behörde ergeben sich wiederum für die Betrei-

ber: innen weitere Pflichten aus § 6 Abs. 2, § 7 Abs. 1 Nr. 7 Buchst. c und § 9 Abs. 2 in Verbindung mit 

Anhang II Abschnitt II Nr. 3 sowie § 11 Abs. 3 StörfallVO.208 

 
 
207 Hansmann/König, in: Landmann u. a., [Fn. 72], StörfallVO § 15 Rn. 1. 
208 Hansmann/König, in: Landmann u. a., ebd., StörfallVO § 15 Rn. 1. 

Konkretisiert wird die StörfallVO bislang durch bisher drei Verwaltungsvorschriften: 

▪ Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Störfall-Verordnung (1. StörfallVwV) v. 

20.9.1993 (GMBl. S. 582, ber. GMBl. 1994 S. 820; Kloepfer Nr. 655) 

▪ Zweite Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Störfall-Verordnung (2. StörfallVwV) v. 

27.4.1982 (GMBl. S. 205), geänd. durch VwV v. 20.9.1993 (GMBl. S. 582; Kloepfer 

Nr. 656) 

▪ Dritte Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Störfall-Verordnung (3. StörfallVwV) v. 

23.10.1995 (GMBl. S. 782; Kloepfer Nr. 657) 
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Zusätzliche Pflichten für die zuständige Behörde und Betreiber:innen, im Fall eines Domino-Effekts nach § 15 StörfallVO (Zusam-

menfassung): 

Behördliche Pflichten aus § 15 StörfallVO  

▪ Feststellung gegenüber den Betreiber: innen, bei welchen Betriebsbereichen oder Gruppen von Betriebsbereichen auf 

Grund ihrer geographischen Lage, ihres Abstands zueinander und der in ihren Anlagen vorhandenen gefährlichen Stoffe 

eine erhöhte Wahrscheinlichkeit von Störfällen bestehen kann oder diese Störfälle folgenschwerer sein können 

Behördliche Pflichten aus § 17 Abs. 1 Nr. StörfallVO 

▪ Die zuständige Behörde hat im Rahmen des Überwachungssystems einen Überwachungsplan zu erstellen. Der Überwa-

chungsplan muss ein Verzeichnis der Gruppen von Betriebsbereichen nach § 15 StörfallVO enthalten 

Betreiberpflichten § 6 Abs. 2 StörfallVO 

▪ Betreiber: innen haben im Benehmen mit den zuständigen Behörden untereinander alle erforderlichen Informationen 

bzgl. des Konzepts zur Verhinderung von Störfällen, in ihren Sicherheitsmanagementsystemen auszutauschen und zur 

Information der Öffentlichkeit und benachbarter Betriebsstätten zusammenzuarbeiten. 

Betreiberpflichten § 7 Abs. 1 Nr. 7 Buchst. c StörfallVO 

▪ Betreiber: innen haben der zuständigen Behörde mindestens einen Monat vor Beginn der Errichtung eines Betriebsbe-

reichs schriftlich Gegebenheiten in der unmittelbaren Umgebung des Betriebsbereichs, die einen Störfall auslösen oder 

dessen Folgen verschlimmern können, anzugeben.  

Betreiberpflichten § 9 Abs. 2 in Verbindung mit Anhang II Abschnitt II Nr. 3 StörfallVO 

▪ Sicherheitsbericht enthält die in Anhang II aufgeführten Angaben und Informationen, darunter 

▪ Namen der an der Erstellung des Berichts maßgeblich Beteiligten  

▪ Verzeichnis der in dem Betriebsbereich vorhandenen gefährlichen Stoffe  

▪ Verzeichnis benachbarter Betriebsbereiche und Betriebsstätten, die nicht in den Geltungsbereich der Verord-

nung fallen 

▪ Bereiche und Entwicklungen außerhalb des Betriebsbereichs, die einen Störfall verursachen oder die Wahr-

scheinlichkeit des Eintritts eines Störfalls erhöhen oder die Auswirkungen eines Störfalls und von Domino-

Effekten verschlimmern können 

Betreiberpflichten § 11 Abs. 3 StörfallVO 

▪ Betreiber: innen haben  

o alle Personen  

o alle Einrichtungen mit Publikumsverkehr, wie öffentlich genutzte Gebäude und Gebiete, einschließlich Schu-

len und Krankenhäuser,  

o Betriebsstätten  

o benachbarte Betriebsbereiche 

▪ die von einem Störfall in diesem Betriebsbereich betroffen sein könnten, vor Inbetriebnahme über die Sicherheitsmaß-

nahmen und das richtige Verhalten im Fall eines Störfalls in einer auf die speziellen Bedürfnisse der jeweiligen Adressa-

tengruppe abgestimmten Weise zu informieren.  

▪ Abstimmung mit Katastrophenschutz und die allgemeine Gefahrenabwehr zuständigen Behörden 
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6.2.3.2 Allgemeine Verwaltungsvorschriften am Beispiel der Technischen Anlei-

tung zur Reinhaltung der Luft  

Auf Bundesebene bestehen verschiedene allgemeine Verwaltungsvorschriften. Unter allgemeinen 

Verwaltungsvorschriften werden die generellen Bestimmungen im Funktionsbereich der Exekutive 

verstanden. Diese dienen in der Regel dazu, Handlungen und Entscheidungen einer Behörde zu steu-

ern und richten sich meist an nachgeordnete Behörden oder unterstellte Verwaltungsbedienstete. Auf 

die Anlagenbetreiber: innen haben Verwaltungsvorschriften in der Regel eine mittelbare Wirkung.209 

Geltung entfalten allgemeine Verwaltungsvorschriften und technische Normen insbesondere über die 

Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe. Sie stellen regelmäßig eine widerlegliche Vermutung auf, 

dass die Einhaltung der technischen Normen und Verwaltungsvorschriften auch die Einhaltung der 

Rechtsnorm, zu deren Auslegung sie herangezogen werden, bedeutet. Ihnen kommt damit eine norm-

konkretisierende Funktion zu. 

Bezüglich Ammoniak-Technologien ist insbesondere die Ersten Allgemeine Verwaltungsvorschrift 

zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft – TA Luft) her-

vorzuheben. Denn in ihr erfolgt auf Grundlage von § 48 BImSchG sowie § 54 BNatSchG eine Normkon-

kretisierung für Immissionswerte, Emissionswerte, unter anderem für Ammoniak. Auch werden in 

der TA Luft die Verfahren zur Ermittlung der Werte festgelegt. Systematisch wird insbesondere in 

Abschnitt 4 der TA Luft über die Festlegung von Immissionswerten der Begriff der schädlichen Um-

welteinwirkungen für das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahrens konkretisiert. Über 

die Festlegung der Emissionswerte in Abschnitt 5 der TA Luft erfolgt die Fassung des Begriffs des Stan-

des der Technik.210 Ferner wird in der TA Luft die Ermessensausübung durch die zuständigen Behör-

den gesteuert.211 

Der Anwendungsbereich der TA Luft erstreckt sich unter anderem gem. ihrer Nr. 1 lit a) auf die Prü-

fung der Anträge auf Erteilung einer Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer neuen Anlage 

(§ 6 Absatz 1 BImSchG), zur Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs einer bestehen-

den Anlage (§ 16 Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 4 BImSchG). Die Nutzung der Formulierung 

„beachten“ in der Norm (in Abgrenzung zu der Formulierung „berücksichtigen“) lässt auf den zwin-

genden Einfluss der Norm innerhalb der Prüfung der Anträge schließen.212 Nr. 1 Absatz 5 TA Luft stellt 

aber ausdrücklich klar, dass Vorsorgeanforderungen in Rechtsverordnungen vorrangig zu beachten 

sind. 

  

 
 
209 Thiel, in: Landmann/Rohmer UmweltR, BImSchG § 48 Rn. 2. 

210 Hansmann/Röckinghausen, in: Landmann u. a., [Fn. 72], TA Luft Vorbemerkungen Rn. 5.  
211 Hansmann/Röckinghausen, in: Landmann u. a., ebd., TA Luft Vorbemerkungen Rn. 11. 
212 Hansmann/Röckinghausen, in: Landmann u. a., ebd., TA Luft Vorbemerkungen Rn. 8. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BImSchG&p=48
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BNatSchG&p=54
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BImSchG&p=6
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BImSchG&p=6&x=1
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In der TA Luft werden Vorgaben zu sämtlichen Luftschadstoffen getroffen. Dazu gehören auch Vor-

gaben zu Ammoniak. Wie oben bereits beschrieben, werden in dem Abschnitt 4 der TA Luft über Im-

missionswerte der Begriff der schädlichen Umwelteinwirkung konkretisiert. In der Nr. 4.1 TA Luft 

werden Vorschriften zur Prüfung der Schutzpflicht aufgestellt. Diese beinhalten unter anderem:  

 

Für Anlagen, in denen es zu Ammoniak-Immissionen kommt, ist die als letztes genannte Sonderfall-

prüfung relevant.  

 

Grundsätzlich teilt sich die Sonderfallprüfung in zwei Stufen. Der eigentlichen Sonderfallprüfung wird 

die Prüfung über „hinreichenden Anhaltspunkte“ nach Nr. 4.8 TA Luft als erste Stufe vorgeschaltet. 

Die tatsächliche Sonderfallprüfung ist nur dann notwendig, wenn die Anhaltspunkte dafür bestehen, 

dass schädliche Umwelteinwirkungen hervorgerufen werden können.213 Innerhalb der eigentlichen 

Sonderfallprüfung ist zunächst argumentativ zu beurteilen, ob Gefahren, Nachteile oder Belästigun-

gen erheblich sind. Bei der Beurteilung ist nach Nr. 4.8 TA Luft folgendes zu berücksichtigen:  

 
 
213 Referentenentwurf, Neufassung der Ersten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes Immissionsschutzge-

setz (Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft – TA Luft), S. 476. 

▪ Immissionswerte zum Schutz der menschlichen Gesundheit, zum Schutz vor erheblichen Belästigun-
gen oder erheblichen Nachteilen und Immissionswerte zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen durch Deposition 

▪ Anforderungen zur Ermittlung von Vor-, Zusatz-, Gesamtzusatz- und Gesamtbelastung 

▪ Festlegungen zur Bewertung von Immissionen durch Vergleich mit den Immissionswerten und 

▪ Anforderungen für die Durchführung der Sonderfallprüfung 

Sonderfallprüfung – Nr. 4.8 TA Luft (Auszug): 

Für die Beurteilung, ob Gefahren, Nachteile oder Belästigungen erheblich sind, gilt: 

▪ Gefahren für die menschliche Gesundheit sind stets erheblich. Ob Gefahren für Tiere und Pflanzen, den Bo-
den, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter erheblich sind, ist nach den folgen-
den Buchstaben b und c zu beurteilen. 

▪ Nachteile oder Belästigungen sind für die Allgemeinheit erheblich, wenn sie nach Art, Ausmaß oder Dauer 
das Gemeinwohl beeinträchtigen. 

▪ Nachteile oder Belästigungen sind für die Nachbarschaft erheblich, wenn sie nach Art, Ausmaß oder Dauer 
unzumutbar sind. 

▪ Bei der Beurteilung nach den Buchstaben b und c sind insbesondere zu berücksichtigen: 
▪ die in Bebauungsplänen festgelegte Nutzung der Grundstücke, 
▪ landes- oder fachplanerische Ausweisungen, 
▪ Festlegungen in Luftreinhalteplänen, 
▪ eine etwaige Prägung durch die jeweilige Luftverunreinigung, 
▪ die Nutzung der Grundstücke unter Beachtung des Gebots zur gegenseitigen Rücksichtnahme im 

Nachbarschaftsverhältnis, 
▪ vereinbarte oder angeordnete Nutzungsbeschränkungen und 
▪ im Zusammenhang mit dem Vorhaben stehende Sanierungsmaßnahmen an Anlagen des Antrag-

stellers oder Dritter. 
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Ausschlaggebend bei der Freisetzung von Ammoniak ist insbesondere der Einzelfall. Die Emissions-

prognose ist auch davon abhängig, wie das Ammoniak umgeschlagen wird, ob eine Fackel zur Minde-

rung der Gase geplant ist oder ob das System offen oder geschlossen ist. 

Konkrete Grenzwerte für die Bestimmung von erheblichen Nachteilen durch Ammoniak-Emissionen 

auf Pflanzen und Ökosysteme bietet die TA Luft nicht.  Auch werden keine Grenzwerte für die Auswir-

kungen auf die menschliche Gesundheit getroffen. Eine Mindestabstandsregelung für den Schutz 

menschlicher Gesundheit ist insoweit nicht notwendig, da beim Umgang mit Ammoniak bereits in der 

Räumlichen Planung Sicherheitsabstände zum Schutz dieser beachtet werden (siehe Kapitel 5.1) Ab-

standsregelungen für andere Schutzgüter wie Gewässer oder Tierarten bestehen nicht.   

Ferner legt die TA Luft in ihrem Abschnitt 5 Anforderungen zur Vorsorge gegen schädliche Umwelt-

einwirkungen fest. 

 

Für Ammoniak bestimmt Nr. 5.2.4, dass die angegebenen Massenkonzentrationen oder Massen-

ströme von 0,15 kg/h Massenstrom je Stoff oder 30 mg/m3 Massenkonzentration im Abgas nicht über-

schreiten dürfen. Zudem werden in der Nr. 5.3.3.2 TA Luft Massenstromschwellen für die kontinuier-

liche Überwachung angegeben. Bei Anlagen mit Ammoniak-Emissionen, deren Emissionen die Mas-

senströme von 1,5 kg/h überschreiten, sollen die relevanten Quellen mit Messeinrichtungen ausgerüs-

tet werden, die die Massenkonzentration der betroffenen Stoffe kontinuierlich ermitteln. 

Im Schrifttum wird teilweise kritisiert, das aktuelle Recht werde entsprechend einer „einer fakti-

sche[n] Nullimmission von Ammoniak und Stickoxiden bei Blockheizkraftwerken und einer ggf. an-

gestrebten Ammoniakinfrastruktur“ ausgelegt.214 Die Argumentation verweist dabei auf aktuelle 

Rechtsprechung. Diese Kritik verkennt aber, dass genannte Urteile sich ausschließlich auf Ammoniak-

Immissionen in der Landwirtschaft beziehen.215 Tatsächlich rührt auch der mit Abstand größte Teil 

der bundesweiten Ammoniak-Immissionen aus der Landwirtschaft her.216 Jedoch sind landwirtschaft-

liche Betriebe nicht vergleichbar mit Ammoniak-Technologien im Energiesektor. Zumal im Energie-

sektor Ammoniak als Energieträger gesehen wird, während in der Landwirtschaft sog. diffuse Ammo-

niak-Emissionen als eine Form von Reststoff entstehen. Es muss daher berücksichtigt werden, dass 

Regelungen, die spezifisch für die Landwirtschaft konzipiert wurden, nicht auf Ammoniak-

 
 
214 Agatz, Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren: Bestandsaufnahme und Bewertung, 463 466). 
215 BVerwG, Beschl. V. 05.09.12 – 7 B 24.12; OVG Magdeburg, Urt. v. 08.06.18 – 2 L 11/16; OVG Lüneburg Beschl. v. 

15.09.20 – 12 ME 29/20. 
216 UBA, Ammoniak-Emissionen, abrufbar unter https://www.umweltbundesamt.de/daten/luft/luftschadstoff-emis-

sionen-in-deutschland/ammoniak-emissionen#entwicklung-seit-1990. 

Nr. 5.1.1 TA Luft 

▪ Emissionswerte, deren Überschreiten nach dem Stand der Technik vermeidbar ist, 
▪ emissionsbegrenzende Anforderungen, die dem Stand der Technik entsprechen, 
▪ sonstige Anforderungen zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen durch Luft-

verunreinigungen, 
▪ Verfahren zur Ermittlung der Emissionen und 
▪ Anforderungen zur Ableitung von Abgasen 
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Technologien übertragen werden.  Die Aussage, es würden faktische Nullimmission erwartet werden, 

scheint daher nicht tragfähig.  

6.2.3.3 Pflichten durch Technische Regelwerke  

Darüber hinaus bestehen sog. Technische Regelwerke. Diese werden von privaten Normungsverbän-

den wie dem Deutschen Institut für Normung (DIN) sowie dem Verein Deutscher Ingenieure e. V. 

(VDI), bzw. auf europäischer Ebene durch das europäische Komitee für Normung (CEN) bzw. das 

Europäische Komitee für elektrotechnische Normung (CENELEC) erlassen oder sind Technischen 

Regeln von öffentlich-rechtlich begründeter Sachverständigenausschüsse wie dem Deutschen Insti-

tut für Bautechnik (DIBt). Solche technischen Regelwerke entfalten grundsätzlich keine rechtliche 

Bindungswirkung, da sie keine rechtlich verbindlichen Regelungen enthalten, sondern dienen lediglich 

als Orientierungshilfen und Erkenntnisquellen für den Rechtsanwender.217 Gleichwohl können auch 

technische Normen über statische oder dynamische Verweise in Rechtsnormen oder über eine Ausle-

gung unbestimmter Rechtsbegriffe Anwendung in Form einer widerleglichen Vermutungswirkung 

entfalten. Technische Regelwerke sind insbesondere zur Auslegung des Stands der Technik oder bei 

der Eignungsfeststellung von Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen von Bedeutung 

(siehe 6.2.2.1.3 Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen). 

Die Nutzung von Ammoniak als Energieträger ist eine Technologie, die bisher noch nicht flächende-

ckend zum Einsatz kommt. Entsprechend ist davon auszugehen, dass in den Genehmigungsbehörden 

die technischen Kenntnisse über den sicheren Betrieb von Anlagen bei den Mitarbeitenden noch 

nicht vollumfänglich vorhanden ist. Fehlt es an dem notwendigen Fachwissen zu bestimmten Techno-

logien, können Technische Regelwerke eine wichtige Orientierung im Rahmen des Genehmigungsver-

fahrensdarstellen. Sie fungieren dann im weitesten Sinne als Leitfaden und können so Genehmigungs-

behörden, die zuvor keine Berührungspunkte mit Ammoniak als Energieträger hatten, eine Orientie-

rungshilfe geben. Technische Regelwerke haben somit auch das Potential Entscheidungsprozesse in-

nerhalb von Behörden zu verkürzen. Solche technischen Regelwerke bestehen in Bezug aus Ammoniak 

bspw. für den Ammoniak-Transport oder Ammoniak als Kältemittel. Regelwerke, die explizit darauf 

ausgerichtet sind, Ammoniak als Energieträger zu verwenden, bestehen bislang nicht. 

Abhängig davon, welcher Normungsverband bzw. Sachverständigenausschuss ein Technisches Regel-

werk veröffentlicht, nimmt eine Normierung von Sicherheitsvorgaben unterschiedliche Zeiträume in 

Anspruch. Beispielsweise dauert die Veröffentlichung einer europäischen Norm (EN) durch die CEN 

oder CENELEC mindestens zwei Jahre. Hierfür kann von privatrechtlichen Akteur:innen ein Formulie-

rungsvorschlag für eine EN entwickelt und beim zuständigen Normungsinstitut formlos beantragt 

werden. In Deutschland ist das zuständige Normungsinstitut für EN das DIN.  Wird der eingereichte 

Normungsantrag von der DIN als für den europäischen Markt relevant bewertet, stellt diese wiederum 

einen Antrag bei den beiden europäischen Normungsorganisationen. CEN und CENELEC richten da-

raufhin einen technischen Lenkungsausschuss ein, der wiederum für ein technisches Komitee verant-

wortlich ist. Das technische Komitee kann Arbeitsgruppen aus Expert: innen beauftragen, auf Grund-

lage des bereits eingereichten Entwurfs einen weiteren Entwurf zu erstellen. Es folgt eine Öffentlich-

keitsbeteiligung. Abschließend muss der Entwurf von den CEN- und CENELEC-Mitgliedern angenom-

men werden. Daraufhin wird die EN im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.218 

 
 
217 Dietlein, in: Landmann/Rohmer, BImSchG § 5 Rn. 20 
218 Lyda u. a., [Fn. 40], 73 f.  
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Hemmnis: Für Technologien und Infrastruktur, die auf fossile Energieträger ausgerichtet sind, bestehen 

umfassende Technische Regelwerke. Für Ammoniak-Technologien sind Technische Regelwerke in Teilen 

vorhanden, gerade auch weil Ammoniak bereits aus der chemischen Industrie und Düngemittelproduk-

tion bekannt ist. Technische Regelwerke für den Einsatz von Ammoniak als Energieträger und für die in 

diesem Zusammenhang erforderlichen Technologien sind bisher nicht flächendeckend ausgearbeitet wor-

den. Entsprechend entsteht eine Ungleichstellung zwischen fossilen und erneuerbaren Energieträgern. 

Während Wissen über Technologie und Sicherheit in Form von Technischen Regelwerken über fossile 

Energieträger für die Genehmigungsbehörden zugänglich sind, fehlt es den Genehmigungsbehörden an 

Technischen Regelwerken zu erneuerbaren Energieträgern. Der Ausbau von Infrastruktur für fossile 

Energieträger ist damit einfacher gestaltet als der von erneuerbaren Energieträgern. 

Handlungsempfehlung: Um Technologien, die Ammoniak als Energieträger nutzen, auf die gleiche Stufe 

mit Anlagen für fossile Energieträger zu stellen und die Handhabbarkeit für Behörden bei der Genehmi-

gung zu erleichtern, müssen Technische Regelwerke für Technologien mit Bezug zum energetischen Ein-

satz von Ammoniak entwickelt werden. Da die Einführung solcher Regelwerke mehrere Jahre in Anspruch 

nehmen kann, sollte die Ausgestaltung solcher technischen Regelwerke möglichst zeitnah angestoßen 

werden. Hierfür können bisher bestehende Normen für Wasserstoff und Erdgas als Orientierungshilfe die-

nen und anzeigen, welches Sicherheitsniveau auch bei Ammoniak-Technologien erreicht werden muss. 

6.3 Hemmnisse und Handlungsempfehlungen 

Aus den materiell-rechtlichen Vorgaben innerhalb des Genehmigungsverfahrens ergibt sich eine Viel-

zahl an Hemmnissen, die sich teilweise aus Rechtsunsicherheit ergeben. Zu beachten ist auch, dass es 

insbesondere auch an Technischen Regelwerken fehlt.  

Tabelle 11 Hemmnisse und Handlungsempfehlungen bei der Errichtung und dem Betrieb von ortsfesten 
Ammoniak-Anlagen 

Rechtliche Hemmnisse und Änderungsbedarfe bei der Errichtung und dem Betrieb von ortsfesten Ammoniak-Anlagen 

Hemmnis Erläuterung Handlungsempfehlung 

Lücken in Bezug auf 

Technische Regelwerke 

Bisher bestehen kaum Europäische Normen 

(EN), die spezifisch für Anlagen mit Ammoniak 

als Energieträger entwickelt wurden. Für Am-

moniak-Technologien, die für andere Bereiche 

entwickelt wurden, wie Ammoniak als Kälte-

mittel oder Ammoniak im Bereich der chemi-

schen Industrie, bestehen solche Normen. Da 

es für die im CAMPFIRE-Projekt entwickelten 

Technologien bisher kaum passgenaue euro-

päische Normen gibt, ist es auch in der Regel 

nicht möglich, eine Eignungsfiktion über die 

CE-Kennzeichnung zu erhalten und so das Ge-

nehmigungsverfahren zumindest in dem Be-

zug auf das Gewässerschutzrecht zu verkür-

zen. 

 

Um ein hohes Sicherheitsniveau zu gewährleisten 

und gleichzeitig die Durchführung von Genehmi-

gungsverfahren zu vereinfachen, bietet es sich an, 

europäische Normen für Ammoniak-Technologien 

im Zusammenhang mit dem Einsatz als Energieträ-

ger zu etablieren. Für Bauprodukte, Druckgeräte 

und Maschinen bestehen momentan keine passge-

nauen europäischen Normen, die eine CE-Kenn-

zeichnung ermöglichen. Es wird empfohlen, Pro-

zesse zur Entwicklung der Normen zeitnah anzu-

stoßen, da der Veröffentlichungsprozess einer EN 

um die zwei Jahre dauert.219  

 

 
 
219 Lyda u. a., ebd., S. 18 ff. 
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Konkretisierung des Be-

griffes der allgemein an-

erkannten Regeln der 

Technik fehlt 

Dass bereits Technische Normen zum Umgang 

mit Ammoniak als wassergefährdenden Stoff 

bestehen, ist begrüßenswert. Allerdings wer-

den von den Technischen Normen bisher nicht 

alle Bereiche der Ammoniak-Anlagen abge-

deckt. Insbesondere für Technologien, die mit 

Hitze arbeiten, wie Blockheizkraftwerke oder 

Cracker fehlen passende Normen, die auf den 

Umgang mit Ammoniak als wassergefährden-

der Stoff abzielen.  

 

Auch für eine Konkretisierung des Begriffes der all-

gemein anerkannten Regeln der Technik fehlen 

passende technischen Normen. Zwar sind die Lage-

rung und der Transport von Ammoniak weitestge-

hend abgedeckt, weitere Normen für spezifische 

Technologien wie Cracker oder Blockheizkraft-

werke bestehen jedoch nicht. Da EN ebenfalls dazu 

geeignet sind, den allgemeinen anerkannten Re-

geln der Technik abzubilden und auch eine CE-

Kennzeichnung ermöglichen, bietet es sich an, die 

Sicherheitsstandards für den Umgang mit wasser-

gefährdenden Stoffen als EN zu veröffentlichen.  

 

Rechtsunsicherheit zur 

Beurteilung des § 34 

BNatSchG 

 Als Beurteilungsmaßstab für Ammoniak-Im-
missionen kann für die zweite Stufe der FFH-
Verträglichkeitsprüfung zwar die TA Luft her-
angezogen werden. Dies ist aber nicht vollum-
fänglich möglich. Beinhalten die Erhaltungs-
ziele des entsprechenden Schutzgebietes 
Schutzgüter, wie bestimmte Tierarten oder Ge-
wässer, kann die TA Luft nicht als Bewertungs-
grundlage dienen, da diese sich schließlich auf 
Vegetation und Ökosysteme bezieht. Hieraus 
können sich Rechtsunsicherheiten ergeben, 
die wiederum das Genehmigungsverfahren 
verlangsamen können.  

 

Zur Überwindung etwaiger Rechtsunsicherheiten 
sollten Methoden entwickelt werden, die eine ein-
heitliche Beurteilung von Ammoniak-Immissionen 
ermöglichen. Hierbei sollen nicht nur Immissionen 
auf Pflanzen, sondern auch andere von den Erhal-
tungszielen der Natura 2000 Gebiete erfassten 
Schutzgüter, wie Gewässer oder geschützte Tierar-
ten beachtet werden. Wichtig dabei ist, dass die Me-
thoden nicht zu restriktiv gestaltet werden, ohne 
die Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für 
alle Umweltmedien zu gefährden. .  

 

Zeitanspruch der UVP-

Pflicht  

Im Durchschnitt benötigen Verfahren, die an 

eine UVP-geknüpft sind, um die sechs Monate 

länger als solche ohne UVP-Pflicht. Dabei er-

höht die UVP das Schutzniveau im Rahmen der 

Zulassung von Anlagen nicht durch etwaige 

materiell-rechtliche Anforderungen. Aller-

dings trägt sie zur Transparenz und Partizipa-

tion der Öffentlichkeit bei und ist entspre-

chend ein wichtiges Instrument innerhalb des 

Genehmigungsverfahrens. Während sie damit 

eine wichtige Funktion einnimmt, kann eine 

lange Verfahrensdauer die Planungs- und In-

vestitionssicherheit beteiligter Akteure ein-

schränken.  

Da das materiell-rechtliche Schutzniveau grund-

sätzlich auch ohne die Durchführung einer UVP ge-

sichert ist, könnte das Aussetzen der UVP für be-

sonders dringliche Anliegen wie die klimaneutrale 

Produktion von grünen Brenn- und Kraftstoffen ge-

rechtfertigt sein.  Ein Aussetzen der UVP ist derweil 

nicht ohne weiteres durch eine Anpassung der 

Bundesgesetzgebung möglich. Die UVP und das 

UVPG beruhen auf europarechtlichen Vorgaben, zu 

deren Umsetzung die Mitgliedstaaten verpflichtet 

sind. Allerdings bestehen innerhalb des EU Rechts 

Möglichkeiten die UVP auszusetzen. Dies gilt u. a. 

für sog. Beschleunigungs- und Infrastrukturge-

biete. Genauere Ausführungen hierzu werden im 

Kapitel 7.1 Beschleunigungs- und Infrastrukturge-

biete aus der Erneuerbare-Energien-Richtlinie ge-

troffen. 
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7 Maßnahmen zur Beschleunigung des 

Genehmigungsverfahrens 

Sowohl der europäische Richtliniengeber als auch der deutsche Gesetzgeber haben insge-

samt erkannt, dass die Genehmigungsdauer von Anlagen im Bereich der erneuerbaren Ener-

gien einen Flaschenhals in der Energiewende darstellt. Entsprechend gibt es auf nationaler 

sowie europäischer Ebene Bestrebungen, die Genehmigungsverfahren zu verkürzen. Mit der 

RED III und dem WasserstoffBG bestehen erste Ansätze hierfür, die aber Ammoniak als Ener-

gieträger nicht ausreichend einbeziehen. 

Grundlegendes Ziel der europäischen Richtlinie zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuer-

baren Quellen (RED III)220 ist gem. ihres Art. 3 Abs. 1, sicherzustellen, dass der Anteil von Energie aus 

erneuerbaren Quellen am Bruttoendenergieverbrauch der EU im Jahr 2030 mindestens 42,5 % be-

trägt. Um dieses Ziel zu erreichen, wurde in der RED III das Instrument der Beschleunigungs- und Inf-

rastrukturgebiete entwickelt. Der deutsche Gesetzgeber hat bspw. mit § 6a Windenergieflächenbe-

darfsgesetz (WindBG)221, § 249c BauGB und § 28 ROG Beschleunigungsgebiete für Windenergie ein-

geführt.222  

Darüber hinaus hat der deutsche Gesetzgeber das Gesetz zur planungs- und genehmigungsrechtlichen 

Beschleunigung von Erzeugung, Speicherung, Import und Transport von Wasserstoff (Wasserstoffbe-

schleunigungsgesetz – WasserstoffBG)223 vorgelegt. Die genannten Normen werden im Folgenden dar-

gestellt und auf Potenziale und Lücken untersucht. 

7.1 Beschleunigungs- und Infrastrukturgebiete aus der 

Erneuerbare-Energien-Richtlinie 

Mit der Novellierung der RED III wurden auf europäischer Ebene mit den Art. 15 ff. RED III Mechanis-

men zur Beschleunigung des Genehmigungsverfahrens von Anlagen zur Erzeugung von Energie aus 

erneuerbaren Quellen und die damit zusammenhängende Infrastruktur wie Netz- und Speicheranla-

gen einschließlich Wärmespeichern eingeführt. Zusammenfassend beinhalten die Art. 15 ff. RED III 

Mechanismen, um die Umweltverträglichkeitsprüfung unter bestimmten Voraussetzungen innerhalb 

sog. Beschleunigungs- und Infrastrukturgebieten zu verkürzen. Allerdings wurden Ammoniak-Anla-

gen innerhalb der bisherigen nationalen Umsetzung der Beschleunigungsgebiete bisher nicht 

 
 
220 Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Oktober 2023 zur Änderung der 

Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die För-
derung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates, vom 
31.10.2023, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäische Union.  

221 Windenergieflächenbedarfsgesetz vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist. 

222 aA, sieht RED III als nicht umgesetzt an: Teßmer, in: Hofmann/Heß, BeckOK Klimarecht 2024 WindBG § 6a.  
223 Wasserstoffbeschleunigungsgesetz vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84). 
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ausreichend mitgedacht.224 Im Folgenden sollen die Fragen beantwortet werden, inwieweit die Vor-

gaben aus der RED III dazu geeignet sind, Genehmigungsverfahren für Ammoniak-Infrastrukturpro-

jekte zu beschleunigen und wie das nationale Recht hierzu ausgestaltet werden sollte, um Genehmi-

gungsverfahren für Ammoniak-Infrastrukturprojekte zu verkürzen. 

7.1.1 Koordinierte Erfassung 

Gem. Art. 15b Abs. 1 RED III müssen die Mitgliedstaaten bis zum 21. Mai 2025 eine koordinierte Erfas-

sung des Potenzials und der verfügbaren Flächen für die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung von 

Energie aus erneuerbaren Quellen durchführen und die damit zusammenhängende Infrastruktur er-

mitteln. Hierbei werden das inländische Potenzial und die verfügbaren Landflächen, unterirdischen 

Flächen, Meere oder Binnengewässer ermittelt, die für die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung von 

Energie aus erneuerbaren Quellen und die damit zusammenhängende Infrastruktur benötigt werden, 

um mindestens den nationalen Beitrag zum Gesamtziel der EU für erneuerbare Energie für 2030 ge-

mäß Art. 3 Abs. 1 RED III zu erreichen (Art. 15b Abs. 1 RED III). Die Mitgliedstaaten können zu diesem 

Zweck ihre bestehenden Raumordnungsdokumente oder -pläne nutzen oder auf ihnen aufbauen. 

Art. 15b Abs. 2 lit. c RED III verweist darauf, dass zur Identifizierung der Gebiete unter anderem auch  

▪ die Verfügbarkeit der einschlägigen Energieinfrastruktur 

▪ einschließlich der Netze 

▪ der Speicheranlagen und  

▪ anderer Flexibilitätsinstrumente oder  

▪ das Potenzial zur Schaffung oder zum weiteren Ausbau einer solchen Netz- und Speicherinf-

rastruktur  

berücksichtigt werden muss. Teil der koordinierten Erfassung sind die Beschleunigungs- und Infra-

strukturgebiete aus Art. 15c und 15e RED III.225  

7.1.2 Beschleunigungsgebiete 

Ziel der Beschleunigungsgebiete ist es nach dem Erwägungsgrund 28 der RED III, innerhalb der aus-

gewiesenen Gebiete bei der Planung einen stärker integrierten und effizienteren Ansatz zu verfolgen 

und statt der anlagenbezogenen UVP eine vorgelagerte strategische Umweltprüfung für das gesamte 

Beschleunigungsgebiet durchzuführen sowie die Öffentlichkeit frühzeitig zu beteiligen und Umwelt-

auswirkungen in einer frühen Phase des Planungsprozesses auf strategischer Ebene zu berücksichti-

gen. Es wird angestrebt, die Nutzung verschiedener Arten von Energie aus erneuerbaren Quellen ra-

scher und in einer gestrafften Form voranzutreiben und gleichzeitig die negativen Umweltauswirkun-

gen dieser Projekte zu minimieren. 

Ob durch die Beschleunigungsgebiete auch die Sektorenkopplung oder die Verwendung von Ammo-

niak bzw. Wasserstoff und seinen Derivaten unterstützt werden sollen, ergibt sich nicht unmittelbar 

 
 
224 Vgl. Gesetzesentwurf der Bundesregierung Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 

in den Bereichen Windenergie an Land und Solarenergie sowie für Energiespeicheranlagen am selben Standort und 
WindGB. 

225 Siehe auch: Wulff, Die Umsetzung der Erneuerbare Energien-Richtlinie (RED III) in nationales Recht, NVwZ 2024, 
368 (370); Kliem, Die novellierte Richtlinie zur Förderung erneuerbarer Energien – Kommt der Turbo für das Ge-
nehmigungsverfahren?, ZNER 2023, 462 (463). 
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aus dem Richtlinientext (siehe auch 7.1.4 Unterscheidung zwischen Beschleunigungs- und Infrastruktur-

gebieten in Bezug auf Ammoniak-Anlagen) 

7.1.2.1 Begriffsbestimmung von Beschleunigungsgebieten 

Aus den Begriffsbestimmungen gem. Art. 2 Nr. 9a RED III lässt sich entnehmen, dass ein „Beschleuni-

gungsgebiet für erneuerbare Energie“ ein bestimmter Standort oder ein bestimmtes Gebiet an Land, 

auf See oder in Binnengewässern, ist, der bzw. das von einem Mitgliedsstaat als für die Errichtung von 

Anlagen zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen besonders geeignet ausgewiesen 

wurde. 

Für Beschleunigungsgebiete ist insb. der Art. 15c sowie der Art. 16a RED III ausschlaggebend. Diese 

legen die Voraussetzungen sowie formelle Vorgaben zur Ausweisung eines Beschleunigungsgebiets 

fest. Unter anderem regelt der Art. 15c RED III, dass die Mitgliedstaaten bis zum 21. Februar 2026 

dafür Sorge zu tragen haben, dass die zuständigen Behörden Pläne verabschieden, mit denen sie Be-

schleunigungsgebiete für erneuerbare Energie ausweisen.   

Hierbei werden in Art. 15c Abs. 1 RED III Vorgaben zu den StandortVoraussetzungen von Beschleuni-

gungsgebieten gemacht. Besonders werden Flächen hervorgehoben, auf die erneuerbare Energien vo-

raussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen haben. Genannt werden unter anderem vorran-

gig künstliche und versiegelte Flächen wie Dächer, Verkehrsinfrastrukturflächen und ihre unmittel-

bare Umgebung, landwirtschaftliche Betriebe, Industriestandorte, künstliche Gewässer oder vorbelas-

tete Flächen, die nicht für die Landwirtschaft genutzt werden können. Die Liste ist nicht abschließend 

zu verstehen. Zudem werden Natura-2000-Gebiete, Gebiete, die im Rahmen nationaler Programme 

zum Schutz der Natur und der biologischen Vielfalt ausgewiesen sind, Hauptvogelzugrouten und Mee-

ressäuger-Hauptzugrouten als Beschleunigungsgebiete ausgeschlossen. Ausnahmen von dem Aus-

schluss bilden künstliche und bebaute Flächen wie Dächer, Parkplätze oder Verkehrsinfrastruktur, die 

sich in diesen Gebieten befinden. 

7.1.2.2 Rechtsfolgen von Beschleunigungsgebieten 

Für die Genehmigung sowie Errichtung und Betrieb von Anlagen innerhalb von Beschleunigungsge-

bieten ergeben sich bestimmt Rechtsfolgen. So werden in Art. 15c Abs. 1 lit. b) RED III Vorgaben zu 

Minderungsmaßnahmen bezüglich der Umweltauswirkungen von Anlagen getroffen.  

Besonders hervorzuheben ist Abs. 2 des Art. 15c RED III. Denn er statuiert, dass die UVP nicht voll-

ständig wegfällt, sondern stattdessen das gesamte Beschleunigungsgebiet im Zuge der Ausweisung ei-

ner strategischen Umweltprüfung226 unterzogen wird. So legt Art. 15c Abs. 2 RED III fest, dass die 

Pläne zur Ausweisung von Beschleunigungsgebieten vor ihrer Annahme einer Umweltprüfung gemäß 

der Richtlinie 2001/42/EG über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Pro-

gramme unterzogen werden, und, sofern sie voraussichtlich erhebliche Auswirkungen auf Natura-

2000-Gebiete haben, der FFH-Verträglichkeitsprüfung gem. Art. 6 Abs. 3 der FFH-RL unterliegen. 

Innerhalb der von den Plänen ausgewiesenen Gebiete kommt der Art. 16a RED III zu Geltung. Durch 

sie gilt das Genehmigungsverfahren für Projekte innerhalb von Beschleunigungsgebieten. Demnach 

gilt grundsätzlich eine zeitliche Begrenzung von 12 Monaten für die Dauer einer Genehmigung für Pro-

jekte an Land. Unter „außergewöhnlichen Umständen“ und bei hinreichender Begründung können die 

 
 
226 Wulff, [Fn. 226], 368 (369), NVwZ 2024, 368 (369). 



Weiterentwicklung des Rechtsrahmens hinsichtlich Ammoniak-Technologien

   
 
 

 
 

 

 
 
95 

Mitgliedstaaten die Dauer um bis zu sechs Monate verlängern. Zusätzlich sieht Art. 16a Abs. 2 RED III 

vor, dass bei bestimmten Anlagen, darunter auch neue Anlagen mit einer Stromerzeugungskapazität 

unter 150 kW, für Energiespeicher am selben Standort, einschließlich Anlagen zur Speicherung von 

Strom und Wärme das Genehmigungsverfahren eine Dauer von sechs Monaten nicht überschreiten 

darf. Diese spezielle Regelung ist relevant für dezentrale Ammoniak-Technologien, wie BHKW zur Er-

zeugung von Wärme und Strom aus Ammoniak, wenn diese eine Leistung von 150kW nicht überschrei-

ten bzw. wenn das Ammoniak-Lager als Speicher für das BHKW fungiert. 

 Art. 16a Abs. 3 RED III bestimmt, unter welchen Voraussetzungen bestimmte Anlagen von der Ver-

pflichtung zur Durchführung einer speziellen UVP ausgenommen sind 227 

 

Zusätzlich ermöglicht Art. 16a RED III, die FFH-Verträglichkeitsprüfung unter engen Voraussetzungen 

wegfallen zu lassen. 

 
 
227 Eine Zusammenfassung der Beschleunigungsgebiete findet sich auch in: Kliem, [Fn. 226], 462 (462–468). 

Ausnahme von der UVP gem. Art. 16a Abs. 3 RED III  

In der Richtlinie 2011/92/EU fallen folgende Anlagen regelmäßig unter die UVP-Pflicht, die RED III bestimmt allerdings 
Ausnahmen von der UVP für bestimmte Anlagen. Die Anlagen werden mit einem Verweis auf die RL 2011/92/EU abschlie-
ßend aufgelistet. Für Ammoniak-Technologien von Bedeutung sind:  

▪ Anlagen der Industrie zum Transport von Gas, Dampf und Warmwasser; Beförderung elektrischer Energie 
über Freileitungen (nicht durch Anhang I erfasste Projekte) (Anhang II Nr. 3 lit. b RL 2011/92/EU) 

▪ Lagerung von brennbaren Gasen in unterirdischen Behältern (Anhang II Nr. 3 lit. a RL 2011/92/EU) 
▪ Speicherung und Lagerung von Erdöl, petrochemischen und chemischen Erzeugnissen (Anhang II Nr. 6 lit. b RL 

2011/92/EU)  
▪ Änderung oder Erweiterung von bereits genehmigten, durchgeführten oder in der Durchführungsphase be-

findlichen Projekten des Anhangs I oder Anhangs II, die erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt 
haben können (nicht durch Anhang I erfasste Änderung oder Erweiterung) (Anhang II Nr. 13 lit. a RL 
2011/92/EU) 

Ausgeschlossene Technologien hiervon sind 
▪ neue Anträge für Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie,  
▪ einschließlich Anlagen, die verschiedene Arten von Technologie für erneuerbare Energie kombinieren,  
▪ Repowering von Anlagen für die jeweilige Technologie,  
▪ Energiespeicher am selben Standort,  
▪ der Anschluss solcher Anlagen und Speicher an das Netz, 
▪ sofern diese Projekte mit Art. 15c Abs. 1 Buchstabe b der vorliegenden Richtlinie im Einklang stehen 
▪ Ausschluss gilt nicht für Projekte, die voraussichtlich erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt eines anderen 

Mitgliedstaats haben, oder wenn ein Mitgliedstaat, der voraussichtlich erheblich betroffen ist, gem. Art. 7 der 
RL 2011/92/EU einen entsprechenden Antrag stellt. 
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7.1.3 Infrastrukturgebiete 

Neben den Beschleunigungsgebieten wird in der RED III die europarechtliche Grundlage für Gebiete 

für Netz- und Speicherinfrastruktur, die für die Integration von erneuerbarer Energie in das Stromsys-

tem erforderlich ist (Infrastrukturgebiete), geschaffen. Gem. Art. 15e Abs. 1 RED III können Mitglied-

staaten Pläne zur Ausweisung spezieller Infrastrukturgebiete für die Umsetzung von Netz- und Spei-

cherprojekten annehmen, die für die Integration von erneuerbarer Energie in das Stromnetz erforder-

lich sind. Ferner setzt Art. 15e Abs. 1 RED III das Ziel, dass Infrastrukturgebiete die Beschleunigungs-

gebiete für erneuerbare Energie unterstützen und ergänzen sollen. Art. 15e RED III ist die zentrale 

Norm für die Infrastrukturgebiete.  

 

Innerhalb von Infrastrukturgebieten können sich die Mitgliedstaaten dazu entscheiden, in begründe-

ten Fällen die UVP und die FFH-Verträglichkeitsprüfung wegfallen zu lassen, wenn dies erforderlich 

ist, um den Ausbau von erneuerbarer Energie zu beschleunigen, um die klimapolitischen Vorgaben 

und die Zielvorgaben für erneuerbare Energie zu erreichen. Netz- und Speicherprojekte, die für die 

Integration von erneuerbarer Energie in das Stromnetz erforderlich sind, können ebenso von der UVP 

und der FFH-Verträglichkeitsprüfung ausgenommen werden. Zusätzlich können die Vorgaben zum Ar-

tenschutz gemäß Art. 12 Abs. 1 der FFH-RL und Art. 5 der Vogelschutz-RL (europarechtliches Stö-

rungs-, Tötungs- und Eingriffsverbot) wegfallen, sofern das Netz- oder Speicherprojekt in einem 

Vorrausetzungen zum Wegfall der Verträglichkeitsprüfung in Bezug auf Natura-2000-Gebiete für bestimmte An-

lagen nach Art. 16a RED III zur Erzeugung erneuerbarer Energie:  

1. Projekt für erneuerbare Energie entspricht den festgelegten Regeln und Maßnahmen nach Art. 15c Abs. 1 lit. b 
RED III 

2. Screening zum Wegfall der FFH-Verträglichkeitsprüfung  
o Screening durch die zuständigen Behörden  
o Ziel dieses Screening ist, festzustellen, ob das Projekt im Bereich der erneuerbaren Energie ange-

sichts der ökologischen Sensibilität der geografischen Gebiete, in denen es sich befindet, höchstwahr-
scheinlich erhebliche unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen haben wird 

o Ziel dieses Screenings ist es auch, festzustellen, ob eines dieser Projekte im Bereich der erneuerba-
ren Energie aufgrund der Wahrscheinlichkeit erheblicher Auswirkungen auf die Umwelt in einem 
anderen Mitgliedstaat 

3. Überprüfungsverfahren für Anträge für neue Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie wird innerhalb von 
45 Tagen ab dem Zeitpunkt der Einreichung abgeschlossen 

4. Bei Anträgen für Anlagen mit einer Stromerzeugungskapazität unter 150 kW wird das Überprüfungsverfahren 
jedoch innerhalb von 30 Tagen abgeschlossen 

Diese Pläne für Infrastrukturgebiete müssen gem. Art. 15e Abs. 1 lit a-e RED III: 

▪ im Fall von Netzprojekten Natura-2000-Gebiete und Gebiete, die im Rahmen nationaler Programme zum Schutz 

der Natur und der biologischen Vielfalt ausgewiesen sind, meiden, es sei denn, es gibt unter Berücksichtigung 

der mit dem Gebiet verbundenen Ziele keine verhältnismäßige Alternative für den Ausbau 

▪ im Fall von Speicherprojekten Natura-2000-Gebiete und Gebiete, die im Rahmen nationaler Schutzprogramme 

ausgewiesen sind, ausschließen 

▪ Synergieeffekte mit der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energie sicherstellen 

▪ einer Umweltprüfung gemäß der Richtlinie 2001/42/EG und gegebenenfalls einer Prüfung gemäß Art. 6 Abs. 3 

der RL 92/43/EWG unterzogen werden und 

▪ geeignete und verhältnismäßige Regeln festlegen, auch in Bezug auf verhältnismäßige Minderungsmaßnahmen, 
die für die Entwicklung von Netz- und Speicherprojekten zu ergreifen sind, um mögliche nachteilige Umwelt-
auswirkungen zu vermeiden oder, falls es nicht möglich ist, diese Auswirkungen zu vermeiden, sie erheblich zu 
verringern. 
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ausgewiesenen Infrastrukturgebiet liegt. Eine Prüfung der Umwelteinwirkungen würde somit nicht 

restlos wegfallen, sondern in die Ausweisung des Infrastrukturgebiets verschoben werden.228 

Die Ausnahme von den genannten umwelt- und naturschutzfachlichen Prüfungen ist gem. 

Art. 15e Abs. 3 RED III an ein Screening der Projekte in den speziellen Infrastrukturgebieten geknüpft. 

Dieses muss binnen 30 Tagen abgeschlossen werden. Dabei soll festgestellt werden, ob eines dieser 

Projekte angesichts der ökologischen Sensibilität der geografischen Gebiete, in denen es angesiedelt 

ist, mit hoher Wahrscheinlichkeit erhebliche unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen haben 

wird. Ergibt das Screening gem. Art. 15e Abs. 4 RED III, dass ein Projekt mit hoher Wahrscheinlichkeit 

erhebliche unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen haben wird, so stellt die zuständige Behörde 

sicher, dass gegen diese geeignete und verhältnismäßige Minderungsmaßnahmen getroffen wer-

den.229  

7.1.4 Unterscheidung zwischen Beschleunigungs- und Infrastrukturgebie-

ten in Bezug auf Ammoniak-Anlagen 

Auf europäischer Ebene stellen Beschleunigungs- und Infrastrukturgebiete ein mögliches Instrument 

zur Beschleunigung der Genehmigungsverfahren von erneuerbarer Energieinfrastruktur dar.230 Doch 

Ammoniak-Technologien lassen sich nicht vollumfänglich unter den Anwendungsbereich von Be-

schleunigungs- und Infrastrukturgebiete fassen. Ferner ist fraglich, ob im Falle der Zuordnung zum 

Anwendungsbereich die Vorgaben der Beschleunigungs- oder die der Infrastrukturgebiete einschlägig 

sind. 

Zunächst ist festzustellen, dass in Art. 16 Abs. 1 RED III generelle Anlagentypen genannt werden, für 

die das verkürzte Genehmigungsverfahren der Beschleunigungs- und Infrastrukturgebiete gilt. Erfasst 

werden 

▪ die verschiedenen Arten von Energie aus erneuerbaren Quellen kombinieren,  

▪ Wärmepumpen und Energiespeicher am selben Standort, einschließlich Anlagen zur Speiche-

rung von Strom und Wärme, sowie  

▪ Anlagen, die für den Anschluss solcher Anlagen, Wärmepumpen und Speicher an das Netz und 

die Integration von erneuerbarer Energie in Wärme- und Kältenetze erforderlich sind. 

Die Aufzählung der Anlagen zur Erzeugung von unterschiedlichen Arten von erneuerbarer Energie ist 

nicht abschließend. 

Der Art. 16 Abs. 1 RED III nimmt damit klaren Bezug zum Strom- und Wärmemarkt. Es wird also kein 

Ansatz gewählt, der sämtliche Sektoren wie Industrie und Verkehr mit einbezieht. Es besteht zwar ein 

deutlicher Bezug zu der Sektorenkopplung von Strom- und Wärme, eine vollumfängliche Sektoren-

kopplung bleibt aber aus. Dies kann auch daher rühren, dass die RED in ihrer alten Fassung in erster 

Linie ein Instrument zur Förderung des Marktes für erneuerbare Elektrizität war.231 Bereits mit der 

 
 
228 Siehe auch: Teßmer, in: Hofmann/Heß, [Fn. 223], WindBG § 6 Rn. 6-7. 
229 Zusammenfassung der Regelungen zum Infrastrukturgebiet auch in: Kliem: Die novellierte Richtlinie zur Förde-

rung erneuerbarer Energien – Kommt der Turbo für das Genehmigungsverfahren? ZNER 2023, 462-468. 
230 Kliem: Die novellierte Richtlinie zur Förderung erneuerbarer Energien – Kommt der Turbo für das Genehmigungs-

verfahren? ZNER 2023, 462 (462). 
231 Gundel, in: Terhechte, Verwaltungsrecht der Europäischen Union 2022, S. § 20 Rn. 71-73. 
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RED II, und zuletzt mit der Fassung RED III, nimmt die eigentliche Förderrichtlinie auch Aspekte des 

Genehmigungsrechts auf und versucht an einigen Stellen, Elektrizitätssektor mit Wärme-, Verkehr-, 

Gebäude-, und Industriesektoren zu verknüpfen.232  

So zielt Art. 1 RED III darauf ab, einen gemeinsamen europarechtlichen Rahmen für die Förderung von 

Energie aus erneuerbaren Quellen vorzuschreiben. Sie stellt unter anderem Regeln für die finanzielle 

Förderung von Elektrizität aus erneuerbaren Quellen und die Eigenversorgung mit solcher Elektrizi-

tät, für die Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen im Wärme- und Kältesektor und im Ver-

kehrssektor sowie administrative Verfahren auf.  

Um in ein Beschleunigungsgebiet gegliedert werden zu können, müssen Ammoniak-Anlagen be-

stimmte Voraussetzungen erfüllen. So muss es sich um Anlagen zur Erzeugung von Energie oder Inf-

rastruktur wie Netz- und Speicheranlagen einschließlich Wärmespeicher handeln, wobei hierunter 

Speicher vor Ort und erforderliche Netzanschlussmaßnahmen (z. B. Umspannwerke) zu verstehen 

sind. Zusätzlich muss die Energie aus erneuerbaren Quellen stammen.233 Da Art. 16 Abs. 1 RED III nur 

Bezug zur Strom- und Wärmeversorgung einbezieht, ist davon auszugehen, dass Beschleunigungsge-

biete nur solche Anlagen erfassen, die einen solchen Bezug herstellen können. 

Anlagen zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen werden gemäß Art. 2 Abs. 2 Nr. 1 RED 

III als Energie aus erneuerbaren, nichtfossilen Quellen definiert, insbesondere aus Wind, Sonne (So-

larthermie und Photovoltaik), geothermischer Energie, Salzgradientenenergie, Umgebungsenergie, 

Gezeiten-, Wellen- und sonstiger Meeresenergie, Wasserkraft sowie aus Biomasse, Deponie-, Klär- und 

Biogas. Da Ammoniak weder unter diese Begriffe fällt noch als Energie, sondern als Energieträger gilt, 

dürften die in dieser Studie behandelten Ammoniak-Anlagen regelmäßig nicht unter den Begriff der 

„Anlagen zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen“ fallen. 

Doch neben den Anlagen zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen sind von dem Begriff 

der Beschleunigungsgebiete auch Infrastruktur wie Netz- und Speicheranlagen einschließlich Wärme-

speicher vor Ort erfasst. Zunächst ist anzumerken, dass die Aufzählung von „Netz- und Speicheranla-

gen“ dem Wortlaut nach („wie“) nicht abschließend ist.  

Es ist davon auszugehen, dass Ammoniak-Infrastruktur zumindest in Bezug auf seine Funktion als 

Speicheranlage i. S. d. Art. 15c RED III gesehen werden kann, wenn das Ammoniak der Strom- oder 

Wärmeversorgung dient. Denn wenn in einer Anlage, in das Ammoniak zu Wasserstoff gecrackt und 

anschließend zur Energiegewinnung von Strom und Wärme genutzt wird, fungiert diese als chemische 

Speicheranlage und wird somit jedenfalls von Art. 15c RED III adressiert.  

Offen bleibt, ob Art. 15c RED III auch zusätzlich dahingehend ausgelegt werden kann, dass es nicht 

ausschlaggebend ist, ob der Ammoniak-Speicher bzw. der erzeugte Wasserstoff für die Erzeugung von 

Elektrizität oder Wärme verwendet wird. Zwar deutet Art. 16 Abs. 1 RED III darauf hin, dass ein Bezug 

zur Strom- oder Wärmeversorgung gegeben sein sollte. Die Auflistung in Art. 16 Abs. 1 RED III ist je-

doch nicht abschließend zu verstehen. Zusätzlich wird in Art. 15c RED III nicht nur die Speicherung 

von erneuerbarer Elektrizität adressiert, sondern erneuerbare Energien generell. Dies wird dahinge-

hend untermauert, dass Art. 15c RED III auf das Gesamtziel für erneuerbare Energie für 2030 gemäß 

Art. 3 Abs. 1 RED III verweist. Demnach stellen die Mitgliedstaaten gemeinsam sicher, dass der Anteil 

 
 
232 Lehnert/Traum, Die neue Erneuerbare-Energien-Richtlinie 2023 (RED III): Ein Überblick, ZNER 2023, 457 (457). 
233 Wulff, [Fn. 226], 368 (368). 



Weiterentwicklung des Rechtsrahmens hinsichtlich Ammoniak-Technologien

   
 
 

 
 

 

 
 
99 

von Energie aus erneuerbaren Quellen am Bruttoendenergieverbrauch der Union im Jahr 2030 min-

destens 42,5 % beträgt. Wiederum in dem Art. 2 Abs. 2 Nr. 4 RED III wird der Begriff des „Bruttoend-

energieverbrauchs” definiert. Dies sind „Energieprodukte, die der Industrie, dem Verkehr, Haushalten, 

dem Dienstleistungssektor einschließlich dem Bereich öffentliche Dienstleistungen sowie der Land-, 

Forst- und Fischereiwirtschaft zu energetischen Zwecken geliefert werden, den durch die Energiewirt-

schaft für die Elektrizitäts- und Wärmeerzeugung entstehenden Elektrizitäts- und Wärmeverbrauch 

und die bei der Verteilung und Übertragung auftretenden Elektrizitäts- und Wärmeverluste“. Durch 

den Bezug auf die Ziele aus Art. 3 Abs. 1 RED III und den damit verbundenen Begriff des Bruttoend-

energieverbrauchs bezieht sich Art. 16 Abs. 1 RED III nicht nur auf den Strom- und Wärmemarkt, son-

dern auf alle Sektoren. Der Anwendungsbereich des Art. 16 Abs. 1 RED III lässt sich somit dahingehend 

auslegen,  dass Ammoniak-Anlagen nicht nur zur Strom- und Wärmeerzeugung, sondern auch für an-

dere Nutzungsformen bspw. für Prozessenergie in der Industrie oder als Kraftstoff im Verkehrssektor 

möglich sind. Zwar ist die Einordnung von Ammoniak-Lagern als Speicher zumindest für Strom und 

Wärme nicht problematisch. 

Schwieriger zu beantworten ist die Frage, ob andere Technologien wie Cracker oder BHKW als Teil der 

Beschleunigungsgebiete einzuordnen sind. Wenn diese Anlagen dazu dienen, die im Ammoniak ge-

speicherte Energie als Speicher vor Ort nutzbar zu machen, dürfte dies nach hiesiger Auffassung bejaht 

werden. Denn schließlich kann ein Ammoniak-Lager nur dann als Speicher dienen, wenn auch die che-

mische Energie über entsprechende Anlagen wie Cracker oder BHKW nutzbar gemacht wird. Es ist 

anzunehmen, dass Tankstellen, insbesondere ihre Zapfsäulen, regelmäßig nicht Teil von Beschleuni-

gungsgebieten sein können. Sie sind zwar notwendig, um im Transportsektor die Energie aus Ammo-

niak als Kraftstoff in Fahrzeugen nutzbar zu machen, der Begriff entfernt sich allerdings ggf. zu weit 

von den genannten „Netz- und Speicheranlagen“. 

Darüber hinaus muss für Speicher-Anlagen das Merkmal der „co-location“234 erfüllt sein. Das heißt, die 

Erzeugung von Energie sowie deren Speicherung muss in einem räumlichen Zusammenhang stehen. 

Ob ein räumlicher Zusammenhang zwischen Ammoniak-Speicher und Erzeugung besteht, ist vom Ein-

zelfall abhängig. Für die Produktion von Ammoniak vor Ort und die jeweilige Speicherung und Nutz-

barmachung bspw. durch ein BHKW dürfte sich als Speicher vor Ort einordnen lassen (vgl. Art. 15c 

Abs. 1 lit. b, 16 ff. RED III iVm Art. 2 Abs. 2 Nr. 44d RED III). Weniger sicher ist die Einordnung, wenn 

Ammoniak sowohl importiert als auch vor Ort erzeugt wird. Für eine erhöhte Rechtssicherheit bietet 

es sich an, in solchen Fällen das Genehmigungsverfahren solcher Anlagen nicht im Rahmen von Be-

schleunigungsgebieten zu erleichtern, eine Beschleunigung findet in einem solchen Fall dann aber 

nicht statt. 

Wie oben dargelegt, sind die Mitgliedstaaten neben der Festlegung von Beschleunigungsgebieten gem. 

Art. 15e RED III auch berechtigt, spezielle Infrastrukturgebiete für die Umsetzung von Netz- und Spei-

cherprojekten auszuweisen, die für die Integration von erneuerbarer Energie in das Stromnetz erfor-

derlich sind. Darunter fallen Technologien wie Netz- und Speicherinfrastruktur, wie das Übertragungs- 

und Verteilnetz sowie Stand-Alone-Energiespeicher.235  

Anhand des Einzelfalls ist zu entscheiden, ob und inwieweit ein Ammoniak-Infrastrukturprojekt einem 

Beschleunigungsgebiet oder einem Gebiet für Netz- und Speicherinfrastruktur zuzuordnen ist. 

 
 
234 Wulff, ebd., 368 (368). 
235 Wulff, [Fn. 217], 368 (369f). 
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Ammoniak-Speicher, BHKW und dieser Funktion dienliche Anlagen wie Cracker sollten regelmäßig als 

Netz- und Speicherinfrastruktur gesehen werden, sofern diese nicht schon zu einem Beschleunigungs-

gebiet gehören – und sie für die Integration von erneuerbarer Energie in das Stromnetz erforderlich 

sind, also ein Bezug zum Stromnetz gegeben ist. Gleichzeitig muss weiterhin auch bei Infrastrukturge-

bieten das Merkmal der Energie aus erneuerbaren Quellen gegeben sein. So muss zur Einordnung von 

Speicheranlagen in Beschleunigungsgebieten die gespeicherte Energie aus erneuerbaren Quellen 

stammen. Wann Ammoniak als erneuerbarer Speicher gilt, wird nicht direkt in der RED III definiert. 

Die Definition für erneuerbare Kraftstoffe erfolgt über Art. 25, 27 RED III i. V. m. der Delegierten Ver-

ordnung (EU) 2023/1184 der Kommission vom 10. Februar 2023 zur Ergänzung der Richtlinie 

(EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates durch die Festlegung einer Unionsme-

thode mit detaillierten Vorschriften für die Erzeugung flüssiger oder gasförmiger erneuerbarer Kraft-

stoffe nicht biogenen Ursprungs für den Verkehr (DA). Mit der Novelle der RED III ist durch Art. 29a 

RED III die Definition für erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs auch auf weitere Brenn-

stoffe anwendbar. Erfüllt der verwendete Ammoniak die in dem DA genannten (engen) Kriterien, kann 

dieser als erneuerbarer Energieträger definiert werden.236 

Hemmnis: In den Regelungen zu den Beschleunigungs- und Infrastrukturgebieten zeigt sich deutlich, 

dass die RED zunächst als Förderrichtlinie für erneuerbaren Strom gedacht war. Ein klarer Bezug auf 

Wasserstoff und seine Derivate fehlt in den Regelungen zu Beschleunigungs- und Infrastrukturgebieten. 

Zwar kann eine Anwendbarkeit auf Ammoniak-Speichern bejaht werden. Inwieweit Cracker oder BHKW 

unter die Vereinfachungen von Infrastruktur- oder Beschleunigungsgebiete fallen, muss erst durch Aus-

legung hergeleitet werden. Zudem ist es wahrscheinlich, dass Tankstellen (und damit der faktische Ein-

bezug des Verkehrssektors) gar nicht von den Regelungen erfasst sind. Es bestehen hohe rechtliche Unsi-

cherheiten dahingehend, inwieweit Technologien, die sich nicht in dem „klassischen“ Strommarkt unter-

ordnen lassen, in Beschleunigungsgebieten eingeordnet werden können. Es geht aus der RED III nicht 

eindeutig hervor, inwieweit sich Wasserstoff und seine Derivate in die Artikel eingliedern. Insgesamt sind 

Beschleunigungs- und Infrastrukturgebiete wenig auf die Sektorenkopplung, die über die Speicherung 

hinausgeht, ausgerichtet. 

Handlungsempfehlung: Die RED III sollte stärker auf alternative Brennstoffe wie Ammoniak bzw. Was-

serstoff und seine Derivate ausgerichtet werden, unter anderem, indem verdeutlicht wird, ob diese inner-

halb von Beschleunigungsgebieten berücksichtigt werden können. Nach Ansicht der Autorin ist dies zwar 

der Fall, Rechtsunsicherheit besteht dennoch. Auch sollte verdeutlicht werden, ob Cracker und BHKW Teil 

der Beschleunigungsgebiete sein können. Es sollten Überlegungen dahingehend angestellt werden, ob der 

Einbezug von Tankstellen und damit auch der Verkehrssektor ebenso Teil von Beschleunigungs- und Inf-

rastrukturgebieten sein sollten. Zum einen würden Betreiber: innen sowie zuständige Behörden mit dieser 

Einordnung rechtssicher entscheiden können. Zum anderen würde bei einer Untergliederung von Ammo-

niak-Technologien in Beschleunigungsgebieten auch das Genehmigungsverfahren verkürzt werden kön-

nen. 

 
 
236 Eine Übersicht zu erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs findet sich auch in: Graetschel u. a., Rechtli-

che Fragestellungen bei der Herstellung grünen Methanols. Rechtswissenschaftliche Studie im Rahmen des Projekts 
„biogeniV“, S. 47 ff. 



Weiterentwicklung des Rechtsrahmens hinsichtlich Ammoniak-Technologien

   
 
 

 
 

 

 
 
101 

7.1.5 Bisherige Umsetzung ins nationale Recht  

Die RED III ist eine Richtlinie und bedarf damit zunächst einer Umsetzung ins nationale Recht (Art. 

288 Abs. 3 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union – AEUV)237. Unter anderem werden 

mit § 6a Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG)238, § 249c BauGB und § 28 ROG Beschleuni-

gungsgebiete für Windenergie eingeführt.239. Zusätzlich wurde mit dem Gesetz zur Umsetzung der EU-

Erneuerbaren-Richtlinie in den Bereichen Windenergie auf See und Stromnetze240 das Windenergie-

auf-See-Gesetz, des EnWG, das Netzausbaubeschleunigungsgesetzes Übertragungsnetz und die Bun-

deskompensationsverordnung das Konzept der Beschleunigungs- und Infrastrukturgebiete ins natio-

nale Recht übertragen.241 

Mit der Neufassung des § 6a WindBG sollen die Genehmigungsverfahren beschleunigt werden für 

▪ Windenergieanlagen an Land 

▪ Nebenanlagen nach § 3 Nr. 15a EEG, die zu einer Anlage nach Nummer 1 gehören 

▪ oder Energiespeicheranlagen am selben Standort wie Anlagen nach Nummer 1, sofern die 

Energiespeicheranlagen bei der planerischen Ausweisung des Windenergiegebietes vorgese-

hen wurden. 

Zwar stellen die in dieser Studie betrachteten Ammoniak-Technologien keine Windenergieanlagen 

dar. Fraglich ist jedoch, ob Ammoniak-Technologien als Nebenanlage oder Energiespeicheranlage zu 

betrachten sind.  

Nebenanlagen i. S. d. § 3 Nr. 15a EEG und 6a WindGB sind Nebenanlagen, die der Errichtung oder dem 

Betrieb einer [Windenergie-]Anlage dienen, einschließlich elektrischer Leitungen, Steuerungs- und 

Kommunikationsleitungen, Montage- und Kranstellflächen, Zuwegungen, Transformator- und Überga-

bestationen, wobei Anlagen jenseits der Übergabestation, einschließlich des Umspannwerks, nicht er-

fasst sind. § 3 Nr. 15a EEG beinhaltet keine abschließende Aufzählung an als Nebenanlagen einzuord-

nenden Anlagen. 

Unter Einbeziehung der Gesetzesbegründung fallen Ammoniak-Technologien nicht unter den Begriff 

der Nebenanlagen. Diese räumt zwar ein, dass die Aufzählung in § 3 Abs. 15 a EEG nicht abschließend 

sei, umfasst seien allerdings alle dazugehörigen Nebenanlagen, die der Anlage dienen bis einschließ-

lich der Übergabestation und Umspannwerk. Ebenfalls nicht umfasst seien Direktleitungen.242 Der 

 
 
237 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, Fassung aufgrund des am 1.12.2009 in Kraft getretenen 
Vertrages von Lissabon (Konsolidierte Fassung bekanntgemacht im ABl. EG Nr. C 115 vom 9.5.2008, S. 47). 

238 Windenergieflächenbedarfsgesetz vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist. 

239 aA Teßmer, in: Hofmann/Heß, [Fn. 223] WindBG § 6a Rn. 8ff. 

240 Gesetz zur Umsetzung der EU-Erneuerbaren-Richtlinie in den Bereichen Windenergie auf See und Stromnetze, Bun-
desgesetzblatt, Teil 1, Ausgegeben zu Bonn am 22. Dezember 2025 Nr. 351. 

241 Gesetzesentwurf der Bundesregierung Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 in 
den Bereichen Windenergie an Land und Solarenergie sowie für Energiespeicheranlagen am selben Standort, abruf-
bar unter: https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/20240821-kabinettbe-
schluss-wind-an-land-und-solarenergie-energiespeicheranlagen.pdf?__blob=publicationFile&v=16 

242 BT-Drs. 20/11180, S. 127. 

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/20240821-kabinettbeschluss-wind-an-land-und-solarenergie-energiespeicheranlagen.pdf?__blob=publicationFile&v=16
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/20240821-kabinettbeschluss-wind-an-land-und-solarenergie-energiespeicheranlagen.pdf?__blob=publicationFile&v=16
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Fokus wird somit deutlich auf die Versorgung mit elektrischer Energie gesetzt. Anlagen zur Sektoren-

kopplung sind nicht von dem Begriff der Nebenanlage erfasst. 

Ammoniak-Lager können jedoch als Energiespeicheranlagen unter § 6a WindGB fallen, sofern sie am 

selben Standort wie die Windenergieanlage geplant werden und die Energiespeicheranlage bei der 

planerischen Ausweisung des Windenergiegebietes vorgesehen wurde. Energiespeicheranlagen am 

selben Standort i. S. d. § 2 Nr. 7 WindBG sind  

▪ Anlagen zur Speicherung von Strom oder Wärme,  

▪ die weder planfeststellungsbedürftig noch plangenehmigungsbedürftig sind, 

▪ im räumlich-funktionalen Zusammenhang mit einer Windenergieanlage an Land stehen und 

▪ gegenüber dieser Anlage eine dienende Funktion aufweisen, wobei Anlagen zur Speicherung 

von Wärme mit Bohrung ins Erdreich nicht erfasst sind. 

Grundsätzlich sind Ammoniak-Lager als chemische Speicheranlagen einzuordnen. Sie fallen unter das 

immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren und bedürfen somit weder einer Planfeststel-

lung noch einer -genehmigung. Wird das Ammoniak-Lager in einem räumlich-funktionalen Zusam-

menhang mit einer Windenergieanlage an Land geplant und weist dieses gegenüber der Anlage eine 

dienende Funktion auf, erfüllen Ammoniak-Lager die Voraussetzungen des § 6a WindBG und das Ge-

nehmigungsverfahren kann im Rahmen des WindBG beschleunigt werden. 

Allerdings ist anzumerken, dass die gespeicherte Energie in Ammoniak-Anlagen vor Ort nur in Kom-

bination mit einem Cracker und einem BHKW nutzbar gemacht werden kann. Aus dem Wortlaut des 

WindBG geht nicht hervor, dass solche benötigten Nebeneinrichtungen unter den Begriff der Energie-

speicheranlagen am selben Standort fallen. Während der Anwendungsbereich von Art. 15c RED III 

noch nicht abschließend formuliert ist, weshalb Cracker und BHKW als Teil der Beschleunigungsge-

biete gesehen werden können, bezieht sich der Anwendungsbereich lediglich auf Speicher. 

Hemmnis: Nebeneinrichtungen von Ammoniak-Speichern lassen sich nicht unter den Anwendungsbe-

reich nach dem Wortlaut des WindBG gliedern und somit würde kein passendes Regime für Ammoniak 

bzw. Wasserstoff und seine Derivate geschaffen. 

Handlungsempfehlung: Wie in der RED III vorgesehen, sollten sich Beschleunigungsgebiete nicht nur 

auf Speicher beschränken, sondern vielmehr offen für weitere benötigte Technologien formuliert werden. 

Im WindBG sollten Ammoniak-Infrastrukturen dringend mitgedacht werden. Ansatzpunkt kann hier sein, 

die Beschleunigungsmaßnahmen für Energiespeicheranlagen am selben Standort auch für Nebeneinrich-

tungen zur Nutzbarmachung der Energie zu nennen. Für Ammoniak-Speicher wären das insbesondere 

ein Cracker und ein BHKW zur Erzeugung von Wärme und Strom. 

Zudem erfolgte mit dem Gesetz zur Umsetzung der EU-Erneuerbaren-Richtlinie in den Bereichen 

Windenergie auf See und Stromnetze eine Anpassung des EnWGs. Hier wurde mit § 12j EnWG ein Inf-

rastrukturgebieteplan im Übertragungsnetz sowie mit § 14f EnWG ein Infrastrukturgebieteplan im 

Elektrizitätsverteilernetz eingeführt. Spezifische Regelungen für Ammoniak oder Verwandten The-

men wie Wasserstoff, Sektorenkopplung und Power-to-Gas wurden nicht in die Infrastrukturgebiete 

einbezogen. Die koordinierte Erfassung i. S. d. Art. 15b Abs. 1 RED III wird regelmäßig in die Flächen-

entwicklung integriert. So erfolgte eine koordinierte Erfassung für den Ausbau von Windenergie auf 

See durch den Flächenentwicklungsplan 2023 und seine Fortschreibung im Jahr 2024 über das 
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Potenzial des Ausbaus der Windenergie auf See.243 Für den Ausbau von Photovoltaik wird die koordi-

nierte Erfassung ebenfalls der PV-Flächenausweisung zugeordnet.244 

Hemmnis: Bisher wurden die Infrastruktur- und Beschleunigungsgebiete vom Gesetzgeber adressiert. 

Ammoniak wurde bisher nicht erkennbar mitgedacht. Dies könnte dem Umstand geschuldet sein, dass 

sich die RED III stark am Strommarkt orientiert und somit auch die Art. 15 ff RED auch den Schwerpunkt 

auf Elektrizität legen, weniger auf Sektorenkopplung oder Ammoniak. Ammoniak-Lager als Speicher fal-

len bereits unter bestimmten Voraussetzungen unter den Anwendungsbereich der Beschleunigungsge-

biete. Hieran anknüpfende Nebeneinrichtungen oder Erzeugungsanlagen wurden von den bisherigen Ge-

setzen und Entwürfen nicht ausreichend adressiert. 

Handlungsempfehlung: Um ein Signal für Ammoniak und seine Technologien als Energieträger zu ge-

ben, sollten bei der Ausweitung von Beschleunigungs- und Infrastrukturgebieten Ammoniak-Technolo-

gien im Rahmen der nationalen Umsetzung mitgedacht werden. So sollten Ammoniak-Technologien klar 

von Beschleunigungsgebieten erfasst werden und auch eine gesetzliche Verankerung für Infrastruktur-

gebiete, die Ammoniak-Technologien miteinschließen, entworfen werden.  

7.2 Wasserstoffbeschleunigungsgesetz  

Mit dem WasserstoffBG wurde ein erster Wurf zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren der 

Wasserstoff-Infrastruktur unternommen. Es zielt darauf ab, rechtliche Rahmenbedingungen für den 

beschleunigten Auf- und Ausbau einer Infrastruktur insbesondere für die Erzeugung, die Speicherung 

und den Import von Wasserstoff zu vereinfachen. Hervorzuheben ist, dass der WasserstoffBG erstmals 

auch direkt Ammoniak-Infrastruktur für Ammoniak als Energieträger adressiert, darunter insbeson-

dere Importinfrastruktur, Erzeugungsanlagen und Cracker. 

7.2.1 Anwendungsbereich 

§ 2 WasserstoffBG erfasst die Zulassung der nachstehenden Anlagen und Leitungen, einschließlich der 

jeweils dazugehörigen Nebenanlagen, darunter auch Anlagen für die Verwendung von Ammoniak: 

 
 
243 Drucksache 21/1491 , S. 39. 
244 PV-Flächenausweisung, ZUR 2025, 468. 
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Cracker fallen durch die Nennung der Anlage zur Umwandlung von Wasserstoffderivaten zu Wasser-

stoff in den Anwendungsbereich des WasserstoffBG (§2 Abs. 1 Nr. 8). Zudem fallen nach dem Wortlaut 

auch Anlage zum Import von Ammoniak (§ 2 Abs. 1Nr. 5) unter den Anwendungsbereich des Wasser-

stoffBG. Eine „Anlage zum Import von Ammoniak“ ist gem. § 3 Nr. 1 WasserstoffBG eine Anlage zur 

Einfuhr von verflüssigtem Ammoniak und zur damit im Zusammenhang stehenden Entladung, Lage-

rung oder Wiederverdampfung. Somit fallen in dieser Studie untersuchten ortsfesten Anlagen dann 

unter das WasserstoffBG, wenn sie in dem genannten Zusammenhang stehen. Das kann insbesondere 

bei Betankungsanlagen der Fall sein, richtet sich allerdings nach dem Einzelfall. 

Andere Ammoniak-Technologien sind nicht explizit vom Wortlaut des WasserstoffBG erfasst. So ist 

nicht eindeutig, ob sich die Speicherung von Wasserstoff i. S. d. § 3 Nr. 8 WasserstoffB auch die Spei-

cherung in Form von Derivaten wie Ammoniak einschließt. Die Gesetzesbegründung nennt Derivate 

nicht eindeutig als mögliche Speichergase, schließt aber eindeutig sogenanntes Kissengas ein. Kissen-

gas wird demnach dafür genutzt, den notwendigen Speicherdruck für eine optimale Ein- und 

1. Elektrolyseur zur Erzeugung von Wasserstoff, 

2. Anlage zur Erzeugung von Wasserstoff aus biogenen Reststoffen, 

3. Anlage zur Speicherung von Wasserstoff, 

4. Anlage zum Import von Wasserstoff, 

5. Anlage zum Import von Ammoniak, 

6. Anlage zum Import von flüssigen organischen Wasserstoffträgern, 

7. Anlage zum Import von Methanol, 

8. Anlage zur Umwandlung von Wasserstoffderivaten und flüssigen organischen Wasserstoffträgern zu Wasserstoff, 

9. Anlage zur Konditionierung von Wasserstoff, 

10. Anlage zur Erzeugung oder zum Import von erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs, 

11. Wasserstoffleitung, 

12. Verdichter, der für den Betrieb von Anlagen oder Leitungen nach den Nummern 1 bis 11, 15 bis 18 oder zur Befüllung 

von Wasserstofftrailern erforderlich ist, 

13. Dampf- oder Wasserleitung, die für den Betrieb von Anlagen nach den Nummern 1 bis 10, 15 und 16 erforderlich ist, 

14. Stromleitung, die eine Anlage zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien mit dem Standort einer Anlage 

nach den Nummern 1 bis 10, 15 und 16 zum Zweck der direkten Versorgung verbindet, 

15. Anlage zur Erzeugung von Wasserstoff unter Nutzung einer Anlage zur Abscheidung von Kohlendioxid, 

16. Anlage zur Hydrierung von flüssigen organischen Wasserstoffträgern, 

17. Gasversorgungsleitung, die auf Wasserstoff umgestellt wird und 

18. Gasversorgungsleitung, die im bestätigten Netzentwicklungsplan Gas und Wasserstoff nach § 15c Absatz 2 Satz 7 des 

Energiewirtschaftsgesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. März 

2026 (BGBl. 2026 I Nr. 66) geändert worden ist, oder im genehmigten Wasserstoff-Kernnetz nach § 28q Absatz 2 Satz 4 

des Energiewirtschaftsgesetzes als zusätzliche Ausbaumaßnahmen im Fernleitungsnetz ausgewiesen worden ist. 
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Ausspeicherung von Wasserstoff zu ermöglichen.245 Ammoniak wird nicht für den Speicherdruck be-

nötigt, lässt aber zu, dass Wasserstoff kostengünstiger und effizienter gespeichert wird. Insbesondere 

in Hinblick auf die Gesetzesbegründung, die darauf verweist, dass im Zuge der Transformation 

Deutschlands zur klimaneutralen Volkswirtschaft zunehmend auch Wasserstoff und dessen Derivate 

die wichtige Rolle übernehmen, erneuerbare Energie zu speichern und zu transportieren246, sollte der 

Speicherbegriff weit gefasst werden und somit auch Ammoniak-Lager als Speicher miteingeschlossen 

werden. Allerdings ist in diesem Bezug der Wortlaut des WasserstoffBG nicht deutlich gefasst. 

Andere Ammoniak-Technologien – die keine Cracker, Importanlagen oder Speicher sind –  lassen sich 

nicht unter den Anwendungsbereich des WasserstoffBG einordnen. 

Hemmnis: Dementsprechend ist der Anwendungsbereich des WasserstoffBG nicht hinreichend weit ge-

fasst. Während Cracker deutlich unter den Anwendungsbereich gefasst werden, müssen Ammoniak-Spei-

cher erst unter den Speicherbegriff subsumiert werden. BHKW sind nicht erfasst. Tankstellen fallen nur 

unter das WasserstoffBG, wenn sie dem Import dienen. 

Handlungsempfehlungen: Zur einfacheren Anwendbarkeit und für einen Hochlauf der Ammoniak-Wirt-

schaft, ist es sinnvoll, sämtliche Ammoniak-Anlagen in den Anwendungsbereich des WasserstoffBG aufzu-

nehmen. Beispielsweise kann § 2 Abs. 1 Nr. 5 WasserstoffBG über „Anlagen für den Import von Ammoniak“ 

in „Anlagen zum Import, zur Entladung, Lagerung oder Wiederverdampfung von verflüssigtem Ammo-

niak und Anlagen zur energetischen Nutzung von Ammoniak“ abgeändert werden. 

7.2.2 Beschleunigungsmaßnahmen durch die Einordnung bestimmter An-

lagen als im überragenden öffentlichen Interesse stehend 

§ 4 WasserstoffBG verfolgt das Ziel, die von der öffentlichen Verwaltung zu treffenden Entscheidungen 

zu beschleunigen und so Investitionen in die Wasserstoffinfrastruktur voranzutreiben.247 Das Wasser-

stoffB soll die Genehmigungsverfahren für bestimmte Anlagentypen vereinfachen. Zudem stehen gem. 

§ 4 Abs. 1 WasserstoffB i. V. m. § 2 Abs. 1 WasserstoffBG die Errichtung und der Betrieb der genannten 

Anlagen  

▪ im überragenden öffentlichen Interesse liegen und  

▪ der öffentlichen Sicherheit dienen. 

Mit dieser Bestimmung soll einhergehen, dass im Rahmen von behördlichen und gerichtlichen Abwä-

gungsentscheidungen den Anlagen im Verhältnis zu anderen Abwägungsbelangen eine besondere Ge-

wichtung zuteilwird.  Konkret soll der Vorrang der Wasserstoffwirtschaft bei Ermessens- und Abwä-

gungsentscheidungen nur in Ausnahmefällen überwunden werden.248  

 
 
245 Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der Verfügbarkeit von Wasserstoff und zur Änderung weiterer rechtli-
cher Rahmenbedingungen für den Wasserstoffhochlauf sowie zur Änderung weiterer energierechtlicher Vorschriften, 
abrufbar, abrufbar unter: https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/W/wasserstoff-
beschleunigungsgesetz-gesetzentwurf-der-breg.pdf?__blob=publicationFile&v=8 , S. 33. 

246 Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der Verfügbarkeit von Wasserstoff und zur Änderung weiterer rechtli-
cher Rahmenbedingungen für den Wasserstoffhochlauf sowie zur Änderung weiterer energierechtlicher Vorschriften, 
abrufbar, abrufbar unter: https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/W/wasserstoff-
beschleunigungsgesetz-gesetzentwurf-der-breg.pdf?__blob=publicationFile&v=8 , S. 31. 

247 Schulz u. a., Rechtliche Aspekte der Umrüstung von LNG-Terminals auf Wasserstofftransportvektoren, S. 68. 
248 Schulz u. a., Rechtliche Aspekte der Umrüstung von LNG-Terminals auf Wasserstofftransportvektoren, S. 68. 

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/W/wasserstoffbeschleunigungsgesetz-gesetzentwurf-der-breg.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/W/wasserstoffbeschleunigungsgesetz-gesetzentwurf-der-breg.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/W/wasserstoffbeschleunigungsgesetz-gesetzentwurf-der-breg.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/W/wasserstoffbeschleunigungsgesetz-gesetzentwurf-der-breg.pdf?__blob=publicationFile&v=8
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Hemmnis: Das WasserstoffBG bildet kein passgenaues Instrument für den Hochlauf der Ammoniak-Wirt-

schaft, da nicht alle nötigen Technologien erfasst sind. Allerdings sind erste wichtige Ansätze wie die Be-

schleunigung durch das überragende öffentliche Interesse für Cracker, Speicher und Importanlagen ge-

geben.  

Handlungsempfehlung: Zwar bestehen im WasserstoffBG im Detail Hemmnisse, insbesondere sollte der 

Anwendungsbereich des Gesetzes erweitert werden. Insgesamt ist das WasserstoffBG aber als erster rich-

tiger Schritt hin zu einem Hochlauf der Wasserstoff- bzw. Ammoniak-Wirtschaft zu werten. Im Wasser-

stoffBG wird Ammoniak erstmalig im nationalen Recht eindeutig als Energieträger adressiert. Zudem 

stellt „das überragende öffentliche Interesse“ eine taugliche Beschleunigungsmaßnahme dar. 

7.2.3 Ammoniak als erneuerbarer Energieträger 

Das WasserstoffBG stuft eine Vielzahl von Anlagen im Bereich der Wasserstoff- und Ammoniakinfra-

stuktur pauschal als im überragenden öffentlichen Interesse liegend ein. Diese weitreichende Privile-

gierung erfolgt jedoch unabhängig davon, ob die eingesetzten Energieträger tatsächlich aus erneuer-

baren Quellen stammen. In der Konsequenz werden somit auch solche Anlagen begünstigt, die mit 

nicht-erneuerbarem, insbesondere fossil erzeugtem Ammoniak betrieben werden.249 

Insgesamt zielt das WasserstoffBG nicht ausreichend auf eine nachhaltige und erneuerbare Energie-

versorgung ab. In Ansätzen werden gewisse Nachhaltigkeitskiterien auch in Bezug auf Klimaschutz 

vorgegeben. So werden Anlagen zur Erzeugung von erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ur-

sprungs in § 3 Nr. 5 WasserstoffBG genauer definiert. Hier wird auf den Einsatz von Strom aus erneu-

erbaren Quellen entsprechend der Richtlinie (EU) 2023/2413 sowie den auf deren Grundlage erlasse-

nen delegierten Rechtsakten der Europäischen Union gasförmige, flüssige oder feste synthetische 

Kraftstoffe angestellt. 

Zudem ist das überragende öffentliche Interesse gem. § 4 Abs. 3 WasserstoffBG nicht anzuwenden auf 

wasserrechtliche Zulassungsverfahren über die Wasserentnahme, wenn durch die Wasserentnahme 

die öffentliche Wasserversorgung oder der Wasserhaushalt erheblich beeinträchtigt werden kann. 

Allerdings geht nicht aus dem WasserstoffBG hervor, dass Cracker, Improtanlagen oder Speicher in 

irgendeiner Form mit Ammoniak aus erneuerbaren Quellen arbeiten müssen. Damit wird das zu-

grunde liegende Problem nicht gelöst, sondern vielmehr verlagert. Denn die Nutzung von nicht-erneu-

erbarem Ammoniak ist klimapolitisch wenig sinnvoll, da dessen Herstellung in der Regel mit erhebli-

chen Treibhausgasemissionen verbunden ist. Eine pauschale Einstufung entsprechender Infrastruktur 

als im überragenden öffentlichen Interesse steht daher im Widerspruch zu den übergeordneten Kli-

mazielen. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es sachgerecht, die Privilegierung an klare Bedingungen zu knüp-

fen. Insbesondere sollte das überragende öffentliche Interesse zumindest anteilig an die Nutzung von 

erneuerbarem Ammoniak nicht-biogenen Ursprungs gebunden werden. Anknüpfungspunkt könnte 

hier die europäische Regulierung zu erneuerbaren Kraftstoffen nicht-biologischen Ursprungs („Rene-

wable Fuels of Non-Biological Origin“, RFNBO) für den Verkehrssektor dienen. Ein entsprechender 

Nachweis könnte gegenüber den Genehmigungsbehörden beispielsweise über Abnahmeverträge, Her-

kunftsnachweise oder Zertifizierungssysteme erfolgen. Auf diese Weise ließe sich sicherstellen, dass 

 
 
249 Schulz u. a., Rechtliche Aspekte der Umrüstung von LNG-Terminals auf Wasserstofftransportvektoren, S. 68. 
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der beschleunigte Infrastrukturausbau tatsächlich zur Dekarbonisierung beiträgt und nicht unbeab-

sichtigt emissionsintensive Pfade verfestigt. 

Hemmnis: Das WasserstoffBG privilegiert Infrastruktur für Import, Speicherung und Umwandlung von 

Wasserstoffderivaten pauschal als im überragenden öffentlichen Interesse, ohne Anforderungen an die 

erneuerbare Herkunft der eingesetzten Energieträger zu stellen. Dadurch werden auch Anlagen begüns-

tigt, die mit treibhausgasintensivem, nicht-erneuerbarem Ammoniak betrieben werden.  

Handlungsempfehlung: Das überragende öffentliche Interesse nach dem WasserstoffBG sollte an die 

Nutzung erneuerbarer Energieträger geknüpft werden. Hierfür ist zunächst eine einheitliche, sektorüber-

greifende Definition von erneuerbarem Ammoniak erforderlich, die sich an den europäischen RFNBO-Kri-

terien orientiert. 

7.3 Hemmnisse und Handlungsempfehlungen 

Auf europäischer Ebene bestehen bereits Ansätze, die die Verfahren zur Genehmigung von Ammoniak-

Anlagen beschleunigen könnten. Auch auf nationaler Ebene besteht mit dem WasserstoffBG ein erster 

Ansatz, der ebenfalls Beschleunigungsmaßnahmen vorsieht.  

Tabelle 12 Hemmnisse und Handlungsempfehlungen bei der Errichtung und dem Betrieb von landsei-
tigen NH3-Betankungsanlagen 

Rechtliche Hemmnisse und Änderungsbedarfe bei der Errichtung und dem Betrieb von landseitigen NH3-Betan-

kungsanlagen 

Hemmnis Erläuterung Handlungsempfehlung 

Beschleunigungs- und 

Infrastrukturgebiete 

sind auf Stromerzeu-

gung, nicht auf Ammo-

niak-Erzeugung und -

Nutzung ausgerichtet  

In den Regelungen zu den Beschleunigungs- 

und Infrastrukturgebieten zeigt sich deutlich, 

dass die RED zunächst als Förderrichtlinie für 

erneuerbaren Strom gedacht war. Ein klarer Be-

zug auf Wasserstoff und seine Derivate fehlt in 

den Regelungen zu Beschleunigungs- und Infra-

strukturgebieten. Zwar kann eine Anwendbar-

keit auf Ammoniak-Speichern bejaht werden. 

Inwieweit Cracker oder BHKW unter die Ver-

einfachungen von Infrastruktur- oder Beschleu-

nigungsgebiete fallen, muss erst durch Ausle-

gung hergeleitet werden. Zudem ist es wahr-

scheinlich, dass Tankstellen (und damit der fak-

tische Einbezug des Verkehrssektors) gar nicht 

von den Regelungen erfasst sind. Es bestehen 

hohe rechtliche Unsicherheiten dahingehend, 

inwieweit Technologien, die sich nicht in dem 

„klassischen“ Strommarkt unterordnen lassen, 

in Beschleunigungsgebieten eingeordnet wer-

den können. Es geht aus der RED III nicht ein-

deutig hervor, inwieweit sich Wasserstoff und 

seine Derivate in die Artikel eingliedern. Insge-

samt sind Beschleunigungs- und Infrastruktur-

gebiete wenig auf die Sektorenkopplung, die 

über die Speicherung hinausgeht, ausgerichtet. 

Die RED III sollte stärker auf alternative 

Brennstoffe wie Ammoniak bzw. Wasser-

stoff und seine Derivate ausgereichtet 

werden, unter anderem, indem verdeut-

licht wird, ob diese innerhalb von Be-

schleunigungsgebieten berücksichtigt 

werden können. Nach Ansicht der Autorin 

ist dies zwar der Fall, Rechtsunsicherheit 

besteht dennoch. Auch sollte verdeutlicht 

werden, ob Cracker und BHKW Teil der 

Beschleunigungsgebiete sein können. Es 

sollten Überlegungen dahingehend ange-

stellt werden, ob der Einbezug von Tank-

stellen und damit auch der Verkehrssek-

tor ebenso Teil von Beschleunigungs- und 

Infrastrukturgebieten sein sollten. Zum ei-

nen würden Betreiber: innen sowie zu-

ständige Behörden mit dieser Einordnung 

rechtsicher entscheiden können. Zum an-

deren würde bei einer Untergliederung 

von Ammoniak-Technologien in Beschleu-

nigungsgebieten auch das Genehmigungs-

verfahren verkürzt werden können. 
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Nebeneinrichtungen von 

Ammoniak-Speichern in 

der deutschen Umset-

zung nicht Teil der Be-

schleunigungsgebiete 

Nebeneinrichtungen von Ammoniak-Speichern 

lassen sich nicht unter den Anwendungsbereich 

nach dem Wortlaut des WindBG gliedern und 

somit würde kein passendes Regime für Ammo-

niak bzw. Wasserstoff und seine Derivate ge-

schaffen. 

 

Wie in der RED III vorgesehen, sollten sich 

Beschleunigungsgebiete nicht nur auf 

Speicher beschränken, sondern offen für 

weitere benötigte Technologien formu-

liert werden. Im WindBG sollten Ammo-

niak-Infrastrukturen dringend mitge-

dacht werden. Ansatzpunkt kann hier 

sein, die Beschleunigungsmaßnahmen für 

Energiespeicheranlagen am selben Stand-

ort auch für Nebeneinrichtungen zur 

Nutzbarmachung der Energie zu nennen. 

Für Ammoniak-Speicher wären das Cra-

cker und BHKW zur Erzeugung von 

Wärme und Strom. 

 

Ammoniak wird im Rah-

men von Beschleuni-

gungs- und Infrastruk-

turgebieten bisher nicht 

erkennbar mitgedacht 

Bisher wurden die Infrastruktur- und Beschleu-

nigungsgebiete vom Gesetzgeber adressiert. 

Ammoniak wurde bisher nicht erkennbar mit-

gedacht. Dies könnte dem Umstand geschuldet 

sein, dass sich die RED III stark am Strommarkt 

orientiert und somit auch die Art. 15 ff RED 

auch den Schwerpunkt auf Elektrizität legen, 

weniger auf Sektorenkopplung oder Ammo-

niak. Ammoniak-Lager als Speicher fallen be-

reits unter bestimmten Voraussetzungen unter 

den Anwendungsbereich der Beschleunigungs-

gebiete. Hieran anknüp-fende Nebeneinrich-

tungen oder Erzeugungsanlagen wurden von 

den bisherigen Gesetzen und Entwürfen nicht 

ausreichend adressiert. 

Um ein Signal für Ammoniak und seine 

Technologien als Energieträger zu geben, 

sollten bei der Ausweitung von Beschleu-

nigungs- und Infrastrukturgebieten Am-

moniak-Technologien im Rahmen der na-

tionalen Umsetzung mitgedacht werden. 

So sollten Ammoniak-Technologien klar 

von Beschleunigungsgebieten erfasst wer-

den und auch eine gesetzliche Veranke-

rung für Infrastrukturgebiete, die Ammo-

niak-Technologien miteinschließen, ent-

worfen werden.  

Anwendungsbereich des 

WasserstoffBG erwei-

tern 

Der Anwendungsbereich des WasserstoffBG ist 

nicht hinreichend weit gefasst. Während Cra-

cker deutlich unter den Anwendungsbereich 

gefasst werden, müssen Ammoniak-Speicher 

erst unter den Speicherbegriff subsumiert wer-

den. BHKW sind nicht erfasst. Tankstellen fallen 

nur unter das Wasser-stoffBG, wenn sie dem 

Import dienen. 

Zur einfacheren Anwendbarkeit und für 

einen Hochlauf der Ammoniak-Wirtschaft, 

ist es sinnvoll, sämtliche Ammoniak-Anla-

gen in den Anwendungsbereich des Was-

serstoffBG aufzunehmen. Beispielsweise 

kann § 2 Abs. 1 Nr. 5 WasserstoffBG über 

„Anlagen für den Import von Ammoniak“ 

in „Anlagen zum Import, zur Entladung, 

Lagerung oder Wiederverdampfung von 

verflüssigtem Ammoniak und Anlagen zur 

energetischen Nutzung von Ammoniak“ 

abgeändert werden. 

„Überragendes öffentli-

ches Interesse“ als taug-

liches Instrument 

Das WasserstoffBG bildet kein passgenaues In-

strument für den Hochlauf der Ammoniak-

Wirtschaft, da nicht alle nötigen Technologien 

erfasst sind. Allerdings sind erste wichtige An-

sätze wie die Beschleunigung durch das überra-

gende öffentliche Interesse für Cracker, Spei-

cher und Importanlagen gegeben.  

 

Zwar bestehen im WasserstoffBG im De-

tail Hemmnisse, insbesondere sollte der 

Anwendungsbereich des Gesetzes erwei-

tert werden. Insgesamt ist das Wasser-

stoffBG aber als erster richtiger Schritt hin 

zu einem Hochlauf der Wasserstoff- bzw. 

Ammoniak-Wirtschaft zu werten. Im Was-

serstoffBG wird Ammoniak erstmalig im 

nationalen Recht eindeutig als Energieträ-

ger adressiert. Zudem stellt „das überra-

gende öffentliche Interesse“ eine taugliche 

Beschleunigungsmaßnahme dar. 



Weiterentwicklung des Rechtsrahmens hinsichtlich Ammoniak-Technologien

   
 
 

 
 

 

 
 
109 

Vorteile nur für erneuer-

bare Energieträger ein-

führen 

Das WasserstoffBG privilegiert Infrastruktur 

für Import, Speicherung und Umwandlung von 

Wasserstoffderivaten pauschal als im überra-

genden öffentlichen Interesse, ohne Anforde-

rungen an die erneuerbare Herkunft der einge-

setzten Energieträger zu stellen. Dadurch wer-

den auch Anlagen begünstigt, die mit treibhaus-

gasintensivem, nicht-erneuerbarem Ammoniak 

betrieben werden.  

 

Das überragende öffentliche Interesse 

nach dem WasserstoffBG sollte an die Nut-

zung erneuerbarer Energieträger ge-

knüpft werden. Hierfür ist zunächst eine 

einheitliche, sektorübergreifende Defini-

tion von erneuerbarem Ammoniak erfor-

derlich, die sich an den europäischen 

RFNBO-Kriterien orientiert. 
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8 Rechtliche Analyse NH3-Reaktoren 

(Cracker) für Mittellastanlagen 

Um den im Ammoniak gespeicherten Wasserstoff nutzbar zu machen, muss das Ammoniak 

zu Wasserstoff und Stickstoff umgewandelt werden. Dies geschieht über NH3-Reaktoren, den 

sog. „Crackern“, die als neue Technologie momentan noch nicht flächendeckend in der Ener-

gieinfrastruktur vorhanden sind. Entsprechend ist der genehmigungsrechtliche Rahmen bis-

her nicht so formuliert, dass ein zügiger Zubau von Crackern ermöglicht wird. Unter ande-

rem ist die 4. BImSchV so ausgestaltet, dass selbst kleine dezentrale Cracker-Anlagen regel-

mäßig unter das Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG mit Öffentlichkeitsbeteiligung 

fallen. Zudem fehlt es an technischen Regelwerken und Sicherheitsnormen. 

Cracker bilden einen wichtigen Teil einer künftigen Ammoniak-Infrastruktur. Sie sind relevant für 

alle Anwendungsfälle in denen Ammoniak für den Transport und für die Speicherung von Was-

serstoff verwendet werden soll.  Das folgende Kapitel fasst die Funktionsweisen der benötigten Tech-

nologien sowie die rechtlichen Besonderheiten im Genehmigungsverfahren zusammen.  

8.1 Funktionsweise 

Soll der über das Ammoniak gespeicherte Wasserstoff nutzbar gemacht werden, muss Ammoniak 

hierfür zu Wasserstoff und Stickstoff umgewandelt werden. Dies geschieht in der Regel durch einen 

Katalysator, der unter Energiezufuhr das Ammoniak zu Wasserstoff und Stickstoff trennt (Cracker). 

Hierfür können die Cracker-Module auf unterschiedliche Art aufgebaut werden, abhängig von dem 

verwendeten Katalysator verändert sich auch der Bedarf an zugeführter Wärme.  Im CAMPFIRE-Pro-

jekt wird an dem sicheren und effizienten Aufbau von Crackern gearbeitet. In der Abbildung 12 ist ein 

solcher Cracker abgebildet. Die Funktionsweise eines Crackers wird modellhaft in der Abbildung 13 

dargestellt.  

  



Weiterentwicklung des Rechtsrahmens hinsichtlich Ammoniak-Technologien

   
 
 

 
 

 

 
 
111 

 

Abbildung 12 Ammoniak Cracker des Zentrums für 
Brennstoffzellen Technik GmbH (ZBT) (Quelle: ZBT, 
abrufbar unter: https://www.zbt.de/portfolio/wasser-
stoff/energietraeger-ammoniak/ ). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 13 Modellhafte Darstellung der Funktionsweise eines Crackers (Quelle: Eigene Darstellung, 
basierend auf Informationen von Lena Engelmeier, ZBT). 

  

https://www.zbt.de/portfolio/wasserstoff/energietraeger-ammoniak/
https://www.zbt.de/portfolio/wasserstoff/energietraeger-ammoniak/
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Der Cracker ist in der Regel eine eigenständige Baugruppe, die sich wiederum aus verschie-

denen Komponenten zusammensetzt. Häufig wird der Cracker in ein Gehäuse eingebaut. Eine 

Ummantelung als Explosionsschutz ist umsetzbar. 

Von dem Ammoniak-Lager bzw. Verdampfer (hier nicht abgebildet und nicht Teil dieses Ka-

pitels) aus wird durch Rohrleitungen das Ammoniak in den Cracker geleitet. Zu diesem Zeit-

punkt liegt die Temperatur des Ammoniaks im Rahmen der Umgebungstemperatur. 

Das Ammoniak wird dann zu dem Katalysator geleitet. Der Katalysator kann aus verschiede-

nen Materialien bestehen. In Kombination mit der Zufuhr von Wärme ermöglicht es der Kata-

lysator das Ammoniak zu „cracken“. Der Katalysator selbst wird dabei nicht verbraucht.  

Durch den Cracking-Prozess wird das Ammoniak in Wasserstoff und Stickstoff umgewan-

delt. Ammoniak wird dabei in der Regel nicht vollständig umgewandelt. Es bleibt, abhängig 

von der Effektivität des Katalysatormaterials, ein Restbestandteil von Ammoniak zurück.  

Damit der Katalysator wirken kann, wird eine Wärmezufuhr benötigt. Abhängig von dem je-

weiligen Katalysatormaterial muss die Wärmezufuhr zwischen 550° C und 800° C betragen. 

Eine höhere Temperatur führt häufig dazu, dass weniger Ammoniak-Reststoffe übrigbleiben. 

Zudem ist Ammoniak ein korrosives Gas. Wird es erhitzt, verstärkt sich seine Korrosivität. 

Durch die Kombination aus Wärme und Ammoniak wird die Korrosion beschleunigt. Daher 

muss besonders im Cracker auf eine Materialauswahl geachtet werden, die auch beständig ge-

genüber erhitztem Ammoniak ist. Andernfalls besteht ein erhöhtes Leckagerisiko. 

Wie die Wärme erzeugt wird, ist für den Cracking-Prozess zunächst nicht relevant. Sie kann 

beispielsweise durch einen Brenner oder Elektrizität erzeugt werden. Zu berücksichtigen 

ist, dass derzeit der größere Teil der Brenngase fossilen Ursprungs sind. Damit der erzeugte 

Wasserstoff keine indirekten Treibhausgasemissionen über den Brenner im Cracker verur-

sacht, ist es hier essenziell, ein treibhausgasneutrales Brenngas zu verwenden.  

Wird die Wärme durch einen solchen Brenner erzeugt, muss der Cracker über eine Luftzufuhr 

und Leitungen für das Brenngas sowie über einen Brenner selbst verfügen. 

Es besteht die Möglichkeit einen Teil des erzeugten Wasserstoffs als Brenngas zu nutzen. In 

diesem Fall muss der Cracker mit entsprechenden Rohrleitungen ausgestattet werden. Da in 

einer solchen Bauweise auch Wasserstoff für den Start des Crackers benötigt wird, muss Was-

serstoff zusätzlich vorrätig gelagert werden. 

In dem Fall, dass ein Brenner genutzt wird, entstehen in der Regel Abgase. Wird Wasserstoff 

als Brenngas verwendet, entsteht Wasser, was kein schädlicher Stoff ist. Werden andere 

Brenngase verwendet, müssen ggf. Abgaseinrichtungen eingeplant werden, die das Abgas 

nachbereiten und eine Emission von Schadstoffen verhindern.  

Die Wärme kann auch elektrisch bspw. über eine Brennstoffzelle bereitgestellt werden. In 

diesem Fall werden keine zusätzlichen Rohrleitungen oder Abgaseinrichtungen benötigt. 

8.2 Rechtliche Besonderheiten 

Abhängig von der jeweiligen Nutzung des Crackers können diese sowohl ortsfeste Anlagen (bspw. in 

Anschluss an eine Wasserstoff-Tankstelle oder im Rahmen eines Blockheizkraftwerkes – BHKW) als 
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auch bewegliche Anlagen (bspw. in einem Schiffsantrieb) verwendet werden. Dieser Abschnitt kon-

kretisiert die Genehmigungsvoraussetzungen für die Errichtung und den Betrieb von ortsfesten 

Cracker-Anlagen. Grundsätzlich gelten für Cracker die in dem Kapitel 6. genannten Vorschriften. Ne-

ben diesen Vorschriften sind auf Cracker spezielle Regelungen anwendbar. 

8.2.1 Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbedürftigkeit 

Im Rahmen des Anhang 1 der 4. BImSchV, ist der Cracker als Anlage zur Herstellung von Wasser-

stoff nach § 1 und Anhang 1 Nr. 4. 1 sowie 4.1.12 der 4. BImSchV einzuordnen. Errichtung und Betrieb 

von Anlagen zur Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen durch chemische, biochemische oder 

biologische Umwandlung in industriellem Umfang, bedürfen danach einer immissionsschutzrecht-

lichen Genehmigung.  Darunter fallen auch Anlagen zur Herstellung von Gasen wie Wasserstoff.  

Anlagen wie Cracker, die unter die Nr. 4.1.12 Anhang 1 der 4. BImSchV fallen sind im Genehmigungs-

verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 10 BImSchG durchzuführen. Zusätzlich ist der An-

lagentyp mit einem „E“ markiert, sodass auch die Vorgaben der Industrie-EmissionsRichtlinie (IE-RL) 

erfüllt sein müssen.  

Tabelle 13 Genehmigungserfordernis von Crackern und Wasserstoffelekrolyseuren mit G: Genehmi-
gungsverfahren gemäß § 10 BImSchG (mit Öffentlichkeitsbeteiligung) und V: Vereinfachtes Verfahren 
gemäß § 19 BImSchG (ohne Öffentlichkeitsbeteiligung) sowie E: Anlage gemäß Art. 10 der Richtlinie 
2010/75/EU. 

Nr. des Anla-
gentyps  

Anlagenbeschreibung 
Verfah-
rensart 

Anlage gemäß 
Art. 10 der RL 2010/75/EU 

4. 
Chemische Erzeugnisse, Arzneimittel, Mineralölraffi-
nation und Weiterverarbeitung 

  

4.1 

Anlagen zur Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen 
durch chemische, biochemische oder biologische Um-
wandlung in industriellem Umfang […] zur Herstellung 
von 

 

 

4.1.12 
Gasen wie […] Wasserstoff (sofern die Herstellung 
nicht durch die Elektrolyse von Wasser erfolgt) […] 

G E 

10.26 
Anlagen zur Herstellung von Wasserstoff durch die 
Elektrolyse von Wasser mit 

  

10.26.1 
einer Produktionskapazität von 50 Tonnen Wasser-
stoff oder mehr je Tag, 

G 
 
E  

10.26.2 
einer elektrischen Nennleistung von 5 Megawatt oder 
mehr, sofern nicht von Nummer 10.26.1 erfasst. 

V  

 

An dieser Stelle ist anzumerken, dass die 4. BImSchV dahingehend angepasst wurde, dass die Produk-

tion von Wasserstoff mittels Elektrolyse einen selbstständiger Anlagentyp in Anhang 1 Nrn. 10.26 ff 

der 4. BImSchV aufgenommen wurde. Anlagen zur Herstellung von Wasserstoff durch die Elektrolyse 

von Wasser mit einer Produktionskapazität von 50 Tonnen Wasserstoff oder mehr je Tag fallen gem. 

der Nr. 10.26.1 unter das Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 10 BIm-

SchG. Anlagen zur Herstellung von Wasserstoff durch die Elektrolyse von Wasser mit einer 

Gewerbliche Cracker im Ge-

nehmigungsverfahren nach 

§ 10 BImSchG (G) 

Wasserstoff-Elektroly-

seure nach § 10  (G) oder 

§ 19 BImSchG (V) 
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elektrischen Nennleistung von 5 Megawatt oder mehr, sofern nicht von Nummer 10.26.1 erfasst sind, 

fallen unter das vereinfachte Genehmigungsverfahren nach § 19 BImSchG. Somit soll das Verfahren 

für kleinere Elektrolyseure abgekürzt werden. Aus dem Wortlaut des Verordnungstextes deutlich, 

dass hierunter nur die Herstellung von Wasserstoff mittels Elektrolyse fällt, eine Umwandlung von 

Ammoniak zu Wasserstoff über den Cracking-Prozess wird nicht von den Nrn. 10.26 ff einbezogen. 

Vielmehr handelt es sich bei dem Cracking-Prozess um eine chemische Umwandlung. Diese zeichnet 

sich durch die Zuführung von thermischer Energie aus.250 

Weiter stellt die Nr. 4.1 der 4. BImSchV auf den „industriellen Umfang“ ab. Bei dem Begriff des „In-

dustriellen Umfangs“ handelt es sich zunächst um einen auslegungsbedürftigen Begriff. Er wird auch 

in der IE-RL und der UVP-ÄnderungsRichtlinie verwendet. Ob der Begriff aus der 4. BImSchV auch im 

Sinne der UVP-ÄnderungsRichtlinie verwendet werden kann, ist jedoch strittig. 

Auf der einen Seite wird in Teilen des Schrifttums vertreten, dass der Begriff des Industriellen Umfangs 

aus der 4. BImSchV deckungsgleich mit dem der UVP-ÄnderungsRichtlinie ist.251 Demnach ist in dem 

Begriff die fabrikmäßig-industrielle Herstellung, also eine Herstellung in arbeitsteiligem Zusam-

menwirken in großtechnischem Maßstab, zugrunde zu legen. Davon abzugrenzen ist die handwerkli-

che oder labortechnische Fertigung.252 

Eine andere Auffassung vertritt in Teilen die Rechtsprechung. Nach Auffassung des OVG Lüneburg ist 

der Begriff des „industriellen Umfanges“ aus Nr. 4.1.13 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV nicht i. S. d. 

Nr. 6 des Anhangs 1 zur UVP-Richtlinie zu verstehen, da sich aus der europäischen Richtlinie jedenfalls 

keine verbindlichen Vorgaben für den Umfang der Ausdehnung der Genehmigungsbedürftigkeit ge-

mäß nationalem Recht nach „unten“ entnehmen ließen. Weiter führt das OVG Lüneburg aus, dass der 

Wortlaut des Nr. 4.1.13 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV nicht eindeutig sei. Denn Anhang 1 Nr. 4.1 BIm-

SchV enthalte (anders als eine Mehrzahl anderer Genehmigungstatbestände des Anhangs 1 zur 4. BIm-

SchV) keine ausdrücklichen Mindestproduktionsgrößen. Damit werde – so das OVG Lüneburg – 

den „höchst unterschiedlichen, ggf. bereits in sehr kleinen Mengen gegebenen Gefahrenpotential des 

jeweils herzustellenden chemischen Erzeugnisses bzw. des verwendeten Ausgangsprodukts“ Rech-

nung getragen. Das Merkmal des arbeitsteiligen Zusammenwirkens überzeuge nicht. Das OVG Lüne-

burg argumentiert, das Merkmal der Arbeitsteilung führe dazu, dass eine gewerbliche Produktion 

ohne Arbeitsteilung immissionsschutzrechtlich genehmigungsfrei bliebe. In Anbetracht des dennoch 

bestehenden Gefahrenpotentials, sei es fragwürdig, auf das Merkmal der Arbeitsteilung abzustellen. 

Stattdessen knüpft das OVG Lüneburg mit dem Begriff des „industriellen Umfang“ und damit verbun-

den die Schwelle zur Genehmigungsbedürftigkeit an eine auf „Dauer angelegte […], standarisierte 

[…] gewerbliche […] Produktion“ an.253 

Vor dem Hintergrund dieser verschiedenen Auslegungsmöglichkeiten, würde es, den Begriff des „in-

dustriellen Umfangs“ an das UVPG anzulehnen, für Anwender: innen den Rechtsrahmen vereinfachen. 

Jedoch ist die Begründung des OVG Lüneburg insoweit schlüssig, dass das Merkmal der Arbeitsteilung 

dem Gefahrenpotential nicht gerecht wird. Entsprechend ist der Meinung des OVG Lüneburg zu folgen. 

 
 
250 Behr u. a., Einführung in die Technische Chemie; Martens/Goldmann, Recyclingtechnik.  
251 Landmann u. a., [Fn. 124], 4. BImSchV Anhang 1 Rn. 6. 
252 Dienes, in: Hoppe (Hrsg.), UVPG, Anl. 1 Rn. 55.  
253 ZUR 2018 (440). 
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In Bezug auf Ammoniak-Cracker dürften die vom OVG Lüneburg entwickelten Merkmale regelmäßig 

zutreffen. Die hier geforderte auf Dauer angelegte, standarisierte sowie gewerbliche Produktion ist 

immer dann gegeben, sobald ein Cracker im Rahmen einer gewerblichen Nutzung errichtet und be-

trieben wird.  

Es wurde – anders als für die Produktion von Wasserstoff durch Elektrolyse254  –  für die Produktion 

von Wasserstoff durch Cracking-Prozesse aus Ammoniak an keine konkreten Mengenschwellwerte 

geknüpft. Entsprechend bleibt auch nach der Anpassung der 4. BImSchV für Cracking-Anlagen der Be-

griff des „industriellen Umfangs“ bestehen, der nicht auf konkrete Mengen aufbaut, sondern an die ge-

werbliche Produktion unabhängig von der Größe anknüpft.  

Hemmnis: Auch kleine Ammoniak-Crackermodule fallen unabhängig von ihrer Größe und verarbeiteter 

Menge von Ammoniak zu Wasserstoff unter Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung ent-

sprechend Nr. 4.1.12 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV. Somit wird auch für dezentrale Cracker-Anlagen, die 

eine geringe Menge Wasserstoff produzieren und auch wenig Ammoniak verwenden, ein Verfahren mit 

Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 10 BImSchG notwendig. Dagegen wird bei der Elektrolyse von Wasser-

stoff über konkrete Mengenschwellwerten aus zwischen verschiedenen Verfahrensarten unterschieden 

(Anhang 1 Nrn. 10.26 ff der 4. BImSchV). Für die Produktion von Wasserstoff über Cracker bestehen sol-

che Mengenschwellwerte nicht.  

Handlungsempfehlung: Für Cracking-Anlagen sollten ebenfalls Mengenschwellwerte eingeführt wer-

den, damit für kleine dezentrale Cracking-Anlagen kein Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG not-

wendig wird, sondern auch ein vereinfachtes Verfahren nach § 19 BImSchG ermöglicht wird. Damit eine 

Änderung der 4. BImSchV EU-konform ausfällt, muss zuvor auf europäischer Ebene die IE-RL angepasst 

werden. Hierbei kann sich an dem Anhang 1 Nrn. 10.26 ff der 4. BImSchV über die Produktion von Was-

serstoff über die Elektrolyse orientiert werden. Da das in Crackern verwendete Ammoniak andere Sicher-

heitsrisiken als Wasserstoff bringt, sollten die Mengenschwellwerte an das Gefährdungspotential ange-

passt werden. Zugleich ist klarzustellen, dass die potenziellen Auswirkungen auf Schutzgüter bei kleinen 

dezentralen Anlagen regelmäßig begrenzt sind und daher eine Differenzierung über Mengenschwellen 

auch für Ammoniak sachgerecht ist. 

8.2.2 Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsfähigkeit 

Zu den allgemeinen Anforderungen an Ammoniak-Anlagen mit Blick auf die Genehmigungsfähigkeit 

kann auf Kapitel 6 verwiesen werden. Im Folgenden werden diesbezügliche Besonderheiten, die sich 

aus der spezifischen Cracker-Technologie und den damit zusammenhängenden Prozessen ergeben, 

untersucht. 

8.2.2.1 Bauleitplanung 

Zu den „öffentlich-rechtlichen Vorschriften“ des § 6 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG gehören unter anderem die 

Bestimmungen des Bauplanungsrechts. Dazu gehören die materiell-rechtlichen Anforderungen des 

BauGB, darunter §§ 30 ff. BauGB.255 Insbesondere wird in Bezug auf die Bauleitplanung die Frage auf-

geworfen, ob Cracker innerhalb von Gewerbegebieten zulässig sind. Hierfür ist das Merkmal der „nicht 

 
 
254 Referentenentwurf des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 

Dritte Verordnung zur Änderung der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen, S. 4 f, Referentenentwurf 
einer Dritten Verordnung zur Änderung der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (bmuv.de) 

255 Dietlein, in: Landmann/Rohmer, BImSchG § 6 Rn.30. 

https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Glaeserne_Gesetze/20._Lp/4_bimschv_elektrolyseure/Entwurf/4bimschv_elektrolyseure_refe_bf.pdf
https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Glaeserne_Gesetze/20._Lp/4_bimschv_elektrolyseure/Entwurf/4bimschv_elektrolyseure_refe_bf.pdf
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erheblichen Belästigung“ nach § 8 Abs. 1 BauNVO ausschlaggebend. Anhaltspunkt dafür, ob eine An-

lage erhebliche Belästigung verursacht, ist die 4. BImSchV. Nach dem Wortlaut von § 15 Abs. 3 BauNVO 

ist „nicht allein“ auf die 4. BImSchV abzustellen.256  

Gewerblich genutzte Cracker-Anlagen sind der Herstellung von Chemikalien zuzuordnen und sind 

im BImSchG unabhängig von der produzierten Menge immissionsschutzrechtlich genehmigungsbe-

dürftig nach § 4 Abs. 1 S. 1 BImSchG i.V.m der 4. BImSchV. Eine Listung in den Anlagen der 4. BImSchV 

kann ein Anhaltspunkt zur Definition einer „erheblichen Belästigung“ sein. Gewerblich genutzte Cra-

cker sind unabhängig von ihrer Kapazität nach der Nr. 4.1.12 der Anlage 1 der 4. BImSchV immer im 

Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung zu genehmigen. Dies kann ein weiteres Indiz darauf sein, dass 

Cracker erhebliche Belästigungen verursachen können. Allerdings darf – wie oben beschrieben – gem. 

§ 15 Abs.3 BauNVO die verfahrensrechtlichen Einordnungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

hier nicht allein ausschlaggebend sein.257 Bei der Beurteilung sollte zusätzlich berücksichtigt werden, 

dass die Rechtsprechung chemische Betriebe, die Additive für Heizöl und Kraftstoffe, chemisch/tech-

nische Produkte, Hydraulikflüssigkeiten und Chemikalien herstellen, den Industriegebieten zuord-

nen.258 Dies kann in Hinweis darauf sein, dass Cracker-Anlagen, die der Umwandlung von Chemikalien 

dienen, ebenfalls eher nur in Industriegebieten zulässig sind. Eine Zulässigkeit in den Gewerbegebie-

ten ist damit nicht rechtssicher und abschließend zu bewerten. 

Hemmnis: Ob Ammoniak-Anlagen insb. Cracker in Gewerbegebieten zulässig sind, ist mit Rechtsunsicher-

heit behaftet. Insbesondere liegt zu der Frage noch keine Rechtsprechung vor. Werden Cracker als erheb-

lich belästigendes Gewerbe eingeordnet, werden damit Gewerbegebiete als potenzielle Standorte regel-

mäßig ausgeschlossen. Da eine Ansiedelung von dezentralen Ammoniak-Anlagen aber gerade in Gewer-

begebieten sinnvoll sein kann, entsteht hier ein Hemmnis. 

Handlungsempfehlung: Cracker sind als Anlagen zur Herstellung chemischer Erzeugnisse in der Regel 

dem Industriegebiet zuzuordnen. Das ergibt sich auch daraus, dass Cracker grundsätzlich unter die im-

missionsschutzrechtliche Genehmigung nach Anhang 1 der 4. BImSchV fallen, unabhängig davon, welche 

Mengen an Ammoniak gecrackt werden (Weitere Ausführungen siehe Kapitel 8 Rechtliche Analyse NH3-

Reaktoren (Cracker) für Mittellastanlagen). Eine Einführung von Mengenschwellwerten für die Produk-

tion von Wasserstoff aus Ammoniak innerhalb der Anhang 1 der 4. BImSchV könnte die Zulässigkeit im 

Gewerbegebiet für kleinere Anlagen erleichtern und somit die Anzahl der möglichen Standorte vergrö-

ßern.   

8.2.2.2 Belange des Arbeitsschutzes 

Neben den öffentlich-rechtlichen Vorschriften, sind auch die Belange des Arbeitsschutzes zu beach-

ten. In einem Cracker sind sowohl Ammoniak (Ausgangsstoff) als auch Wasserstoff (erzeugtes Pro-

dukt) vorhanden. Entsprechend sind für den zulässigen Betrieb die Vorgaben, wie in Kapitel  6.2.2.3 Be-

lange des Arbeitsschutzes beschrieben, einzuhalten. Insbesondere durch die Produktion von Wasser-

stoff besteht bei dem Betrieb eines Crackers ein erhöhtes Explosionsrisiko. Dies ergibt sich aus der 

hohen Entzündbarkeit von Wasserstoff (nach § 3a Abs. 1 Nr. 1 ChemG, Kategorie 1A und wenn Was-

serstoff mit Sauerstoff gemischt wird, erhöht sich das Risiko einer Knallgasexplosion).  Maßnahmen 

 
 
256 BVerwG NVwZ 1993, 987; OVG Münster DVBl 2010, 444; Schmidt-Bleker, in: Spannowsky u. a., BeckOK BauNVO, 

BauNVO § 8 Rn 28-38. 
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zum Explosionsschutz werden durch die BetrSichV und deren Technischen Regeln für Betriebssi-

cherheit (TRBS) getroffen.259 Kern der Maßnahmen ist ein Explosionsschutzkonzept sowie ein Prüf-

bericht einer zugelassenen Überwachungsstelle, der aufzeigt, dass Aufstellung, Bauart und Betriebs-

weise der Anlagen den Anforderungen der BetrSichV entsprechen. Anhaltpunkte, wann dieser ent-

sprochen wird, ergibt sich aus den TRBS. Zum Explosionsschutz bestehen TRBS unter anderem zu:  

▪ TRBS 1112 Teil 1: Explosionsgefährdungen bei und durch Instandhaltungsarbeiten – Beur-

teilungen und Schutzmaßnahmen 

▪ TRBS 1122: Änderungen von Gasfüllanlagen, Lageranlagen, Füllstellen, Tankstellen und Flug-

feldbetankungsanlagen - Ermittlung der Prüfpflicht nach Anhang 2 Abschnitt 3 BetrSichV 

und der Erlaubnispflicht gemäß § 18 BetrSichV 

▪ TRBS 1123: Prüfpflichtige Änderungen von Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen – 

Ermittlung der Prüfnotwendigkeit gemäß § 15 Absatz 1 BetrSichV 

▪ TRBS 1201 Teil1: Prüfung von Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen 

▪ TRBS 3151/TRGS 751: Vermeidung von Brand-, Explosions- und Druckgefährdungen an 

Tankstellen und Füllanlagen zur Befüllung von Landfahrzeugen 

▪ TRGS 407: Tätigkeiten mit Gasen - Gefährdungsbeurteilung260 

Hemmnis: Es bestehen aktuell nur bedingt Erfahrungswerte in der Praxis mit Blick auf die Betriebsab-

läufe und konkret auf den Betrieb von Crackern zugeschnittene Sicherheitskonzepte wie Explosions-

schutzkonzepte und Prüfberichte. Dies kann die Realisierung des Betriebs von Cracker-Anlagen für Vor-

habenträger:innen und Betreiber:innen erschweren. 

Handlungsempfehlung: Für den Gesetzgeber ergeben sich aus dieser Problematik keine Handlungsemp-

fehlungen. Für Unternehmen und mögliche Betreiber: innen von Crackern kann es vorteilhaft sein, sich im 

Rahmen der Projektumsetzung frühzeitig mit der Erstellung der erforderlichen Konzepte und Berichts-

pflichten auseinanderzusetzen.  

8.2.2.3 Normkonkretisierung durch Technische Regelwerke 

Im Rahmen des Genehmigungsverfahren besteht die Möglichkeit auf normkonkretisierende Tech-

nische Regelwerke zurückzugreifen, um als Auslegungshilfe für unbestimmte Rechtsbegriffe zu die-

nen. Diese entfalten keine direkte rechtliche Bindungswirkung, sondern lediglich eine widerlegliche 

Vermutung zur Einhaltung der Rechtsvorschriften und können das Genehmigungsverfahren aber so 

erleichtern. Insbesondere bei neuen Technologien, die noch nicht flächendeckend erprobt sind und im 

behördlichen Kontext unbekannt sind, können Technische Regelwerke als Leitlinie dienen, die sämtli-

che Sicherheitsaspekte mitberücksichtigt.  

Hemmnis: Bisher bestehen keine technischen Regelwerke, die spezifisch für Cracker entwickelt wurden. 

Für Ammoniak-Technologien in anderen Anwendungsbereichen, wie Ammoniak als Kältemittel oder Am-

moniak im Bereich der Chemischen Industrie, bestehen solche Normen. Diese sind aber nur bedingt auf 

Cracker-Anlagen anwendbar. 

 
 
259 Technische Regeln für Betriebssicherheit, Struktur und Anwendung der Technischen Regeln für Betriebssicher-

heit, TRBS 1001, Ausgabe: März 2018, GMBl 2018 S. 398. 
260 Weitere TRBS zum Explosionsschutz werden aufgelistet auf: Berifsgenossenschaft Rohstoffe und chemische Indust-

rie, 1.9 In welchen Technischen Regeln (TRBS bzw.TRGS) gibt es Aussagen zum Explosionsschutz?, abrufbar unter 
https://www.bgrci.de/exinfode/ex-schutz-wissen/antworten-auf-haeufig-gestellte-fragen/explosionsschutz/19-in-
welchen-technischen-regeln-trbs-bzwtrgs-gibt-es-aussagen-zum-explosionsschutz.  
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Handlungsempfehlung: Es wird empfohlen, Prozesse zur Entwicklung und Veröffentlichung Techni-

scher Regelwerke anzustoßen. Da der Veröffentlichungsprozess bspw. einer europäischen Norm um die 

zwei Jahre dauert,261 ist es sinnvoll möglichst zeitnah europäische Normen zu entwerfen. 

8.2.3 Umweltverträglichkeitsprüfung 

Für die Einordnung von Cracking-Anlagen in den Anwendungsbereich des UVPG ist in der An-

lage 1 UVPG besonders die Nummern 4.1 und 4.2 relevant. So gilt gem. der Nr. 4.1 Anlage 1 UVPG die 

UVP-Pflicht (ohne Vorprüfung) für „Errichtung und Betrieb einer integrierten chemischen Anlage 

(Verbund zur Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen durch chemische Umwandlung im industri-

ellen Umfang, bei dem sich mehrere Einheiten nebeneinander befinden und in funktioneller Hinsicht 

miteinander verbunden sind und […] zur Herstellung von anorganischen Grundchemikalien [oder] zur 

Herstellung von phosphor-, stickstoff- oder kaliumhaltigen Düngemitteln […] dienen).“ 

Bei Crackern wird es sich regelmäßig um integrierte chemische Anlagen handeln. Zwar ist der Cra-

cker eine einzelne Anlage, diese weist allerdings einzeln keinen Nutzen vor. Ein Cracker ist selten ein-

ziges Anlagenteil. In der Regel wird dem Cracker ein Speicher und ein Verdampfer vorgelagert sein. 

Zudem kann dem Cracker ein Wasserstoffspeicher, ein Kraftwerk, Motor oder ähnliches nachgela-

gert sein. Als gesamte Anlage wird daher regelmäßig eine integrierte chemische Anlage vorliegen, ein 

einzelner unabhängiger Cracker erfüllt dieses Merkmal jedoch nicht. 

Der Begriff des „industriellen Umfangs“ im Sinne des ist vom Begriff des „industriellen Umfangs“ der 

4. BImSchV abzugrenzen. Der industrielle Umfang im Sinne des UVPG meint die fabrikmäßig-indust-

rielle Herstellung, also eine Herstellung in arbeitsteiligem Zusammenwirken in großtechnischem 

Maßstab. Davon abzugrenzen ist die handwerkliche oder labortechnische Fertigung.262 Ein Cracker 

allein wird den Begriff des „arbeitsteiligem Zusammenwirken“ nicht ausfüllen, da es sich hier um einen 

einstufigen Prozess handelt. Abhängig davon, wie rein der zu produzierende Wasserstoff sein soll, wird 

der Cracker auch regelmäßig mit einer Gasreinigung verbunden sein. In einem solchen Konstrukt 

dürfte sich ein Cracker regelmäßig als Teil eines „arbeitsteiligen Zusammenwirkens“ gesehen werden. 

Ebenso, wenn der Cracker mit den oben genannten Speichern, Verdampfern, Speichern oder Motoren 

verbunden ist.  

In dem Cracker wird aus Ammoniak Wasserstoff erzeugt. Damit wird eine anorganische Grundche-

mikalie hergestellt. 

In der Regel ist ein Cracker mit seinen Vor- und Nachgelagerten Prozessschritten als Anlage zur Her-

stellung von Stoffen oder Stoffgruppen durch chemische Umwandlung unter Nr. 4.2 Anlage 1 UVPG zu 

fassen. In diesem Fall ist eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen 

8.3 Hemmnisse und Handlungsempfehlungen 

Durch die Einordnung unter die 4. BImSchV ist unabhängig von der Größe und Produktionskapazität 

des Crackers stets ein förmliches Genehmigungsverfahren im Sinne gem. § 10 BImSchG mit Öffentlich-

keitsbeteiligung durchzuführen. Zudem müssen Unternehmen und Betriebe, die die Nutzung eines 

 
 
261 Lyda u. a., [Fn. 40]. 
262 Dienes, in: Hoppe u. a., Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (Um-

wRG), UVPG Anl. 1 Rn. 55. 
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Crackers planen, ihre Explosionsschutzkonzepte und Prüfberichte anpassen. Daneben fehlen 

normkonkretisierenden Technischen Regelwerke. 

Tabelle 14 Hemmnisse und Handlungsempfehlungen bei der Errichtung und dem Betrieb von Crackern 

Rechtliche Hemmnisse und Änderungsbedarfe bei der Errichtung und dem Betrieb von Crackern 

Hemmnis Erläuterung Handlungsempfehlung 

Kein verein-

fachtesVerfah-

ren nach § 19 

BImSchG für die 

Genehmigung 

eines Crackers 

möglich 

Ammoniak-Cracker fallen unabhängig von ihrer 

Größe und verarbeiteter Menge von Ammoniak 

zu Wasserstoff unter Genehmigungsverfahren 

mit Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 10 BIm-

SchG. Somit wird auch für dezentrale Cracker-An-

lagen, die eine geringe Menge Wasserstoff produ-

zieren und daher auch wenig Ammoniak verwen-

den, Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung 

nach § 10 BImSchG notwendig Es ist damit stets 

ein zeitintensives Verfahren durchzuführen, was 

die Planungs- und Investitionssicherheit beein-

trächtigen kann und gerade bei kleinen, dezent-

ralen Anlagen nicht zweckmäßig ist. 

Bei der Elektrolyse von Wasserstoff wird mit-

tels Mengenschwellwerten zwischen ver-

schiedenen Verfahrensarten unterschieden. 

Für Ammoniak-Cracker sollten ebenfalls 

Mengenschwellwerte eingeführt werden, da-

mit für kleine dezentrale Cracking-Anlagen 

kein Genehmigungsverfahren nach § 10 BIm-

SchG notwendig wird, sondern auch ein ver-

einfachtes Verfahren nach § 19 BImSchG er-

möglicht wird. Damit eine Änderung der 4. 

BImSchV EU-konform ausfällt, muss zuvor 

auf europäischer Ebene die IE-RL angepasst 

werden.  

 

Rechtsunsi-

cherheit, ob 

Ammoniak-Inf-

rastruktur als 

erheblich be-

lästigendes Ge-

werbe gilt 

Cracker sind als Anlagen zur Herstellung chemi-

scher Erzeugnisse eher dem Industriegebiet zu-

zuordnen. Das ergibt sich auch daraus, dass Cra-

cker grundsätzlich unter die immissionsschutz-

rechtliche Genehmigung nach Anhang 1 der 4. 

BImSchV fallen, unabhängig davon, welche Men-

gen an Ammoniak gecrackt werden. 

Ob Ammoniak-Anlagen insb. Cracker in Gewer-

begebieten zulässig sind, ist mit Rechtsunsicher-

heit behaftet, da hierzu noch keine Genehmi-

gungspraxis und Rechtsprechung vorhanden ist. 

Werden Cracker als erheblich belästigendes Ge-

werbe eingeordnet, werden damit Gewerbege-

biete als potenzielle Standorte regelmäßig aus-

geschlossen. Da eine Ansiedelung von dezentra-

len Ammoniak-Anlagen aber gerade in Gewerbe-

gebieten sinnvoll ist, entsteht hier ein Hemmnis. 

Eine Einführung von Mengenschwell-

werten für die Produktion von Wasser-

stoff aus Ammoniak innerhalb der An-

hang 1 der 4. BImSchV kann die Zuord-

nung zum Gewerbegebiet für kleinere 

Anlagen erleichtern und somit die An-

zahl der möglichen Standorte vergrö-

ßern.   

Explosions-

schutzkonzepte 

und Prüfbe-

richte der Be-

treiber: innen 

sind nicht an 

Cracker ange-

passt 

Cracker sind bisher noch nicht als Teil der Ener-

gieinfrastruktur fest etabliert. Es bestehen daher 

aktuell nur bedingt Erfahrungswerte in der Pra-

xis mit Blick auf die Betriebsabläufe und konkret 

auf den Betrieb von Crackern zugeschnittene Si-

cherheitskonzepte wie Explosionsschutzkon-

zepte und Prüfberichte.  Dies kann die Realisie-

rung des Betriebs von Cracker-Anlagen für Vor-

habenträger:innen und Betreiber:innen erschwe-

ren. 

Für den Gesetzgeber ergeben sich aus dieser 

Problematik keine Handlungsempfehlungen.  

Für Unternehmen und mögliche Betreiber: 

innen von Crackern kann es vorteilhaft sein, 

sich im Rahmen der Projektumsetzung früh-

zeitig mit der Erstellung der erforderlichen 

Konzepte und Berichtspflichten auseinander-

zusetzen 
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fehlende techni-

sche Regel-

werke 

Technische Regelwerke sind nicht rechtlich bin-

dend, bieten aber das Potential als Richtschnur 

zu fungieren und so Genehmigungsprozesse zu 

beschleunigen. Bisher fehlt es aber an konkreten 

technischen Regelwerken für Cracker. 

Technische Regelwerke für Cracker zur Um-

wandlung von Ammoniak zu Wasserstoff soll-

ten zeitnah von den zuständigen Stellen ent-

wickelt werden. 

 

 

  



Weiterentwicklung des Rechtsrahmens hinsichtlich Ammoniak-Technologien

   
 
 

 
 

 

 
 
121 

9 Rechtliche Analyse: Landseitige 

Ammoniak-Betankungsanlage 

Bei landseitigen Ammoniak-Betankungsanlagen handelt es sich um am Ufer gelegene Tank-

stellen für Schiffe, die Ammoniak als Kraftstoff nutzen. Bei der Betankung von Schiffen über 

landseitige Ammoniak-Betankungsanlagen fehlt es momentan noch an technischen Regel-

werken, die die gleiche Regelungstiefe vorweisen wie technischen Regelwerke für Betan-

kungsanlagen mit fossilen Kraftstoffen. Zudem greift die Konzentrationswirkung nach § 13 

BImSchG nicht für die Strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung, was für Betrei-

ber:innen zu einem Mehraufwand führen kann. 

9.1 Funktionsweise 

Die Nutzung von Ammoniak als Kraft- und Brennstoff erfordert unter anderem eine entsprechende 

Infrastruktur an den Häfen zur Betankung der Schiffe (in der maritimen Fachsprache auch „Bun-

kern“ von Kraftstoffen genannt) sowie Infrastruktur für den Import von Ammoniak über den Schiffs-

transport. Hierfür werden landseitige Ammoniak-Betankungsanlagen benötigt.263 Landseitige NH3-

Betankungsanlagen können sowohl für die Betankung von Schiffen mit Ammoniak als Treibstoff die-

nen, als auch als Importinfrastruktur für den Weitertransport des Ammoniaks oder die Nutzung als 

Brennstoff innerhalb von BHKW oder anderen Anwendungen genutzt werden.264 

Um einen umfassenden Umschlag vom Schiff auf die Schiene, Straße, ein weiteres Schiff oder umge-

kehrt zu gewährleisten, muss eine landseitige NH3-Betankungsanlage in der Lage sein, sowohl druck-

verflüssigtes als auch kälteverflüssigtes Ammoniak umzuschlagen. Aufgrund der Notwendigkeit, 

Ammoniak in zwei verschiedenen Arten der Verflüssigung zu handhaben, werden bei landseitigen 

NH3-Betankungsanlagen mindestens zwei Lagertanks für Ammoniak benötigt. Die beiden Lagertanks 

unterschieden sich darin, dass Ammoniak über ein erhöhtes Druckniveau bzw. durch eine Tempera-

turabsenkung auf -34 °C verflüssigt wird.265  

Bisher besteht im Rahmen des CAMPFIRE-Projektes kein Prototyp einer landseitigen NH3-Betan-

kungsanlage. Die rechtswissenschaftliche Einordnung erfolgt deshalb nicht anhand eines spezifischen 

Prototyps, sondern lässt sich auf landseitige NH3-Tankstellen im Allgemeinen übertragen. Eine solche 

allgemeine Darstellung der Funktionsweise einer landseitigen NH3-Betankungsanlage wird in der Ab-

bildung 14 dargestellt. 

 
 
263 Schäfer et. al., Ammoniak als Treibstoff in der See- und Binnenschifffahrt, Rechtswissenschaftliche Studie zu den 

landseitigen Rahmenbedingungen der ammoniakbasierten Schifffahrt, S. 12.  
264 Auf Grundlage eines Gesprächs mit Mohammed Rjoob, Mitarbeiter bei Inherent Solutions Consult GmbH & Co. KG, 

als Teil des Projektes CAMPFIRE und Constantin Hoyme, Mitarbeiter der Universität Rostock, Lehrstuhl für Techni-
sche Thermodynamik, als Teil des Projektes CAMPFIRE. 

265 Pfeifer/Holtz/Müller, Energy Efficient Transshipment of Ammonia: A Numerical Study of Various Terminal Con-
cepts, Energy Technology, S. 3. 
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Abbildung 14: Aufbaus einer landseitigen NH3-Betankungsanlage mit druckverflüssigtem und kältever-

flüssigten Ammoniak (Quelle: Darstellung aufbauend auf Pfeifer/Holtz/Müller, Energy Efficient 

Transshipment of Ammonia: A Numerical Study of Various Terminal Concepts, Energy Technology, 

2023, S. 3; Gespräch Inherent Solutions Consult GmbH & Co. KG, als Teil des Projektes CAMPFIRE 

und Constantin Hoyme, Mitarbeiter der Universität Rostock, Lehrstuhl für Technische Thermodynamik, 

als Teil des Projektes CAMPFIRE).  

Damit das Ammoniak innerhalb der Betankungsanlage gelagert werden kann, muss dieses 

zunächst angeliefert werden. Bei dem Import von Ammoniak wird dies voraussichtlich über 

den Schiffsverkehr erfolgen. Unabhängig davon, auf welche Form der Verflüssigung das Trans-

portschiff ausgelegt ist, wird der Betankungsanlage das Ammoniak zunächst zugeführt. Für 

kälteverflüssigtes Ammoniak und druckverflüssigtes Ammoniak stehen zwei unterschiedliche 

Tanks zur Verfügung. Die Anlieferung erfolgt entsprechend über verschiedene Rohrleitungen.  

Das Ammoniak wird vom Schiff, welches das Ammoniak transportiert, über Rohrleitungen 

in das Tanklager geleitet. Die Kopplung erfolgt über Verladearme. Um den Rückfluss des Am-

moniaks zu verhindern, ist das Versorgungssystem mit einer Rückschlagklappe ausgerüstet. 

Bei der Wahl des Materials ist relevant, dass durch das hohe Korrosionspotential bzw. den ba-

sischen Charakter von Ammoniak keine Materialen aus Kupfer verwendet werden. Ein mögli-

ches Material stellt bspw. Edelstahl dar. Der Transport innerhalb der Rohrleitungen erfolgt 

über Pumpen, die elektrisch betrieben werden. 

Ist das das Ammoniak kälteverflüssigt, wird es in das entsprechende Tanklager geleitet. Am-

moniak wird bei 1 bar bei -33°C bereits flüssig. Das Tanklager ist daher auf -34°C herunterge-

kühlt.  
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Durch die Umgebungstemperatur kann Wärme in das Tanklager mit kälteverflüssigtem Am-

moniak eindringen. Durch die Erwärmung des Tanks erhöht sich der Druck in diesem. Dies 

kann zur Beschädigung des Tanks und somit zur Leckage führen. 

Um dem Wärmeeintrag entgegenzusteuern, muss der Tank gekühlt werden. Hierfür wird 

elektrische Energie benötigt. Generell entsteht das Risiko, dass es zu Unregelmäßigkeiten in 

der Kühlung kommt. Dies kann zu den Veränderungen der Temperaturschichtung führen, was 

wiederum unterschiedliche Energiedichten verursachen kann. Vermischen sich die Schichten 

im Tank plötzlich, führt dies zum sog. Roll-Over, was zu einer schnellen Freisetzung großer 

Mengen von Gas führen kann, da die Flüssigkeit, die vorher in der kühleren, dichteren Schicht 

war, wärmer wird und dadurch verdampft.  

Wird an der Entnahmestelle kälteverflüssigtes Ammoniak benötigt, wird es mittels einer 

Pumpe weitergeleitet. Die Pumpe benötigt elektrische Energie. 

Wird für die Entnahme druckverflüssigtes Ammoniak benötigt, wird das Ammoniak in die 

Baugruppe der „Conversion line“ für die Umwandlung geleitet. In der Conversion line wird 

das Ammoniak von der Druck- zur Kälteverflüssigung oder umgekehrt umgewandelt. Es be-

stehen verschiedene technische Lösungen, wie die Umwandlung erfolgen kann. Eine Möglich-

keit ist die Nutzung eines Kompressors und eines Wärmetauschers. In diesen Fall benötigen 

der Kompressor elektrische und die Wärmetauscher thermische Energie. Im Rahmen des 

CAMPFIRE-Projektes wird untersucht, wie die Umwandlung möglichst energieeffizient gestal-

tet werden kann.   

Ist das Ammoniak druckverflüssigt kann es in den spezifischen Tank hierfür geleitet werden. 

Ammoniak wird bei einer Temperatur von 20°C und Druck von 8 bar flüssig.   

Wird an der Entnahmestelle druckverflüssigtes Ammoniak benötigt, wird es mittels einer 

Pumpe weitergeleitet. Die Pumpe benötigt elektrische Energie. 

An den Entnahmestellen kann das druckverflüssigte oder kälteverflüssigte Ammoniak ent-

nommen werden. Dies erfolgt über ein Kupplungssystem, das über Verladearme verfügt. Das 

Ammoniak kann für jedwede Nutzung entnommen werden. Technisch macht es keinen Unter-

schied, ob das Ammoniak als Kraftstoff für den Schiff- oder Straßenverkehr bzw. als Brennstoff 

für Energiegewinnung oder Prozesse oder als Düngemittel verwendet wird.266 

9.2 Rechtliche Besonderheiten 

Bei der Errichtung und dem Betrieb von landseitigen Ammoniak-Betankungsanlagen gelten grund-

sätzlich die gleichen Vorgaben wie für sämtliche ortsfeste Ammoniak-Anlagen. Ein Überblick über 

sämtliche Vorgaben wird im Kapitel 6 gegeben. Zudem wurde bereits im Rahmen des CAMPFIRE-Pro-

jektes in der rechtswissenschaftlichen Studie „Ammoniak als Treibstoff in der See- und Binnenschiff-

fahrt“ die Rahmenbedingungen für landseitige Ammoniak-Bunkerstationen untersucht. Schwer-

punkte der Studie bilden zum einen die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Genehmigung und 

 
 
266 Beratung durch Inherent Solutions Consult GmbH & Co. KG, als Teil des Projektes CAMPFIRE und Constantin 

Hoyme, Mitarbeiter der Universität Rostock, Lehrstuhl für Technische Thermodynamik, als Teil des Projektes CAMP-
FIRE.  
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den Betrieb von Ammoniak-Bunkerstationen und zum anderen vergaberechtliche Aspekte der Kon-

zessionierung der Errichtung und des Betriebs von Ammoniak-Bunkerstationen.267 Neben den regu-

lären Voraussetzungen ist im Immissionsschutzrecht für landseitige Ammoniak-Betankungsanlagen 

ein besonderer Schwerpunkt auf die Genehmigungsbedürftigkeit sowie aus das Gewässerschutz-

recht zu legen. Zudem befinden sich landseitige NH3-Betankungsanlagen für Schiffe – anders als bei 

den bisher genannten Ammoniak-Anlagen – in unmittelbarer Ufernähe zu oberirdischen Gewässern. 

Daher ist hier nicht nur das Immissionsschutz- sondern auch das Wasserverkehrsrecht von Bedeu-

tung.  

9.2.1 Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbedürftigkeit 

Ob eine landseitige NH3-Betankungsanlage unter das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsver-

fahren fällt, richtet sich nach der Lagerkapazität der jeweiligen Tankstelle.  

Landseitige NH3-Betankungsanlagen sind im Rahmen des Immissionsschutzrechts als Ammoniak-La-

ger einzuordnen. Ab einer Lagerkapazität von drei Tonnen oder mehr bedürfen diese nach An-

hang 1 Nr. 9.3 i. V. m. Anhang 2 Nr. 9 der 4. BImSchV einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung. 

Bei einer Lagerkapazität von drei bis weniger als 30 Tonnen Ammoniak findet in der Regel das ver-

einfachte Genehmigungsverfahren nach § 19 BImSchG Anwendung (Anhang 1 Nr. 9.3.2 in Verbindung 

mit Anhang 2 Nr. 9 der 4. BImSchV). Bei einer Lagerkapazität von 30 oder mehr Tonnen Ammoniak 

wird ein förmliches Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG mit Öffentlichkeitbeteiligung (An-

hang 1 Nr. 9.3.1 in Verbindung mit Anhang 2 Nr. 9 der 4. BImSchV) durchgeführt. 

Tabelle 15 Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbedürftigkeit für Ammoniak-Lager nach der 4. 
BImSchV 

 

 

 

 

 

Allerdings ist gem. § 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 lit. c 4. BImSchV auch bei einer Lagerkapazität von drei bis we-

niger als 30 Tonnen Ammoniak ein förmliches Verfahren durchzuführen, wenn eine Pflicht zur 

 
 
267 Schäfer u. a., Ammoniak als Treibstoff in der See- und Binnenschifffahrt, Rechtswissenschaftliche Studie zu den land-
seitigen Rahmenbedingungen der ammoniakbasierten Schifffahrt. 

Nr. Stoffe 
Mengenschwelle Nr. 9.3.2 Anhang 1 

(Tonnen) iVm Anhang 2 

Mengenschwelle Nr. 9.3.1 

Anhang 1 (Tonnen) iVm Angang 2 

9 Ammoniak 3 30 

3 bis weniger als 30 t Am-

moniak i. d. R vereinfachte 

Genehmigungsverfahren 

nach § 19 BImSchG 

30 oder mehr Tonnen Am-

moniak wird ein förmliches 

Genehmigungsverfahren 

nach § 10 BImSchG mit Öf-

fentlichkeitbeteiligung 
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Durchführung einer UVP besteht.268 Bei landseitigen NH3-Betankungsanlagen wird die erforderliche 

standortbezogene Vorprüfung regelmäßig zu dem Ergebnis kommen, dass keine UVP nötig ist.269  

Anzumerken ist, dass nur die Tanks zur Lagerung des Ammoniaks im Anhang 1 der 4. BImSchV ge-

nannt wird. Rohrleitungen, Pumpen und Verdampfer sind keine genehmigungsbedürftigen Anlagen i. 

S. d. 4. BImSchV. Da sie aber gem. § 1 Abs. 2 der 4. BImSchV als Anlagenteile und Verfahrensschritte zu 

sehen sind, die zum Betrieb notwendig sind, fallen sie ebenso wie die Lagertanks unter das Genehmi-

gungserfordernis. Sie sind ebenso wie die Tanks als Haupteinrichtungen zu sehen und bilden den 

Kernbestand der Betankungsanlage. Entsprechend § 1 Abs. 2 der 4. BImSchV sind die Haupteinrich-

tungen (und Nebeneinrichtungen) als eine Anlage zu genehmigen.270 

9.2.2 Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsfähigkeit 

Wie bei anderen Anlagentypen der Ammoniak-Infrastruktur richtet sich die immissionsschutzrechtli-

che Genehmigung nach §§ 4, 5 und 6 BImSchG. 

9.2.2.1 Öffentlich-rechtliche Vorschriften 

Bei der Betrachtung von landseitigen NH3-Betankungsanlagen ist in Hinblick auf die Einhaltung der 

öffentlich-rechtlichen Vorschriften insbesondere das Gewässerschutzrecht und die UVP in den Blick 

zu nehmen. Nicht Teil dieser Arbeit ist die 21. BImSchV.271 Sie behandelt die Begrenzung der Kohlen-

wasserstoffemissionen bei der Betankung von Kraftfahrzeugen und findet keine Anwendung, da diese 

gem. § 1 i. V. m. § 2 Nr. 13 der 21. BImSchV lediglich für Tankstellen gilt, die Kraftstoffbehälter von 

Kraftfahrzeugen mit Ottokraftstoffen oder Kraftstoffgemischen aus Erdölderivaten betanken. 

9.2.2.1.1 Bauleitplanung 

Zu den „öffentlich-rechtlichen Vorschriften“ des § 6 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG gehören unter anderem die 

Bestimmungen des Bauplanungsrechts. Dazu gehören die materiell-rechtlichen Anforderungen des 

BauGB, darunter §§ 30 ff. BauGB.272 Insbesondere wird in Bezug auf die Bauleitplanung die Frage auf-

geworfen, ob Cracker innerhalb von Gewerbegebieten zulässig sind. Hierfür ist das Merkmal der „nicht 

erheblichen Belästigung“ nach § 8 Abs. 1 BauNVO ausschlaggebend.  Anhaltspunkt dafür, ob eine An-

lage erhebliche Belästigung verursacht, ist die 4. BImSchV. Nach dem Wortlaut von § 15 Abs. 3 BauNVO 

ist „nicht allein“ auf die 4. BImSchV abzustellen.273 

Tankstellen werden explizit in § 8 BauNVO erwähnt. Wasserstoff-Tankstellen oder Ammoniak-Tank-

stellen, die lediglich zum Umfüllen der Stoffe dienen, dürften somit grundsätzlich als nicht belästigen-

des Gewerbe eingeordnet werden. Jedoch sind bei Ammoniak-basierten Wasserstoff-Tankstellen 

 
 
268 Schäfer u. a., Ammoniak als Treibstoff in der See- und Binnenschifffahrt, Rechtswissenschaftliche Studie zu den 

landseitigen Rahmenbedingungen der ammoniakbasierten Schifffahrt, S. 32. 
269 Schäfer u. a., Ammoniak als Treibstoff in der See- und Binnenschifffahrt, Rechtswissenschaftliche Studie zu den 

landseitigen Rahmenbedingungen der ammoniakbasierten Schifffahrt, S. 66. 
270 Zum Begriff der Haupt- und Nebeneinrichtung bzw. Kernbestand siehe auch: Jarass, Immissionsschutzrechtlicher 

Anlagenbegriff und Reichweite der Genehmigungsbedürftigkeit, UPR 2011, 201 (203); BVerwG, NVwZ 
2011, 429 Rn.20. 

271 Verordnung zur Begrenzung der Kohlenwasserstoffemissionen bei der Betankung von Kraftfahrzeugen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18. August 2014 (BGBl. I S. 1453), die zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 27. 
Juli 2021 (BGBl. I S. 3146) geändert worden ist. 

272 Dietlein, in: Landmann/Rohmer, BImSchG § 6 Rn.30. 

273 BVerwG NVwZ 1993, 987; OVG Münster DVBl 2010, 444; Schmidt-Bleker, in: Spannowsky u. a., [Fn. 65], BauNVO 
§ 8 Rn 28-38. 
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regelmäßig Cracker zur Herstellung von Chemikalien eingeplant, deren Zulässigkeit im Gewerbegebiet 

nicht rechtssicher festgestellt werden kann. 

Zudem sind Ammoniak-Speicher Teil der Tankanlage. Diese dürften regelmäßig als nicht erheblich 

belästigendes Gewerbe einzuordnen sein. Zwar wurde in der Rechtsprechung bisher nicht über die 

Zulässigkeit von Ammoniak-Speichern oder -lagern in Gewerbegebieten entschieden. Allerdings wur-

den in der Rechtsprechung über Sprengstofflager entschieden. Analog hierzu dürfte von einem Am-

moniak-Speicher, der je nach Kapazität als genehmigungsbedürftige Anlage zur Lagerung von Am-

moniak nach Anhang 1 Nr. 9.3 der 4. BImSchV einzuordnen ist, keine größere Störung als durch ein 

Sprengstofflager zu erwarten sein. Bei der Beurteilung von Sprengstofflagern geht die Rechtspre-

chung davon aus, dass die Nachbar: innen sowie die Allgemeinheit schon durch die Abstandsregelun-

gen des Nr. 1.10 des Anhangs zu § 2 der ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz (SprengV)274 ge-

schützt werden.275 Zwar gehen von Ammoniak und Sprengstoff unterschiedliche Risiken aus, für Am-

moniak gelten ebenfalls unter bestimmten Voraussetzungen Abstandsregelungen nach § 50 BIm-

SchG, die bereits die stoffeigenen Risiken von Ammoniak berücksichtigen. Legt man die Maßstäbe des 

Urteils an Ammoniak-Speicher an, liegt es nahe von einem nicht erheblich belästigenden Gewerbebe-

trieb auszugehen. 

9.2.2.1.2 Gewässerschutzrecht 

Nach Vorgaben des § 63 Abs. 1 WHG dürfen Anlagen zum Lagern, Abfüllen oder Umschlagen wasser-

gefährdender Stoffe nur errichtet, betrieben und wesentlich geändert werden, wenn ihre Eignung von 

der zuständigen Behörde festgestellt worden ist. Eine solche Eignungsfeststellung ist für landseitige 

NH3-Betankungsanlagen zunächst nicht erforderlich. Denn diese entfällt gem. § 41 AwSV für Anlagen 

zum Lagern, Abfüllen oder Umschlagen gasförmiger wassergefährdender Stoffe wie Ammoniak. 

Das Ammoniak wird zwar in seiner flüssigen Phase in dem Tank gelagert. Allerdings gilt Ammoniak 

gem. § 2 Abs. 5 AwSV als gasförmiger Stoff. Denn demnach sind Stoffe oder Gemische dann als „gas-

förmig“ einzuordnen, wenn sie  

▪ bei einer Temperatur von 50 Grad Celsius einen Dampfdruck von mehr als 300 Kilopascal 

(3 bar) haben oder 

▪ bei einer Temperatur von 20 Grad Celsius und dem Standarddruck von 101,3 Kilopascal voll-

ständig gasförmig sind. 

Die Voraussetzungen müssen nicht kumulativ („oder“) auf Ammoniak zutreffen. Allerdings erfüllt Am-

moniak beide Voraussetzungen. So hat Ammoniak bei 50°C einen Dampfdruck von etwa 900 kPa (9 

bar), was deutlich über den 300 kPa (3 bar) liegt. Zudem hat Ammoniak bei Normaldruck (101,3 kPa) 

einen Siedepunkt von etwa -33°C, was bedeutet, dass es bei 20°C bei Normaldruck bereits gasförmig 

ist.276 

Auch wenn die Eignungsfeststellung für landseitige NH3-Tankanlagen entfällt, bleiben die übrigen 

Pflichten aus der AwSV bestehen. Hierzu gehören die Grundanforderungen nach § 17 AwSV. 

 
 
274 Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 1991 (BGBl. I S. 

169), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 20. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5238) geändert worden ist. 
275 VGH Mannheim BeckRS 2022, 6159. 
276 Pfeifer u. a., Energy Efficient Transshipment of Ammonia: A Numerical Study of Various Terminal Concepts, Energy 

Tech 2025, 2300869 (2). 
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Insbesondere muss bei Planung, Errichtung, Beschaffenheit und Betrieb der NH3-Betankungsanlage 

sichergestellt werden, dass Ammoniak nicht austritt. Zudem sind ab einer Masse von einer Tonne Am-

moniak landseitige Rückhaltemaßnahmen zu treffen. 

Darüber hinaus sieht § 30 AwSV besondere Anforderungen an Anlagen zur Betankung von Wasser-

fahrzeugen vor. Demnach bedürfen diese schiffsseitig keiner Rückhaltung. Hierbei müssen aber die 

Anforderungen aus § 30 Abs. 2 AwSV erfüllt werden. 

 

Zudem differenziert die AwSV zwischen Tankstellen generell und Eigenverbrauchstankstellen. Sol-

che „Eigenverbrauchstankstellen“ sind gem. § 2 Abs. 12 AwSV Lager- und Abfüllanlagen, die für die 

Öffentlichkeit nicht zugänglich sind und die dafür bestimmt sind, Fahrzeuge und Geräte, die für den 

zugehörigen Betrieb genutzt werden, mit Kraftstoffen zu versorgen, 

▪ deren Jahresabgabe 100 Kubikmeter nicht übersteigt und 

▪ die nur von Betreiber:innen oder den von ihnen bestimmten und unterwiesenen Personen 

bedient werden. 

Für Eigenverbrauchstankstellen gelten weniger restriktive Vorschriften als für gewöhnliche Tankstel-

len. Für sie entfallen gem. § 18 Abs. 3 AwSV die Anforderungen an die Rückhaltung wassergefährden-

der Stoffe aus § 18 Abs. 3 AwSV und die Anforderungen zur Entwässerung aus § 19 Abs. 1 und 2 AwSV. 

Ebenso gelten gem. § 44 Abs. 4 AwSV die Anforderungen über Betriebsanweisungen aus § 44 Abs. 1-3 

AwSV nicht für Eigenverbrauchstankstellen. 

9.2.2.1.3 UVPG 

Bei landseitigen NH3-Betankungsanlagen stellt sich im Rahmen der Genehmigungsbedürftigkeit die 

Frage, ob eine UVP durchgeführt werden muss, da sich hiernach auch die Frage richtet, ob ein Geneh-

migungsverfahren mit oder ohne Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt wird. Ob eine UVP durchge-

führt werden muss, richtet sich nach der Kapazität der jeweiligen Anlage. Hierfür wird teilweise an 

dieselben Mengenschwellen angeknüpft, die auch für die immissionsschutzrechtliche Genehmigungs-

pflicht gelten. In der Tabelle 16 wird eine Übersicht gegeben, in welchen Fällen die jeweiligen Mengen-

schwellwerte erreicht werden.277 Muss eine UVP oder Vorprüfung durchgeführt werden, erweitert 

 
 
277 Schäfer u. a., Ammoniak als Treibstoff in der See- und Binnenschifffahrt, Rechtswissenschaftliche Studie zu den 

landseitigen Rahmenbedingungen der ammoniakbasierten Schifffahrt, S. 66. 

Besondere Anforderungen an Anlagen zum Laden und Löschen von Schiffen sowie an Anlagen zur Betankung von 

Wasserfahrzeugen gem. § 30 Abs. 2 AwSV: 

▪ Beim Betanken von Wasserfahrzeugen müssen folgende Anforderungen erfüllt sein: 
▪ die land- und schiffsseitigen Sicherheitssysteme sind aufeinander abzustimmen, 
▪ beim Laden und Löschen im Druckbetrieb müssen Abreißkupplungen verwendet werden, die beid-

seitig selbsttätig schließen 
▪ beim Saugbetrieb muss sichergestellt sein, dass bei einem Schaden an der Saugleitung die ange-

schlossenen Behälter durch Heberwirkung nicht leerlaufen können, 
▪ soweit sich Rohrleitungen oder Schläuche über Gewässern befinden, ist durch Maßnahmen techni-

scher oder organisatorischer Art sicherzustellen, dass der bestmögliche Schutz der Gewässer vor 
nachteiligen Veränderungen ihrer Eigenschaften erreicht wird. 
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sich das Genehmigungsverfahren um die jeweilige Prüfung. Der Ablauf wird in Kapitel 6.1.4 Umwelt-

verträglichkeitsprüfung dargestellt. 

Tabelle 16 Notwendigkeit einer Vorprüfung bzw. UVP im Rahmen der Anlage 1 UVPG 

 Keine Vorprüfung 
Standortbezogene 

Vorprüfung 

Allgemeine Vorprü-

fung 
UVP-Pflicht 

Weniger als 3 t 
Nr. 9.3.1-9.3.3 Anlage 1 

UVPG 
   

3 bis weniger als 30 t  

Nr. 9.3.3 Anlage 1 

UVPG 

 

 

 

 

30 bis weniger als 

200.000 t 
  

Nr. 9.3.2 Anlage 1 

UVPG 

 

 

 

 

Ab 200.000 t     
Nr. 9.3.1 Anlage 1 

UVPG 

 

9.2.2.2 Normkonkretisierung durch technische Regelwerke  

Da die Eignungsfeststellung für landseitige NH3-Betankungsanlagen gem. § 41 AwSV entfällt, muss die 

Eignungsfeststellung auch nicht durch eine CE-Kennzeichnung abgekürzt werden (vgl. Kapitel 6.2.2.1 

Gewässerschutz). Zwar haben technische Regelwerke im Genehmigungsverfahren keine unmittelbare 

rechtliche Bindungswirkung. Dennoch kann eine Standardisierung von Technologien das Genehmi-

gungsverfahren beschleunigen, da diese als Leitfaden oder Richtwert von der zuständigen Behörde 

oder der Antragsteller:innen verwendet werden kann. Für die Lagerung von Ammoniak bestehen be-

reits technische Regelwerke. Die Tabelle 17 fasst die wichtigsten technischen Standards zur Lagerung 

von Ammoniak zusammen.  

Tabelle 17 Übersicht über auf die Lagerung von Ammoniak anwendbarer technischer Regelwerke  

Norm Titel Zusammenfassung 

DIN EN 

12285-1 

 

Werksgefertigte Tanks aus 

Stahl - Teil 1: Liegende, zylind-

rische, ein- und doppelwandige 

Tanks zur unterirdischen Lage-

rung von brennbaren und nicht 

brennbaren wassergefährden-

den Flüssigkeiten, die nicht für 

das Heizen und Kühlen von Ge-

bäuden vorgesehen sind 

 

Produkteigenschaften und Prüfverfahren für  

▪ werksgefertigte zylindrische, liegende, einwandige (Typ S) Stahltanks 
▪ doppelwandige (Typ D) Stahltanks zur unterirdischen Lagerung 

(brennbarer und nichtbrennbarer) wassergefährdender Flüssigkei-
ten, die bei üblichen Umgebungstemperaturbedingungen (-20 °C bis 
+50 °C) in industriellen Prozessen oder Tankstellen installiert sind, 
mit folgenden Anwendungsgrenzen:  

▪ Nenndurchmesser von 800 mm bis 3 000 mm 
▪ maximale Gesamtlänge bis zum 6-fachen des Nenn-

durchmessers 
▪ Betriebsdruck (Po) von maximal 150 kPa (1,5 bar) 

(abs.) 
▪ minimal -5 kPa (-50 mbar) (abs.) 

▪ für doppelwandige Tanks mit einem Vakuum-Leckanzeigesystem, bei 
denen die kinematische Viskosität des Lagermediums 5 × 10-3 m2 s-
1 nicht übersteigt. 

 

 

 

Kann im Er-

gebnis zur 

UVP führen 

Kann im Er-

gebnis zur 

UVP führen 
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DIN EN 

12285-2 

 

Werksgefertigte Tanks aus 

Stahl - Teil 2: Liegende zylindri-

sche ein- und doppelwandige 

Tanks zur oberirdischen Lage-

rung von brennbaren und nicht-

brennbaren wassergefährden-

den Flüssigkeiten 

▪ Anforderungen für werksmäßig hergestellte, zylindrische, ein- und 
doppelwandige Stahltanks für die oberirdische Lagerung von wasser-
gefährdenden Flüssigkeiten mit einer maximalen Dichte von 1,9 kg/l  

▪ gilt bei üblichen Umgebungstemperaturen (-20 °C bis +50 °C) 
▪ In Gegenden, in denen die Temperatur außerhalb dieses Bereichs 

liegt, sind zusätzliche Anforderungen zu berücksichtigen 
▪ gilt nicht für die Tankmontage 
▪ berücksichtigt, soweit die Lagerung von flüssigen Brennstoffen für die 

energetische Versorgung von Heiz- und Kühlanlagen für Gebäude so-
wie von Wasser, das nicht für die menschliche Ernährung bestimmt 
ist 

DIN EN 

12285-4 

(Entwurf) 

 

Werksgefertigte Tanks aus 

Stahl - Teil 4: Vertikale zylindri-

sche Metalltanks mit ein- und 

doppelwandiger Hülle zur ober-

irdischen Lagerung von brenn-

baren und nicht brennbaren 

wassergefährdenden Flüssig-

keiten, die nicht zum Heizen 

oder Kühlen von Gebäuden be-

stimmt sind 

▪ Anforderungen an metallische, werkseitig hergestellte, zylindrische, 
ein- und doppelwandige vertikale Stahltanks für die oberirdische La-
gerung von wassergefährdenden Flüssigkeiten fest (sowohl brenn-
bare als auch nicht brennbare)  

▪ innerhalb der folgenden Grenzen:  
▪ von Ø 1250 mm bis Ø 4000 mm Tank-Innennennen-

Durchmesser  
▪ bis zu einer maximalen Gesamtlänge vom 6-fachen des 

Tank-Innen-Durchmessers  
▪ Tank unterteilbar von 1 bis 5 Kammern  
▪ für Flüssigkeiten mit einer maximalen Dichte von bis zu 

1,9 kg/l  
▪ mit einem Betriebsdruck (P0) von maximal 50kPa (0, 5 

bar (g)) und mindestens - 5 kPa (- 50 mbar (g))  
▪ bei Verwendung von Doppelwandtanks mit Unter-

druck-Leckanzeigesystem darf die kinematische Visko-
sität der gelagerten Medien 5 x 10-3 m²/s nicht über-
schreiten 

DIN 6626 

 

Domschächte aus Stahl für Be-

hälter zur unterirdischen Lage-

rung wassergefährdender, 

brennbarer und nichtbrennba-

rer Flüssigkeiten 

 

▪ gilt für Domschächte und Domschachtkragen für unterirdische Behäl-
ter (Tanks) 

DIN EN 

1993-4-2 

(Entwurf) 

Eurocode 3 - Bemessung und 

Konstruktion von Stahlbauten - 

Teil 4-2: Tankbauwerke 

▪ Regeln für die Tragwerksbemessung von vertikalen zylindrischen, 
konischen und auf der Unterkonstruktion stehenden oberirdischen 
Tankbauwerken aus Stahl für die Lagerung von Flüssigkeiten und 
Flüssiggasen 

▪ anwendbar für die Bemessung hinsichtlich des Widerstandes von zy-
lindrischen Wänden und Flachböden, die mithilfe unausgesteifter Ble-
che hergestellt sind 

▪ Bemessung von Kegel- und Kugeldächern als Schalentragwerke (un-
gestützt) oder als auf einem Rahmentragwerk gelagert (gestützt)  

DIN EN 

14620-1 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auslegung und Herstellung 

standortgefertigter, stehender, 

zylindrischer Flachboden-

Tanksysteme für die Lagerung 

von tiefkalt verflüssigten Gasen 

bei Betriebstemperaturen zwi-

schen 0 °C und -196 °C - Teil 1: 

Allgemeines 

 

 

 

 

 

 

 

▪ Spezifikation für stehende, zylindrische Tanksysteme, die vor Ort 
oberirdisch gebaut werden und bei denen entweder der primäre Flüs-
sigkeitsbehälter oder die flüssigkeitsdichte Barriere aus Stahl besteht 

▪ sekundäre Flüssigkeitsbehälter, falls zutreffend, kann aus Stahl oder 
aus Beton oder einer Kombination aus beidem bestehen 

▪ primärer Flüssigkeitsbehälter aus vorgespanntem Beton ist vom An-
wendungsbereich dieses Dokuments ausgeschlossen 
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DIN EN 

14620-2 

 

Auslegung und Herstellung 

standortgefertigter, stehender, 

zylindrischer Flachboden-

Stahltanks für die Lagerung von 

tiefkalt verflüssigten Gasen bei 

Betriebstemperaturen wischen 

0 °C und -165 °C - Teil 2: Metalli-

sche Bauteile 

▪ Aufbauend auf DIN EN 14620-1:2006- „Auslegung und Herstellung 
standortgefertigter, oberirdischer, stehender, zylindrischer Flachbo-
den-Stahltanks für die Lagerung tiefkalt verflüssigter Gase bei Be-
triebstemperaturen zwischen 0 °C und -165 °C - Teil 1: Allgemeines“ 

DIN EN 

14620-3 

 

Auslegung und Herstellung 

standortgefertigter, stehender, 

zylindrischer Flachboden-

Stahltanks für die Lagerung von 

tiefkalt verflüssigten Gasen bei 

Betriebstemperaturen zwi-

schen 0 °C und -165 °C - Teil 3: 

Bauteile aus Beton 

 

▪ Aufbauend auf DIN EN 14620-1:2006- „Auslegung und Herstellung 
standortgefertigter, oberirdischer, stehender, zylindrischer Flachbo-
den-Stahltanks für die Lagerung tiefkalt verflüssigter Gase bei Be-
triebstemperaturen zwischen 0 °C und -165 °C - Teil 1: Allgemeines“ 

DIN EN 

14620-4 

 

Auslegung und Herstellung 

standortgefertigter, stehender, 

zylindrischer Flachboden-

Tanksystemen für die Lagerung 

von tiefkalt verflüssigten Gasen 

bei Betriebstemperaturen zwi-

schen 0 °C und -196 °C - Teil 4: 

Dämmung 

▪ Aufbauend auf DIN EN 14620-1:2006- „Auslegung und Herstellung 
standortgefertigter, oberirdischer, stehender, zylindrischer Flachbo-
den-Stahltanks für die Lagerung tiefkalt verflüssigter Gase bei Be-
triebstemperaturen zwischen 0 °C und -165 °C - Teil 1: Allgemeines“ 

▪ legt Anforderungen an Werkstoffe, Auslegung und Einbau der Däm-
mung für Tanksysteme zur Lagerung von tiefkalt verflüssigten Gasen 
(RLG, englisch: refrigerated liquefied gas) fest 

DIN EN 

14620-5 

(Entwurf) 

Auslegung und Herstellung 

standortgefertigter, stehender, 

zylindrischer Flachboden-

Stahltanks für die Lagerung von 

tiefkalt verflüssigten Gasen bei 

Betriebstemperaturen zwi-

schen 0 °C und -196 °C - Teil 5: 

Prüfen, Trocknen, Inertisieren 

und Kaltfahren 

▪ Aufbauend auf DIN EN 14620-1:2006- „Auslegung und Herstellung 
standortgefertigter, oberirdischer, stehender, zylindrischer Flachbo-
den-Stahltanks für die Lagerung tiefkalt verflüssigter Gase bei Be-
triebstemperaturen zwischen 0 °C und -165 °C - Teil 1: Allgemeines“ 

▪ Anforderungen an das Prüfen, Trocknen, Inertisieren, Kaltfahren und 
die Außerbetriebnahme von Tanks zur Lagerung von tiefkalt verflüs-
sigten Gasen fest 

▪ Auslegung und Herstellung standortgefertigter, stehender, zylindri-
scher Flachboden-Tanksysteme für die Lagerung von tiefkalt verflüs-
sigten Gasen bei Betriebstemperaturen zwischen 0 °C und - 196 °C 

AD 2000-

Merkblatt 

HP 801 Nr. 

34 

 

Besondere Druckbehälter - Am-

moniaklagerbehälteranlagen 

 

▪ Anforderungen für Druckbehälter und Rohrleitungen 
▪ Von den Verbänden der technischen Überwachungsvereine (TÜV) 

entwickelt 

 

Die Vielzahl an Regelwerken zur Lagerung von Ammoniak rührt auch daher, dass Ammoniak selbst ein 

seit Langem vielfach eingesetzter chemischer Stoff ist. Ammoniak wird bereits in der Düngemittel- und 

Chemieindustrie verwendet. Allerdings ist Ammoniak in seiner Anwendung als Kraftstoff für den 

Schiffverkehr und als Energieträger bislang weniger weit verbreitet. Während für andere chemische 

Stoffe wie z. B Methan bereits technische Regelwerke zur Anwendung als Kraftstoff innerhalb von Be-

tankungsanlagen bestehen, fehlen diese zur Anwendung von Ammoniak. Ebenso bestehen bereits 

erste technische Regelwerke für die Nutzung von Wasserstoff. In Tabelle 18 ist eine nicht abschlie-

ßende Liste technischer Regelwerken für Methan bzw. LNG und Wasserstoff zusammengefasst.  
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Tabelle 18 Technische Regelwerke zur Verwendung von Wasserstoff und LNG in landseitigen Betan-
kungsanlagen 

Norm Titel Zusammenfassung 

DIN EN 

ISO 

24078 

 

Wasserstoff in 

Energiesystemen - 

Vokabular 

(ISO/DIS 24078:2023) 

 

▪ Begriffe, Symbole und Abkürzungen im Bereich von Wasserstoff in 

Energiesystemen 

▪ Dieses Dokument schließt die folgenden Bereiche aus:  

▪ biologische Methanisierung;  

▪ Reaktor für die Wasserstoffherstellung aus anderen Quellen;  

▪ Transport auf der Straße, dem Wasser und in der Luft; 

▪ Luft- und Raumfahrtindustrie 

DIN 

86209-1 

 

Versorgung von Schiffen mit 

LNG als Kraftstoff - 

Technische 

Lieferbedingungen und 

Prüfkriterien für 

Versorgungskupplungen - 

Teil 1: Trockenkupplungen 

 

▪ Leistungs- und Prüfanforderungen für Anschlussarmaturen 

(Trockenkupplungen), die zum Transfer (Bebunkerung) von 

verflüssigtem Erdgas eingesetzt werden sollen 

▪ koppelbare Anschlussarmaturen (Kupplungen) zur temporäre 

Verbindung zwischen einer ortsfesten oder einer mobilen 

Versorgungseinrichtung und einem Tank oder Bunker im Schiff 

▪ Ausrüstung zum Umfüllen von flüssigen Gasen (LNG/LPG/Methan) für 

folgende Anwendungsparameter 

▪ Nennweiten von DN 50 bis DN 150; 

▪ Nenndruck bis PN 25;  

▪ Auslegungstemperaturen von -196 °C bis +65 °C. 

▪ Permanente Verbindungen, Flanschverbindungen, Schraub- oder 

Schnellkupplungen, selbstschließende Ventile sind nicht Bestandteil 

dieser Norm 

DIN 

86209-2 

 

Versorgung von Schiffen mit 

LNG als Kraftstoff - 

Technische 

Lieferbedingungen und 

Prüfkriterien für 

Versorgungskupplungen - 

Teil 2: Nottrennkupplungen 

 

▪ Leistungs- und Prüfanforderungen für Anschlussarmaturen 

(Nottrennkupplungen), die zum Transfer (Bebunkerung) von 

verflüssigtem Erdgas eingesetzt werden 

▪ koppelbare Anschlussarmaturen mit Nottrennkupplungen bilden eine 

temporäre Verbindung zwischen einer ortsfesten oder einer mobilen 

Versorgungseinrichtung und einem Tank oder Bunker im Schiff 

▪ Ausrüstung zum Umfüllen von flüssigen Gasen (LNG/LPG/Methan) ist 

für folgende Anwendungsparameter vorgesehen:  

▪ Nennweiten von DN 50 bis DN 150;  

▪ Nenndruck bis PN 25;  

▪ Auslegungstemperaturen von -196 °C bis +65 C 

▪ Permanente Verbindungen/Flanschverbindungen/ Schraub- oder 

Schnellkupplungen oder selbstschließende Ventile sind nicht 

Bestandteil dieser Norm 

 

DIN EN 

13645 

 

Anlagen und Ausrüstungen 

für Flüssigerdgas - 

Auslegung von landseitigen 

Anlagen mit einer 

Lagerkapazität zwischen 5 t 

und 200 t 

 

▪ Anforderungen an Anlagen und Ausrüstungen für Flüssigerdgas-

Anlagen von landseitigen Anlagen mit einer Lagerkapazität zwischen 

5 t und 200 t 

 

 

Hemmnis: Bisher fehlt es an konkreten technischen Regelwerken, die die gleiche Regelungstiefe aufwei-

sen wie für ähnliche (aber nicht grüne) Technologien. So wurden bereits für die Betankung von Schiffen 

mit LNG technische Normen entwickelt. Entsprechende Normen liegen für landseitige Betankungsanla-

gen mit Ammoniak bisher nicht vor. Damit ist ein sicherer Betrieb von LNG-Tankanlagen einfacher um-

zusetzen als Ammoniak-Technologien. Dabei ist LNG nicht klimaneutral. Dennoch wird in Bezug auf die 
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Umsetzung von Sicherheitsstandards LNG bevorzugt behandelt. Hierdurch kann ein Lock-In-Effekt zum 

Nachteil von nachhaltigen Technologien und zum Vorteil von fossilem LNG entstehen. 

Handlungsempfehlung: Für Wasserstoff und LNG als Kraftstoff und Energieträger wurden bereits tech-

nische Regelwerke entwickelt. Da aber Ammoniak andere Risiken birgt als Wasserstoff und LNG, müssen 

für Ammoniak als Kraftstoff und Energieträger entsprechende Normen entwickelt werden. Die Tabelle 18 

fasst technische Regelwerke für die Verwendung von Wasserstoff und LNG bei landseitigen Betankungs-

anlagen zusammen. An diesen bereits entworfenen Standards kann sich für den Entwurf neuer Normen 

für landseitige NH3-Betankungsanlagen orientiert werden. 

9.2.3 Wasserverkehrsrecht 

Neben dem regelmäßigen immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren muss durch ihre 

Nähe zum Wasser bei landseitigen NH3-Betankungsanlagen zusätzlich das Wasserverkehrsrecht be-

trachtet werden. Die zentrale Rechtsquelle ist hier das Bundeswasserstraßengesetz (WaStrG).278 

Dieses regelt unter anderem in § 31 WaStrG die Strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung. 

Durch den § 31 Abs. 6 WaStrG fällt die Strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung ausdrücklich 

nicht unter die immissionsschutzrechtliche Konzentrationswirkung und bedarf daher eines selbst-

ständigen Verfahrens.279 

Nicht jede Betankungsanlage bedarf einer Strom- und schifffahrtspolizeilichen Genehmigung. Dies ist 

nur dann der Fall, wenn der Anwendungsbereich des WaStrG eröffnet ist. Er erfasst gem. 

§ 1 Abs. 1 Nr. 1 alle Binnenwasserstraßen des Bundes, die dem allgemeinen Verkehr dienen. In An-

lage 1 WaStrG werden die erfassten Binnenwasserstraßen aufgeführt.280 Unter den Anwendungsbe-

reich fallen ebenfalls gem. § 1 Abs. 4 WaStrG bundeseigene Schifffahrtsanlagen und die ihrer Unter-

haltung dienenden bundeseigenen Ufergrundstücke, Bauhöfe und Werkstätten.281  

Die Zuordnung von Hafenanlagen unter das WaStrG erfolgt anhand des Einzelfalls. Entsprechend der 

überwiegenden Auffassung in der Rechtsprechung und im Schrifttum ist eine natürliche Betrachtung 

vorzunehmen. Demnach ist entscheidend, ob die Hafenwasserflächen dem äußeren Erscheinungsbild 

als Teil des Gewässers zu betrachten sind und ob diese sich an die bestehende Uferlinie anpassen. So-

fern die betreffenden Flächen deutlich von der Bundeswasserstraße abgegrenzt sind und bei natürli-

cher Betrachtungsweise ein in sich geschlossenes Gewässer bilden, sind sie nicht Teil dieser Bun-

deswasserstraße. 282 

Ergibt die Einzelfallbetrachtung, dass die Betankungsanlage der Bundeswasserstraße zuzuordnen ist, 

bedarf die Errichtung und die Veränderung von Anlagen gem. § 31 Abs. 1 Nr. 2 WaStrG einer Strom- 

und schifffahrtspolizeilichen Genehmigung.  

 
 
278 Bundeswasserstraßengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Mai 2007 (BGBl. I S. 962; 2008 I 

S. 1980), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden 
ist. 

279 Schäfer/Reinhardt, Kommentar zum Bundeswasserstraßengesetz, WaStrG § 31 Rn. 7. 
280 Schäfer/Reinhardt, ebd., WaStrG § 1 Rn. 2. 
281 Schäfer u. a., Ammoniak als Treibstoff in der See- und Binnenschifffahrt, Rechtswissenschaftliche Studie zu den 

landseitigen Rahmenbedingungen der ammoniakbasierten Schifffahrt, S. 111. 
282 Karg, Der Eigentumsübergang von Hafenwasserflächen ehemaliger Standorte der Bundesmarine nach § WASTRG § 

1 Abs. WASTRG § 1 Absatz 3 WaStrG, NordÖR 2008, 1 (2); Erbguth u. a., Rechtsfragen der Errichtung und Erweite-
rung von Binnenhäfen 2011, S. 24; Schäfer u. a., Ammoniak als Treibstoff in der See- und Binnenschifffahrt, Rechts-
wissenschaftliche Studie zu den landseitigen Rahmenbedingungen der ammoniakbasierten Schifffahrt, S. 111. 
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Im WaStrG wird der Anlagenbegriff nicht weiter legal definiert. Der Anlagenbegriff des WaStrG ist weit 

zu verstehen.283 Technische ortsfeste Einrichtungen wie landseitigen Ammoniak-Betankungsanlagen 

sind als eine solche Anlage im Sinne des § 31 Abs. 1 Nr. 2 WaStrG zu sehen.  

Die Strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung wird dann gem. § 31 Abs. 1 WaStrG erforderlich, 

wenn durch die beabsichtigte Maßnahme eine Beeinträchtigung des für die Schifffahrt erforderli-

chen Zustandes der Bundeswasserstraße oder der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu er-

warten ist. Eine solche Beeinträchtigung liegt bei jeder Art von Nachteil für die Sicherheit und die 

Leichtigkeit des Verkehrs, der durch den Zustand der Wasserstraße bedingt ist, vor.284 Sie besteht, 

wenn erhöhte Aufmerksamkeit der Schiffsführer:innen erforderlich ist oder sie umständliche Kurse 

einhalten müssen.285 Eine Beeinträchtigung ist nicht vorhanden, wenn die Bundeswasserstraße als 

Verkehrsträger nur so geringfügig beeinträchtigt ist, dass nach einer Abwägung der betroffenen Be-

lange eine Anpassung des Vorhabens an die Erfordernisse des Verkehrswegs und der Schifffahrt nicht 

erforderlich ist.286  

Dementsprechend hängt die Genehmigungspflicht davon ab, inwieweit durch die Errichtung der land-

seitigen NH3-Betankungsanlage eine Beeinträchtigung des Wasserverkehrs zu erwarten ist.  

Hierfür sind insbesondere  

▪ die Beschaffenheit der bestehenden Verkehrswege, 

▪ das erwartete Kundenaufkommen und  

▪ die Art der Schiffe, die von der Bunkerstation bedient werden sollen, maßgeblich.287  

Momentan wird davon ausgegangen, dass Ammoniak als Kraftstoff üblicherweise von größeren, mo-

torisierten Schiffen genutzt werden wird. Ein erhöhtes Kund:innenaufkommen mit Schiffen erheb-

licher Größe sollte bei landseitigen NH3-Betankungsanlagen daher bei den Betrachtung des Einzelfalls 

einbezogen werden.288 Ein erhöhtes Aufkommen kann ein Indiz für eine Genehmigungspflicht sein. 

Da die Beurteilung für Vorhabenträger: innen mit Unsicherheiten verbunden ist und nicht immer er-

sichtlich ist, ob eine Genehmigung erforderlich ist, sieht § 31 Abs. 2 WaStrG eine Anzeigepflicht vor.289 

Erfolgt die Anzeige des Vorhabens, prüft die zuständige Behörde, ob eine Genehmigungspflicht be-

steht.  

Bei der Strom- und schifffahrtspolizeilichen Genehmigung handelt es sich um eine sog. gebundene Ent-

scheidung.290 Entsprechend besteht gem. § 31 Abs. 5 S. 1 WaStrG ein Anspruch auf die Erteilung der 

 
 
283 Heinz, in: Friesecke u. a., Bundeswasserstraßengesetz 2020, WaStrG § 31 Rn. 7; Schäfer u. a., Ammoniak als Treib-

stoff in der See- und Binnenschifffahrt, Rechtswissenschaftliche Studie zu den landseitigen Rahmenbedingungen der 
ammoniakbasierten Schifffahrt, S. 112. 

284 Heinz, in: Friesecke u. a., [Fn. 286], WaStrG § 31 Rn. 12. 
285 Heinz, in: Friesecke u. a., ebd., WaStrG § 31 Rn. 12. 
286 Schmälter, in: Theobald u. a., Energierecht, Rn. 134a; Versorgungsleitungen und öffentliche Gewässer Rn. 33. 
287 Heinz, in: Friesecke u. a., Bundeswasserstraßengesetz, WaStrG § 31 Rn. 7; Schäfer u. a., Ammoniak als Treibstoff in 

der See- und Binnenschifffahrt, Rechtswissenschaftliche Studie zu den landseitigen Rahmenbedingungen der ammo-
niakbasierten Schifffahrt, S. 112. 

288 Schäfer u. a., Ammoniak als Treibstoff in der See- und Binnenschifffahrt, Rechtswissenschaftliche Studie zu den 
landseitigen Rahmenbedingungen der ammoniakbasierten Schifffahrt, S. 111. 

289 Heinz, in: Friesecke u. a., [Fn. 266], WaStrG § 31 Rn. 15; Schäfer/Reinhardt, [Fn. 258], WaStrG § 31 Rn. 6. 
290 Friesecke u. a., [Fn. 290], WaStrG § 31 Rn. 6. 
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Genehmigung, sofern nicht durch die beabsichtigte Maßnahme eine Beeinträchtigung des für die 

Schifffahrt erforderlichen Zustandes der Bundeswasserstraße oder der Sicherheit und Leichtigkeit des 

Verkehrs zu erwarten ist, die durch Bedingungen und Auflagen weder verhütet noch ausgeglichen 

werden kann. 

Fällt eine landseitigen NH3-Betankungsanlage durch ihre Lage nicht unter den Anwendungsbereich 

des WaStrG,kann eine hafenrechtliche Genehmigung erforderlich sein. Die hafenrechtliche Genehmi-

gung richtet sich grundsätzlich nach Landesrecht und wird im Folgenden nicht weiter betrachtet.  

9.3 Hemmnisse und Handlungsempfehlungen 

Bei der Betrachtung des rechtlichen Rahmens von landseitigen NH3-Betankungsanlagen fällt auf, dass 

Hemmnisse für den Hochlauf der Ammoniak-Infrastruktur besonders bei den technischen Regelwer-

ken liegen.  

Tabelle 19 Hemmnisse und Handlungsempfehlungen bei der Errichtung und dem Betrieb von landseitigen 
NH3-Betankungsanlagen 

Rechtliche Hemmnisse und Änderungsbedarfe bei der Errichtung und dem Betrieb von landseitigen NH3-Betan-

kungsanlagen 

Hemmnis Erläuterung Handlungsempfehlung 

Fehlende 

technische 

Regel-

werke 

Technische Regelwerke sind nicht rechtlich bin-

dend, bieten aber das Potential, als Richtschnur zu 

fungieren und so Genehmigungsprozesse zu be-

schleunigen. Bisher fehlt es aber an konkreten 

technischen Regelwerken, die die gleiche Rege-

lungstiefe aufweisen wie für ähnliche (aber nicht 

grüne) Technologien. So wurden bereits für die 

Betankung von Schiffen mit LNG technische Nor-

men entwickelt. Entsprechende Normen liegen für 

landseitige Betankungsanlagen mit Ammoniak 

bisher nicht vor. Damit ist ein sicherer Betrieb von 

LNG-Tankanlagen einfacher umzusetzen als Am-

moniak-Technologien. Hierdurch kann ein Lock-

In-Effekt zum Nachteil von grünen Technologien 

und zum Vorteil von fossilen LNG entstehen. 

 

Technische Regelwerke für Ammoniak als Kraftstoff 

im Rahmen von landseitigen NH3-Betankungsanlagen 

entwickeln 
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10 Rechtliche Analyse: Ammoniak-

basierte Wasserstoff-Tankstelle 

Straßenfahrzeuge werden voraussichtlich nicht direkt mit Ammoniak, sondern mit Wasser-

stoff betankt. Für deren Betankung sind daher Wasserstoff-Tankstellen erforderlich. Eine 

mögliche Form der Infrastruktur kann darin bestehen, Wasserstoff in Form von Ammoniak 

zu speichern und diesen bei Bedarf durch Cracking freizusetzen. Im Folgenden wird zunächst 

das technische Funktionsprinzip einer solchen Ammoniak-basierten Wasserstoff-Tankstelle 

erläutert, bevor anschließend auf die genehmigungsrechtlichen Besonderheiten eingegan-

gen wird. Hemmnisse im Rahmen des Genehmigungsverfahrens liegen in dem Genehmi-

gungserfordernis, dem unübersichtlichen Anwendungsbereich der BetrSichV und dem Feh-

len einschlägiger technischer Regelwerke.  

10.1 Funktionsmuster einer Ammoniak-basierten 

Wasserstoff-Tankstelle 

Kennzeichnend für die Ammoniak-basierte Wasserstoff-Tankstelle ist, dass sie sich nicht aus einer ein-

zelnen Baugruppe, sondern aus mehreren solcher Baugruppen zusammensetzt. Die einzelnen Bau-

gruppen lassen sich im Rahmen der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung verschiedenen Num-

mern des Anhang I der 4. BImSchV zuordnen. Entsprechend wird im Folgenden die Funktionsweise 

der einzelnen Baugruppen dargestellt. Darauf aufbauend werden die verschiedenen Baugruppen im-

missionsschutzrechtlich eingeordnet.  

Der grundlegende Zweck einer Ammoniak-basierten Wasserstoff-Tankstelle besteht darin, den Ener-

gieträger Ammoniak in einem Tank zu speichern. Wird Wasserstoff benötigt, wird Ammoniak mittels 

eines Crackers in diesem umgewandelt und anschließend als hochreiner Wasserstoff über eine Zapf-

säule für den Betankungsprozess bereitgestellt. Eine modellhafte Darstellung einer solchen Tankstelle 

(nicht maßstabsgetreu) ist in Abbildung 15 dargestellt. 
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Abbildung 15 Schematischer Aufbau einer Ammoniak-basierten Wasserstoff-Tankstelle (Quelle: Eigene 
Darstellung). 

Innerhalb einer Ammoniak-basierten Wasserstoff-Tankstelle wird Ammoniak entweder 

druckverflüssigt oder kälteverflüssigt gespeichert. Die Speicherung erfolgt daher entweder 

in einem Drucktank für flüssiges Ammoniak, der typischerweise bei einem Druck von 

8 - 10 bar und Umgebungstemperatur betrieben wird, oder alternativ bei niedrigen Tempera-

turen von etwa -33 °C. 

Das Ammoniak wird mithilfe einer Pumpe durch Rohrleitungen transportiert, die aus korro-

sionsbeständigen Materialien bestehen müssen. In der Regel kommt hierfür Edelstahl zum 

Einsatz. Vor dem Cracking-Prozess wird das Ammoniak in einem Verdampfer von der flüssi-

gen in die gasförmige Phase überführt, um die Weiterverarbeitung zu ermöglichen. Die Um-

wandlung von Ammoniak in Wasserstoff erfolgt gasförmig, auch wenn das Ammoniak zu-

nächst in flüssiger Form gespeichert sein kann.  

Das gasförmige Ammoniak wird in den Cracker geleitet, der das zentrale Element der Anlage 

bildet. In diesem erfolgt die thermische und/oder katalytische Spaltung von Ammoniak in 

Wasserstoff und Stickstoff. Für diesen Cracking-Prozess sind ein Heizsystem sowie ein Kata-

lysator erforderlich. Das Heizsystem stellt die notwendige Reaktionstemperatur bereit, die ty-

pischerweise im Bereich von 500 bis 800 °C liegt. Die erforderliche Wärme kann entweder 

elektrisch oder durch die Verbrennung eines Brenngases erzeugt werden. Der Katalysator be-

schleunigt die Reaktion, indem er die Aktivierungsenergie senkt, ohne selbst verbraucht zu 

werden. Zur Überwachung und Steuerung des Prozesses regeln automatisierte Steuerungssys-

teme den Cracking-Vorgang sowie die kontrollierte Wasserstoffabgabe. Der Cracker benötigt 

eine Anlaufzeit von etwa einer Stunde, sodass für die Bereitstellung von Wasserstoff eine ent-

sprechende Vorlaufzeit eingeplant werden muss. 

Beim Cracking-Prozess entstehen hauptsächlich Wasserstoff und Stickstoff. Allerdings wird 

nicht das gesamte Ammoniak vollständig in diese Gase umgewandelt, sodass Restmengen an 

Ammoniak verbleiben können. Zudem ist die Bildung von Wasser als Nebenprodukt möglich. 

Um hochreinen Wasserstoff zu erhalten, muss das entstehende Gasgemisch entsprechend 

NH3-Speicher 

 

Verdampfer 

Zwischenspeicher 

Zapfsäule 

Cracker 

Gasreinigung 
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aufbereitet werden. In der Gasaufbereitung wird das H₂/N₂-Gemisch von Resten unver-

brannten Ammoniaks gereinigt. Dazu kommen verschiedene Verfahren wie Membrantren-

nung, Adsorptionssysteme oder chemische Absorber zum Einsatz. Häufig wird Ammoniak 

durch Abscheidung und anschließende Verbrennung in einer Fackel entfernt. Der Stickstoff 

kann je nach Anforderungen der Tankstelle entweder abgeführt oder separat gesammelt wer-

den. Nach der Aufbereitung wird der Wasserstoff komprimiert. 

Der Wasserstoff wird über eine Rohrleitung zu einem Zwischenspeicher geleitet. Der er-

zeugte Wasserstoff wird in Hochdrucktanks (300–700 bar) gelagert. Die Druckeinstufung von 

300 bis 700 bar für die Wasserstoffspeicherung hängt vom Fahrzeugtyp und den jeweiligen 

Anforderungen des Betankungssystems ab. Grundsätzlich gibt es zwei Hauptdruckstufen für 

Wasserstofffahrzeuge: 

1. 350 bar (Nutzfahrzeuge, Busse, Lkw) 

▪ Schwerlastfahrzeuge, Busse und einige industrielle Anwendungen nutzen in der Regel 

Wasserstofftanks mit 350 bar. 

▪ Die geringere Druckstufe ermöglicht eine effizientere Speicherung großer Mengen 

Wasserstoffs und reduziert den Energieaufwand für die Kompression. 

2. 700 bar (Personenfahrzeuge, leichte Nutzfahrzeuge) 

▪ Pkw und leichte Nutzfahrzeuge verwenden meist 700 bar Hochdruckspeicher. 

▪ Der höhere Druck ermöglicht eine größere Reichweite, da mehr Wasserstoff pro Vo-

lumen gespeichert werden kann. 

▪ Moderne Wasserstofftankstellen sind oft mit Druckstufen von 350 und 700 bar ausge-

stattet, um unterschiedliche Fahrzeugtypen zu bedienen. 

Aus dem Zwischenspeicher wird der Wasserstoff zur Zapfsäule transportiert, wo er für die 

Betankung von Bussen oder Lkw bereitgestellt wird. Die Zapfsäulen sind mit automatisierten 

Systemen zur Druck- und Temperaturregelung ausgestattet, um einen sicheren und effizien-

ten Betankungsprozess zu gewährleisten. 

Die Ammoniak-Wasserstoff-Tankstelle ist mit umfassenden Sicherheits- und Kontrollsyste-

men ausgestattet. Sensoren für NH₃ und H₂ ermöglichen eine kontinuierliche Überwachung 

der Umgebungsluft auf potenzielle Leckagen. Zur Gewährleistung der Betriebssicherheit sind 

verschiedene Notfallmaßnahmen vorgesehen, darunter Berstscheiben, Evakuierungspläne 

und Löschanlagen.291 

10.2 Rechtliche Besonderheiten  

Wasserstofftankstellen selbst sind in Bezug auf das Genehmigungsrecht bereits vielfach besprochen 

worden. So hat das IKEM bereits im Projekt „HyExpert - H2VL“ in der Studie „H2VL – Wasserstoffregion 

 
 
291 Beratung durch Inherent Solutions Consult GmbH & Co. KG, als Teil des Projektes CAMPFIRE und Constantin 

Hoyme, Mitarbeiter der Universität Rostock, Lehrstuhl für Technische Thermodynamik, als Teil des Projektes CAMP-
FIRE. 
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Havelland“ den rechtlichen Rahmen für Wasserstofftankstellen besprochen.292 Zusätzlich wurden ver-

schiedene Genehmigungsleitfäden unter anderem von der NOW GmbH (Nationale Organisation 

Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie)293, der Landesagentur für Energie und Klimaschutz 

Bayern294 sowie den genehmigungsrechtlicher Leitfaden für Power-to-Gas-Anlagen indem auch Was-

serstofftankstellen behandelt werden,295 veröffentlicht. Diese Leitfäden behandeln die Errichtung und 

den Betrieb von Wasserstofftankstellen, nicht aber von Wasserstofftankstellen, die mit einem Ammo-

niak-Speicher und einem Cracker verbunden sind. Zwischen Ammoniak-basierten Wasserstofftank-

stellen und reinen Wasserstofftankstellen gibt es rechtliche Gemeinsamkeiten, aber auch Unter-

schiede, die im Folgenden beleuchtet werden. 

10.2.1  Genehmigungsbedürftigkeit  

Bei der Betrachtung der Ammoniak-basierten Wasserstoff-Tankstelle fällt auf, dass sie aus unter-

schiedlichen Anlagenkomponenten besteht. Da sich die immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbe-

dürftigkeit danach richtet, inwieweit sich die Tankstelle unter die Anlage 1 der 4. BImSchV einordnen 

lässt, muss zunächst immer untersucht werden, welche Komponenten Haupt- oder Nebeneinrichtung 

sind und so eine gemeinsame Anlage bilden bzw. welche Baugruppen eine eigenständige Anlage dar-

stellen. Eine Einordnung von Komponenten als Haupt- und Nebeneinrichtung richtet sich auch nach 

der Planung und dem Betrieb der jeweiligen Tankstelle. 

Abhängig davon, welche Komponenten sich als Haupt-, Nebeneinrichtung oder eigenständige Anlage 

einordnen lassen, verschiebt sich auch die Einordnung innerhalb der 4. BImSchV und damit auch das 

einschlägige Genehmigungsverfahren.  

10.2.1.1  Haupt- und Nebeneinrichtung 

Für die Bestimmung der Genehmigungsbedürftigkeit ist es relevant, inwieweit einzelne Bauteile als 

Haupt- oder Nebeneinrichtung einzuordnen sind und eine gemeinsame Anlage bilden, oder ob eine 

Wasserstofftankstelle aus mehreren Anlagen besteht, die jeweils gesonderte Genehmigungen benöti-

gen. Bereits in Kapitel 6.1.3 Haupt- und Nebeneinrichtungen wurde eingehend erläutert, wann Anlagen-

teile als Haupt- bzw. Nebeneinrichtung einzuordnen sind und wann sie als Anlage außerhalb des An-

lagenumfangs zu verstehen sind. Grundsätzlich gilt: zur Haupteinrichtung gehören dann alle Anlagen-

teile und Verfahrensschritte, die nicht fehlen dürfen, wenn der allgemeine technische Standard ge-

wahrt werden soll.296 Die Abbildung 16 zeigt erneut die relevantesten Merkmale von Haupt- und Ne-

beneinrichtungen sowie eigenständigen Anlagen.  

 

 

 

 
 
292 Eschweiler u. a., HyExpert - H2VL, H2VL – Wasserstoffregion Havelland. 

293 Nationale Organisation Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie, Genehmigungsleitfaden  Wasserstoff-Tank-
stellen. 

294 Landesagentur für Energie und Klimaschutz, Bayern, Genehmigungsrechtlicher Leitfaden für  Wasserstoff-Tank-
stellen (Gasfüllanla gen) im Freistaat Bayern. 

295 Fricke u. a., Portalgreen, Power-to-Gas-Leitfaden zur Integration  Erneuerbarer Energien. 
296 Hansmann/Röckinghausen, in: Landmann u. a., [Fn. 124],  4. BImSchV § 1 Rn. 14. 
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Ammoniak-Speicher 

Eine Baugruppe der Ammoniak-basierten Wasserstofftankstelle ist der Ammoniak-Speicher. Ob dieser 

als Haupt- oder Nebeneinrichtung oder als selbstständige Anlage zu sehen ist, richtet sich nach dem 

Aufbau der Ammoniak-basierten Wasserstofftankstelle im Einzelfall.  

Ist der Ammoniak-Speicher dem Cracker direkt vorgelagert und eine Zufuhr von Ammoniak kann nur 

über den Speicher erfolgen, ist davon auszugehen, dass es sich gem. § 1 Abs. 2 Nr. 1 der 4. BImSchV um 

ein Anlagenteil, das zum Betrieb notwendig ist, und somit als Haupteinrichtung der Anlage gilt. Glei-

ches gilt, wenn der nachgelagerte Schritt (Rohrleitungen und Verdampfer) spezifisch auf den Ammo-

niak-Speicher ausgerichtet ist, so dass dieser auch nicht bspw. durch einen mobilen Ammoniak-Tank 

auf einem Lkw ersetzt werden kann.297 

Sofern der Ammoniak-Speicher nur als Zwischenspeicher dient – etwa, wenn eine zu hohe Menge an 

Ammoniak angeliefert wurde und die Versorgung der Tankstelle im Regelbetrieb über mobile Tanks 

erfolgt – dürfte dieser als Nebeneinrichtung einzuordnen sein. Nebeneinrichtungen sind Maschinen, 

Rohrleitungen, Geräte und sonstige Einrichtungen, die zur Erreichung des jeweiligen Anlagenzwecks 

nach dem heutigen technischen Entwicklungsstand nicht erforderlich sind, die aber im konkreten Fall 

dem Betrieb der Anlage an dem betroffenen Standort dienen.298 Ammoniak-Speicher sind auch dann 

als Nebeneinrichtungen einzuordnen, wenn sie im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 2 der 4. BImSchV in einem 

 
 
297 Abgeleitet von: Jarass, BImSchG 2022, § 4 Rn. 66 ff. 
298 Hansmann/Röckinghausen, in: Landmann u. a., [Fn. 124], 4. BImschV § 1 Rn. 15. 

Haupteinrichtung 

§ 1 Abs. 2 Nr. 1 der 4.  BImSchV 

 

Nebeneinrichtung 

§ 1 Abs. 2 Nr. 2 der 4. BImSchV 

Einrichtung außerhalb des Anla-

genumfangs 

▪ Anlagenteile und Verfahrensschritte, 
die zum Betrieb notwendig sind  

▪ durch Betriebszweck gekennzeich-
nete eigentliche Betriebsvorgang 

▪ z. B. Reaktionsbehälter, Rohrleitun-
gen, Antriebsmotoren, Brenner, Ge-
bläse 

▪ Anlagenteile und Verfahrensschritte, 
die für die Sicherheit erforderlich 
sind wie Sicherheitsventile und Ab-
schaltvorkehrungen   

▪ Hilfseinrichtungen wie Mess-, Steuer- 
und Regeleinrichtungen  

▪ Einrichtungen zum An- und Abtrans-
port von Rohstoffen und Fertigteilen  

▪ die im? räumlichen und betriebstech-
nischen Zusammenhang mit der 
Haupteinrichtung stehen  

▪ auch wenn die Nebeneinrichtung ih-
rerseits eine genehmigungsbedürftige 
Anlage darstellt 

▪ Anlagenteile und Verfahrensschritte, 
die für die Erfüllung des Anlagen-
zwecks nicht erforderlich, aber auf 
Haupteinrichtung ausgerichtet sind 

▪ Funktionszusammenhang mit Haupt-
einrichtung 

▪ auch bei vor- wie nachgeschalteten 
Schritten  

–  

▪ Einrichtung fällt weiter als der 
Zweck nach der 4. BImschV aus 

▪ Keine emissions- bzw. immissions-
schutzrechtliche Relevanz 
z. B. Lagerhallen, in der die erzeugten 
Produkte aufbewahrt werden – so-
fern die Lagerung dieser Produkte 
nicht unter die 4. BImSchV fällt.  

▪ z. B. Fertigproduktlager und Verpa-
ckungseinrichtungen  

 

 

Genehmigungsbedürftige Anlagen gem. § 4 BImSchG i. V. m. 

§ 1 Abs. 2 der 4. BImSchV 

Abbildung 16 Einordnung von Einrichtungen als Haupteinrichtung, Nebeneinrichtung sowie Einrich-
tung außerhalb des genehmigungsbedürftigen Anlagenumfangs (Quelle: eigene Darstellung, ange-
lehnt an Jarass, § 4 Rn. 60 ff). 
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räumlichen und betriebstechnischen Zusammenhang mit der Haupteinrichtung stehen und insbeson-

dere für das Entstehen von Gefahren von Bedeutung sein können.  

Allerdings können Ammoniak-Speicher auch als eigenständige Anlagen gewertet werden. Hierfür 

muss der Ammoniak-Speicher nicht nur die Wasserstoff-Tankstelle versorgen, sondern auch andere 

Einrichtungen und Anlagen, bspw. wenn der Speicher an verschiedene Anlagen zur Ammoniak-Ver-

wendung angeschlossen ist. Dies gilt auch dann, wenn der Ammoniak-Speicher eine selbständige 

Funktion vorweist, wie sie auch von einem Fremdunternehmer ausgeübt werden könnte. In diesem 

Fall hat ein Speicher keine untergeordnete Aufgabe im Rahmen des Betriebs der einzelnen Anlage. Der 

Ammoniak-Speicher kann den verschiedenen Anlagen dann nicht mehr jeweils als Nebeneinrichtung 

zugeordnet werden, sondern muss als selbständige Anlage betrachtet werden.299 Der Ammoniak-Spei-

cher bedarf dann einer eigenständigen Genehmigung. Ob auch eine immissionsschutzrechtliche Ge-

nehmigung benötigt wird, richtet sich nach der Menge des gelagerten Ammoniaks.  

Rohrleitungen 

Die zwischen den einzelnen Komponenten geschalteten Rohrleitungen zählen grundsätzlich zu der 

Haupteinrichtung. Dies ergibt sich schon daraus, dass diese als Anlagenteile zum Betrieb notwendig 

sind. Auch im Schrifttum werden Rohrleitungen der Haupteinrichtung zugeordnet.300 Dies betrifft je-

denfalls Rohrleitungen, die an die Haupteinrichtung angeschlossen sind und nicht Teil von Nebenein-

richtungen sind.  

Verdampfer 

Ist der Verdampfer nur an den Cracker angeschlossen und führt das Ammoniak in der Gasphase keinen 

weiteren Einrichtungen zu, ist davon auszugehen, dass der Verdampfer als für den Betrieb notwendige 

Einrichtung als Teil der Haupteinrichtung zu sehen ist. Wird hingegen das Gas auch anderen Einrich-

tungen zugeführt, ist der Verdampfer allerdings als eigenständige Anlage zu sehen.301 Verdampfer 

übertragen Ammoniak von der Flüssig- in die Gasphase. Es handelt sich folglich um eine physikalische 

Umwandlung. Eine bloße Umwandlung von Ammoniak von der Flüssig- in die Gasphase ist nicht von 

der 4. BImSchV erfasst. Wenn die Voraussetzungen für eine eigenständige Anlage gegeben sind, ist 

demnach kein immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren notwendig. Dies schließt aber 

andere Genehmigungen oder Pflichten nicht aus.302 

Cracker 

Der Cracker ist bei Ammoniak-basierten Wasserstofftankstellen für den Betrieb notwendig303 und bil-

det somit grundsätzlich eine Haupteinrichtung. Der Cracking-Prozess ist Kern des Betriebszwecks – 

nämlich der Bereitstellung von Wasserstoff – und gehört damit zum Betriebsvorgang. Untermauert 

wird dies dadurch, dass im Schrifttum Reaktionsbehälter und Brenner als Beispiele für Haupteinrich-

tungen genannt werden. Hier gelten jedoch wieder die Ausnahmen, dass der Cracker als eigenständige 

Anlage gesehen werden muss, wenn dieser nicht nur die Wasserstoff-Tankstelle sondern auch andere 

 
 
299 Hansmann/Röckinghausen, in: Landmann u. a., [Fn. 148], 4. BImschV § 1 Rn. 15; BVerwG, Urteil 

vom 6. 7. 1984, NVwZ 85, 46, 47 . 
300 Jarass, [Fn. 76], BImSchG § 4 Rn. 66 ff. 
301 Jarass, ebd., BImSchG § 4 Rn. 60 ff. 
302 Jarass, ebd., BImSchG § 4 Rn. 60 ff. 
303 Jarass, ebd., BImSchG § 4 Rn. 60 ff. 
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Anlagen bedient.304 In diesem Fall muss der Cracker als Anlage nach Nr. 4.1.12 der An-

lage 1 der 4. BImSchV gesondert genehmigt werden nach § 10 BImSchG. 

Gasvorbereitung 

In der Gasvorbereitung können verschiedene Techniken zum Einsatz kommen. In der schemati-

schen Darstellung der Tankstelle in Abbildung 15 wird das Rest-Ammoniak durch eine Fackel ver-

brannt. Insgesamt stehen Gasvorbereitung und Fackel in einem räumlichen und betriebstechni-

schen Zusammenhang305 mit der Haupteinrichtung. Weit gefasst ist die Reinigung des Wasser-

stoffs nicht notwendig, führt aber zu weniger Emissionen und zu einer effizienteren Nutzung in 

Verbrennungsmotoren von Fahrzeugen. Der Verfahrensschritt der Wasserstoff-Vorbereitung ist 

somit für die Erfüllung des Anlagenzwecks (die Umwandlung von Ammoniak zu Wasserstoff nach 

Anhang 1 Nr. 4.3 der 4. BImSchV) nicht erforderlich, aber auf die Haupteinrichtung ausgerichtet. 

Sie steht somit in einem engen Funktionszusammenhang mit der Haupteinrichtung.306 Zudem ist 

sie eine mögliche Quelle von Emissionen und somit Herd schädlicher Umwelteinwirkungen (siehe 

auch § 1 Abs. 2 Nr. 2 lit. a) der 4. BImSchV), verhindert aber auch Ammoniak-Emissionen und un-

terstützt somit die Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen (siehe § 1 Abs. 2 Nr. 2 lit. a) 

der 4. BImSchV). Zusätzlich bedarf das Abfackeln von gasförmigen Stoffen – unabhängig von Men-

genschwellwerten – der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung im vereinfachten Verfahren 

nach § 19 BImSchG. Davon ausgenommen ist das Abfackeln über Notfackeln gem. Anhang 1 Nr. 

8.1.2 der 4. BImSchV.  

Wasserstoff-Speicher 

Ähnlich wie beim Ammoniak-Speicher kommt es beim Wasserstoff-Zwischenspeicher ebenfalls 

darauf an, ob er gem. § 1 Abs. 2 Nr. 1 der 4. BImSchV nur der Tankstelle zugeordnet ist oder ob 

der Wasserstoff-Speicher auch andere Anlagen mit Wasserstoff beliefert. Im ersten Fall ist von 

einem Teil der Haupteinrichtung auszugehen. In der Praxis liegen bereits Fälle vor, in denen die 

zuständige Behörde einen Wasserstoffspeicher als Haupteinrichtung eingeordnet hat307. Im zwei-

ten Fall ist der Wasserstoff-Zwischenspeicher als eigenständige Anlage einzuordnen. Ob dann für 

einen solchen eigenständigen Wasserstoff-Zwischenspeicher eine immissionsschutzrechtliche 

Genehmigung benötigt wird, richtet sich nach den Mengenschwellwerten aus dem Anhang 1 der 

4. BImSchV.  

Zapfsäule 

Die Zapfsäule ist dem Wasserstoffspeicher nachgelagert und dient dem grundlegenden Zweck der 

Wasserstoffbereitstellung. Regelmäßig sollte die Zapfsäule daher als Teil der Haupteinrichtung gese-

hen werden. Die Zapfsäule allein ist nicht Teil der 4. BImSchV. Dadurch, dass die Zapfsäule aber mit 

 
 
304 Jarass, ebd., BImSchG § 4 Rn. 60 ff. 
305 Jarass, ebd., BImSchG § 4 Rn. 60 ff. 
306 Jarass, ebd., BImSchG § 4 Rn. 60 ff. 
307 Landesamt für Umwelt (LfU), Schkeswig-Holstein, Genehmigungsbescheid vom 4. September 2024 nach § 4 Bun-

des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG), Aktenzeichen G20/2023/136, S. 19; aA in Landesagentur für Energie und 
Klimaschutz, Bayern, Genehmigungsrechtlicher Leitfaden für  Wasserstoff-Tankstellen (Gasfüllanlagen) im Freistaat 
Bayern, S. 97 werden Wasserstoff-Lager, d.h. Speicher als Nebenanlage eingeordnet.  
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immissionsschutzrechtlich genehmigungspflichtigen Anlagenteilen verbunden ist, wird sie gemein-

sam mit den anderen Anlagenteilen genehmigungsbedürftig.  

Zusammenfassend hängt die Einordnung der einzelnen Anlagenkomponenten sehr stark davon ab, ob 

die Ammoniak-basierte Wasserstofftankstelle eine eigenständige Tankstelle ist, oder ob sie Teil eines 

größeren Anlagenkomplexes ist, der ggf. aus verschiedenen Anlagen besteht oder sogar von unter-

schiedlichen Betreiber: innen betrieben wird oder werden könnte. Im ersten Fall dienen die Anlagen-

komponenten als Haupt- und Nebeneinrichtung, im zweiten Fall dürften einzelne Anlagenkomponen-

ten eigenständige Anlagen sein und dementsprechend in einem zusätzlichen Verfahren genehmigt 

werden.308 

10.2.1.2  Verfahrensart 

Abhängig von Typ und Größe der Einrichtung sowie der Zusammensetzung der verschiedenen Ein-

richtungen, die jeweils unter andere Nummern des Anhang 1 der 4. BImSchV fallen, ergeben sich zu-

nächst verschiedene Verfahrensarten. Während der Cracker bei der Herstellung von Wasserstoff im 

industriellen Umfang (siehe hierzu Kapitel 8 Rechtliche Analyse NH3-Reaktoren (Cracker) für Mittel-

lastanlagen) unter das Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG fällt, ist die Gasvorbereitung durch 

das Abfackeln von Rest-Ammoniak Teil eines vereinfachten Verfahrens nach § 19 BImSchG. Bei der 

Lagerung von Ammoniak oder Wasserstoff ist die Lagerkapazität entscheidend, welches Verfahren 

einschlägig ist.  

Sind die einzelnen Einrichtungen einer Anlage verschiedenen Verfahrensarten zuzuordnen, wird in 

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 lit. B der 4. BImSchV festgelegt, dass das Genehmigungsverfahren nach § 10 des Bun-

des-Immissionsschutzgesetzes durgeführt wird für Anlagen, die sich aus Einrichtungen zusammen-

setzten die  

▪ in Spalte c des Anhangs 1 mit dem Buchstaben G gekennzeichnet sind und somit nach 

§ 10 BImSchG mit Öffentlichkeitsbeteiligung genehmigt werden und  

▪ mit dem Buchstaben V gekennzeichneten Anlagen, die somit im vereinfachten Genehmigungs-

verfahren nach § 19 BImSchG genehmigt werden. 

Da gewerblich genutzte Cracker regelmäßig unter das Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG 

fallen, gilt dies auch für sämtliche weitere Haupt- und Nebeneinrichtungen der Tankstelle. 

  

 
 
308Jarass, [Fn. 76], BImSchG § 4 Rn. 66 ff. 
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Tabelle 20 Genehmigungsbedürftigkeit der einzelnen Anlagen innerhalb einer Ammoniak-basierten 
Wasserstofftankstelle nach Anhang 1 der 4. BImSchV 

 

Keine immissions-
schutzrechtliche Ge-
nehmigung erforder-
lich 

Immissionsschutzrecht-
liche Genehmigung im 
Vereinfachten verfah-
ren gem. §19 BImSchG 

Immissionsschutzrecht-
liche Genehmigung mit 
Öffentlichkeitsbeteili-
gung gem. § 10 BImSchG 

Cracker   

Nr. 4.1  
Anlagen zur Herstellung 
von Stoffen im industri-
ellen Umfang 

Ammoniak-Spei-
cher 

Nr. 9.3 
Anlagen zur Lagerung 
von weniger als 3 t  

Nr. 9.3.2 
Anlagen zur Lagerung von 3 
t oder mehr 

Nr. 9.3.1 
Anlagen zur Lagerung 
von 30 t oder mehr  

Verdampfer 
Keine Einordnung in 
Anhang 1 der 4. BIm-
SchV 

  

Gasvorbereitung 
inkl. Fackel 

 
8.1.2 
Abfackeln gasförmiger 
Stoffe 

 

Wasserstoff- 
Zwischenspeicher 

Nr. 9.3 
Anlagen zur Lagerung 
von weniger als 3 t 

Nr. 9.3.2 
Anlagen zur Lagerung von 3 
t oder mehr 

Nr. 9.3.1 
Anlagen zur Lagerung 
von 30 t oder mehr 

Zapfsäule 
Keine Einordnung in 
Anhang 1 der 4. BIm-
SchV 

  

 

Hemmnis: Da Ammoniak-basierte Wasserstofftankstellen mit einem Cracker ausgestattet sind, fallen sie 

regelmäßig unter das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteili-

gung nach § 10 BImSchG. Dies geschieht unabhängig von der Größe des Crackers (siehe auch Kapitel 8 

Rechtliche Analyse NH3-Reaktoren (Cracker) für Mittellastanlagen). Entsprechend fallen die Haupt- und 

Nebeneinrichtungen einer Ammoniak-basierten Tankanlage ebenfalls unter das Genehmigungsverfahren 

nach § 10 BImSchG. Zwischen Tankstellen mit kleinen oder großen Kapazitäten wird nicht differenziert. 

Handlungsempfehlung: Für Cracking-Anlagen sollten ebenfalls Mengenschwellwerte eingeführt wer-

den, damit für kleine dezentrale Cracking-Anlagen kein Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG not-

wendig wird, sondern auch ein vereinfachtes Verfahren nach § 19 BImSchG ermöglicht wird. Somit würde 

die Möglichkeit bestehen, dass Verfahren vereinfacht und auch zeitlich verkürzt werden. Damit eine Än-

derung der 4. BImSchV EU-konform ausfällt, muss zuvor auf europäischer Ebene die IE-RL angepasst wer-

den. Hierbei kann sich an dem Anhang 1 Nrn. 10.26 ff der 4. BImSchV über die Produktion von Wasserstoff 

über die Elektrolyse orientiert werden. Da das in Crackern verwendete Ammoniak andere Sicherheitsri-

siken als Wasserstoff birgt, sollten die Mengenschwellwerte an das Gefährdungspotential angepasst wer-

den.  

10.2.2  Genehmigungsvoraussetzungen 

Soll eine Ammoniak-basierte Wasserstofftankstelle errichtet und betrieben werden, sind im immissi-

onsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren sämtliche Betreiberpflichten aus § 5 und 6 BImSchG zu 

Gesamte Tankstelle 

gem. § 2 Abs. 1 lit Nr. 

1 lit. b 4. BImSchV 

nach § 10 BImSchG 

genehimgungsbe-

dürftig 
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beachten. Aspekte, die in Bezug auf Ammoniak-basierte Wasserstofftankstellen besonders zu berück-

sichtigen sind, werden im Folgenden schwerpunktmäßig beleuchtet.   

10.2.2.1  Normkonkretisierung durch Verwaltungsvorschriften am Beispiel der TA 

Luft  

Für die Einrichtung der Fackel sind die Emissionen durch den Verbrennungsprozess zu prüfen. Hier-

für ist die TA Luft entscheidend. Die Grundlagen hierzu wurden bereits eingehend in Kapitel 6.2.3.3 

Pflichten durch Technische Regelwerke beschrieben. Zunächst sind Wasserstofftankstellen so geplant, 

dass sie ein geschlossenes System bilden und es nicht zum Gasschlupf und somit zu Emissionen oder 

Immissionen kommen soll. Allerdings kann im Cracking-Prozess das Ammoniak nicht vollständig zu 

Stickstoff und Sauerstoff umgewandelt werden. Ein gewisser Restbestand wird bestehen bleiben. 

Eine Möglichkeit, mit dem Restbestand umzugehen, ist es, den Rest-Ammoniak mittels einer Fackel-

Einrichtung abzubrennen. Dies kann Emissionen von Stickoxiden (NOx), Lachgas (Distickstoffmono-

xid, N2O) und zum direkten Schlupf von Ammoniak (NH3) führen.309 

Einschlägige BImSchV für Fackeln bestehen nicht. So sind die 13. und 44. BImSchV deshalb nicht an-

wendbar, da sich deren Anwendungsbereich auf Feuerungsanlagen erstreckt. Diese sind in § 2 Abs. 

14 der 13. BImSchV bzw. in § 2 der 44. BImSchV als Anlage, in der Brennstoff zur Nutzung der erzeug-

ten Wärme oxidiert wird, definiert. Fackeln fallen daher aus dem Anwendungsbereich der Verordnun-

gen, da die Funktion die Luftreinhaltung und nicht Nutzung von Wärme ist. Ebenso ist die 1. BImSchV 

nicht anwendbar, da diese sich ausdrücklich auf Anlagen bezieht, die gem. § 1 Abs. 1 der 1. BImSchV 

iVm §4 BImSchG keiner immissionsschutzrechtlichen Genehmigung bedürfen – durch den Cracker ist 

das immissionsschutzrechtliche Genehmigungserfordernis der gesamten Tankstelle aber regelmäßig 

gegeben. Entsprechend muss auf die Grenzwerte der TA Luft zurückgegriffen werden. Die TA Luft 

konkretisiert die Betreiberpflichten und enthält in den Nrn. 5.4.8.1.3 ff. TA Luft bauliche und betrieb-

liche Anforderungen für Anlagen zum Abfackeln von brennbaren gasförmigen Stoffen, die nicht aus 

Abfallbehandlungsanlagen stammen. Hierbei unterscheidet die TA Luft zwischen dem allgemeinen Ab-

fackeln von gasförmigen Stoffen sowie dem speziellen Abfackeln in Hochtemperaturfackeln, verdeckt 

brennende Fackeln sowie Hoch-, Boden- oder Feldfackeln.  

Unter anderem wird in der Nr. 5.4.8.1.3 TA Luft kodifiziert, dass die stoffliche oder energetische Nut-

zung von brennbaren gasförmigen Stoffen Vorrang vor der Beseitigung hat und die Nutzung von Re-

serve-Energienutzungsanlagen, alternativen Möglichkeiten der Gasverwertung oder Gaszwischen-

speicherung zu prüfen sind. Entsprechend kann das Rest-Ammoniak aus dem Cracking-Prozess nicht 

willkürlich abgefackelt werden. Stattdessen muss geprüft werden, ob eine weitere Nutzung des Gases 

erfolgen kann. Besonders in Bezug auf die effiziente Nutzung von Ammoniak ist diese Regelung folge-

richtig. Ob eine Rückführung des Ammoniaks innerhalb der Tankstelle erfolgen kann, muss technisch 

geprüft werden. 

Zusätzlich werden in den Nrn. 5.4.8.1.3 ff. TA Luft Vorgaben zu Abgasreinigungseinrichtungen mit 

thermischer oder katalytischer Nachverbrennung, zur rußfreien, sicheren und emissionsarmen Ver-

brennung und zur Überwachung sowie Messeinrichtungen gemacht.  

Für Fackeln im Allgemeinen gelten die Emissionsbegrenzungen nach den Nrn. 5.2 ff. TA Luft. In der 

Nr. 5.3.3.2 TA Luft werden Massenstromschwellen für die kontinuierliche Überwachung angegeben. 

 
 
309 NABU, Studie: Ammoniak als Schiffstreibstoff. 
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Demnach sollen bei Anlagen, deren Emissionen an gasförmigen Stoffen einen oder mehrere der ange-

geben Massenströme überschreiten, die relevanten Quellen mit Messeinrichtungen ausgerüstet wer-

den, die die Massenkonzentration der betroffenen Stoffe kontinuierlich ermitteln. Zu den angegeben 

Werten in der TA Luft gehören 

▪ Schwefeldioxid 30 kg/h 

▪ Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid, angegeben als Stickstoffdioxid 30 kg/h 

▪ Ammoniak, außer bei Tierhaltungsanlagen 1,5 kg/h 

Auf Hochtemperaturfackeln gem. Nr. 5.4.8.1.3a und verdeckt brennende Fackeln gem. 5.4.8.1.3b 

sowie Hoch-, Boden- oder Feldfackel gem. Nr. 5.4.8.1.3c TA Luft finden die in Nr. 5.2 TA Luft festge-

legten Massenströme keine Anwendung. 

10.2.2.2  Öffentlich-rechtliche Vorgaben am Beispiel des Gewässerschutzes 

Grundsätzlich bedürfen Anlagen mit einem Volumen an wassergefährdenden Stoffen von bis zu 1 Ku-

bikmeter, die doppelwandig sind oder über ein Rückhaltevolumen verfügen, das das gesamte in der 

Anlage vorhandene Volumen wassergefährdender Stoffe zurückhalten kann, keiner Eignungsfeststel-

lung gem. § 63 Abs. 1 WHG. Eine Ammoniak-basierte Wasserstofftankstelle dürfte diese Kapazitäten 

regelmäßig überschreiten.  

Ferner bedürfen Anlagen zum Lagern, Abfüllen oder Umschlagen gasförmiger wassergefährdender 

Stoffe gem. § 63 Abs. 1 WHG i. V. m. AwSV keiner Eignungsfeststellung. Bei einer Ammoniak-basierten 

Wasserstofftankstelle wird das Ammoniak nicht nur gelagert, sondern auch von Ammoniak in Wasser-

stoff gecrakt. Die Funktionsweise der Anlage geht demnach über das bloße Lagern, Abfüllen und Um-

schlagen hinaus. 

Wie weitreichend die Eignungsfeststellung und Prüfung der Anlage geht, richtet sich nach den Kapazi-

täten der Tankstelle. In der Tabelle 21 werden die Vorgaben aus § 63 WHG und § 39 AwSV zusammen-

gefasst. 
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Tabelle 21 Zusammenfassung der Gefährdungsstufe von Ammoniak nach § 39 AwSV 

  

Volumen in Ku-

bikmetern 

(m3) 

oder Masse in 

Tonnen (t) 

Gefährdungsstufe von Ammoniak nach § 39 AwSV und Überblick über die Anforderungen an An-

lagen (Auszug) 

 Anforderungen unabhängig von der Gefährdungsstufe 

 

▪ Ausnahme von der Eignungsfeststellung nach § 63 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes für  

▪ Anlagen zum Lagern, Abfüllen oder Umschlagen gasförmiger wassergefährdender 

Stoffe 

▪ Anlagen mit einem Volumen von bis zu 1 Kubikmeter, die doppelwandig sind 

▪ Anlagen mit einem Volumen von bis zu 1 Kubikmeter, über ein Rückhaltevolumen ver-

fügen, das das gesamte in der Anlage vorhandene Volumen wassergefährdender Stoffe 

zurückhalten kann 

≤ 1 t oder ≤ 1 m³ Stufe A 

 
▪ Dokumentations- und Prüfpflichten (§ 43, 46, 47) 

▪ Verbot von Errichtung und Betrieb in engeren Zonen und Schutzgebieten (§ 49 Abs. 1) 

> 1 ≤ 10 Stufe B 

 

▪ Ausnahme von der Eignungsfeststellung, wenn  

▪ entsprechende CE-Kennzeichnung oder  

▪ Baugenehmigung oder  

▪ Behälter/Verpackung Zulassung gefahrgutrechtlich vorliegt und  

▪ Sachverständigengutachten (§ 41 Abs. 2) 

▪ Dokumentations- und Prüfpflichten (§ 43, 46, 47) 

▪ Verbot von Errichtung und Betrieb in engeren Zonen und Schutzgebieten (§ 49 Abs. 1) 

> 10 ≤ 100 Stufe C 

 

▪ Ausnahme von der Eignungsfeststellung, wenn   

▪ entsprechende CE-Kennzeichnung oder  

▪ Baugenehmigung oder  

▪ Behälter/Verpackung Zulassung gefahrgutrechtlich vorliegt und  

▪ Sachverständigengutachten (§ 41 Abs. 2) 

▪ Dokumentations- und Prüfpflichten (§ 43, 46, 47) 

▪ Verbot von Errichtung und Betrieb in engeren Zonen und Schutzgebieten (§ 49 Abs. 1) und 

Verbot von Errichtung und Betrieb unterirdischer Anlagen in weiteren Zonen (§ 49 Abs. 2) 

> 100 Stufe D 

 

▪ Ermessen der Behörde, ob Ausnahme von Eignungsfeststellung (§ 41 Abs. 3) 

▪ Dokumentations- und Prüfpflichten (§ 43, 46, 47) 

▪ Verbot von Errichtung und Betrieb in engeren Zonen, Schutzgebieten (§ 49 Abs. 1) und weiteren 

Zonen (§ 49 Abs. 2) 
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Anforderungen an die Rückhaltung von wassergefährdenden Stoffen werden in § 18 AwSV gestellt. 

Sowie Anforderungen an die Entwässerung in § 19 AwSV. Zudem wird in der AwSV zwischen öffentli-

chen Tankstellen und Tankstellen zum Eigenverbrauch gem. § 18 und § 19 AwSV differenziert. So gel-

ten gem. § 19 Abs. 3 AwSV für Eigenverbrauchstankstellen die §§ 19 Abs. 1 und 2 und 18 Abs. 3 nicht, 

wenn durch Maßnahmen technischer oder organisatorischer Art sichergestellt ist, dass ein gleichwer-

tiges Sicherheitsniveau erreicht wird. 

Hemmnis: Über eine entsprechende CE-Kennzeichnung kann die Eignungsfeststellungaus § 63 WHG ab-

gekürzt werden. Hierfür bedarf es einer entsprechenden Normierung. Bisher wurden keine europäischen 

Normen entwickelt, die spezifisch für Ammoniak-basierte Wasserstofftankstellen gelten. Für Ammoniak-

Technologien, die für andere Bereiche entwickelt wurden, wie Ammoniak als Kältemittel oder Ammoniak 

im Bereich der Chemischen Industrie, bestehen solche Normen. Zusätzlich bestehen technische Normen 

für Tankstellen, die fossile Energien bereitstellen. Daher ist es auch nicht möglich, eine Eignungsfiktion 

über die CE-Kennzeichnung zu erhalten und so das Genehmigungsverfahren zumindest in dem Bezug auf 

das Gewässerschutzrecht zu verkürzen.  

Handlungsempfehlung: Um eine Eignungsfiktion und gleichzeitig ein hohes Sicherheitsniveau zu erhal-

ten sowie Bauweisen zu standardisieren, bietet es sich an, entsprechende europäische Normen zu etablie-

ren. Standardisierungen wie europäische Normen können das Genehmigungsverfahren erleichtern. Zu-

sätzlich zur Eignungsfiktion nach § 63 Abs. 4 WHG bieten sie eine Richtschnur für Antragssteller und Ge-

nehmigungsbehörde. Für Bauprodukte, Druckgeräte und Maschinen bestehen momentan keine passge-

nauen europäischen Normen, die eine CE-Kennzeichnung ermöglichen. Entsprechend wird empfohlen, 

Prozesse zur Veröffentlichung das Normen anzustoßen. Da der Veröffentlichungsprozess einer europäi-

schen Norm circa zwei Jahre dauert,310 ist es sinnvoll möglichst zeitnah europäische Normen zu entwer-

fen. 

10.2.2.3  Belange des Arbeitsschutzes am Beispiel der Betriebssicherheitsver-

ordnung 

Die rechtlichen Grundlagen zum Arbeitsschutz wurden bereits im Kapitel 6.2.2.3 Belange des Arbeits-

schutzes besprochen. Eine relevante Norm für Wasserstofftankstellen im Bereich des Arbeitsschutzes 

ist § 18 BetrSichV. Er beinhaltet Vorgaben zu einer Erlaubnispflicht nach § 18 Abs. 1 BetrSichV. 

Demnach bedürfen Errichtung und Betrieb sowie die Änderungen der Bauart oder Betriebsweise be-

stimmter Anlagen einer Erlaubnis der zuständigen Behörde.  

Welche Anlagen dieser Erlaubnispflicht unterliegen, ergibt sich aus einer Positivliste in 

§ 18 Abs. 1 BetrSichV. Ausnahmeregelungen sind § 18 Abs. 2 BetrSichV zu entnehmen. Zusätzlich wird 

aber in § 1 Abs. 4 BetrSichV unter anderem der § 18 BetrSichV ausgeschlossen. 

Im Folgenden wird untersucht, welche Energieanlagen unter den § 1 Abs. 4 BetrSichV fallen und da-

mit nicht erlaubnispflichtig nach § 18 BetrSichV sind, sowie welche Anlagen von der Erlaubnispflicht 

umfasst sind. Hierfür muss zunächst der Begriff der „Energieanlage“ i. S. d. § 1 Abs. 4 BetrSichV genauer 

gefasst werden. Im Verordnungstext wird zunächst auf § 3 Nr. 15 EnWG verwiesen. Demnach sind 

Energieanlagen „Anlagen zur Erzeugung, Speicherung, Fortleitung oder Abgabe von Energie, soweit 

sie nicht lediglich der Übertragung von Signalen dienen, dies schließt die Verteileranlagen der Letzt-

verbraucher sowie bei der Gasversorgung auch die letzte Absperreinrichtung vor der 

 
 
310 Lyda u. a., [Fn. 40], S. 73 f. 
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Verbrauchsanlage ein“. Was sich nicht aus dem Wortlaut der Norm ergibt, ist, dass Wasserstoff-Tank-

stellen sich regelmäßig nicht unter den Begriff der „Energieanlage“ fassen lassen. Denn Wasserstoff-

Anlagen fallen nur unter den Begriff der Energieanlage, wenn die leitungsgebundene Wasser-

stoffversorgung adressiert wird.311 Das ergibt sich auch aus § 1 Abs. 1 EnWG, der auf eine leitungsge-

bundene Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität, Gas und Wasserstoff abzielt sowie aus der 

Energiedefinition gem. § 3 Nr. 14 EnWG, nach der nur die leitungsgebundene Energieversorgung hier 

einbezogen ist.312 Eine Tankstelle, die wie in der Abbildung 15 lediglich mit Ammoniak versorgt wird, 

gilt damit nicht als Energieanlage nach § 3 Abs. 15 EnWG. In dem Fall gilt die Ausnahme von § 1 Abs. 4 

BetrSichV nicht für die Ammoniak-basierte Wasserstofftankstelle und der Abschnitt 3 der BetrSichV 

kann angewendet werden. Der Fall, dass die Ammoniak-basierte Wasserstofftankstelle in einen Anla-

genverbund eingeplant wird, der zusätzlich aus dem (noch nicht errichteten) Wasserstoffnetz betrie-

ben wird und somit an den leitungsgebundenen Wasserstoff angeschlossen ist, ist von technischer 

Seite in diesem Projekt nicht vorgesehen und wird daher nicht weiter untersucht. 

Da Ammoniak-basierte Wasserstofftankstellen keine Energieanlagen i. S. d. § 3 Nr. 15 EnWG sind, ist 

der Abschnitt 3 der BetrSichV anwendbar.  

§ 18 Abs. 1 BetrSichV stellt eine Positivliste zusammen, welche Anlagen unter die Erlaubnispflicht 

fallen. Dazu zählen auch nach der Nr. 3 Anlagen einschließlich der Lager- und Vorratsbehälter zum 

Befüllen von Land-, Wasser- und Luftfahrzeugen mit entzündbaren Gasen im Sinne von An-

hang 1 Nr. 2.2 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpa-

ckung von Stoffen und Gemischen zur Verwendung als Treib- oder Brennstoff (Gasfüllanlagen). An-

hang 1 Nr. 2.2 der CLP-VO beschäftigt sich mit entzündbaren Gasen. Definiert werden diese als Gase 

oder Gasgemische, die in Luft bei 20°C und einem Standarddruck von 101,3 kPa einen Explosionsbe-

reich haben. In dem Anhang 1 Nr. 2.2 der CLP-VO werden hierzu genauere Angaben gefasst. Unter 

anderem wird festgelegt, dass extrem entzündbares Gas in die Kategorie 1 und damit unter den Ge-

fahrenhinweis H220 fallen und entzündbare Gase als Kategorie 2 unter den Gefahrenhinweis H221 

fallen. Wasserstoff ist als extrem entzündbares Gas der Kategorie 1 bzw. dem Gefahrenhinweis H220 

zuzuordnen. Ammoniak wird mit den Gefahrenhinweisen H314 (Verursacht schwere Verätzungen der 

Haut und schwere Augenschäden), H335 (Kann die Atemwege reizen) und H412 (Schädlich für Was-

serorganismen, mit langfristiger Wirkung) klassifiziert, ist aber kein entzündliches Gas. 

Da Anlagenkomponenten mit Ammoniak nicht unter die Erlaubnispflicht fallen, wohl aber die Anla-

genkomponenten einschließlich zu Lagerung von Wasserstoff, dürfte sowohl die Wasserstoffzapf-

säule (siehe Nr. 6 der Abbildung 15) als auch der Wasserstoffspeicher (Siehe Nr. 5 der Abbildung 

15) von der Erlaubnis nach § 18 BetrSichV erfasst sein. 

Inhalt des Antrags zur Erteilung der Erlaubnis sind gem. § 18 Abs. 3 S. 3 f BetrSichV Aufstellung, Bauart 

und Betriebsweise, um darzustellen, dass den Anforderungen der BetrSichV entsprochen wird. Zusätz-

lich wird auf die Anforderungen des Brand- und Explosionsschutzes aus der Gefahrstoffverordnung 

verwiesen. Darüber hinaus muss dargestellt werden, dass mögliche Gefährdungen, die sich aus Wech-

selwirkungen mit anderen Arbeitsmitteln ergeben, betrachtet wurden und die Anforderungen sowie 

die vorgesehenen Schutzmaßnahmen geeignet sind, die Anlage nach Vorgaben des Anhang 2 Abschnitt 

3 und 4 BetrSichV sicher zu betreiben. Ferner muss dargestellt werden, dass die sich aus der 

 
 
311 Bourwieg u. a., EnWG, EnWG § 3 Rn. 36. 
312 Assmann u. a., Energiewirtschaftsgesetz,  EnWG § 3 Nr. 15 Rn. 8. 
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Zusammenarbeit verschiedener Arbeitgeber ergebenden Maßnahmen nach § 13 BetrSichV berück-

sichtigt wurden. Zusätzlich ist den Antragsunterlagen ein Prüfbericht beizufügen, dass die Anlage ent-

sprechend der Prüfungen nach Anhang 2 Abschnitt 3 und 4 BetrSichV sicher betrieben werden kann. 

Die zuständige Behörde hat die Erlaubnis gem. § 18 Abs. 4 BetrSichV zu erteilen, wenn die vorgesehene 

Aufstellung, Bauart und Betriebsweise den sicherheitstechnischen Anforderungen dieser Verordnung 

und hinsichtlich des Brand- und Explosionsschutzes auch der Gefahrstoffverordnung entsprechen.  

Wasserstofftankstellen (ohne eine Lagerung in Form von Ammoniak) wurden im Schrifttum bereits 

ausführlich diskutiert. So bestehen auch von verschiedenen Autor: innen Leitfäden für den Genehmi-

gungsprozess solcher Anlagen. Die Anwendung der Leitfäden ist nicht immer einheitlich dargestellt. 

Im Rahmen dieser Leitfäden wird ein Schwerpunkt auf die BetrSichV gelegt. Innerhalb einiger Leitfä-

den wird an dieser Stelle auch die Gashochdruckleitungsverordnung (GasHDrLtgV) in den Fokus 

gestellt. Fälschlicherweise kommt es hierbei häufig zu einer Vermengung der BetrSichV und der GasH-

DrLtgV, die nicht unbedingt vom Gesetzgeber in Bezug auf Wasserstoff-Tankstellen gewollt war. 

Schließlich geht deutlich aus der GasHDrLtgV hervor, dass sie nur auf Wasserstoffleitungen ab einer 

Länge von 1.000 m anwendbar ist. So heißt es teilweise, Gasfüllanlagen als Energieanlage seien nicht 

nach § 18 BetrSichV erlaubnispflichtig, sondern ggf. bei der Energieaufsicht anzeigepflichtig nach § 5 

GasHDrLtgV.313 An anderer Stelle heißt es, bei dem Erreichen von Drücken in den Rohrleitungen über 

16 bar bestehe eine Anzeigepflicht gemäß GasHDrLtgV.314 Nicht genannt wird, dass dies nur für Rohr-

leitungen ab 1000 m gilt. 

Es liegt nahe, dass diese Verwechslung von BetrSichV und GasHDrLtgV im Schrifttum an der ver-

klausulierten Ausgestaltung des § 1 Abs. 4 BetrSichV liegt. 

Hemmnis: Der Anwendungsbereich des Abschnitt 3 der BetrSichV aus ihrem § 1 Abs. 4 BetrSichV ist un-

übersichtlich dargestellt, was zu einem hohen administrativen Aufwand für Anwender: innen führen 

kann. Wann die Erlaubnispflicht aus § 18 BetrSichV greift, ist soweit missverständlich, dass die Erlaub-

nispflicht aus § 18 BetrSichV in Leitfäden mit der Anzeigepflicht aus § 5 GasHDrLitgV vermengt wird und 

somit nicht einwandfrei deutlich wird, wann die Erlaubnispflicht aus § 18 BetrSichV und wann die Anzei-

geflicht aus § 5 GasHDrLitgV anzuwenden ist. 

 
Handlungsempfehlung: Die Ausnahmeregelung aus § 1 Abs. 4 BetrSichV ist anwendungsunfreundlich 

formuliert. Um eine rechtssichere Anwendung zu unterstützen, sollte der Anwendungsbereich für Gasfüll-

anlagen deutlich formuliert werden und eine klare Abgrenzung zur GasHDrLitgV geschaffen werden.  

 
 
313 Fricke u. a., Portalgreen, Power-to-Gas-Leitfaden zur Integration  Erneuerbarer Energien, S. 28. 
314 Landesagentur für Energie und Klimaschutz, Bayern, Genehmigungsrechtlicher Leitfaden für  Wasserstoff-Tank-

stellen (Gasfüllanlagen) im Freistaat Bayern.  
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Insbesondere durch die Verwendung von Wasserstoff besteht bei dem Betrieb einer Ammoniak-ba-

sierten Wasserstofftankstelle ein erhöhtes Explosionsrisiko. Maßnahmen zum Explosionsschutz wer-

den durch die BetrSichV und deren technische Regeln für Betriebssicherheit (TRBS) getroffen.315 

Zum Explosionsschutz existieren eine Vielzahl an Regelungen. Dazu gehören unter anderem:  

10.2.2.4 Normkonkretisierende Technische Regelwerke  

Bisher bestehen einige technische Regelwerke, die in Teilen auf Ammoniak-basierte Wasserstoff-

Tankstellen angewendet werden können. Parallel hierzu bestehen bereits technische Regelwerke für 

Wasserstofftankstellen sowie LNG-Tankstellen. Auf Ammoniak-basierte Wasserstofftankstellen an-

wendbare Normen werden in der Tabelle 22 zusammengefasst (nicht abschließend). 

Tabelle 22 Allgemeine technische Regelwerke zu Ammoniak, die auch auf Tankstellen angewendet werden können 

Fundstelle Titel Zusammenfassung 

DIN EN 12115 

 

Gummi- und Kunststoffschläuche und 

-schlauchleitungen für flüssige oder 

gasförmige Chemikalien - Anforde-

rungen; Deutsche Fassung 

EN 12115:2021 

Ausgabe 2021-04 

Anforderungen fest für zwei Typen von Schlauchlei-

tungen (Typ D und Typ SD) und vier Klassen  

Schlaucharmaturen aus Metall zum Fördern von flüs-

sigen oder gasförmigen Stoffen. 

Schlauchleitungen sind für den Einsatz mit den geför-

derten Chemikalien im Temperaturbereich von -20 °C 

bis +65 °C bei einem Betriebsdruck von ≤10 bar vor-

gesehen. 

Sicherheitsanforderungen für diese Schlauchleitun-

gen  

 
 
315 Technische Regeln für Betriebssicherheit, Struktur und Anwendung der Technischen Regeln für Betriebssicher-

heit, TRBS 1001, Ausgabe: März 2018, GMBl 2018 S. 398 [Nr. 22], S. 1. 

Explosionsschutzkonzept Prüfbericht einer zugelassenen Überwachungsstelle, der aufzeigt, dass Auf-

stellung, Bauart und Betriebsweise der Anlagen den Anforderungen der Verordnungen entsprechen 

▪ TRBS 1112 Teil 1: Explosionsgefährdungen bei und durch Instandhaltungsarbeiten – Beurteilungen 

und Schutzmaßnahmen 

▪ TRBS 1122: Änderungen von Gasfüllanlagen, Lageranlagen, Füllstellen, Tankstellen und Flugfeldbe-

tankungsanlagen - Ermittlung der Prüfpflicht nach Anhang 2 Abschnitt 3 BetrSichV und der Erlaubnis-

pflicht gemäß § 18 BetrSichV 

▪ TRBS 1123: Prüfpflichtige Änderungen von Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen – Ermittlung 

der Prüfnotwendigkeit gemäß § 15 Absatz 1 BetrSichV 

▪ TRBS 1201 Teil1: Prüfung von Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen 

▪ TRBS 3151/TRGS 751: Vermeidung von Brand-, Explosions- und Druckgefährdungen an Tankstellen 

und Füllanlagen zur Befüllung von Landfahrzeugen 

▪ TRGS 407: Tätigkeiten mit Gasen - Gefährdungsbeurteilung  
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DIN EN 12285-1 

 

Werksgefertigte Tanks aus Stahl - Teil 

1: Liegende, zylindrische, ein- und 

doppelwandige Tanks zur unterirdi-

schen Lagerung von brennbaren und 

nicht brennbaren wassergefährden-

den Flüssigkeiten, die nicht für das 

Heizen und Kühlen von Gebäuden 

vorgesehen sind; Deutsche Fassung 

EN 12285-1:2018 Ausgabe 2018-12 

 

Produkteigenschaften sowie Prüfverfahren für 

werksgefertigte zylindrische, liegende, einwandige 

(Typ S)  

doppelwandige (Typ D) Stahltanks zur unterirdi-

schen Lagerung (brennbarer und nichtbrennbarer) 

wassergefährdender Flüssigkeiten, die bei üblichen 

Umgebungstemperaturbedingungen (−20 °C bis +50 

°C) in industriellen Prozessen oder Tankstellen in-

stalliert sind, mit folgenden Anwendungsgrenzen  

Nenndurchmesser von 800 mm bis 3000 mm; 

maximale Gesamtlänge bis zum 6-Fachen des Nenn-

durchmessers; 

Betriebsduck ( Po) von höchstens 50 kPa (0,5 bar(g)) 

und mindestens −5 kPa (−50 mbar(g)); und 

für doppelwandige Tanks mit einem Unter-Leckan-

zeigesystem, bei denen die kinematische Viskosität 

des Lagermediums 5 × 10-3 m2 /s nicht übersteigt. 

VDI-EE 4635 Blatt 

4.1 

 

Power-to-X - Genehmigungsverfah-

ren für Power-to-X-Anlagen 

Ausgabe 2024-08 

VDI-Expertenempfehlung als praxisnaher Leitfaden 

und Orientierungshilfe zur Genehmigung von Power-

to-X-Anlagen 

Erläuterungen regulative und normative Hierarchien 

erläutert  

Anforderungen aus Rechtsvorschriften und Genehmi-

gungen beispielhaft aufgeführt. 

DIN EN 17127 

Wasserstofftankstellen im Außenbe-

reich zur Abgabe gasförmigen Was-

serstoffs und Betankungsprotokolle 

umfassend; Deutsche Fassung 

EN 17127:2018 

Ausgabe 2019-09 

 

./. 

DIN EN 17124  

 

Wasserstoff als Kraftstoff - Produkt-

festlegung und Qualitätssicherung für 

Wasserstoffbetankungsanlagen zur 

Abgabe gasförmigen Wasserstoffs - 

Protonenaustauschmembran (PEM)-

Brennstoffzellenanwendungen für 

Fahrzeuge; Deutsche Fassung 

EN 17124:2022  

Ausgabe 2022-12  

 

./. 

Norm-Entwurf  

DIN EN ISO 24078  

 

Wasserstoff in Energiesystemen - Vo-

kabular (ISO/DIS 24078:2023); 

Deutsche und Englische Fassung 

prEN ISO 24078:2023  

Ausgabe 2024-08  

 

 

./. 

https://www.din.de/de/wdc-beuth:din21:378351836
https://www.din.de/de/wdc-beuth:din21:378351836
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Norm-Entwurf  

DIN ISO 19887  

 

Gasförmiger Wasserstoff - Bauteile 

des Betankungssystems für Fahr-

zeuge mit Wasserstoffantrieb 

(ISO/DIS 19887:2023); Text Deutsch 

und Englisch  

Ausgabe 2024-08  

 

./. 

 

Gleichzeitig bestehen bereits Normkonkretisierungen für Tankstellen, die auf fossilen Energieträgern, 

beruhen.  Normkonkretisierungen können zu einer Erleichterung im Genehmigungsverfahren führen, 

wodurch eine Bevorteilung von Tankstellen für fossile Energieträger entsteht. In der Tabelle 23 wer-

den technische Regelwerke für Tankstellen fossiler Energieträger beispielhaft genannt.  

Tabelle 23 Technische Regelwerke für Tankstellen mit fossilen Kraftstoffen (Auswahl) 

FUNDSTELLE TITEL 

DIN EN 14678-1 
 

Flüssiggas-Geräte und Ausrüstungsteile - Bau- und Arbeitsweise von Flüssiggas-Geräten 

für Autogas-Tankstellen - Teil 1: Zapfsäulen; Deutsche Fassung EN 14678-1:2013 
 

 

DIN EN ISO 16923 
 

Erdgastankstellen - CNG-Tankstellen zur Betankung von Fahrzeugen (ISO 16923:2016); 

Deutsche Fassung EN ISO 16923:2018 

DIN EN ISO 16924 

 

Erdgastankstellen - Tankstellen für verflüssigtes Erdgas (LNG) zur Betankung von Fahr-

zeugen (ISO 16924:2016); Deutsche Fassung EN ISO 16924:2018 
 

DIN EN 14678-3 

 

Flüssiggas-Geräte und Ausrüstungsteile - Bau- und Arbeitsweise von Flüssiggas-Geräten 

für Autogas-Tankstellen - Teil 3: Tankanlagen für private und industrielle Tankstellen; 

Deutsche Fassung EN 14678-3:2013, Ausgabe 2013-03 

DIN EN 14678-2 

 

Flüssiggas-Geräte und Ausrüstungsteile - Bau- und Arbeitsweise von Flüssiggas-Geräten 

für Autogas-Tankstellen - Teil 2: Bauteile, außer Zapfsäulen, und Anforderungen an die 

Aufstellung; Deutsche Fassung EN 14678-2:2007+A1:2012 

Ausgabe 2012-04 

DVGW G 711 ; 

VdTÜV MB DRGA 

510:2020-10 

 

CNG-Tankstellen - Planung, Bau, Prüfung und Inbetriebnahme 

Ausgabe 2020-10 

DWA-A 781 ; TRwS 

781:2024-01 

 

Technische Regel wassergefährdender Stoffe (TRwS 781) - Tankstellen für Kraftfahrzeuge 

Ausgabe 2024-01 

 

Hemmnis: Auf der Ebene von technischen Regelwerken ist es bereits möglich, als Rechtsanwender: in auf 

mehrere zurückzugreifen. Die Normen schließen primär Wasserstofftankstellen ein, in denen Wasserstoff 

nicht in Form von Ammoniak gespeichert wird. Besonders für den Cracker bestehen bisher keine techni-

schen Regelwerke, die als Leitfaden für die sichere Errichtung und Betrieb von Ammoniak-basierten Was-

serstofftankstellen fungieren. Demgegenüber bestehen technische Normen für Tankstellen mit fossilen 

Energieträgern. 
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Handlungsempfehlung: Um den Ausbau von Ammoniak-basierten Tankstellen zu beschleunigen und 

gleichzeitig sicher zu gestalten, sollten technische Regelwerke entwickelt werden, die ein hohes Sicher-

heitsniveau bieten und gleichzeitig die Planung und Genehmigung solcher Anlagen erleichtern. Hierbei 

kann sich bezüglich des Sicherheitsniveaus und der Regelungstiefe an bereits bestehenden Normen für 

fossile Tankstellen orientiert werden. 

10.3 Hemmnisse und Handlungsempfehlungen 

Ein Hemmnis im Rahmen des Genehmigungsverfahrens von Ammoniak-basierten Wasserstoff-Tank-

stellen ist der Umstand, dass Cracker regelmäßig unter das Genehmigungsverfahren nach 

§ 10 BImSchG fallen und somit auch eine Öffentlichkeitsbeteiligung notwendig wird. Entsprechend 

fällt eine solche Tankstelle – unabhängig von ihrer Kapazität – auch unter dieses Verfahren. Zusätzlich 

ist der Anwendungsbereich der BetrSichV unübersichtlich gestaltet, was zu einer unhandlichen An-

wendung führen kann. Zuletzt fehlt es auch bei Ammoniak-betriebenen Wasserstoff-Tankstellen an 

technischen Regelwerken. 

Tabelle 24 Hemmnisse und Handlungsempfehlungen für den Rechtsrahmen von Ammoniak-betrieben 
Wasserstoff-Tankstellen 

Rechtliche Hemmnisse und Änderungsbedarfe bei der Errichtung und dem Betrieb von landseitigen NH3-Betankungsan-

lagen 

Hemmnis Erläuterung Handlungsempfehlung 

Fehlende Mengen-

schwellwerte für 

Cracker 

Da Ammoniak-basierte Wasserstofftankstellen 

mit einem Cracker ausgestattet sind, fallen sie für 

gewöhnlich unter das immissionsschutzrechtliche 

Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbetei-

ligung nach § 10 BImSchG.  

Dies geschieht unabhängig von der Größe des Cra-

ckers. Entsprechend fallen die Haupt- und Neben-

einrichtungen einer Ammoniak-basierten Tank-

anlage ebenfalls unter das Genehmigungsverfah-

ren nach § 10 BImSchG. Zwischen Tankstellen mit 

kleinen oder großen Kapazitäten wird nicht diffe-

renziert. 

 

 

Für Cracking-Anlagen sollten ebenfalls Mengen-

schwellwerte eingeführt werden, damit für kleine 

dezentrale Cracking-Anlagen kein Genehmigungs-

verfahren nach § 10 BImSchG notwendig wird, son-

dern auch ein vereinfachtes Verfahren nach § 19 

BImSchG ermöglicht wird. Damit eine Änderung der 

4. BImSchV EU-konform ausfällt, muss zuvor auf eu-

ropäischer Ebene die IE-RL angepasst werden. Hier-

bei kann sich an dem Anhang 1 Nrn. 10.26 ff der 

4. BImSchV über die Produktion von Wasserstoff 

über die Elektrolyse orientiert werden. Da das in 

Crackern verwendete Ammoniak andere Sicher-

heitsrisiken als Wasserstoff bringt, sollten die 

Mengenschwellwerte an das Gefährdungspo-

tential angepasst werden.  

 

Unübersichtliche 

Gestaltung des An-

wendungsbereichs 

der BetrSichV 

Anwendungsbereich des Abschnitt 3 der Be-

trSichV aus ihrem § 1 Abs. 4 BetrSichV ist unüber-

sichtlich dargestellt, was zu einem hohen admi-

nistrativen Aufwand für Anwender: innen führen 

kann. Wann die Erlaubnispflicht aus § 18 Be-

trSichV gereift, ist soweit missverständlich, dass 

die Erlaubnispflicht aus § 18 BetrSichV in Leitfä-

den mit der Anzeigepflicht aus § 5 GasHDrLitgV 

vermengt wird und somit nicht einwandfrei deut-

lich wird, wann die Erlaubnispflicht aus § 18 Be-

trSichV und wann die Anzeigeflicht aus § 5 GasH-

DrLitgV anzuwenden ist.  

 

 

Die Ausnahmeregelung aus § 1 Abs. 4 BetrSichV ist 

anwendungsunfreundlich formuliert. Um eine 

rechtssichere Anwendung zu unterstützen, sollte 

der Anwendungsbereich für Gasfüllanlagen deutlich 

formuliert werden und eine klare Abgrenzung zu 

GasHDrLitgV geschaffen werden.  
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Technische Regel-

werke stark aus-

baufähig 

Auf der Ebene von technischen Regelwerken ist es 

bereits möglich als Rechtsanwender: in auf meh-

rere zurückzugreifen. Die Normen schließen pri-

mär Wasserstofftankstellen ein, in denen Wasser-

stoff nicht in Form von Ammoniak gespeichert 

wird. Besonders für den Cracker bestehen bisher 

keine technischen Regelwerke, die als Leitfaden 

für die sichere Errichtung und Betrieb von Ammo-

niak-basierten Wasserstofftankstellen fungieren. 

Dem gegenüber bestehen Technische Normen für 

Tankstellen mit fossilen Energieträgern. 

 

 

Um den Ausbau von Ammoniak-Basierten Tankstel-

len und Beschleunigen und gleichzeitig sicher zu ge-

stalten, sollten technische Regelwerke entwickelt 

werden, die ein hohes Sicherheitsniveau bieten und 

gleichzeitig die Planung und Genehmigung solcher 

Anlagen erleichtern. Hierbei kann sich bezüglich des 

Sicherheitsniveaus und der Regelungstiefe an be-

reits bestehenden Normen für fossile Tankstellen 

orientiert werden. 
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11 Energie-Versorgungssystem für 

Versorgung eines BHKW 

In Ammoniak gespeicherte Energie kann über einen Ammoniak-Cracker-Motor nutzbar ge-

macht werden. Konkret wird in einem CAMPFIRE-Teilprojekt ein 1 MWel Forschungs-Block-

heizkraftwerk (BHKW) entwickelt, das mit Ammoniak und Wasserstoff betrieben wird. Im 

Folgenden liegt der Fokus auf der Errichtung und dem, Betrieb von  Ammoniak-BHKW, un-

abhängig von ihrer Kapazität. Die rechtliche Analyse macht deutlich, dass Hemmnisse in 

erster Linie im Bereich der r BImSchG-Verordnungen und bei den anwendbaren Technischen 

Regelwerken bestehen.    

Im Rahmen eines CAMPFIRE-Teilprojektes soll ein Ammoniak-Brennverfahrens für stationäre Anwen-

dungen in einem 1 MWel BHKW-Gasmotor entwickelt und umgesetzt werden. 

11.1 Funktionsweise 

Die Funktionsweise eines Ammoniak-betriebenen BHKW ist in einigen Punkten vergleichbar mit dem 

Betrieb eines mit Erdgas oder Diesel betriebenen BHKW. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für den Betrieb eines containerbasierten Ammoniak-Cracker-Motors muss zunächst Ammo-

niak als Brennstoff wird bevorzugt in einem Tank gelagert. Das Ammoniak wird flüssig gela-

gert, da dieser durch die flüssige Form eine höhere Speicherdichte erlangt. Abhängig davon, 

welche Funktion das BHKW erfüllen soll, wird ein zusätzlicher Wasserstoffspeicher benötigt. Hinter-

grund ist der, dass der Cracker (siehe Nr. 4) einige Minuten zum Hochlauf benötigt. Bis der Cracker 

Abbildung 17 Grundlegender Aufbau eines containerbasierten Ammoniak-Cracker-Motors im Rahmen des Teil-
projektes DF 12_1. 
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hochgelaufen ist, kann er keinen Wasserstoff bereitstellen. Wasserstoff kann dementsprechend erst 

nach Beendigung des Hochlaufs breit gestellt werden. Vor allem bei einem hoch flexiblen Betrieb des 

BHKWs, wird neben dem Ammoniak-Lager noch ein Wasserstoff-Lager benötigt. 

Dem Tank ist ein Verdampfer nachgelagert. Der Verdampfer wandelt Ammoniak von der flüs-

sigen Form zur gasförmigen. Gasförmiges Ammoniak ist für die Verbrennung insoweit vorteil-

haft, da die notwendige Verdampfungssenthalpie nicht innerhalb des Verbrennungsmotors erbracht 

werden muss, wodurch ein höherer Wirkungsgrad erreicht werden kann. Für die Verdampfung kann 

in der Regel Wärme auf sehr niedrigen Temperaturniveau verwendet werden. 

Ein Teil des gasförmigen Ammoniaks wird darauf in den Cracker geleitet. Der Cracker wandelt 

das Ammoniak mit Wärme und einem Katalysator zu Wasserstoff und Stickstoff um. Ein Teil 

des Ammoniaks muss deshalb zu Wasserstoff umgewandelt werden, da Ammoniak allein 

keine ausreichende Zündeigenschaft vorweist. Die Beimischung von Wasserstoff verbessert die Zünd-

eigenschaft von Ammoniak und es kann als Brennstoff eingesetzt werden. In dem Teilprojekt wird da-

her ein Teil des Ammoniaks zu Wasserstoff gecrackt. Der Cracker besteht grundsätzlich aus einem Ka-

talysator und benötigt eine Wärmezufuhr (siehe Kapitel 8 Rechtliche Analyse NH3-Reaktoren (Cracker) 

für Mittellastanlagen). Die benötigte Wärme wird im Rahmen des Forschungsprojektes elektrisch be-

reitgestellt, kann aber auch durch ein Brenngas erzeugt werden. 

Durch den Cracking-Prozess entsteht Wasserstoff und Stickstoff. Gemeinsam mit der Umge-

bungsluft, in der Sauerstoff enthalten ist, wird der Wasserstoff sowie das Ammoniak, das nicht 

gecrackt wurde, in den Motor des containerbasierten Ammoniak-Cracker-Motors geleitet. 

Das Gasgemisch wird in den Verbrennungsmotor geleitet. Der Ammoniak- Verbrennungsmo-

tor ist ähnlich aufgebaut wie herkömmlichen Verbrennungsmotoren für Erdgas. Bspw. kön-

nen Hubkolbenverbrennungsmotoren eingesetzt werden. Innerhalb des Motors wird das Luft-

Ammoniak-Wasserstoffgemisch gezündet. Die initiale Zündung bzw. Entflammung erfolgt über den 

Anteil an Wasserstoff. Die freigesetzte Energie initiiert die Oxidationsreaktionen mit dem Ammoniak, 

die eine höhere Zündungsenergie als Wasserstoff benötigt. Damit Wasserstoff als Zündung funktionie-

ren kann, muss nach aktuellem Stand der Technik ca. 5-10 Volumenprozent Wasserstoff beigemischt 

werden. Bei niedrigen Lasten bzw. beim Start des Motors kann der benötigte Wasserstoffanteil auf 

über 30% ansteigen. Abhängig von der Beimischung des Anteils an Wasserstoff verändern sich die 

Emissionen des Motors. Wird der Anteil an Wasserstoff erhöht, steigen auch die Stickoxid-Emissionen 

(NOx) am Motor. Mit einem sinkenden Anteil an Wasserstoff, sinken auch die Stickoxid-Emissionen. 

Allerdings wird somit auch weniger Ammoniak abgebrannt und die Amonniak-Emissionen am Motor 

steigen. Zusätzlich entsteht am Motor Distickstoffmonoxid (allgemein bekannt als Lachgas, N2O). Im 

Rahmen des Forschungsprojektes zeigen sich Trends, dass mit steigendem Wasserstoffgehalt auch 

mehr Lachgas emittiert wird. Die Anteile von Stickoxiden und Ammoniak müssen entsprechend aufei-

nander abgestimmt werden, um ein geeignetes Verhältnis für die Abgasnachbehandlung zu erhalten. 

Zusätzlich können innermotorische Maßnahmen erfolgen, um die Emissionen zu reduzieren bzw. de-

ren Anteile zu verändern. Grundsätzlich sind (ohne Abgasnachhandlung) erheblich höhere Emissionen 

im Vergleich zu Erdgas beim Verbrennungsvorgang zu erwarten. 

Die zugeführte Brennstoffmenge des Motors liegen bei 450-500 kg Ammoniak/Stunde für 1 MW Mo-

tor. Hierbei ist der benötigte Wasserstoff, der durch den Cracker erzeugt und zur Verfügung gestellt 

wird, bereits mit eingerechnet.  
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Mit einem Abgaswärmetauscher (AWGT) kann die Wärme aus den Abgasen nutzbar gemacht 

werden, sofern eine Wärmenutzung angestrebt wird. 

Bei der Verbrennung von Ammoniak und Wasserstoff entstehen Emissionen, die für die 

menschliche Gesundheit sowie die Umwelt schädlich sein können. Darunter wie bereits unter 

Nr. 5 beschrieben Stickoxide, Ammoniak und Lachgas. Entsprechend bedarf es eines Abgasnachbe-

handlungssystems in Form eines Katalysatorsystems. Die Abgasnachbehandlung erfolgt über die se-

lektive katalytische Reduktion (SCR) und über einen Ammoniak-Sperrkatalysator (ASC). Der Kataly-

sator hat eine ähnliche Funktionsweise wie die eines Katalysators für moderne Dieselmotoren. Aller-

dings arbeitet der Katalysator hier mit höheren Temperaturen, höheren Rohemissionen und höheren 

Wassergehalt. Bezüglich des höheren Wassergehalts bestehen noch keine ausreichenden Erfahrungs-

werte. An dieser Stelle besteht weiterhin Forschungsbedarf, besonders in Bezug auf Alterungseffekte. 

Gleichzeitig bestehen Anforderungen an hohen Umsetzungsraten von NOx, NH3 und N2O. 

Auch die Wärme des mit dem Katalysator behandelten Abgas kann durch einen Abgaswärme-

tauscher (AWGT) nutzbar gemacht werden.  

Das BHKW erzeugt Wärme und Strom. Bei der Erzeugung von Wärme und Strom durch BHKW 

wird zwischen stromgeführten und wärmegeführten BHKW unterschieden. Der Unterschied 

liegt hier in der Planung und in der Regel nicht in der technischen Bauweise. Ein wärmegeführtes 

BHKW wird an den Wärmebedarf angepasst. Der Strom entsteht hierbei als Nebenprodukt. Dagegen 

wird ein Stromgeführtes BHKW nach dem Strombedarf ausgelegt. Hier entsteht Wärme als Nebenpro-

dukt. 

Die bei dem BHKW entstehende Wärme wird aus der Motorkühlung (Kühlwasser, Öl, Ladeluft) 

und des Abgases gewonnen.  

Die Errichtung und der Betrieb eines solchen BHKW erfolgt nicht ohne weitere Risiken. Zwar birgt der 

Verbrennungsmotor im Vergleich zu Erdgasmotor keine erhöhten Brand- oder Explosionsgefahren. 

Allerdings kann durch den Cracker eine erhöhte Explosionsgefahr entstehen, da mit einer höheren 

Konzentration (bis 75 v-%) an Wasserstoff gearbeitet wird. Durch das Risiko für die menschliche Ge-

sundheit durch Leckagen wegen der Toxizität von Ammoniak, wird im Idealfall der Betrieb der BHKW 

voll automatisiert, so dass keine Interaktionen mit Menschen stattfinden. Zudem wird der Motorraum 

mit Messtechnik ausgestattet, um Leckagen zu detektieren. Zusätzlich wird der Motorraum belüftet, 

um so die Ammoniakkonzentration zu verringern und Explosionen zu vermeiden. Die Toxizität kann 

hierdurch aber nicht ganz ausgeschlossen werden. Weitere Möglichen Sicherheitsmaßnahmen ist ein 

generelles Betretungsverbot während des Betriebs, sowie dass nur geschultes Personal das Gelände 

betreten darf und mit mobiler Messtechnik ausgestattet sein muss. 

Insgesamt müssen aber die Betriebsschulungen zu Motoren weiterentwickelt werden, hierfür bedarf 

es weiterer Untersuchungen, bspw. muss eine HAZOP (Hazard and Operability) durchgeführt werden. 

Zuletzt kann noch ergänzt werden, dass bei dem Betrieb eines Ammoniak-BHKW keine weiteren Ge-

räuschemissionen im Vergleich mit einem Erdgas-BHKW zu erwarten sind, da die Grundprinzipen der 

Verbrennung vergleichbar sein. 
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11.2 Rechtliche Besonderheiten 

Im folgenden Abschnitt werden die speziellen die Genehmigungsvoraussetzungen für die Errichtung 

und den Betrieb von eines Ammoniak-Energieversorgungssystem für ein BHKW beschrieben. Abhän-

gig von der Größe der Anlage sind die Betreiberpflichten hier besonders relevant. Zuerst soll aber der 

Schwerpunkt auf der Genehmigungsbedürftigkeit liegen.   

11.2.1  Genehmigungsbedürftigkeit 

Bei dem Ammoniak-Energieversorgungssystems eines BHKW lassen sich einzelne Baugruppen unter 

verschiedene Nummern der 4. BImSchV ordnen. Zudem ergeben sich auf den ersten Blick unterschied-

liche Verfahrensarten für die einzelnen Baugruppen. Entsprechend wird im Folgenden untersucht, wie 

sich die verschiedenen Haupt- und Nebeneinrichtungen zu einer Anlage zusammensetzen. Im An-

schluss wird dargestellt, welches Genehmigungsverfahren das Einschlägige ist. 

11.2.1.1  Haupt- und Nebeneinrichtung 

Wie oben bereits erwähnt, setzt sich ein mit Ammoniak betriebenes BHKW aus mehreren Einrichtun-

gen zusammen. Bevor entschieden werden kann, welches Genehmigungsverfahren einschlägig ist (Im-

missionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren nach § 10, nach § 19 BImSchG oder keine immis-

sionsschutzrechtliche Genehmigung), muss untersucht werden, inwieweit sich die verschiedenen Ein-

richtungen sich zu einer Anlage zusammensetzen. Es stellt sich die Frage, inwieweit einzelne Bauteile 

als Haupt- oder Nebeneinrichtung einzuordnen sind und eine gemeinsame Anlage bilden, oder ob ein 

solches BHKW aus mehreren Anlagen besteht, die jeweils gesonderte Genehmigungen benötigen. Be-

reits in Kapitel 6.1.3 Haupt- und Nebeneinrichtungen wurde eingehend erläutert, wann Anlagenteile als 

Haupt- bzw. Nebeneinrichtung einzuordnen sind und wann sie als Anlage außerhalb des Anlagenum-

fangs zu verstehen sind. Grundsätzlich gilt, zur Haupteinrichtung gehören dann alle Anlagenteile und 

Verfahrensschritte, die nicht fehlen dürfen, wenn der allgemeine technische Standard gewahrt werden 

soll.316 Die Abbildung 16 zeigt erneut die relevantesten Merkmale von Haupt- und Nebeneinrichtun-

gen sowie eigenständigen Anlagen.  

  

 
 
316 Hansmann/Röckinghausen, in: Landmann u. a., [Fn. 124], 4. BImSchV § 1 Rn. 14. 
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Eine Baugruppe des mit Ammoniak betriebenen BHKW ist der Ammoniak-Speicher. Ob dieser als 

Haupt- oder Nebeneinrichtung oder als selbstständige Anlage zu sehen ist, richtet sich nach dem Auf-

bau des BHKW im Einzelfall.  

Ist der Ammoniak-Speicher dem Cracker direkt vorgelagert und eine Zufuhr von Ammoniak kann nur 

über den Speicher erfolgen, dann ist davon auszugehen, dass es sich gem. § 1 Abs. 2 Nr. 1 der 4.BIm-

SchV um ein Anlagenteil, das zum Betrieb notwendig sind, und somit als Haupteinrichtung der Anlage 

gilt. Gleiches gilt, wenn der Nachgelagerte Schritt (Rohrleitungen und Verdampfer) spezifisch auf den 

Ammoniak-Speicher ausgerichtet sind, so dass dieser auch nicht bspw. durch einen mobilen Ammo-

niak-Tank eines LKW ersetzt werden kann.317 

Dient der Ammoniak-Speicher nur als Zwischenspeicher, sollte bspw. eine zu hohe Menge an Ammo-

niak angeliefert worden sein und die Versorgung des BHKW erfolgt im Regelbetrieb über mobile 

Tanks, dürfte der Ammoniak-Speicher als Nebeneinrichtung eingeordnet werden. Das ist dann der Fall, 

wenn es sich um Maschinen, Rohrleitungen, Geräte und sonstige Einrichtungen handelt, die zur Errei-

chung des jeweiligen Anlagenzwecks nach dem heutigen technischen Entwicklungsstand nicht erfor-

derlich sind, die aber im konkreten Fall dem Betrieb der Anlage an dem betroffenen Standort die-

nen.318 Ammoniak-Speicher sind auch dann als Nebeneinrichtungen einzuordnen, wenn sie im Sinne 

 
 
317 Jarass, Bundes-Immissionsschutzgesetz, § 4 Rn. 66 ff. 
318 Hansmann/Röckinghausen, in: Landmann u. a., [Fn. 124], 4. BImSchV § 1 Rn. 15. 

Haupteinrichtung 
§ 1 Abs. 2 Nr. 1 der 4.  BImSchV 

Nebeneinrichtung 
§ 1 Abs. 2 Nr. 2 der 4.  BImSchV 

Einrichtung, außerhalb des 

Anlagenumfangs 

▪ Anlagenteile und Verfahrensschritte, 
die zum Betrieb notwendig sind  

▪ durch Betriebszweck gekennzeich-
nete eigentliche Betriebsvorgang 

▪ z. B. Reaktionsbehälter, Rohrleitun-
gen, Antriebsmotoren, Brenner, Ge-
bläse 

▪ Anlagenteile und Verfahrensschritte, 
die für die Sicherheit erforderlich 
sind wie Sicherheitsventile und Ab-
schaltvorkehrungen   

▪ Hilfseinrichtungen wie Mess-, Steuer- 
und Regeleinrichtungen  

▪ Einrichtungen zum An- und Abtrans-
port von Rohstoffen und Fertigteilen  

▪ räumlichen und betriebstechnischen 
Zusammenhang mit der Haupteinrich-
tung stehen  

▪ auch wenn die Nebeneinrichtung ih-
rerseits eine genehmigungsbedürftige 
Anlage darstellt 

▪ Anlagenteile und Verfahrensschritte, 
die für die Erfüllung des Anlagen-
zwecks nicht erforderlich, aber auf  
Haupteinrichtung ausgerichtet  

▪ Funktionszusammenhang mit Haupt-
einrichtung 

▪ auch bei vor- wie nachgeschalteten 
Schritten  

–  

▪ Einrichtung fällt weiter als der 
Zweck nach der 4. BImschV aus 

▪ Keine emissions- bzw. immissions-
schutzrechtliche Relevanz 
zB Lagerhallen, in der die erzeugten 
Produkte aufbewahrt werden – so-
fern die Lagerung dieser Produkte 
nicht unter die 4. BImSchV fällt.  

▪ zB Fertigproduktlager und Verpa-
ckungseinrichtungen  

 

 

Genehmigungsbedürftige Anlagen gem. § 4 BImSchG iVm 

§ 1 Abs. 2 der 4. BImSchV 

Abbildung 18 Einordnung von Einrichtungen als Haupteinrichtung, Nebeneinrichtung sowie Einrich-
tung außerhalb des genehmigungsbedürftigen Anlagenumfangs (Quelle: eigene Darstellung, ange-
leht an Jarass, § 4 Rn. 60 ff). 
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des § 1 Abs. 2 Nr. 2 der 4. BImSchV in einem räumlichen und betriebstechnischen Zusammenhang mit 

der Haupteinrichtung stehen und insbesondere für das das Entstehen von Gefahren von Bedeutung 

sein können.  

Allerdings können Ammoniak-Speicher auch als eigenständige Anlage gewertet werden. Hierfür muss 

der Ammoniak-Speicher nicht nur das BHKW versorgen, sondern auch andere Einrichtungen und An-

lagen, bspw. wenn der Speicher an verschiedene Anlagen zur Ammoniak-Verwendung angeschlossen 

ist. Dies gilt auch dann, wenn der Ammoniak-Speicher eine selbständige Funktion vorweist, wie sie 

auch von einem Fremdunternehmer ausgeübt werden könnte. In diesem Fall hat ein Speicher keine 

untergeordnete Aufgabe im Rahmen des Betriebs der einzelnen Anlage. Der Ammoniak-Speicher kann 

den verschiedenen Anlagen dann nicht mehr jeweils als Nebeneinrichtung zugeordnet werden, son-

dern muss als selbständige Anlage betrachtet werden.319 Der Ammoniak-Speicher bedarf dann einer 

eigenständigen Genehmigung. Ob auch eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung benötigt wird, 

richtet sich nach der Menge des gelagerten Ammoniaks.  

Die zwischen den einzelnen Komponenten geschalteten Rohrleitung zählen grundsätzlich zu der 

Haupteinrichtung. Dies ergibt sich schon daraus, dass diese als Anlagenteile zum Betrieb notwen-

dig sind. Auch im Schrifttum werden Rohrleitungen der Haupteinrichtung zugeordnet.320 Selbst-

redend sind hiermit Rohrleitungen gemeint, die an die Haupteinrichtung angeschlossen sind und 

nicht Teil von Nebeneinrichtungen sind. 

Ist der Verdampfer nur an den Cracker angeschlossen und führt das Ammoniak in der Gasphase keinen 

weiteren Einrichtungen zu, ist davon auszugehen, dass der Verdampfer als für den Betrieb notwendige 

Einrichtung als Teil der Haupteinrichtung zu sehen ist. Wird hingegen das Gas auch anderen Einrich-

tungen zugeführt der Verdampfer allerdings als eigenständige Anlage zu sehen.321 Verdampfer über-

tragen Ammoniak von der Flüssig- in die Gasphase. Es handelt sich folglich um eine physikalische Um-

wandlung. Eine bloße Umwandlung von Ammoniak von der Flüssig- in die Gasphase ist nicht von der 

4. BImSchV erfasst. Wenn die Voraussetzungen für eine eigenständige Anlage gegeben sind, ist dem-

nach kein immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren notwendig. Dies schließt aber nicht 

andere Genehmigungen oder Pflichten aus.322 

Der Cracker ist für den Betrieb des BHKW notwendig323 und bildet somit grundsätzlich eine 

Haupteinrichtung. Der Cracking-Prozess ist Kern des Betriebszwecks – nämlich der Bereitstellung 

von Wasserstoff – und gehört damit unverkennbar zum Betriebsvorgang. Untermauert wird dies 

dadurch, dass im Schrifttum Reaktionsbehälter und Brenner als Beispiele für Haupteinrichtungen 

genannt werden. Hier gelten jedoch wieder die Ausnahmen, dass wenn der Cracker nicht nur das 

BHKW sondern auch andere Anlagen bedient, als eigenständige Anlage gesehen werden muss.324 

In diesem Fall ist für den Cracker als Anlage nach Nr. 4.1.12 der Anlage 1 der 4. BImSchV geson-

dert genehmigt werden nach § 10 BImSchG. 

 
 
319 Hansmann/Röckinghausen, in: Landmann u. a., ebd., 4. BImSchV § 1 Rn. 15. 
320 Jarass, [Fn. 56], § 4 Rn. 66 ff. 
321 Jarass, ebd., § 4 Rn. 66 ff. 
322 Jarass, ebd., § 4 Rn. 66 ff. 
323 Jarass, ebd., § 4 Rn. 66 ff. 
324 Jarass, ebd., § 4 Rn. 66 ff. 
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Das BHKW selbst ist Teil der Haupteinrichtung und bildet ein Anlagenteil, dass zum Betrieb notwendig 

ist. Der Betriebszweck des BHKW ist die Bereitstellung von Wärme und Strom, damit bildet es den 

eigentlichen Betriebsvorgang ab.  

Die Abgaswärmetauscher können optional eingesetzt werden. Sie gestalten die Wärmegewinnung Ef-

fizienter, sind aber nicht zur Erreichung des Eigentlichen Betriebszwecks zwingend notwendig. Sie 

stehen in einem deutlichen räumlichen und betriebstechnischen Zusammenhang mit der Hauptein-

richtung und sind damit als Nebeneinrichtung einzuordnen. 

Dagegen sind die Katalysatoren Teil der Haupteinrichtung. Sie sind für die Einhaltung der Immissions-

schutzrechtlichen Grenzwerte notwendig und damit auch für die Sicherheit der Anlage mit verant-

wortlich. 

Zusammenfassend hängt die Einordnung der einzelnen Anlagenkomponenten sehr stark davon ab, ob 

das BHKW und seine Baugruppen ein eigenständiges Versorgungssystem bilden, oder sie Teil eines 

größeren Anlagenkomplexes sind, der ggf. aus verschiedenen Anlagen besteht oder sogar von unter-

schiedlichen Betreiber:innen betrieben werden oder werden könnten. Im ersten Fall dienen die Anla-

genkomponenten als Haupt- und Nebeneinrichtung, im zweiten Fall dürften einzelne Anlagenkompo-

nenten eigenständige Anlagen sein und dementsprechend in einem zusätzlichen Verfahren genehmigt 

werden. 325 Wird das BHKW dagegen in einem Container geplant, deutet dies darauf hin, dass das 

BHKW als eigenständige Anlage zu werten ist, die sich aus mehreren Haupt- und Nebeneinrichtungen 

zusammensetzt. 

11.2.1.2  Verfahrensart 

Ein mit Ammoniak betriebenes BHKW setzt sich aus verschiedenen Einrichtungen zusammen, die je-

weils unter andere Nummern des Anhang 1 der 4. BImSchV fallen. Hieraus ergeben sich zunächst ver-

schiedene Verfahrensarten, abhängig von Typ und Größe der Einrichtung. Während der Cracker bei 

der Herstellung von Wasserstoff im industriellen Umfang (siehe hierzu Kapitel 8 Rechtliche Analyse 

NH3-Reaktoren (Cracker) für Mittellastanlagen) unter das Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG 

fällt, richtet sich das Genehmigungserfordernis von Ammoniak-Lagern und BHKWs nach der jeweili-

gen Kapazität der Einrichtung. 

Wird das BHKW einzeln betrachtet, richtet sich das Genehmigungserfordernis nach der Kapazität der 

Anlage entsprechend des Anhang 1 Nr. 1.1 ff der 4. BImSchV. So kann ein BHKW entweder immissi-

onsschutzrechtlich genehmigungsbedürftig mit Öffentlichkeitsbeteiligung (Nr. 1.1), immissions-

schutzrechtlich genehmigungsbedürftig im vereinfachten Verfahren (Nr. 1.2.2 ff) oder nicht nach BIm-

SchG genehmigungsbedürftig sein.  

Das BHKW als ein Teil der Anlage, das wie im vorliegenden Fall mit Ammoniak und Wasserstoff be-

trieben wird, steht vor der Schwierigkeit, dass sich seine Haupt- und Nebeneinrichtungen sich in meh-

rere Analagentypen innerhalb des Anhang 1 der 4. BImSchV einordnen lassen. So bestehen für Anla-

gen, die mit Wasserstoff betrieben werden, andere Analagentypen innerhalb der 4. BImSchV als für 

Anlagen mit anderen Brennstoffen wie Ammoniak. Die jeweiligen einschlägigen Anlagentypen zu den 

verschiedenen Neben- und Haupteinrichtungen lassen sich Tabelle 25 entnehmen. 

 
 
325 Jarass, ebd., § 4 Rn. 66 ff. 
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Hier liegt der Sonderfall vor, dass sich das BHKW keine der beiden Nummern vollständig zuordnen 

lassen kann, da die Anlage sowohl mit Wasserstoff als auch mit Ammoniak betrieben werden soll. In 

diesem Fall läuft jede Anlage mit einer Feuerungsleistung ab 1 MW bis zu 50 MW auf eine Kennzeich-

nung mit „V“ hin. Sind Anlagen mit dem Buchstaben „V“ gekennzeichnet ist grundsätzlich das verein-

fachte Verfahren gem. § 2 Abs. 1 Nr. 2 der 4. BImSchV iVm § 19 BImSchG anzuwenden.  

Von dem vereinfachten Verfahren sind jedoch Anlagen ausgenommen, die Teil einer Anlage sind, die 

sich auch aus einer mit dem Buchstaben G gekennzeichneten Anlage zusammensetzen (§ 2 I 1 Nr. 1 

lit. b 4. BImSchV), oder die nach §§ 5 ff. UVPG einer UVP-Pflicht unterliegen (§ 2 I 1 Nr. 1 lit. c 4. BIm-

SchV). Ob ein mit dem Buchstaben „V“ gekennzeichnetes BHKW unter das vereinfachten Verfahren 

nach § 19 BImSchG fällt, richtet sich daher auch nach einer Prüfung der UVP-Pflichtigkeit anhand des 

UVPG und dessen Anlage 1.326  

Sind die einzelnen Einrichtungen einer Anlage verschiedenen Verfahrensarten zuzuordnen, wird in 

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 lit. B der 4. BImSchV festgelegt, dass das Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG 

durgeführt wird für Anlagen, die sich aus Einrichtungen zusammensetzten die  

▪ in Spalte c des Anhangs 1 mit dem Buchstaben G gekennzeichnet sind und somit nach 

§ 10 BImSchG mit Öffentlichkeitsbeteiligung genehmigt werden und  

▪ mit dem Buchstaben V gekennzeichneten Anlagen, die somit im vereinfachten Genehmi-

gungsverfahren nach § 19 BImSchG genehmigt werden. 

Da gewerblich genutzte Cracker regelmäßig unter das Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG 

fallen, gliedern sich sämtliche weitere Haupt- und Nebeneinrichtungen des BHKW ebenfalls unter die-

ses Genehmigungsverfahren. Daher wird bei einer verbundenen Anlage gem. § 2 I 1 Nr. 1 lit. b 4. BIm-

SchV, bei der sowohl ein BHKW als auch ein Cracker innerhalb eines Verfahrens genehmigt werden 

soll, regelmäßig das Verfahren nach § 10 BImSchG einschlägig sein, da Cracker-Anlagen für gewöhnlich 

unter dieses fallen (siehe Kapitel 8 Rechtliche Analyse NH3-Reaktoren (Cracker) für Mittellastanla-

gen).327 

  

 
 
326Kahl/Gärditz, Umweltrecht, § 7 Rn. 29. 
327 Dazu auch: Kahl/Gärditz, ebd., § 7 Rn. 29, 30. 
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Tabelle 25 Genehmigungsbedürftigkeit der einzelnen Anlagen innerhalb einer Ammoniak-basierten 
Wasserstofftankstelle nach Anhang 1 der 4. BImSchV. 

 

Keine immissions-
schutzrechtliche Ge-
nehmigung erforder-
lich 

Immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigung im Vereinfachten ver-
fahren gem. §19 BImSchG 

Immissionsschutzrechtli-
che Genehmigung mit Öf-
fentlichkeitsbeteiligung 
gem. § 10 BImSchG 

Cracker   

Nr. 4.1  
Anlagen zur Herstellung von 
Stoffen im industriellen Um-
fang 

Ammoniak-
Speicher 

Nr. 9.3 
Anlagen zur Lagerung 
von weniger als 3 t  

Nr. 9.3.2 
Anlagen zur Lagerung von 3 t oder 
mehr 

Nr. 9.3.1 
Anlagen zur Lagerung von 30 
t oder mehr  

Verdampfer 
Keine Einordnung in 
Anhang 1 der 4. BIm-
SchV 

  

Abgaswärme-
tauscher 

Keine Einordnung in 
Anhang 1 der 4. BIm-
SchV 

Nr. 8.1.2 
Abfackeln gasförmiger Stoffe 

 

Katalysator 
Keine Einordnung in 
Anhang 1 der 4. BIm-
SchV 

  

BHKW  

Nr. 1.2.2 ff 
Anlagen zur Erzeugung von Strom, 
[…], […]Wärme […] in einer Ver-
brennungseinrichtung […] durch 
den Einsatz von gasförmigen 
Brennstoffen […], ausgenommen 
[…] Wasserstoff, mit einer Feue-
rungswärmeleistung von 
▪ 10 Megawatt bis weniger als 

50 Megawatt 
▪ 1 Megawatt bis weniger als 10 

Megawatt, bei Verbrennungs-
motoranlagen oder Gasturbi-
nenanlagen 

Anlagen zur Erzeugung von Strom, 
[…], […]Wärme […] in einer Ver-
brennungseinrichtung durch den 
Einsatz von […]Wasserstoff mit ei-
ner Feuerungswärmeleistung von 
▪ 20 Megawatt bis weniger als 

50 Megawatt 
▪ 1 Megawatt bis weniger als 20 

Megawatt, bei Verbrennungs-
motoranlagen oder Gasturbi-
nenanlagen 

 
 

Nr. 1.1 
Anlagen zur Erzeugung von 
Strom, […], Warmwasser, Pro-
zesswärme […] durch den 
Einsatz von Brennstoffen in 
einer Verbrennungseinrich-
tung […] mit einer Feuerungs-
wärmeleistung von 50 Mega-
watt oder mehr 

 

  

Gesamte Tankstelle 

gem. § 2 Abs. 1 lit Nr. 

1 lit. b 4. BImSchV 

nach § 10 BImSchG 

Genehimgungs-be-

dürftig 
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Hemmnis: Da Ammoniak-betriebene BHKW mit einem Cracker ausgestattet sind, fallen sie für gewöhn-

lich unter das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 

10 BImSchG. Dies geschieht unabhängig von der Größe des Crackers (siehe auch Kapitel 8 Rechtliche Ana-

lyse NH3-Reaktoren (Cracker) für Mittellastanlagen). Entsprechend fallen die Haupt- und Nebeneinrich-

tungen eines BHKW ebenfalls unter das Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG. Es wird folglich 

nicht mehr diffenrenziert, ob es sich bei dem BHKW um eine Anlage mit niedrigen oder hohen Kapazitäten 

handelt. 

Handlungsempfehlung: Für Cracking-Anlagen sollten ebenfalls Mengenschwellwerte eingeführt wer-

den, damit für kleine dezentrale Cracking-Anlagen kein Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG not-

wendig wird, sondern auch ein vereinfachtes Verfahren nach § 19 BImSchG ermöglicht wird. Damit eine 

Änderung der 4. BImSchV EU-konform ausfällt, muss zuvor auf europäischer Ebene die IE-RL angepasst 

werden. Hierbei kann sich an dem Anhang 1 Nrn. 10.26 ff der 4. BImSchV über die Produktion von Was-

serstoff über die Elektrolyse orientiert werden. Da das in Crackern verwendete Ammoniak andere Sicher-

heitsrisiken als Wasserstoff bringt, sollten die Mengenschwellwerte an das Gefährdungspotential ange-

passt werden.  

11.2.2  Genehmigungsfähigkeit   

Da im BHKW-Verbrennungsprozesse stattfinden, ist in Bezug auf die Genehmigungsfähigkeit ein be-

sonderer Schwerpunkt auf die Vorgaben zu den Abgasemissionen zu legen. Darüber hinaus entstehen 

beim Betrieb von BHKW Geräuschimmissionen, auf die ebenfalls eingegangen werden soll. Zusätz-

lich wird ein Blick auf die Technischen Regelwerke geworfen. 

11.2.2.1  Konkretisierung der Betreiberpflichten durch Rechtsverordnungen 

Bei der Errichtung und Betrieb von Feuerungsanlagen wie einem mit Ammoniak betriebenen BHKW, 

stellt das nationale Luftreinhalterecht Anforderungen an diese über Eigenschaften, Beschaffenheit 

immissionsrelevanter Stoffe, sowie an die Luftqualität insgesamt. Anlagenbezogenen Vorschriften des 

nationalen Luftreinhalterechts enthalten sowohl Regelungen zum Immissionsschutz als auch zur 

Emissionsbegrenzung. Immissionsschutz von Anlagen wird primär durch die 1. BImSchV, der Tech-

nische Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) über die Nr. 4 normiert. Dagegen werden bei den 

emissionsbegrenzenden Anforderungen grundsätzlich zwischen Anforderungen an Feuerungsan-

lagen und Anforderungen an „Produktionsanlagen“ unterschieden.328 Für die hier relevanten Anfor-

derungen an Feuerungsanlagen sind die 13. und 44. BImSchV ausschlaggebend. 

Ob 13. oder 44. BImSchV Anwendung findet, richtet sich nach der Leistungsfähigkeit bzw. Feuerungs-

wärmeleistung der Anlage. Grob zusammengefasst richtet sich die 44. BImSchV an kleinere BHKW, 

während die 13. BImSchV auf Großanlagen ausgerichtet ist. Genauer bezieht sich die Feuerungswär-

meleistung gem. § 1 Abs. 15 der 13. BImSchV auf den unteren Heizwert bezogene Wärmeinhalt der 

Brennstoffe, der einer Anlage im Dauerbetrieb je Zeiteinheit zugeführt wird, angegeben in Megawatt. 

Anlagen mit einer Feuerungsleistung von unter 50 MW fallen unter die 44. BImSchV, während Anlagen 

mit einer Feuerungsleistung über 50 MW unter die 13. BImSchV fallen. Eine Zusammenfassung der 

Anwendungsbereiche lässt sich Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. entnehmen. 

Zudem werden sowohl in der 13. Als auch 44. BImSchV Ausnahmen vom Anwendungsbereich festge-

legt.  

 
 
328 Ohms, in: Landmann u. a., [Fn. 124], 13. BImSchV § 1 Rn. 63 ff. 
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Der Begriff der Feuerungsanlage wird sowohl in § 2 Abs. 14 der 13. BImSchV als auch § 2 Abs. 16 der 

44. BImSchV als jede Anlage, in der Brennstoff zur Nutzung der erzeugten Wärme oxidiert wird, de-

finiert. Entsprechend des jeweiligen § 1 der 13. BImSchV und 44. BImSchV schließt der Begriff der 

Feuerungsanlage Gasturbinen- und Verbrennungsmotorenanlagen sowie Gasturbinen- und Verbren-

nungsmotorenanlagen zum Antrieb von Arbeitsmaschinen ein.329 Durch eine Erweiterung des Anwen-

dungsbereichs im Zuge der Novellierung 2013 wurden auch Verbrennungsmotoranlagen in den An-

wendungsbereich der Verordnung aufgenommen. Hierunter fallen gem. § 2 Abs. 28 iVm Abs. 18 der 

13. BImSchV Diesel- und Gasmotoranlagen. In jedem Fall sind Feuerungsanlagen dann von dem An-

wendungsbereich erfasst, wenn der Zweck der Energieerzeugung nicht nur Nebensache des Oxida-

tionsprozesses ist. Ob der Anwendungsbereich sich auch auf Anlagen erstreckt, bei denen die Energie-

gewinnung nur als Nebenzweck des Oxidationsprozesses anzusehen ist, ist fraglich, muss an dieser 

Stelle aber nicht beantwortet werden. Bei einem BHKW zur Strom- und Wärmegewinnung steht die 

Energieerzeugung und damit die Oxidation selbstredend im Vordergrund. 

Tabelle 26 Anwendungsbereich der 13. Und 44. BImSchV auf Feuerungsanlagen 

Größe der Anlage 
Einschlägige 

BImSchV 
Nicht anwendbar auf (Zusammenfassung) 

Bis zu 1 MW Feue-

rungswärmeleis-

tung 

44. BImSchV (§ 1 

Abs. 1 Nr. 2) 

Anlagen und Einrichtungen 

1. […] 

2. die der Typgenehmigung für Verbrennungsmotoren für nicht für den 

Straßenverkehr bestimmte mobile Maschinen und Geräte, unterliegen 

3. in landwirtschaftlichen Betrieben mit einer Gesamtfeuerungswärmeleis-

tung von höchstens 5 Megawatt, die als Brennstoff ausschließlich unverar-

beitete Geflügelgülle verwenden; 

4. zum Erwärmen, zum Trocknen, zum Beispiel Schmelzöfen und -wannen, 

Wärme- und Wärmebehandlungsöfen und Hochöfen; 

5. zur Nachverbrennung 

6. zum Antrieb von Fahrzeugen,  

7. zum Regenerieren von Katalysatoren für katalytisches Kracken; 

8. für den Claus-Prozess; 

9. Reaktoren, die in der chemischen Industrie verwendet werden; 

10. Koksöfen; 

11. Winderhitzer; 

12. Krematorien; 

13. die Raffineriebrennstoffe zur Energieerzeugung in Mineralöl- und Gas-

raffinerien verfeuern 

14. als Ablaugekessel in Anlagen für die Zellstofferzeugung; 

15. die der Forschung, Entwicklung dienen 

16. die als Brennstoff andere als die in § 1 Absatz 2 der Verordnung über die 

Verordnung über die Verbrennung und die Mitverbrennung von Abfällen 

genannten Stoffe verwenden. 

 

 

 

Ab 1 MW oder weni-

ger als 50 MW Feue-

rungswärmeleis-

tung 

44. BImSchV (§ 1 

Abs. 1 Nr. 1) 

gemeinsamen Feue-

rungsanlagen mit ei-

ner Feuerungswär-

meleistung von min-

destens 1 Megawatt 

und unter 50 MW 

44. BImSchV (§ 1 

Abs. 1 Nr. 3) 

 
 
329 Ohms, in: Landmann u. a., ebd., 13. BImSchV § 1 Rn. 3. 
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Ab 50 MW Feue-

rungswärmeleis-

tung 

13. BImSchV 

Anlagen oder Einrichtungen 

1. zum Erwärmen, zum Trocknen, zum Beispiel Wärme- und Wärmebehand-

lungsöfen und Hochöfen, 

2. zur Nachverbrennung 

3. zum Regenerieren von Katalysatoren für katalytisches Kracken, 

4. nach dem Claus-Prozess, 

5. in der chemischen Industrie, die der unmittelbaren Beheizung von Gütern 

in Reaktoren dienen, 

6. Koksöfen, 

7. Winderhitzer, 

8. technische Geräte, die unmittelbar zum Antrieb von Fahrzeugen 

9. auf Offshore-Plattformen eingesetzt  

10. die als Brennstoff andere als die in § 2 Absatz 4 Nummer 2 genannten 

Abfälle verwenden 

11. die der Forschung, Entwicklung oder Erprobung dienen 

 

Innerhalb des vorliegenden Forschungsprojektes werden vor Allem Feuerungsanlagen mit einer Leis-

tung zwischen 1 und 50 MW errichtet und betrieben. Es folgt aber ein Blick auf sämtliche Vorgaben zu 

Feuerungsanlagen, unabhängig von der Leistung des BHKW innerhalb des CAMPFIRE-Projektes. 

11.2.2.1.1 Verordnung über Großfeuerungs-, Gasturbinen- und Verbrennungsmotor-

anlagen (13. BImSchV) 

Zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen gem. § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG und zur Nutzung 

der entstehenden Wärme nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG sowie zur Erfüllung von Luftqualitätsanfor-

derungen gem. § 48a Abs. 1 und 3 BImSchG werden in der 13. BImSchV Anforderungen an Feuerungs-

anlagen mit einer Feuerungsleistung ab 50 MW festgelegt (§ 1 Abs. 1 und 4 der 13. BImSchV). 

Die 44. BImSchV gliedert sich in sieben Abschnitte und fünf Anlagen. Der erste Abschnitt stellt in den 

§§1-24 gemeinsame Vorschriften für alle unter die 13. BImSchV fallenden Anlagen auf. Hierzu zähl-

ten Anforderungen an die Errichtung und den Betrieb, Vorschriften zur Messung, Überwachung und 

Berichterstattung sowie Regelungen über Zulassung von Ausnahmen und weitergehenden Anforde-

rungen. 

Das geplante BHKW soll nicht mit einem Brennstoff, sondern einem Brennstoffgemisch aus Ammoniak 

und Wasserstoff betrieben werden. Der § 6 der 13. BImSchV sieht Vorgaben zu Emissionsgrenzwer-

ten bei dem Betrieb mit mehreren Brennstoffen vor. Bei dem Betrieb mit mehreren Brennstoffen 

sind gem. § 6 der 13. BImSchV Feuerungsanlagen so zu betreiben, dass  

▪ kein Jahres- und kein Tagesmittelwert der Emissionsgrenzwerte für das Jahr und den Tag 

überschritten wird (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 der 13. BImSchV) 

▪ kein Halbstundenmittelwert das Doppelte des bestimmten Emissionsgrenzwertes für den Tag 

überschreitet (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 der 13. BImSchV) 

▪ die für den jeweiligen Brennstoff maßgeblichen Emissionsgrenzwerte und der jeweilige Be-

zugssauerstoffgehalt nach dem Verhältnis der mit diesem Brennstoff zugeführten Feuerungs-

wärmeleistung zu der insgesamt zugeführten Feuerungswärmeleistung zu ermitteln sind. Die 

für die Feuerungsanlage maßgeblichen Emissionsgrenzwerte und der für die Feuerungsanlage 

maßgebliche Bezugssauerstoffgehalt ergeben sich durch Addition der nach § 6 Abs. 2 S. 1 er-

mittelten Werte (§ 6 Abs. 2 der 13. BImSchV) 
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▪ Bei Mehrstofffeuerungen die Anforderungen, die für den jeweils eingesetzten Brennstoff, gel-

ten (§ 6 Abs. 3 der 13. BImSchV) 

Die Abschnitte 3-6 stellen spezifische Regelungen für  

▪ Großfeuerungsanlagen im Anwendungsbereich des Durchführungsbeschlusses (EU) 

2014/687 zu den besten verfügbaren Techniken in Bezug auf die Herstellung von Zellstoff, 

Papier und Karton 

▪ Feuerungsanlagen im Anwendungsbereich des Durchführungsbeschlusses (EU) 2014/738 zu 

den besten verfügbaren Techniken in Bezug auf das Raffinieren von Mineralöl und Gas 

▪ Großfeuerungsanlagen im Anwendungsbereich des Durchführungsbeschlusses (EU) 

2017/2117 zu den besten verfügbaren Techniken in Bezug auf die Herstellung von organi-

schen Grundchemikalien 

▪ Großfeuerungsanlagen in der chemischen Industrie, die der mittelbaren Beheizung von Gü-

tern in Reaktoren dienen 

Fallen Anlagen unter keiner der in den Abschnitten 3-6 genannten Anlagen, muss die Anlage den An-

forderungen aus Abschnitt 2 genügen. So heißt es in § 25 der 13. BImSchV, dass die Vorschriften des 

Abschnitts 2 für alle Feuerungsanlagen im Anwendungsbereich nach § 1, soweit die Feuerungsanlagen 

nicht in den Anwendungsbereich des Abschnitts 3, 4, 5 oder 6 fallen, gelten. Der Abschnitt 2 umfasst 

in seinen §§24-39 Vorschriften für Feuerungsanlagen im Anwendungsbereich des Durchführungsbe-

schlusses (EU) 2017/1442 zu den besten verfügbaren Techniken für Großfeuerungsanlagen und 

macht zusätzliche Vorgaben zu den allgemeine Vorschriften, Anforderungen an die Errichtung und den 

Betrieb, Messung und Überwachung sowie Übergangsvorschriften. 

BHKW mit einer Feuerungsleistung von 50 MW oder mehr dürften regelmäßig unter die Vorgaben des 

Abschnitts 2 fallen, da es nicht zu den die in Abs. 3-6 genannten Anlagen zählt. 

Unter anderem beinhaltet Abschnitt 2 in seinerm § 27 Emissionsgrenzwerte für Ammoniak. Demnach 

sind Feuerungsanlagen so zu errichten und zu betreiben, dass für Ammoniak ein Emissionsgrenzwert 

von 10 mg/m³ für den Jahres- und den Tagesmittelwert und von 20 mg/m³ für den Halbstundenmit-

telwert nicht überschritten wird, sofern zur Minderung der Emissionen von Stickstoffoxiden ein Ver-

fahren zur selektiven katalytischen Reduktion oder ein Verfahren zur eingesetzt selektiven nichtkata-

lytischen Reduktion wird. Gasturbinenanlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass Gasturbi-

nen, die zur Minderung der Emissionen von Stickstoffoxiden ein Verfahren zur selektiven katalyti-

schen Reduktion einsetzen, für Ammoniak einen Emissionsgrenzwert von 5 mg/m³ für den Jahresmit-

telwert, 10 mg/m³ für den Tagesmittelwert und 20 mg/m³ für den Halbstundenmittelwert nicht über-

schreiten. Die Emissionsgrenzwerte nach den Sätzen 1 und 2 sind auf den nach § 3 jeweils maßgebli-

chen Bezugssauerstoffgehalt zu beziehen. 

Gem. § 2 Abs. 2 der 13. BImSchV ist eine „Abgasreinigungseinrichtung“ eine der Feuerung nachgeschal-

tete Einrichtung zur Verminderung von Luftverunreinigungen einschließlich Einrichtungen zur selek-

tiven nichtkatalytischen Reduktion und zur selektiven katalytischen Oxidation.  
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Eine Definition von Selektive katalytische Reduktion und Selektive nichtkatalytische Reduktion wird 

nicht in der 44. BImSchV legal definiert. Die Definition kann aber in dem Durchführungsbeschluss (EU) 

2017/1442330, auf dem die 44. BImSchV unter anderem aufbaut, entnommen werden.331 

 

Ob die Grenzwerte aus § 27 der 13. BImSchV auf ein mit Wasserstoff und Ammoniak betrieben BHKW 

anwendbar sind, ist jedoch fraglich. Denn § 27 der 13. BImSchV i. V. m. der Definition aus Nr. 8.3 des 

Durchführungsbeschlusses 2017/1442 bezieht sich nicht auf den Ammoniak, der in dem BHKW ver-

brannt wird, sondern auf das Ammoniak, dass in der SCR und SNCR zur anwendung kommt. Die Am-

moniak-Emissionen im BHKW erstehen aber nicht im Rahmen des nachgeschalteten Katalysators, son-

dern bei dem Verbrennungsprozess selbst. Das Ammoniak wird bei geringer Wasserstoffzufuhr nicht 

vollständig abgebrannt, wodurch Ammoniak-Emissionen aus dem restlichen Brennstoff entstehen. 

Andere Grenzwerte für Ammoniak gibt die 13. BImSchV nicht vor. Zwar würde eine Auslegung nach 

Sinn und Zweck der Vorschrift nahelegen, dass § 27 analog zu BHKW-Emissionen angewendet werden 

kann. Schließlich ist es für die menschliche Gesundheit und die Umwelt nicht von Belang, ob Emissio-

nen von einem Katalysator oder einem BHKW emittiert werden. Der Wortlaut der Regelung verweist 

aber deutlich – genauso wie der Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1442 – auf  Selektive katalytische 

Reduktion und Selektive nichtkatalytische Reduktion.  

 
 
330 Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1442 der Kommission vom 31. Juli 2017 über Schlussfolgerungen zu den bes-

ten verfügbaren Techniken (BVT) gemäß der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates für 
Großfeuerungsanlagen (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2017) 5225). 

331 Ohms, in: Landmann u. a., [Fn. 124], 13. BImSchV § 27 Rn. 2 f. 

 

Selektive katalytische Reduktion (SCR) nach Nr. 8.3 des Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1442 

Selektive Reduktion von Stickoxiden mit Ammoniak oder Harnstoff in Gegenwart eines Katalysa-

tors. Die Technik beruht auf der Reduktion von NOX zu Stickstoff durch Reaktion mit Ammoniak 

(in der Regel in wässriger Lösung) in einem Katalysatorbett bei einer optimalen Betriebstempera-

tur von ca. 300-450 °C. Es können mehrere Katalysatorschichten verwendet werden. Eine stärkere 

NOX-Reduktion wird durch den Einsatz mehrerer Katalysatorschichten erreicht. Die Technik kann 

modular ausgelegt werden, und zur Bewältigung niedriger Lasten oder eines breiten Abgastempe-

raturfensters können spezielleKatalysatoren und/oder ein Vorwärmverfahren eingesetzt werden. 

„In-duct“ oder „Schlupf“-SCR ist eine Technik, in der SNCR mit einer nachgelagerten, selektiven ka-

talytischen Reduktion kombiniert wird, die den Ammoniak-Schlupf aus der SNCR-Anlage verrin-

gert. 

Selektive nichtkatalytische Reduktion (SNCR) nach Nr. 8.3 des Durchführungsbeschluss (EU) 

2017/1442 

Selektive Reduktion von Stickoxiden mit Ammoniak oder Harnstoff ohne Katalysator. Dieses Ver-

fahren beruht auf der Reduktion von NOX zu Stickstoff durch Reaktion mit Ammoniak oder Harn-

stoff bei hohen Temperaturen. Zur Erzielung einer optimalen Reaktion wird das Betriebstempera-

turfenster zwischen 800 °C und 1 000 °C gehalten 
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Entsprechend muss für Ammoniak als Brennstoff auf die Vorgaben aus der TA Luft zurückgegriffen 

werden. In ihrem Unterabschnitt 5.2.4 über die Allgemeine Anforderungen zur Emissionsbegrenzung 

in Bezug auf Gasförmige anorganische Stoffe, gibt die TA Luft Grenzwerte für gasförmige anorganische 

Stoffe an, die die angegebenen Massenkonzentrationen oder Massenströme im Abgas nicht überschrei-

ten dürfen. Ammoniak wird der Klasse III zugeordnet. 

5.2.4 TA Luft  

Massenstrom je Stoff 0,15 kg/h 

oder  

Massenkonzentration je Stoff 30 mg/m3; 

Neben den Ammoniak-Emissionen entstehen bei dem Betrieb eines BHKW auch NOx Emissionen. Die 

konkreten Grenzwerte für Großfeuerungsanlagen bei Einsatz von gasförmigen Brennstoffen, ausge-

nommen gasförmige Brennstoffe aus Produktionsrückständen der chemischen Industrie wird in § 31 

der 13. BImschV vorgegeben. Die 13. BImSchV diffenreziert hier ziwschen Jahresmittelwerten, Tages-

mittelwerten und Halbstundenmittelwerten.  Die Grenzwerte werden in der Tabelle 27 zusammenge-

fasst. 

Tabelle 27 Grenzwerte für Stickoxide nach § 31 der 13. BImSchV (Auszug) 

Grenzwerte für Stickoxide nach § 31 der 13. BImSchV  

1. Emissionsgrenzwerte des Jahresmittelwerts 

§ 31 Abs. 1 Nr. 1 lit. a) [...]  

§ 31 Abs. 1 Nr. 1 lit. b) 
Stickstoffmonoxid und Stickstoff-dioxid, angegeben als 

Stickstoffdioxid: 
60 mg/m³ 

§ 31 Abs. 1 Nr. 1 lit. c) [...]  

2. Emissionsgrenzwert des Tagesmittelwerts 

§ 31 Abs. 1 Nr. 2 lit. a) 

Gesamtstaub bei Einsatz von 

[...] 

bb) sonstigen gasförmigen Brennstoffen, ausgenommen 

Erdgas, Flüssiggas und Wasserstoff: 

5 mg/m³ 

 

§ 31 Abs. 1 Nr. 2 lit. b) 

Kohlenmonoxid bei Einsatz von 

[...] 

cc) sonstigen gasförmigen Brennstoffen: 

80 mg/m³ 

§ 31 Abs. 1 Nr. 2 lit. c) 
Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid, angegeben als 

Stickstoffdioxid: 
85 mg/m³ 

§ 31 Abs. 1 Nr. 2 lit. d) 

Schwefeldioxid und Schwefeltrioxid, angegeben als Schwe-

feldioxid, bei Einsatz von 

[...] 

ee) sonstigen gasförmigen Brennstoffen: 

 

35 mg/m³ 

3. Halbstundenmittelwert darf das Doppelte der in Nummer 2 bestimmten Emissionsgrenzwerte nicht 

überschreiten 
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Hemmnis: Über die TA Luft werden für Großfeurungsanlagen zwar Grenzwerte angegeben. Auch wenn 

die Einordnung der Grenzwerte in die TA Luft und die 13. BImschV dadurch eher einem Flickenteppich 

gleicht, sind die Grenzwerte zumindest rechtssicher und deutlich definiert. Es ist aber auch ersichtlich, 

dass die 13. BImSchV nicht für Anlagen, die Ammoniak als Brennstoff nutzen, ausgelegt ist. Die Grenz-

werte für Katalysatoren aus § 26 der 13. BImSchV weichen erheblich von den Grenzwerten für gasförmige 

anorganische Stoffe aus 5.2.4 TA Luft ab. Aus der Perspektive von Gesundheits- und Umweltschutz ist die 

Differenz der Grenzwerte nicht nachvollziehbar. Zudem findet in der TA Luft keine Differenzierung zwi-

schen Jahresmittelwerten, Tagesmittelwerten und Halbstundenmittelwerten statt.  

Handlungsempfehlung: 13. BImSchV auch dahingehend anpassen, dass Ammoniak als Brennstoff gese-

hen wird und entsprechende passende Grenzwerte einführen, die sich an § 26 der 13. BImSchV orientieren, 

statt an den allgemeinen Grenzwerten der TA Luft 

Mit ihrem § 23 sieht die 13. BImSchV die Zulassung von Ausnahmen vor. Grundsätzlich bezieht sich 

die Zulassung von Ausnahmen auf sämtliche Vorschriften der 13. BImSchV. Ausnahmen sind aber in 

der Regel lediglich in solchen Einzelfällen möglich, in denen eine Ausnahme im Hinblick auf den Ver-

hältnismäßigkeitsgrundsatz auch geboten ist.332 Gem. § 23 Abs. 1 kann die zuständige Behörde auf 

Antrag des Betreibers dann Ausnahmen von Vorschriften zulassen, soweit unter Berücksichtigung der 

besonderen Umstände des Einzelfalls die in dem § 23 Abs. 1 der 13. BImSchV kumulativ erfüllt sind: 

▪ einzelne Anforderungen nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand erfüllbar sind 

▪ im Übrigen die dem Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen zur Emissionsbegren-

zung durchgeführt werden 

▪ die Schornsteinhöhe nach der TA Luft in der jeweils geltenden Fassung auch für einen als Aus-

nahme zugelassenen Emissionsgrenzwert ausgelegt ist, es sei denn, auch insoweit liegen die 

Voraussetzungen der Nummer 1 vor, und 

▪ die Ausnahmen den Anforderungen aus der IE-RL nicht entgegenstehen. 

In § 23 Abs. 2 der 13. BImSchV werden Mitteilungspflichten der zuständigen Behörde gegenüber der 

Europäischen Kommission festgelegt.  

Da die Regelung den europäischen Rahmen umsetzten muss, sind an die Prüfung besonders strenge 

Maßstäbe anzulegen.333 Dies gilt aber nur insoweit, als der Verordnungsgeber eine nunmehr im Wege 

der Ausnahme zu beurteilende Konstellation nicht schon bedacht und bewusst nicht oder anders ge-

regelt hat. Allerdings bestehen in der 13. BImSchV häufig strengere Anforderungen als die IE-RL for-

dert, wodurch ein gewisser Spielraum für die zuständige Behörde entseht.   

Darüber hinaus enthält die IE-RL die Möglichkeit zur Erteilung von Ausnahmen: 

▪ Art. 30 Abs. 5: bei einer sich aus einer ernsten Mangellage ergebenden Unterbrechung der Ver-

sorgung mit schwefelarmem Brennstoff 

▪ Art. 30 Abs. 6: bei plötzlicher Unterbrechung der Gasversorgung 

 
 
332 Ohms, in: Landmann u. a., ebd., 13. BImSchV § 23. 1ff.  
333 BT-Drs. 15/3420, S. 28. 
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▪ Art. 33 Abs. 1: für den Zeitraum vom 1.1.2016 bis 31.12.2023 bei Limitierung der Betriebs-

stunden ab 1.1.2016 und Außerbetriebnahme zum 31.12.2023 mit Sonderregelungen für 

Elektrizitätsversorgung innerhalb eines kleinen isolierten Netzes  

▪ Art. 34: bis 31. 12. 2019 für Elektrizitätsversorgung innerhalb eines kleinen isolierten Netzes 

(Art. 2 Nr. 26 IE-RL) 

▪ Art. 35: bis zum 31. 12. 2022 Fernwärmeanlagen bis 200 MW Feuerungswärmeleistung). 

Diese Ausnahmen werden nicht im Verordnungstext der 13. BImSchV genannt, können aber in begrün-

deten Fällen gemäß § 23 der 13. BImSchV beantragt und erteilt werden.334 Als Beispiel für Ausnahmen 

nach § 23 nennt die Verordnungsbegründung Anlagen in Sicherheitsbereitschaft nach § 13g EnWG, 

die – wenn überhaupt – nur in einem begrenzten Zeitraum für wenige Stunden aufgerufen werden und 

bei denen Nachrüstungen dem entsprechend unverhältnismäßig sind.335 

11.2.2.1.2 Verordnung über mittelgroße Feuerungs-, Gasturbinen- und Verbren-

nungsmotoranlagen (44. BImSchV) 

Die 44. BImSchV gilt grundsätzlich gem. ihres § 1 Abs. 1 für die Errichtung und den Betrieb genehmi-

gungsbedürftigen und nicht genehmigungsbedürftigen Feuerungsanlagen mit einer Feuerungswärme-

leistung von mindestens 1 Megawatt und weniger als 50 Megawatt, unabhängig davon, welche Brenn-

stoffe oder welche Arten von Brennstoffen eingesetzt werden sowie für genehmigungsbedürftigen 

Feuerungsanlagen von weniger als 1 Megawatt. 

Die Formulierungen der 44. BImSchV wurden im Sinne einer einheitlichen Rechtsetzung an die 

13. BImSchV angepasst.336 Begriffsbestimmungen wie der Begriff der Feuerungsanlage decken sich in 

der 13. Und 44. BImSchV. So ist auch nach der 44. BImSchV eine Feuerungsanlage gem. § 2 Abs. 16 jede 

Anlage, in der Brennstoff zur Nutzung der erzeugten Wärme oxidiert wird. 

Auch die 44. BImSchV gibt Grenzwerte für Emissionen vor.  

In ihrem § 16 gibt die 44. BImSchV Emissionsgrenzwerte für Verbrennungsmotoranlagen vor. Die An-

forderungen sollen insbesondere Anhang II Teil 1 Tabelle 3 und Teil 2 Tabelle 2 der EU-Richtlinie 

2015/2193 umsetzen.337 Anlagen, die zur Abdeckung der Spitzenlast bei der Energieversorgung bis 

zu 300 Stunden jährlich in Betrieb sind oder ausschließlich dem Notbetrieb dienen fallen in Bezug auf 

Kohlenmonoxid und Stickstoffmonoxid sowie Stickstoffdioxid nicht unter die Emissionsgrenzwerte. 

Für sie sind die Möglichkeiten der Emissionsminderung durch motorische Maßnahmen nach dem 

Stand der Technik auszuschöpfen.  

 
 
334 BT-Drs. 15/3420, S. 28; Ohms, in: Landmann u. a., [Fn. 124], 13. BImSchV § 23 Rn. 1 ff. 
335 BT-Drs. 19/24906, S. 145; Ohms, in: Landmann u. a., ebd., 13. BImSchV § 23 Rn. 1 ff. 
336 Röckinghausen, in: Landmann u. a., ebd., 44. BImSchV § 1. 
337 Röckinghausen, in: Landmann u. a., ebd., 44. BImSchV § 16. 
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Tabelle 28 Grenzwerte aus der 44. BImSchV (Auszug) 

Fundstelle  Massenkonzentration 

Kohlenmonoxid 

§ 16 Abs. 6 S. 1 Nr. 3 

der 44. BImSchV 

Motoren, die mit anderen Brennstoffen, insbesondere mit Gasen der 

öffentlichen Gasversorgung oder mit Flüssiggas, betrieben werden 
0,25 g/m3. 

§ 16 Abs. 6 S 2 44. BIm-

SchV 

Grenzwert von 0,25 g/m3 ist nicht anzuwenden bei Verbrennungsmo-

toranlagen, die zur Abdeckung der Spitzenlast bei der Energieversor-

gung bis zu 300 Stunden jährlich in Betrieb sind oder ausschließlich 

dem Notbetrieb dienen 

Möglichkeiten der Emissi-

onsminderung durch motori-

sche Maßnahmen nach dem 

Stand der Technik sind aus-

zuschöpfen 

Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid 

§ 16 Abs. 7 Nr. 4 der 44. 

BImSchV 

bei Motoren, die mit anderen als in den Nummern 1 bis 3 genann-

ten Brennstoffen, insbesondere mit Gasen der öffentlichen Gasver-

sorgung oder Flüssiggas, betrieben werden, 

0,1 g/m3 

§ 16 Abs. 7 S. 2 der 44. 

BImSchV 

Die Emissionsgrenzwerte für Stickstoffoxide sind nicht anzuwenden 

bei Verbrennungsmotoranlagen, die weniger als 300 Stunden pro 

Jahr betrieben werden oder ausschließlich dem Notbetrieb dienen.  

 

Schwefeldioxid und Schwefeltrioxid 

§ 16 Abs. 9 der 44. BIm-

SchV 

Bei Einsatz gasförmiger Brennstoffe gelten die Anforderungen des § 13 Absatz 5 an die Emissionen 

von Schwefeldioxid und Schwefeltrioxid entsprechend. Die Emissionsgrenzwerte sind auf einen Be-

zugssauerstoffgehalt von 5 Prozent umzurechnen. […] 

§ 13 Abs. 5 Nr. 6 

bei Einsatz anderer als in den Nummern 1 bis 5 genannter Gase (Flüs-

siggas, Gase der öffentlichen Gasversorgung, Biogas oder Klärgas, 

Erdölgas, Hochofengas und Koksofengas) 

35 mg/m3. 

 

Für Ammoniak normiert sie in § 9 der 44. BImSchV, dass Feuerungsanlagen, die selektive katalytische 

Reduktion oder selektive nichtkatalytische Reduktion einsetzen, so zu errichten und zu betreiben sind, 

dass die Emissionen an Ammoniak im Abgas eine Massenkonzentration von 30 mg/m3 nicht über-

schreiten. Die selektive katalytische Reduktion und die selektive nichtkatalytische Reduktion adres-

sieren hierbei nicht die Emissionen die bei der Nutzung von Ammoniak als Energieträger entstehen, 

sondern die von Ammoniak zur Katalyse, also zur Verminderung von Nox Emissionen, entstehen. Ob § 

9 der 44. BImSchV daher einschlägig ist, richtet sich nach dem Katalysator, der dem BHKW nachge-

schaltet ist, nicht an die Emissionen des BHKW selbst. 

Für den Schutz von Mensch und Umwelt ist es allerdings nicht von Belang, ob das Ammoniak von ei-

nem Katalysator oder von einem BHKW emittiert wird. Die Risiken bleiben die gleichen. Da § 10 der 

44. BImSchV keine weiteren grenzwerte für Ammoniak festlegt, kann hier die Vermutung nahegelegt 

werden, dass die Grenzwerte aus § 9 der 44. BImSchV auch auf die Emissionen eines BHKW anwendbar 

sind. Der expliziete Wortlaut des § 9 der 9. BImSchV legt jedoch nahe, dass unter den Anwendungsbe-

reich des § 9 explizit nur selektive katalytische Reduktion und die selektive nichtkatalytische Reduk-

tion eingeschlossen sind. Wie schon bei § 27 der 13. BISchV ensteht hier eine Problematik, dass nicht 

deutlich wird, inwieweit § 9 der 44. BISchV anzuwenden ist. Nach der hier vertretenen Auffassung 

eröffnet der Wortlaut des § 9 der 44. BISchV i. V. m. Nr. 8.3 Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1442 

nicht die Anwendung der Grenzwerte aus § 9 der. 44. BImSchV. 

Entsprechend muss für Ammoniak als Brennstoff auf die Vorgaben aus der TA Luft zurückgegriffen 

werden. In ihrem Unterabschnitt 5.2.4 über die Allgemeine Anforderungen zur Emissionsbegrenzung 

in Bezug auf Gasförmige anorganische Stoffe, gibt die TA Luft Grenzwerte für gasförmige anorganische 

Stoffe an, die die angegebenen Massenkonzentrationen oder Massenströme im Abgas nicht 
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überschreiten dürfen. Ammoniak wird der Klasse III zugeordnet. Hierbei fällt auf, dass die Grenzwerte 

für Ammoniak aus der TA Luft sowie aus § 9 der 44. BImSchV deckungsgkeich mit einer maximalen 

Massenkonzentration von 30 mg/m3. 

Tabelle 29 Grenzwerte für Ammoniak Emissionen nach 5.2.4 TA Luft 

5.2.4 TA Luft  

Massenstrom je Stoff 0,15 kg/h 

oder  

Massenkonzentration je Stoff 30 mg/m3; 

 

Hemmnis: Wie die 13. BImSchV ist die 9. BImSchV nicht auf Feuerungsanlagen ausgelegt, die Ammoniak 

als Brennstoff verwenden. Es ist undeutlich, ob die Grenzwerte der TA Luft oder des § 9 der 44. BImSchV 

anzuwenden sind. Im Ergebnis macht dies keinen Unterschied, ist für Anwender: innen in der Praxis aber 

mit Mehraufwand verbunden.  

Handlungsempfehlung: Die 44. BImSchV sollte dahingehend angepasst werden, dass sie nicht nur auf 

fossile, sondern auf erneuerbare Brennstoffe ausgerichtet wird. Dies geschieht schon mit Vorgaben für 

Wasserstoff, Ammoniak als Brennstoff sollte aber auch adressiert werden. 

11.2.2.1.3 Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen (1. BImSchV)  

Für Anlagen mit einer Feuerungsleistung von unter 1 MW ist die 1. BImSchV anzuwenden. Diese richtet 

sich aber expizit an Anlagen, die keiner immissionsschutzrechtlich Genehmigung begürfen. Mit Am-

moniak  betriebene BHKW benötigen allerdings einen Cracker zu Nutzbarmachung des gespeicherten 

Wasserstoffs. Durch den Cracker als Teil der Anlage fällt diese in der Regel unter das Genehmigungs-

verfahren und die 1. BImSchV ist nicht einschlägig. 

Weiter ist die 1. BImSchV auf fossile Brennstoffe ausgerichtet. Da sie hier nicht zu Anwendung kommt, 

ergibt sich daraus auch kein Hemmnis. Dennoch ist für eine vollumfassende Energiewende wichtig, 

erneuerbare Brennstoffe wie Ammoniak oder Wasserstoff in der 1. BImSchV zu adressieren. 

11.2.2.2  Konkretisierung der Betreiberpflichten durch Verwaltungsvorschriften 

am Beispiel der Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA 

Lärm) 

Ein Ammoniak-BHKW verhält sich wie übliche Erdgas-BHKW in Bezug auf die Geräuschemissionen. 

Für die Beurteilung von Geräuschemissionen ist die Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) von Be-

deutung. Da die TA Lärm eine allgemeine Verwaltungsvorschrift darstellt, richtet diese sich nicht an 

die Betreiber: innen sondern an die zuständigen Behörden. Sie soll den Begriffs der schädlichen Um-

welteinwirkungen durch Geräuschimmissionen konkretisieren und lenkt so die Ermessensausübung 

bei der Sachverhaltsaufklärung im Sinne des § 24 Abs. 1 VwVfG und die Eingriffsermächtigungen mit 

Ermessensspielraum im Sinne des § 17 Abs. 1 und § 24 BImSchG.338 Sie dient gem. Abschnitt 1 TA Lärm 

dem Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Ge-

räusche sowie der Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche.  

 
 
338 Landmann u. a., ebd., S. TA Lärm Vorbemerkung Rn. 5. 
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Ihr Anwendungsbereich ersteckt sich gem. ihres Abschnitts 1 auf sowohl genehmigungsbedürftige als 

auch nicht genehmigungsbedürftige Anlagen. Abschnitt 1 lit. a-c TA Lärm schließt darüber hinaus be-

stimmte Anlagen vom Anwendungsber1eich der TA Lärm aus. BHKW fallen nicht unter die Ausnahmen 

und sind infolgedessen vom Anwendungsbereich der TA Lärm eingeschlossen.  

Die TA Lärm legt Mess- und Beurteilungsverfahren für Geräuschemissionen fest.339 Hierbei unter-

scheidet die TA Lärm zwischen der Regelfallprüfung (Abschnitt 3.2.1) und der Sonderfallprüfung (Ab-

schnitt 3.2.2).340 

Die Regelfallprüfung beruht gem. Abschnitt 3.2.1 Abs. 1 TA Lärm auf einem Vergleich der erwarteten 

tatsächlichen Lärmbelastung mit differenziert festgelegten Immissionsrichtwerten. In den folgenden 

Abschnitten werden Ausnahmen normiert, bei deren Eintreten trotz Überschreitung der Immissions-

richtwerte im Regelfall eine Genehmigung erteilt werden soll oder muss.341 Die Immissionsrichtwerte 

lassen sich der Tabelle 30 entnehmen.  

Die Sonderfallprüfung nach Abschnitt 3.2.2 TA Lärm gilt bei in der Regelfallprüfung nicht zu berück-

sichtigenden Umständen. In Abschnitt 3.2.2 lit. A-d TA Lärm werden Beispiele genannt, darunter Ge-

räuschcharakteristiken verschiedener gemeinsam einwirkender Anlagen oder besondere betriebs-

technische Erfordernisse, sicher absehbare Verbesserungen durch Maßnahmen. Durch die Formulie-

rung “insbesondere” ist die Aufzählung nicht abschließend.342  

Somit gibt die TA Lärm gibt Grenzwerte, Methoden sowie Ausnahmeregelungen vor. Tabelle 30  zeigt 

die Immisionsrichtwerte für Imissionsorte außerhalb von Gebäuden. 

  

 
 
339 Landmann u. a., ebd., TA Lärm Vorbemerkung Rn. 5. 
340 Hansmann, in: Landmann u. a., ebd., TA Lärm Nr. 3 Rn. 1. 
341 Hansmann, in: Landmann u. a., ebd., TA Lärm Nr. 3 Rn. 1. 
342 Hansmann, in: Landmann u. a., ebd., TA Lärm Nr. 3 Rn. 1. 
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Tabelle 30 Immissionsrichtwerte nach der TA Lärm 

Immissionsrichtwerte für Immissionsorte außerhalb von Gebäuden 

gem. Abschnitt 6 TA Lärm 

a) in Industriegebieten  70 dB(A)         

b) in Gewerbegebieten 

 Tags 65 dB(A) 

 Nachts 50 dB(A) 

c) in urbanen Gebieten   

 Tags 63 dB (A) 

 Nachts 45 dB (A) 

d) in Kerngebieten, Dorfgebieten und Mischgebieten 

 Tags 60 dB(A) 

 Nachts 45 dB(A) 

e) in allgemeinen Wohngebieten und Kleinsiedlungsgebieten 

 Tags 55 dB(A) 

 Nachts 40 dB(A) 

f) in reinen Wohngebieten 

 Tags 50 dB(A) 

 Nachts 35 dB(A) 

g) in Kurgebieten, für Krankenhäuser und Pflegeanstalten 

 Tags 45 dB(A) 

 nachts 35 dB(A) 

Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte 

am Tage um nicht mehr als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr 

als 20 dB(A) überschreiten. 

 

 

Die TA Lärm ist technologieoffen gestaltet, es kommt also nicht auf die verwendete Technik an, son-

dern auf die Schallemissionen in Dezibel (dB). Durch die Technologieoffenheit der TA Lärm sind keine 

Hemmnisse zu erwarten. 

11.2.2.3 Normkonkretisierende Technische Regelwerke 

Bisher bestehen einige Technische Regelwerke, die auf BHKW und damit verbundene Einrichtungen 

angewendet werden können. Bisher bestehen aber keine Regelwerke die spezifisch auf Verbrennungs-

anlagen mit Ammoniak ausgelegt sind. 
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Tabelle 31 Normkonkretisierende Normen für BHKW 

Fundstelle Titel Inhalt (Zusammenfassung) 

DIN 3476 

Blatt 

3:2012-01  
 

Abgasreinigung - Verfahren der 

katalytischen Abgasreinigung - 

Selektive katalytische Reduktion 

 

▪ Grundlagen für die Verfahrensauswahl 
▪ Auslegung 
▪ Betrieb von Anlagen  
▪ Einsatz von Katalysatoren für die katalytische Abgasreini-

gung 
▪ Chemismus der katalytischen Prozesse 
▪ Desaktivierung der Katalysatoren 
▪ Katalysatortypen und die Kenngrößen zur Charakterisie-

rung des Stickoxid-Umsatzgrads 
▪ zur Dimensionierung des Reaktors  
▪ Anwendungsbeispiele aus den Bereichen der Öl- und Koh-

lekraftwerke, der thermischen Abfallbehandlung sowie 
zur Reinigung von Abgasen aus Kraftfahrzeugverbren-
nungs- und Schiffsdieselmotoren 

▪ spezielle Anwendungen zur katalytischen Reduzierung 
von Lachgasemissionen aus Salpetersäureanlagen  

11.2.3 DIN 

6280-

14:1997-08  

 

Stromerzeugungsaggregate - 

Stromerzeugungsaggregate mit 

Hubkolben-Verbrennungsmotoren - 

Teil 14: Blockheizkraftwerke (BHKW) 

mit Hubkolben-

Verbrennungsmotoren; Grundlagen, 

Anforderungen, Komponenten, 

Ausführung und Wartung 

▪ Stromerzeugungsaggregate  
▪ Mit Hubkolben-Verbrennungsmotoren 
▪ Grundlagen, Anforderungen, Komponenten, Ausführung 

und Wartung  

VDI 

4680:2011-

04  

 

Blockheizkraftwerke (BHKW) - 
Grundsätze für die Gestaltung von Ser-
viceverträgen  
 

▪ Planern, Betreibern, Herstellern und Service-Dienstleis-
tern Empfehlungen für die inhaltliche Gestaltung von Ser-
vice-Verträgen für Blockheizkraftwerke (BHKW).  

▪ Begriffsbestimmungen, Vertragsformen und Grundsätze 
für die Vertragsgestaltung. Beigefügt ist eine Checkliste 
für Servicearbeiten 

VDI 

3985:2018-

06  

 

Grundsätze für Planung, Ausführung 

und Abnahme von Kraft-Wärme-

Kopplungsanlagen mit Verbrennungs-

kraftmaschinen  

▪ Planung, Ausführung und Abnahme von Blockheizkraft-
werken (BHKW) mit Verbrennungsmotoren oder Gasturbi-
nen 

▪ Anlagenkonzept  
▪ Ausführung und Verlauf  

 

 

Hemmnis: Technische Regelwerke sind nicht rechtlich bindend, bieten aber das Potential als Richtschnur 

zu fungieren und so Genehmigungsprozesse zu beschleunigen. Bisher bestehen Regelwerke für BHKW, 

hier bestehen aber keine Regelwerke für Ammoniak als Brennstoff in BHKW. Demgegenüber bestehen 

aber technischen Regelwerken, die die gleiche Regelungstiefe aufweisen wie ähnliche (aber nicht grüne) 

Technologien. Zudem gibt es keine passenden Regelwerke für Cracker. 

Handlungsempfehlung: Entsprechend empfiehlt es sich Technische Regelwerke für Ammoniak als 

Brennstoff innerhalb von BHKW zu entwickeln, sowie technische Normen für Cracker und andere im 

BHKW verwendete Technologien. 

11.3 Hemmnisse und Handlungsempfehlungen 

Bei der Betrachtung des rechtlichen Rahmens von mit Ammoniak betriebenen BHKW, fällt auf, dass 

Hemmnisse für den Hochlauf der Ammoniak-Infrastruktur besonders bei den normkonkretisierenden 

Regelwerken sowie innerhalb des Immissionsschutzrechts liegen.  
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Tabelle 32 Hemmnisse und Handlungsempfehlungen bei der Errichtung und dem Betrieb von landsei-
tigen NH3-Betankungsanlagen 

Rechtliche Hemmnisse und Änderungsbedarfe bei der Errichtung und dem Betrieb von landseitigen NH3-Betan-

kungsanlagen 

Hemmnis Erläuterung Handlungsempfehlung 

Grenzwerte in der 13. 

BImSchV zu Ammoniak 

beziehen sich auf Kata-

lysatoren und nicht auf 

Verbrennungsprozesse 

Über die TA Luft werden für Großfeurungsanlagen 

zwar Grenzwerte angegeben. Auch wenn die Ein-

ordnung der Grenzwerte in die TA Luft und die 13. 

BImschV dadurch eher einem Flickenteppich 

gleicht, sind die Grenzwerte zumindest rechtssicher 

und deutlich definiert. Es ist aber auch ersichtlich, 

dass die 13. BImSchV nicht für Anlagen, die Ammo-

niak als Brennstoff nutzen, ausgelegt ist. Die Grenz-

werte für Katalysatoren aus § 26 der 13. BImSchV 

weichen erheblich von den Grenzwerten für gasför-

mige anorganische Stoffe aus 5.2.4 TA Luft ab. Aus 

der Perspektive von Gesundheits- und Umwelt-

schutz ist die Differenz der Grenzwerte nicht nach-

vollziehbar. Zudem findet in der TA Luft keine Diffe-

renzierung zwischen Jahresmittelwerten, Tages-

mittelwerten und Halbstundenmittelwerten statt.  

 

13. BImSchV sollte dahingehend ange-

passt werden, dass Ammoniak als Brenn-

stoff gesehen wird und entsprechende 

passende Grenzwerte einführen, die sich 

an § 26 der 13. BImSchV orientieren, statt 

an dem allgemeinen Grenzwerten der TA 

Luft 

 

Grenzwerte in der 44. 

BImSchV zu Ammoniak 

beziehen sich auf Kata-

lysatoren und nicht auf 

Verbrennungsprozesse 

Wie die 13. BISchV ist die 9. BImSchV nicht auf Feu-

erungsanlagen ausgelegt, die Ammoniak als Brenn-

stoff verwenden. Es ist undeutlich, ob die Grenz-

werte der TA Luft oder des § 9 der 44. BImSchV an-

zuwenden sind. Im Ergebnis macht dies keinen Un-

terschied, ist für Anwender: innen in der Praxis aber 

nit Mehraufwand verbunden.  

 

Die 44. BISchV sollte dahingehend ange-

passt werden, dass sie nicht nur auf fos-

sile, sondern auf erneuerbare Brennstoffe 

ausgerichtet wird. Dies Geschiet schon 

mit Vorgaben für Wasserstoff, Ammoniak 

als Brennstoff sollte aber auch adressiert 

werden. 

 

fehlende technische Re-

gelwerke 

Technische Regelwerke sind nicht rechtlich bin-

dend, bieten aber das Potential als Richtschnur zu 

fungieren und so Genehmigungsprozesse zu be-

schleunigen. Bisher bestehen Regelwerke für 

BHKW, hier bestehen aber keine Regelwerke für 

Ammoniak als Brennstoff in BHKW. Debgegenüber 

bestehen aber technischen Regelwerken, die die 

gleiche Regelungstiefe aufweisen wie ähnliche 

(aber nicht grüne) Technologien. Zudem gibt es 

keine passenden Regelwerke für Cracker. 

 

Entsprchend empfielt es sich Technische 

Regelwerke für Ammoniak als Brennstoff 

innerhalb von BHKW zu entwickeln, so-

wie technische Normen für Cracker und 

andere im BHKW verwendete Technolo-

gien. 
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12 Grundlegende rechtliche Analyse zur 

Zulassung von Schiffen als nicht-

ortsfeste Ammoniak-Anlagen 

Die Dekarbonisierung der Schifffahrt setzt in erster Linie voraus, dass Schiffe mit alternati-

ven Kraftstoffen betrieben werden können. Aus rechtlicher Perspektive ist dabei insbeson-

dere von Bedeutung ob und unter welchen Bedingungen solche Schiffe eine Zulassung erhal-

ten können. Abhängig von dem Schiffstyp besteht bereits ein Zulassungsregime für Schiffe 

auf internationaler, europäischer und nationaler Ebene. Dieser Rahmen ist allerdings stark 

auf fossile Kraftstoffe ausgelegt. Bevor auf die einzelnen Schiffstypen im Detail eingegangen 

wird, wird im folgenden Kapitel das Zulassungsregime von Schiffen in der See- und Binnen-

schifffahrt dargestellt. 

Im Rahmen des CAMPFIRE-Projektes wurden verschiedene Schiffstypen entwickelt, die in einer am-

moniakbasierten Schifffahrt eingesetzt werden können. So wurde ein Binnenschiff mit einem Ammo-

niak-Cracker-Gasmotor-Hybridantrieb entwickelt sowie eine Bunkerbarge, die als flexible Ammoniak-

Betankungsanlage fungiert. Die Zulassungsregime beider Schiffstypen weisen Unterschiede auf, haben 

aber auch Gemeinsamkeiten. Im Folgenden soll zunächst eine grundlegende rechtliche Analyse des 

Zulassungsregimes von Schiffen mit Ammoniak-Bezug erfolgen.  

12.1 Schiffe als nicht-ortsfeste Ammoniak-Anlagen 

innerhalb des BImSchG 

Ortsfeste Ammoniak-Anlagen fallen in der Regel (abhängig von Typ und Kapazitäten) unter den Gel-

tungsbereich des BImSchG. Nicht-ortsfeste Ammoniak-Technologien sind regelmäßig auch dem BIm-

SchG unterworfen. So gelten für die Beschaffenheit, die Ausrüstung, den Betrieb und die Prüfung von 

Wasserfahrzeugen sowie von Schwimmkörpern und schwimmenden Anlagen die Maßgaben der §§ 38 

bis 40 BImSchG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG.  

Unter den Begriff der Wasserfahrzeuge lassen sich folgende Fahrzeuge und Geräte gliedern: 

▪ zur Beförderungs- und Transportmittel geeignete Schiffe und Boote, sowie Fähren, Luftkissen-

fahrzeuge etc. 

▪ Schwimmkörper, u. a. Flöße  

▪ Schwimmende Anlagen  

▪ auf dem Wasser eingesetzte Geräte und Einrichtungen, die nicht in erster Linie der 

Beförderung oder dem Transport dienen) 

▪ z. B. Wohnschiffe, Hotelschiffe, Schwimmdocks, Schwimmtanks, Pontone, Senkkästen 

und Tonnen 
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Nicht von dem § 38 BImSchG erfasst sind Bootshäuser und Landebrücken, soweit sie fest an Land ver-

ankert sind.343 

Fallen Schiffe oder andere Geräte unter den Anwendungsbereich der §§ 38 ff BImSchG sind diese gem. 

§ 2 Abs. 5 BImSchG nicht vom Anlagenbegriff des BImSchG erfasst. Damit sind Wasserfahrzeuge sowie 

Schwimmkörper und schwimmende Anlagen nicht Teil des Genehmigungsregimes des § 4 BImSchG ff. 

Stattdessen sind für diese die Vorgaben aus §§ 38 ff BImSchG relevant. 

§ 38 Abs. 1 BImSchG legt fest, dass unter anderem Wasserfahrzeuge sowie Schwimmkörper und 

schwimmende Anlagen so beschaffen sein müssen, dass ihre durch die Teilnahme am Verkehr verur-

sachten Emissionen bei bestimmungsgemäßem Betrieb die zum Schutz vor schädlichen Umweltein-

wirkungen einzuhaltenden Grenzwerte nicht überschreiten. Sie müssen so betrieben werden, dass 

vermeidbare Emissionen verhindert und unvermeidbare Emissionen auf ein Mindestmaß beschränkt 

bleiben. 

Hierbei bietet § 38 BImSchG keine abschließende Regelung des Schutzes vor schädlichen Umweltein-

wirkungen.  Stattdessen wird in § 39 BImSchG auf zwischenstaatliche Vereinbarungen und Rechtsakte 

der Europäischen Union verwiesen. Für Wasserfahrzeuge ergibt sich ein Regelungsregime insbeson-

dere aus dem internationalen und europäischen Recht sowie auf nationaler Ebene aus Binnenschiff-

fahrtsstraßenordnung.344  

Grundsätzlich wird im Regelungsregime für die Zulassung von Schiffen zwischen verschiedenen 

Schiffstypen unterschieden. Dazu gehören Schiffe der Seeschifffahrt, der Binnenschifffahrt oder auch 

kleine Wasserfahrzeuge. Teil des Untersuchungsumfangs dieser Studie sind Binnenschiffe sowie Tank-

schiffe für die See- und/oder Binnenschifffahrt. Kleine Wasserfahrzeuge wurden bereits eingehend in 

Lyda et al. (2023): Analyse und Weiterentwicklung des Rechtsrahmens für die CE-Kennzeichnung von 

Sportyachten mit ammoniakbasierten Antriebs- und Energiesystem. Erstellt im Rahmen des Projekts 

CAMPFIRE (CF07) besprochen.  

12.2  Zulassungsregime der Binnenschifffahrt 

Für den sicheren Betrieb von Binnenschiffen sind die Schiffszeugnisse sowie die Typengenehmigun-

gen des Motors entscheidend. Schiffszeugnisse bescheinigen dabei nach den einschlägigen binnen-

schifffahrtsrechtlichen Vorschriften den verkehrssicheren Zustand und die Vorschriftsmäßigkeit des 

Schiffes, während Typgenehmigungen bestätigen, dass der eingesetzte Motor den gesetzlichen techni-

schen und insbesondere emissionsrechtlichen Anforderungen entspricht. 

12.2.1  Erteilung von Schiffszeugnissen für Binnenschiffe 

Die Grundlage der technischen Vorschriften für Binnenschiffe innerhalb der EU bildet die Richtlinie 

(EU) 2016/1629345, die für die Erteilung von Schiffszeugnissen maßgeblich ist und dabei auf den ES-

 
 
343 Jarass, [Fn. 76], § 38 Rn. 10. 
344 Hansmann/Hofmann, in: Landmann u. a., [Fn. 124], BImSchG § 38 Rn. 6. 
345 Richtlinie (EU) 2016/1629 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. September 2016 zur Festlegung 

technischer Vorschriften für Binnenschiffe, zur Änderung der Richtlinie 2009/100/EG und zur Aufhebung der Richt-
linie 2006/87/EG, Amtsblatt der Europäischen Union L 252/118, v. 16.9.2016. 
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TRIN-Standard verweist, in dem die konkreten technischen Anforderungen festgelegt sind. Anwen-

dung findet die Richtlinie gemäß Art. 2 Abs. 1 RL (EU) 2016/1629 auf  

▪ Schiffe mit einer Länge von 20 m oder mehr; 

▪ Schiffe, deren Produkt aus Länge, Breite und Tiefgang ein Volumen von 100 Kubikmetern oder 

mehr ergibt; 

▪ Schlepp- und Schubboote, die dazu bestimmt sind, oben genannte Fahrzeuge oder schwim-

mende Geräte zu schleppen, zu schieben oder längsseits gekuppelt mitzuführen; 

▪ Fahrgastschiffe; 

▪ schwimmende Geräte. 

Ausdrücklich ausgenommen von dem Anwendungsbereich der RL (EU) 2016/1629 sind Fähren, Mili-

tärschiffe und bestimmte Seeschiffe. Während für Seeschiffe auf entsprechende internationale Regel-

werke verwiesen wird, besteht für Fähren ein nationaler Gestaltungsspielraum, der es den Mitglied-

staaten erlaubt von den Vorgaben der Richtlinie (EU) 2016/1629 abweichende Regelungen zu tref-

fen.346 Zusätzliche Möglichkeiten zu Abweichung von der Richtlinie bilden die Art. 23 ff. RL (EU) 

2016/1629. 

In der RL (EU) 2016/1629 wird der Rahmen für die Zulassung der oben genannten Binnenschiffe vor-

gegeben. Durch sie soll gem. Art. 1 der Richtlinie für die Sicherheit von Binnenschiffen erforderlichen 

technischen Vorschriften festgelegt werden. Kern der Richtlinie bildet Art. 5, wonach Mitgliedstaaten 

sicherstellen müssen, dass die oben genannten Fahrzeuge im Einklang mit den Anforderungen dieser 

Richtlinie gebaut und instandgehalten werden. Ob ein Binnenschiff den Vorgaben der RL (EU) 

2016/1629 entspricht, muss durch ein Unionszeugnis für Binnenschiffe gem.  

Art. 6 ff. RL (EU) 2016/1629 nachgewiesen werden. Die Umsetzung der Vorgaben, insbesondere die 

Sanktionen bei Verstößen, liegt bei den Mitgliedstaaten. Art. 35 RL (EU) 2016/1629 statuiert, dass die 

Mitgliedstaaten festlegen, welche Sanktionen bei einem Verstoß gegen die nationalen Vorschriften zur 

Umsetzung dieser Richtlinie zu verhängen sind, und treffen die zu deren Durchsetzung erforderlichen 

Maßnahmen. Die Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 

Eine Ausnahme von der RL (EU) 2016/1629 stellt das Regelungsregime der Rheinschifffahrt dar. Die 

Zentralkommission für die Rheinschifffahrt (ZKR) ist als internationale Organisation dazu befugt, ge-

meinsamer Verordnungen zur Gewährleistung der Rheinschifffahrt zu erlassen.347 Hinsichtlich der 

Vorschriften für Binnenschiffe hat die ZRK als technisches Regelwerk die Rheinschiffsuntersuchungs-

ordnung (RheinSchUO)348 erlassen. So benötigen auf dem Rhein fahrende Schiffe gemäß § 1.04 Rhein-

SchUO grundsätzlich ein Schiffsattest. Die Vorschriften der EU und der ZKR sind mittlerweile harmo-

nisiert.349  

 
 
346 Paintner/Schäfer, Zulassung von ammoniakbetriebenen Binnenschiffen, S. 11f. 
347 Paintner/Schäfer, Zulassung von ammoniakbetriebenen  Binnenschiffen, S. 13.; ZRK, Rechtsnatur und Kompeten-

zen, abrufbar unter https://www.ccr-zkr.org/11030100-de.html. 
348 ZKR, Rheinschiffsuntersuchungsordnung (RheinSchUO). 
349 Paintner/Schäfer, Zulassung von ammoniakbetriebenen Binnenschiffen, S. 13; ZRK, Technische Vorschriften für 

Binnenschiffe, abrufbar unter https://www.ccr-zkr.org/12020200-de.html. 
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Weder die Richtlinie (EU) 2016/1629 noch die RheinSchUO entfalten unmittelbare Geltung in 

Deutschland. Erst durch die Binnenschiffsuntersuchungsordnung (BinSchUO)350 werden die Regel-

werke auch auf nationaler Ebene umgesetzt.351  

Die BinSchUO setzt die europäischen Vorgaben unter anderem um, indem sie über ihren § 5 Abs. 1 vor-

gibt, dass ein Fahrzeug am Verkehr nur teilnehmen darf, wenn es zum Verkehr technisch zugelassen 

worden ist und den Voraussetzungen der technischen Zulassung entspricht.  Nachgewiesen wird die 

technische Zulassung gem. § 7 Abs. 1 BinSchUO durch eine Fahrtauglichkeitsbescheinigung. In der 

Norm ist ein Katalog über als  Fahrtauglichkeitsbescheinigung anerkannte Bescheinigungen enthalten. 

Hierbei wird unter anderem das Unionszeugnis (§ 7 Abs. 1 Nr. 1 BinSchUO) und das Schiffsattest (§ 7 

Abs. 1 Nr. 6 BinSchUO) sowie das (nicht im Unionsrecht enthaltene) Fährzeugnis (§ 7 Abs. 1 Nr. 9 Bin-

SchUO) aufgezählt.352 

Zudem besteht die Möglichkeit eines Abweichungsgenehmigungsverfahrens. Hierfür muss die EU-

Kommission zur Genehmigung einen Durchführungsrechtsakt erlassen bzw. die ZKR die Abweichung 

über eine sog. „Empfehlung“ genehmigen. 353  

Konkrete technische Vorgaben für Binnenschiffe gibt die RL (EU) 2016/1629 nicht vor, sondern ver-

weist in ihrem Anhang II auf den Europäischer Standard der technischen Vorschriften für Binnen-

schiffe (ES-TRIN-Standard). Dieser wird regelmäßig aktualisiert. Die momentan aktuelle Version ist 

die Ausgaben 2025/1.354 Im Teil I ES-TRIN 2025/1 werden allgemeine Bestimmungen aufgestellt, 

während in Teil II die Vorgaben für Bau, Einrichtung und Ausrüstung, in Teil III Sonderbestimmungen 

und Teil IV Übergangsbestimmungen kodifiziert werden.355 Der aktuelle ES-TRIN-Standard wird mit 

§ 2 Abs. 1 Nr. 2 BinSchUO ins deutsche Recht umgesetzt.  

12.2.2  Typgenehmigung des Motors 

Zusätzlich benötigen Motoren von Binnenschiffen eine EU-Typengenehmigung. Die EU-Typgenehmi-

gung beschreibt das Verfahren, in dem die zuständige Genehmigungsbehörde bescheinigt, dass ein Typ 

eines Motors oder einer Motorenfamilie den einschlägigen Verwaltungsvorschriften und technischen 

Anforderungen der NRMM-Verordnung356 gem. Art. 3 Nr. 2 entspricht.  

 
 
350 Binnenschiffsuntersuchungsordnung vom 21. September 2018 (BGBl. I S. 1398, 2032), die zuletzt durch Artikel 2 

Absatz 1 der Verordnung vom 22. November 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 370) geändert worden ist. 
351 Paintner/Schäfer, S. 13; 140. Sitzung des LAI vom 22.09.2020 - 23.09.2020 in Bremen, Konzept „Saubere Schiffe in 

Städten“ zur Vorlage an die Umweltministerkonferenz in Erfüllung ihres Beschlusses der 90. Sitzung, Anlage zu TOP 
10.1 Saubere Schiffe in Städten, 140. Sitzung des LAI, S. 39. 

352 Paintner/Schäfer, Zulassung von ammoniakbetriebenenBinnenschiffen, S. 15. 
353 Paintner/Schäfer, Zulassung von ammoniakbetriebenenBinnenschiffen, S. 15. 
354 Europäischer Ausschuss zur Ausarbeitung von Standards im Bereich der Binnenschifffahrt (CESNI), Europäischer 

Standard der technischen Vorschriften für Binnenschiffe (ES-TRIN), Ausgabe 2025/1, abrufbar unter: 
https://www.cesni.eu/wp-content/uploads/2024/11/ES_TRIN_2025_signed_de.pdf . 

355 Paintner/Schäfer, Zulassung von ammoniakbetriebenen Binnenschiffen, S. 17. 
356 Verordnung (EU) 2016/1628 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. September 2016 über die An-

forderungen in Bezug auf die Emissionsgrenzwerte für gasförmige Schadstoffe und luftverunreinigende Partikel und 
die Typgenehmigung für Verbrennungsmotoren für nicht für den Straßenverkehr bestimmte mobile Maschinen und 
Geräte, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1024/2012 und (EU) Nr. 167/2013 und zur Änderung und Aufhe-
bung der Richtlinie 97/68/EG (Text von Bedeutung für den EWR), Amtsblatt der Europäischen Union L 252/53, 
16.9.2016. 

https://www.cesni.eu/wp-content/uploads/2024/11/ES_TRIN_2025_signed_de.pdf
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Verfügen an Bord eingebaute Verbrennungsmotoren eine Bezugsleistung von 19 kW oder mehr, müs-

sen diese gemäß Art. 9.01 Nr. 1 und 2 ES-TRIN die Anforderungen der NRMM-Verordnung erfüllen. In 

dieser werden gem. Art. 1 Abs. 1 NRMM-Verordnung Emissionsgrenzwerte für gasförmige Schadstoffe 

und luftverunreinigende Partikel sowie die verwaltungsmäßigen und technischen Anforderungen fest-

gelegt, die sich auf die EU-Typgenehmigung beziehen. 

Anzumerken ist dass die Begriffe der Typgenehmigung innerhalb der NRMM-Verordnung sowie Art. 

9.00 Nr. 2 ES-TRIN sich inhaltlich entsprechen. So beziehen sich diese nach Art. 9.01 Nr. 2 ES-TRIN vo-

rausgesetzte Typgenehmigung auf die Konformität mit der NRMM-Verordnung.  

Ferner ist die Typgenehmigungsurkunde gem. Art. 9.01 Nr. 2, 3 ES-TRIN neben einer Anleitung des 

Motorenherstellers und dem Motorparameterprotokoll an Bord mitzuführen.357 

12.2.3  ADN-Zulassungszeugnis bei Gefahrguttransport 

Ammoniak wird in nach dem Europäischen Übereinkommen vom 26. Mai 2000 über die internationale 

Beförderung von gefährlichen Gütern auf Binnenwasserstraßen (ADN) als gefährliches Gut eingeord-

net. Damit unterliegt Ammoniak grundsätzlich dem Gefahrgutrecht. Dieses ist zunächst durch das in-

ternationale Gefahrgutrecht geprägt. Allgemeine Grundlage bilden hierbei die UN Recommendations 

on the Transport of Dangerous Goods. Auf EU-Ebene werden in der RL 2008/68/EG Regelungen über 

die Beförderung gefährlicher Güter im Binnenland für Mitgliedstaaten aufgestellt. Die Umsetzung der 

RL 2008/68/EG ins nationale Recht erfolgt durch das Gefahrgutbeförderungsgesetz (GGBefG) und der 

damit verbundenen Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt (GGVSEB). Die 

GGVSEB verweist wiederum auf die ADN und überführt diese so in das nationale Recht.358 

Entsprechend der Vorgaben aus Abschnitt 1.16.1.1.1 ADN müssen  

▪ Trockengüterschiffe, die gefährliche Güter festgelegten Freimengen hinaus befördern, 

▪ Tankschiffe, die gefährliche Güter befördern, und  

▪ Schiffe in Schubverbänden oder bei gekuppelten Schiffen, von denen mindestens ein Schiff ge-

fährliche Gütertransportiert,  

mit einem auf sie ausgestelltem Zulassungszeugnis versehen sein. Allerdings sind gefährliche Güter, 

die für den Antrieb der Schiffe verwendet werden, gem. Nr. 1.1.3.3 ADN von dem Zulassungszeugnis 

freigestellt. Ein Einordnung wird dann problematisch, wenn Gefahrgüter gleichzeitig transportiert und 

für den Antrieb eines Schiffes verwendet werden (siehe Abschnitt 13.2.3 ADN-Zulassungszeugnis bei 

Gefahrguttransport am Beispiel von NH3-Gasmotor-Binnenschiffe). 

12.3  Zulassungsregime der Seeschifffahrt 

Das Zulassungsregime für Seeschiffe unterscheidet sich von dem für Binnenschiffe. Die zentrale 

Rechtsquelle für Maßnahmen zur Schiffssicherheit ist das SOLAS-Übereinkommen und die unter ihm 

entwickelten und kodifizierten technischen Standards.    

 
 
357 Paintner/Schäfer, Zulassung von ammoniakbetriebenen Binnenschiffen, S. 25. 
358 Theobald/Kühling/Näser/Paul, AtG § 4 Rn. 66ff 
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12.3.1  SOLAS-Übereinkommen 

Die Zulassung von Schiffen im Bereich der Seeschifffahrt ist stark vom internationalen Recht geprägt. 

Grundsätzlich hat der Staat, unter dessen Flagge ein Schiff fährt, die Verantwortung für ausreichende 

Schutzmaßnahmen innerhalb der Seeschifffahrt Sorge zu tragen. Diese Verpflichtung wird aus Art. 94 

des UN-Seerechtsübereinkommen (SRÜ, auch „Seerechtsübereinkommen der Vereinten Natio-

nen“, englisch United Nations Convention on the Law of the Sea, UNCLOS)359 begründet. Deutschland 

und die EU haben das SRÜ von insgesamt 167 Staaten ratifiziert.360 Entsprechend des Art. 94 SRÜ hat 

der Staat die Maßnahmen zu treffen, die zur Gewährleistung der Sicherheit auf See erforderlich sind. 

Um für Schiffe unter allen Flaggen ausreichende Standards zu etablieren, müssen sich die Staaten bei 

Festlegung der Sicherheitsmaßnahmen an die allgemein anerkannten internationalen Vorschriften, 

Verfahren und Gebräuche halten. Sie müssen die erforderlichen Vorkehrungen treffen, um die Beach-

tung der internationalen Sicherheitsstandards sicherzustellen (Art. 94 Abs. 5 SRÜ). Die Flaggenstaaten 

sind verpflichtet, notwendige nationale Vorschriften zu erlassen.361 

Konkrete Sicherheitsmaßnahmen für Schiffe sind nicht Teil des SRÜ. Stattdessen werden Maßnahmen 

zur Schiffssicherheit im Rahmen des internationalen Seeverkehrs durch das Internationale Überein-

kommen zum Schutz des menschlichen Lebens auf See (SOLAS-Übereinkommen)362 über die Festle-

gung von Mindeststandards für Bau, Ausrüstung und Betrieb von Schiffen geregelt. Das SOLAS-Über-

einkommen besteht aus dem eigentlichen Übereinkommen, das die generellen Bestimmungen bein-

haltet, sowie einer Anlage mit 14 Kapiteln, in denen im Einzelnen Vorgaben zur Schiffssicherheit gege-

ben werden. In der Anlage werden detailliert technische Vorschriften zur Bauart der Schiffe, zu Ret-

tungsmitteln, zum Funkverkehr und zur Organisation eines sicheren Schiffsbetriebs getroffen. Im Rah-

men eines vereinfachten Änderungsverfahrens wird die Anlage laufend an neue Erkenntnisse ange-

passt.363  

Innerhalb dieser Anlagen des SOLAS-Übereinkommens wurden durch die International Maritime Or-

ganization (IMO) technische Standards entwickelt. Unter anderem wurden 2024 die „Rules and Regu-

lations for the Classification of Ships using Gases or other Low-flashpoint Fuels” (IGF-Code) 

überarbeitet. Nunmehr sind im IGF-Code auch Vorgaben zur Nutzung von Ammoniak in der Schifffahrt 

gegeben. In den „Appendix LR2 – Requirements for Ships Using Ammonia as Fuel” werden sowohl Si-

cherheitsstandards für die Nutzung von Ammonia als Schiffskraftstoff als auch unter der Nr. 5.10 und 

Nr. 8.3 für Ammoniak-Bunkering (Bunkering Stations) vorgegeben. 

Grundsätzlich erstreckt sich der Anwendungsbereich des SOLAS-Übereinkommens gem. seines Chap-

ter 1, Regulation 1 auf sämtliche Schiffe auf internationalen Fahrten. Ausnahmen hiervon bilden gem. 

Chapter 1, Regulation 3 SOLAS-Übereinkommen Kriegsschiffe, Frachtschiffe mit einer Bruttoraumzahl 

 
 
359 United Nations Convention on the Law of the Sea, abrufbar unter: https://www.un.org/depts/los/conven-

tion_agreements/texts/unclos/unclos_e.pdf  
360 UBA, Das Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen, abrufbar unter https://www.umweltbundes-

amt.de/themen/nachhaltigkeit-strategien-internationales/arktis/rechtlicher-institutioneller-rahmen-der-ark-
tis/das-seerechtsuebereinkommen-der-vereinten-nationen#seerechtsubereinkommen-sru. 

361 Ehlers, Recht des Seeverkehrs, SchSG Vorbemerkung § 1 Rn. 3 ff. 
362 SOLAS - International Convention for the Safety of Life at Sea. 
363 Ehlers, NomosBundesrecht Erläuterungen, Übersicht über die die Meeresverschmutzung betreffenden Vorschrif-

ten 2018, Rn. 55. 

https://www.un.org/depts/los/convention_agreements/texts/unclos/unclos_e.pdf
https://www.un.org/depts/los/convention_agreements/texts/unclos/unclos_e.pdf
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von weniger als 500 Tonnen, nicht mechanisch angetriebene Schiffe, Holzschiffe in primitiver Bau-

weise, Vergnügungsjachten, die nicht für den Handel verwendet werden, sowie Fischereifahrzeuge.   

Der Anwendungsbereich des Appendix LR2 des IGF-Codes wiederum erstreckt sich gem. seines Part A 

Nr. 2.1 i. V. m. Part G, SOLAS Chapter II-1 auf sämtliche Schiffe, die Gase mit niedrigen Flammpunkt 

nutzen 

▪ deren Bauvertrag an oder nach dem 1. Januar 2017 geschlossen wurde 

▪ wenn kein Bauvertrag geschlossen wurde, deren Kiele am oder nach dem 1. Juli 2017 errichtet 

wurde oder die sich in einem ähnlichen Bauzustand befinden; oder 

▪ die Lieferung an oder nach dem 1. Januar 2021 erfolgt 

Ammoniak ist aus chemischer Perspektive kein Gas mit niedrigem Flammpunkt, da Ammoniak keinen 

Flammpunkt vorweisen kann.364 Dennoch wird aus einer rechtlichen Perspektive mit Appendix LR2 

Part A Nr. 2.2-03 des IGF-Codes Ammoniak als Gas mit niedrigem Flammpunkt klassifiziert. 

Zusätzlich stellt der International Code for the Construction and Equipment of Ships Carrying Lique-

fied Gases in Bulk (IGC-Code) eine internationale Sicherheitsvorschrift dar, die den Bau sowie die Aus-

rüstung von Seeschiffen regelt, die verflüssigte Gase als Massengut transportieren. Der IGC-Code ist als 

Kapitel VII, Teil C, integraler Bestandteil der SOLAS-Konvention der IMO. 

Die Einhaltung der Vorgaben des SOLAS-Übereinkommen müssen von den Behörden der Flaggenstaa-

ten durch das Ausstellen von Zertifikaten gem. Reg. I/12 und 13 SOLAS bescheinigt und deren Gültig-

keit gem. Reg. I/19 SOLAS durch die von den Schiffen angelaufenen Hafenstaaten kontrolliert wer-

den.365 Es wird nach Art. 4 2009/15/EG der Richtlinie  auch ermöglicht, anerkannte Organisationen 

zu ermächtigen, eine Einhaltung der Vorschriften zu zertifizieren, und die Ausstellung der einschlägi-

gen Sicherheitszeugnisse delegieren (siehe auch Erwägungsgrund 7 2009/15/EG) . 

12.3.2  Europäisches und nationales Recht zur Schiffssicherheit  

Die Umsetzung des SOLAS Übereinkommens erfolgt auf EU-Ebene unter anderem durch die Richtli-

nie 2014/90/EU über Schiffsausrüstung sowie der Richtlinie 2009/15/EG für Schiffsüberprüfungs- 

und -besichtigungsorganisationen und den einschlägigen Maßnahmen der Seebehörden.366 Die EU hat 

mit dieser Richtlinie die Möglichkeit Zertifizierungsprozesse und die Ausstellung von Zeugnissen an 

anerkannte Organisationen zu delegieren, wahrgenommen. Die Prüfung der Einhaltung der Anforde-

rungen des SOLAS-Übereinkommens und der einschlägigen Codes erfolgt über Klassifizierungsgesell-

schaften.367 

Die Vorgaben aus dem internationalen sowie europäischen Recht werden durch verschiedene Gesetze 

und Verordnungen ins nationale Recht umgesetzt. In diesen wird der Regel Rahmenbedingungen für 

die Sicherheit sowie den Umwelt- und Arbeitsschutz vorgegeben. So erfolgt die Umsetzung der euro-

päischen und internationalen Vorgaben über die Sicherheit, den Umwelt- und Arbeitsschutz aus See 

 
 
364 Paintner/Schäfer, Zulassung von ammoniakbetriebenen Binnenschiffen, S. 1. 
365 Stark u. a., Haftungsfragen bei unkontrolliertem Eintrag von Ammoniak in Wasser, S. 17. 
366 Erwägungsgrund 7 Richtlinie 2009/15/EG. 

367 Deutsche Flagge, Klassifikationsgesellschaften, abrufbar unter https://www.deutsche-
flagge.de/de/flagge/wir/klassifikationsgesellschaften/klassen. 
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ins nationale Recht unter anderem durch das Schiffssicherheitsgesetz (SchSG)368. Mit ihm werden das 

SOLAS-Übereinkommen und somit der IGC- und der IGF-Code als auch den International Code for the 

Construction and Equipment of Ships carrying Dangerous Chemicals in Bulk (IBC-Code)369 der IMO in 

das nationale Recht überführt. Dies geschieht vornehmlich durch ausdrückliche Verweise auf die je-

weiligen Codes (§ 1 Abs. 2 i.V.m. Anlage A I.2/1 SchSG). 

Zusätzlich werden Vorgaben aus dem IGC- und dem IBC-Code durch die Seeschifffahrtsstraßen-Ord-

nung (SeeSchStrO)370 umgesetzt. Sie bestimmt unter anderem die Fahrregeln auf den deutschen See-

schifffahrtsstraßen (hiervon ausgenommen ist die Emsmündung). Ebenfalls werden in § 30 SeeSch-

StrO die Voraussetzungen für das Befahren einer Seeschifffahrtsstraße bzw. das Verlassen einer Lie-

gestelle durch Tanker (unter anderem auch nach dem IGC- sowie dem IBC-Code) festgelegt, die der 

Beförderung verflüssigter Gase und gefährlicher Chemikalien – also auch Ammoniak – als Massengut 

dienen. 

12.3.3  Klassifizierungsgesellschaften 

 Innerhalb der EU wird die Ausstellung von Zeugnissen an anerkannte Organisationen delegiert. Die 

Einhaltung der internationalen Standards wird durch sog. Klassifizierungsgesellschaften kontrolliert. 

Den Rahmen setzt hierfür die bereits oben genannte Richtlinie 2009/15/EG. 

Klassifikationsgesellschaften sind private Unternehmen. Zu ihrer Aufgabe gehört es, zu prüfen, ob ein 

Schiff die auf internationaler Ebene festgelegten Vorschriften in Bezug auf Bau, Ausrüstung, Wartung 

und Überwachung einhält. Wenn ein Schiff diese Vorschriften erfüllt, wird es klassifiziert und erhält 

ein Klassenzertifikat. Die Klassifikationsgesellschaften übernehmen Aufgaben im Bereich der staatli-

chen Schiffssicherheit, wie die Überwachung der Einhaltung der internationalen Sicherheitsvorschrif-

ten und die Ausstellung von Sicherheitszeugnissen. Sie sind zudem zuständig für Aufgaben wie die 

Vorprüfung von Schiffsdokumenten, die Inspektion von Schiffen.371  

 

 

 

 
 
368 Schiffssicherheitsgesetz vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2860), das zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 

25. Juni 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 217) geändert worden ist. 
369 International Code for the Construction and Equipment of Ships carrying Dangerous Chemicals in Bulk (IBC Code). 
370 Seeschiffahrtsstraßen-Ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1998 (BGBl. I S. 3209; 

1999 I S. 193), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 18. September 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 286) geändert 
worden ist. 

371 Deutsche Flagge, [Fn., 370]. 
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13 Rechtliche Analyse des NH3-Cracker-

Gasmotor-Hybridantriebs für 

Binnenschiffe 

Im Rahmen des CAMPFIRE wird ein Funktionsmuster eines Binnenschiffes entwickelt, das 

mit Ammoniak und Wasserstoff als Kraftstoff betrieben wird. Für Binnenschiffe besteht auf 

EU- und Bundesebene zwar ein engmaschiger Rechtsrahmen, der den sicheren Betrieb der 

Binnenschiffe gewährleistet. Der Rechtsrahmen ist derweil nicht an Binnenschiffe angepasst, 

die mit einem NH3-Cracker-Gasmotor-Hybridantrieb betrieben werden. Für die Nutzung von 

Ammoniak in der Binnenschifffahrt fehlt es bisher noch an passenden Sicherheitsstandards. 

Im Folgenden werden der systematische Zusammenhang zwischen den einzelnen Regelungen aufge-

schlüsselt, Lücken und Hemmnisse herausgearbeitet sowie Handlungsempfehlungen für einen Siche-

ren Betrieb von Binnenschiffen mit Ammoniak-Antrieb entwickelt.  

13.1 Funktionsbeschreibung 

Das Binnenschiff mit NH3-Cracker-Gasmotor-Hybridantrieb soll so konstruiert werden, dass das Schiff 

mit Ammoniak betankt werden kann. Für die Zündung wird eine geringe Menge Wasserstoff benötigt. 

Dieser soll durch einen Cracker durch die Trennung von Ammoniak zu Stickstoff und Wasserstoff zur 

Verfügung gestellt werden. Das Ammoniak-Wasserstoffgemisch wird darauf in einem Motor ver-

brannt. 

 

Abbildung 19 Schematische Darstellung des Antriebsstrangs eines Schiffes mit einem ammoniakba-
sierten Verbrennungsmotor (Quelle: IKEM, Ammoniak als Treibstoff in der See- und Binnenschifffahrt, 
Übersichtspapier zu den rechtlichen Rahmenbedingungen, S. 13 in Anlehnung an eine Grafik des Ent-
wicklungszentrums für Schiffstechnik und Transportsysteme e. V. (DST)) 
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In einem Ammoniaktank wird das Ammoniak zunächst verflüssigt gelagert. Ammoniak kann 

über Druck oder Temperaturabsenkung verflüssigt werden. 

Das Ammoniak wird mittels einer Pumpe in die Rohrleitungen gepumpt. Bei den Materialen 

der Rohrleitungen muss Ammoniak-beständiges Material verwendet werden. Zusätzlich be-

nötigt die Pumpe elektrische Energie. 

Ein Teil des Ammoniaks wird über die Rohrleitungen zum Cracker geleitet. Der Cracker ist 

eine Baugruppe, die unter anderem aus einem Erhitzer und einem Katalysator besteht (siehe 

Kapitel 8 Rechtliche Analyse NH3-Reaktoren (Cracker) für Mittellastanlagen). Der Cracker wan-

delt das Ammoniak mit Wärme und einem Katalysator zu Wasserstoff und Stickstoff um. Hintergrund 

ist der, dass Ammoniak allein keine ausreichende Zündeigenschaft vorweist. Die Beimischung von 

Wasserstoff verbessert die Zündeigenschaft von Ammoniak. In dem Teilprojekt wird daher ein Teil des 

Ammoniaks zu Wasserstoff gecrackt. Die benötigte Wärme wird im Rahmen des Forschungsprojektes 

elektrisch erzeugt, kann aber auch durch ein Brenngas erzeugt werden. Der Cracker benötigt etwa eine 

Stunde für den Start.  

Durch den CrackingProzess entsteht Wasserstoff und Stickstoff. Gemeinsam mit der Umge-

bungsluft, in der Sauerstoff enthalten ist, wird der Wasserstoff sowie das Ammoniak, das nicht 

gecrackt wurde, in den Motor geleitet. Der Ammoniak- Verbrennermotor ist ähnlich aufgebaut 

wie herkömmliche Verbrennermotoren für Erdgas. Innerhalb des Motors wird das Luft-Ammoniak-

Wasserstoffgemisch gezündet. Die eigentliche Zündung bzw. Entflammung erfolgt über den Anteil an 

Wasserstoff. Die freigesetzte Energie initiiert die Oxidationsreaktionen mit dem Ammoniak, die eine 

höhere Zündungsenergie als Wasserstoff benötigt. Damit Wasserstoff als Zündung funktionieren kann, 

muss nach aktuellem Stand der Technik ca. 5-10 Volumenprozent Wasserstoff beigemischt werden. 

Wird der Anteil an Wasserstoff erhöht, steigen auch die Stickoxid (NOx)- Emissionen am Motor. Mit 

einem sinkenden Anteil an Wasserstoff, sinken auch die Stickoxid-Emissionen. Allerdings wird somit 

auch weniger Ammoniak abgebrannt und die Ammoniak-Emissionen am Motor steigen. Zusätzlich ent-

steht am Motor Distickstoffmonoxid (allgemein bekannt als Lachgas, N2O).  

13.2 Technische Zulassung von Binnenschiffen mit NH3-

Cracker-Gasmotor-Hybridantrieb zum Verkehr 

Die Zulassung von Binnenschiffen mit NH3-Cracker-Gasmotor-Hybridantrieb wurde bereits in der 

rechtswissenschaftlichen Studie Zulassung von ammoniakbetriebenen Binnenschiffen372 ausführlich 

dargestellt. Im Folgenden werden daher die Ergebnisse der genannten Studie aufgegriffen und auf den 

aktuellen Stand gebracht. Entscheidend für die Zulassung von Binnenschiffen ist die ES-TRIN und die 

NRMM-Verordnung. Da es sich bei dem Schiff innerhalb des CAMPFIRE-Projektes ausdrücklich um ein 

Binnenschiff handelt, wird im Folgenden der Schwerpunkt auf die Regelungen zu Binnenschiffen ge-

legt. 

 
 
372 Paintner/Schäfer, Zulassung von ammoniakbetriebenen Binnenschiffen. 
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13.2.1  Erteilung von Schiffszeugnissen für Binnenschiffe 

Zur Erteilung der Schiffszeugnisse ist die ES-TRIN das zentrale Instrument zur Festlegung von Sicher-

heitsstandards. Ammoniak als Kraftstoff innerhalb von Binnenschiffen wird nicht hinreichend von der 

ES-TRIN adressiert.  

Denn zunächst wird in Artikel 8.01 Nr. 3 ES-TRIN 2025/1 vorgegeben, dass nur Verbrennungsmotoren 

eingebaut sein dürfen, die mit Brennstoffen betrieben werden, deren Flammpunkt über 55 °C liegt. Mit 

der aktuellen Ausgabe 2025/1 wurde mit Artikel 8.01 Nr. 4 ES-TRIN 2025/1 eingeführt, dass abwei-

chend hiervon in Fahrzeugen Antriebs- oder Hilfssysteme installiert sein dürfen, die mit den folgenden 

Brennstoffen mit einem Flammpunkt von 55 °C oder darunter betrieben werden:  

▪ Flüssigerdgas (LNG) 

▪ Methanol und  

▪ gasförmiger Wasserstoff 

Art. 8.01 ES-TRIN 25/1 verweist darauf, dass für Antriebs- oder Hilfssysteme, die mit diesen Brenn-

stoffen betrieben werden, die Anforderungen von Kapitel 30 und Anlage 8 des ES-TRIN 2025/1 gelten. 

Da Ammoniak nicht unter die neu aufgenommenen Stoffe fällt, ist für die Frage, inwieweit Ammoniak 

als Brennstoff im Rahmen der ES-TRIN 2025/1 verwendet werden kann, zentral inwieweit der Flamm-

punkt von Ammoniak über oder unter 55°C liegt. 

Problematisch ist, dass Ammoniak aus chemischer Perspektive gar keinen Flammpunkt hat und dieser 

somit nicht über oder unter 55°C liegen kann.373 Eine Einordnung von Chemisch wird der Flammpunkt 

eines Stoffs als die niedrigste Temperatur definiert, bei der eine Flüssigkeit unter vorgeschriebenen 

Versuchsbedingungen brennbares Gas oder brennbaren Dampf in solcher Menge abgibt, dass bei Kon-

takt mit Luft ein brennbarer Stoff auftritt.374 Dem Gegenüber besitzt Ammoniak nicht die Eigenschaft 

brennbares Gas oder Dampf bei einer bestimmten Temperatur abzugeben.375 Ammoniak als Brenn-

stoff unter den Wortlaut des Art. 8.01 Nr. 3 und 4 ES-TRIN 2025/01 zu subsumieren scheint somit 

jedenfalls problematisch. Unter dieser Sichtweise würde Ammoniak als Gas ohne Flammpunkt nicht 

unter den Ausschluss des Anwendungsbereichs von Art. 8.1 Nr. 3 ES-TRIN 2025/01 fallen 

Dem steht gegenüber, dass auch wenn bestimmte Gase keinen Flammpunkt vorweisen können, diese 

regelmäßig mit Blick auf die Vorgaben der ES-TRIN rechtlich anders eingeordnet werden. Dies zeigt 

sich auch an der Ausnahmeregelung von Art. 8.01 Nr. 4 ES-TRIN 2025/1, die implizit annimmt, dass 

gasförmiger Wasserstoff einen Flammpunkt von unter 55 °C hat. Die ES-TRIN geht für die Zwecke der 

 
 
373Dupont, Ammonia solutions explosivity, Process Safety Progress 2009, 36 (36).; skw.Piesteritz, SICHERHEITSDA-

TENBLATT gemäß Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (REACH), Ammoniak, flüssig, S. 4.; Linde Gas GmbH, „SICHER-
HEITSDATENBLATT  Gemäß der geänderten Fassung Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (REACH) Artikel 31 Anhang 
II, Ammoniak, wasserfrei“, S. 13; infraserv höchst, Ammoniakwasser 25%ig, Sicherheitsdatenblatt, S. 6. 

374 GisChem - Gefahrstoffinformationssystem Chemikalien der BG RCI und der BGHM, Was ist der Flammpunkt und 
warum werden bestimmte Grenzen hierzu abgefragt?, abrufbar unter https://www.gischem.de/hilfe/oeb-
seite.htm?view_HilfeText_OID=13. 

375Dupont, [Fn. 376], 36 (36).; skw.Piesteritz, SICHERHEITSDATENBLATT gemäß Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 
(REACH), Ammoniak, flüssig, S. 4.; Linde Gas GmbH, „SICHERHEITSDATENBLATT  Gemäß der geänderten Fassung 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (REACH) Artikel 31 Anhang II, Ammoniak, wasserfrei“, S. 13; infraserv höchst, Am-
moniakwasser 25%ig, Sicherheitsdatenblatt, S. 6. 
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in ihr enthaltenen Regelungen davon aus, obwohl Wasserstoff aus chemischer Perspektive – wie Am-

moniak – keinen Flammpunkt vorweisen kann.376  

Ammoniak selbst wird innerhalb der ES-TRIN nicht als Brennstoff adressiert. Allerdings wird in ande-

ren Regelwerken Ammoniak als Gas mit niedrigem Flammpunkt angesehen. So hat auf internationaler 

Ebene die IMO Ammoniak als „Low-Flashpoint-Fuel“, also Gas mit niedrigem Flammpunkt, eingeord-

net (Appendix LR2 Part A Nr. 2.2-03 des IGF-Codes). Vor diesem Hintergrund kann argumentiert wer-

den, dass Ammoniak zu den Gasen mit niedrigem Flammpunkt zählt und damit nicht in den Anwen-

dungsbereich des Art. 8.01 Nr. 3 ES-TRIN 2025/01 fällt. Eine Einordnung von Ammoniak als Gas mit 

niedrigem Flammpunkt scheint aus chemischer Sicht nicht sinnvoll, für eine höhere Rechtssicherheit 

wird an dieser Stelle aber empfohlen Ammoniak als Gas mit niedrigem Flammpunkt zu behandeln. 

Demnach gilt zunächst Art. 8.1 Nr. 3 ES-TRIN 2025/01: Es dürfen nur Verbrennungsmotoren einge-

baut sein, die mit Brennstoffen betrieben werden, deren Flammpunkt über 55 °C liegt – also keine 

Ammoniak-Motoren. 377 

In Bezug auf die technische Sicherheit von Binnenschiffen ist eine Diskussion nach dem Flammpunkt 

von Ammoniak nicht zielführend. Wie oben beschrieben, weist Ammoniak keinen Flammpunkt vor 

und eine rechtliche Einordnung, die sich nach dem Flammpunkt von Ammoniak richtet, ist nicht 

zweckdienlich. Tatsächlich gibt es für Ammoniak (und Wasserstoff) andere Parameter, die für eine 

sicherheitstechnische Einordnung von Stoffen sinnvoller erscheint. Die Gefährlichkeit von Stoffen, die 

brennbar sind, aber keinen Flammpunkt haben, könnten bspw. über Explosionsgrenzen eingeschätzt 

werden. Die Explosionsgrenzen geben an, wann Stoffe oder Gemische mit Sauerstoff oder Luft inner-

halb bestimmter Mischungsverhältnisse explosionsfähig sind. In der Regel gibt es eine obere Explosi-

onsgrenze und eine untere Explosionsgrenze.378 Die untere Explosionsgrenze von Wasserstoff liegt 

bei 4 Vol.-% und die obere bei 77 Vol.-%. Ammoniak ist weitaus weniger explosiv als Wasserstoff. Seine 

untere Explosionsgrenze liegt bei 14 Vol.-% und die obere bei 32,5 Vol.-%.379 

Hemmnis: In der ES-TRIN ist der Flammpunkt eines Brennstoffes die zentrale Kenngröße für den zuläs-

sigen Einbau von Motoren. Den Flammpunkt als Kenngröße zu verwenden ist bei fossilen Brennstoffen 

wie Diesel und Benzin durchaus sinnvoll. Da zukunftsfähige Brennstoffe wie Wasserstoff oder Ammoniak 

keinen solchen Flammpunkt besetzen, ist der Flammpunkt als alleinige Kenngröße nicht hilfreich. Für 

Wasserstoff wurde dieses Problem gelöst, indem es rechtlich in den Ausnahmetatbestand des 

Art. 8.01. Nr. 4 ES-TRIN 2025/01 eingeordnet wurde. Für Ammoniak wurde bisher keine entsprechende 

Anpassung vorgenommen. 

Handlungsempfehlung: Ammoniak sollte zeitnah als Treibstoff in den Ausnahmetatbestand 

Art. 8.01 Nr. 4 ES-TRIN 2025/1 aufgenommen werden. Gleichzeitig müssen passenden 

 
 
376 Linde Gas GmbH, SICHERHEITSDATENBLATT Gemäß der geänderten Fassung Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 

(REACH) Artikel 31 Anhang II, Ammoniak, wasserfrei, S. 10; Crowl/Jo, The hazards and risks of hydrogen, Journal of 
Loss Prevention in the Process Industries 2007, 158 (161). 

377 Paintner/Schäfer, Zulassung von ammoniakbetriebenen Binnenschiffen, S. 18. Die Studie wurde 2023 veröffentlicht, 
als die aktuellen Regelungen zur ES-TRIN 2025/01 nicht veröffentlicht waren. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass für 
Ammoniak noch keine Sonderbestimmungen bestehen. Insoweit ist auch hier keine Abweichung von Art. 8.01 Nr. 3 ES-
TRIN möglich. 

378 Chemie.de, Lexikon, Explosionsgrenze, abrufbar unter https://www.chemie.de/lexikon/Explosions-
grenze.html#google_vignette. 

379 Dräger, Ammoniak – ein flüssiger Energieträger mit besonderen Gefahren, abrufbar unter https://www.drae-
ger.com/de_de/Safety/CleanTech/Ammonia-Safety.  
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Sicherheitsvorgaben in der ES-TRIN veröffentlicht werden. Zusätzlich ist der Flammpunkt als sicherheits-

relevante Kenngröße für Verbrennungsmotoren kein zielführender Weg den Anwendungsbereich der ES-

TRIN abzustecken. Stattdessen sollte auf andere Kenngrößen, wie die Explosionsgrenzen zurückgegriffen 

werden. 

In der ES-TRIN 2025/1 sind Vorgaben zu Sicherheitsstandards festgelegt worden. So enthält Kapitel 8 

Maßgaben für den Einbau des Antriebs über die maschinenbaulichen Anforderungen, sowie Kapitel 9, 

welche Regelungen über Emissionen sowie die Typgenehmigung von Motoren enthält.  

Für LNG, Methanol und gasförmigen Wasserstoff wurden im Kapitel 30 ES-TRIN 2025/01 Sonderbe-

stimmungen für Fahrzeuge, auf denen Antriebs- oder Hilfssysteme installiert sind, die mit Brennstof-

fen mit einem Flammpunkt von 55°C oder darunter betrieben werden. Allerdings sind die bisher ver-

öffentlichten Sicherheitsvorgaben nicht vollständig. So wurden gesonderte Abschnitte für Sicherheits-

vorgaben für Wasserstoff eingeführt. Bisher ist das Kapitel aber ohne Inhalt, lediglich die Überschriften 

stehen in der ES-TRIN 2025/1.  

Hemmnis: Da Ammoniak nicht von dem Anwendungsbereich der ES-TRIN 2025/1 umfasst ist, finden sich 

keine auf Ammoniak zugeschnittene Vorschriften, die das spezifische Gefährdungspotenzial von Ammo-

niak  ( z.B. mit Blick auf Wassergefährdung und Toxizität) abbilden.. Generell ist festzustellen, dass die 

Vorschriften des ES-TRIN im Wesentlichen auf konventionelle Brennstoffe mit einem Flammpunkt über 

55 °C abgestimmt sind.  

Handlungsempfehlung: Es sollten zeitnah Sicherheitsstandards für den Betrieb von Binnenschiffen mit 

Ammoniak als Kraftstoff entwickelt und in der ES_TRIN veröffentlicht werden. Diese sollten das gleiche 

Sicherheitsniveau wie die Vorgaben zu Methanol (Anlage 8 Abschnitt II Kapitel 2 ES-TRIN 2025/01) vor-

weisen, allerdings auch auf die Ammoniak immanenten Risiken eingehen. 

Anzumerken ist, dass nach Art. 8.01 Nr. 3 ES-TRIN der Einbau von Motoren, die nicht mit Kraftstoffen 

mit einem Flammpunkt über 55 °C betrieben werden, grundsätzlich unzulässig ist. Da Ammoniak nach 

hier vertretener Auffassung rechtlich als Gas mit einem Flammpunkt unter 55° C einzuordnen ist, ist 

eine Zulassung im regulären Verfahren nicht möglich. Für solche Schiffe ist derzeit eine Ausnahme-

genehmigung erforderlich. Die Erteilung entsprechender Genehmigungen richtet sich nach §§ 29 und 

30 BinSchUO. Danach kann einerseits eine zeitlich unbegrenzte Genehmigung für Abweichungen er-

teilt werden, wenn andere Werkstoffe, Einrichtungen oder Ausrüstungen verwendet oder alternative 

Anordnungen bzw. bauliche Maßnahmen umgesetzt werden, die im ES-TRIN nicht vorgesehen sind, 

sofern ein gleichwertiges Sicherheitsniveau sichergestellt ist (§ 29 Abs. 1, 4 BinSchUO). Andererseits 

können Abweichungen zu Versuchszwecken auch befristet genehmigt werden, wenn es sich um Fahr-

zeuge mit technischen Neuerungen handelt, die von den ES-TRIN-Anforderungen abweichen, voraus-

gesetzt, ein angemessenes Sicherheitsniveau ist gewährleistet (§ 30 BinSchUO).380 

13.2.2  Typgenehmigung des Motors 

Verfügen an Bord eingebaute Verbrennungsmotoren eine Bezugsleistung von 19 kW oder mehr, müs-

sen diese gemäß Art. 9.01 Nr. 1 und 2 ES-TRIN die Anforderungen der NRMM-Verordnung erfüllen. 

In dieser werden gem. Art. 1 Abs. 1 NRMM-Verordnung Emissionsgrenzwerte für gasförmige 

 
 
380 Paintner/Schäfer, Zulassung von ammoniakbetriebenen Binnenschiffen, S. 20. 
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Schadstoffe und luftverunreinigende Partikel sowie die verwaltungsmäßigen und technischen Anfor-

derungen festgelegt, die sich auf die EU-Typgenehmigung beziehen. 

Diese EU-Typgenehmigung umfasst das Verfahren gem. Art. 3 Nr. 2 NRMM-Verordnung, nach dem 

eine Genehmigungsbehörde bescheinigt, dass ein Typ eines Motors oder einer Motorenfamilie den 

einschlägigen Verwaltungsvorschriften und technischen Anforderungen der NRMM-Verordnung ent-

spricht. Die Begriffe der Typgenehmigung i. S. d. NRMM-Verordnung entsprechen dabei denen der Art. 

9.00 Nr. 2 ES-TRIN.-. So bezieht sich die nach Art. 9.01 Nr. 2 ES-TRIN vorausgesetzte Typgenehmigung 

ebenfalls auf die Konformität mit der NRMM-Verordnung. Die Typgenehmigungsurkunde ist gemäß 

Art. 9.01 Nr. 2, 3 neben einer Anleitung des Motorenherstellers und dem Motorparameterprotokoll an 

Bord mitzuführen.381 

Artikel 9.01 Nr. 2 ES-TRIN legt hierbei fest, dass nur Verbrennungsmotoren der Klassen IWP, IWA,  

NRE mit einer Bezugsleistung von weniger als 560 kW oder als gleichwertig anerkannte Motoren ge-

mäß der NRMM-Verordnung eingebaut werden dürfen. In Art. 4 Abs. 1 NRMM-Verordnung werden die 

Motorenklassen definiert.  

Tabelle 33 Auszug aus Art. 4 Abs. 1 NRMM-Verordnung (Quelle: Eigene Darstellung)  

Klassen der Verbrennungsmotoren nach Artikel 9.01 Nr. 2 ES-TRIN iVm Art. 4 Abs. 1 NRMM-Verordnung 

Klasse IWP 

a) Motoren, die ausschließlich in Binnenschiffen für deren unmittelbaren oder mittelbaren Antrieb eingesetzt werden 

oder dazu bestimmt sind und eine Bezugsleistung von 19 kW oder mehr haben 

b) Motoren, die anstelle von Motoren der Klasse IWA eingesetzt werden, sofern sie Artikel 24 Absatz 8 einhalten 

Klasse IWA 

Hilfsmotoren, die ausschließlich in Binnenschiffen eingesetzt werden und eine Bezugsleistung von 19 kW oder mehr ha-

ben 

Klasse NRE 

a) Motoren für nicht für den Straßenverkehr bestimmte mobile Maschinen und Geräte, die dazu bestimmt und dafür ge-

eignet sind, sich — auf der Straße oder auf andere Weise — zu bewegen oder bewegt zu werden, sofern sie nicht gemäß 

Artikel 2 Absatz 2 ausgeschlossen und nicht in einer der anderen unter den Nummern 2 bis 10 dieses Absatzes aufgeführ-

ten Klassen inbegriffen sind 

b) Motoren, die eine Bezugsleistung von weniger als 560 kW haben und die anstelle von Stufe-V-Motoren der Klassen 

IWP, IWA, RLL oder RLR eingesetzt werden 

 

Auf erneuerbare Energieträger oder Kraftstoffe nimmt die NRMM-Verordnung kaum Bezug. So wird 

in Art. 25 Abs. 2 NRMM-Verordnung zu de Abgasemissionsprüfungen für Motoren Bezugskraftstoffe 

genannt. Der Schwerpunkt des Art. 25 liegt dabei deutlich auf fossilen Brennstoffen. Ausdrücklich ge-

nannt werden Diesel, Benzin, Benzin-Öl-Gemisch für Zweitaktmotoren mit Fremdzündung, Erdgas/Bi-

omethan, Flüssiggas (LPG) und Ethanol. Lediglich in ihrem Erwägungsgrund 19 nimmt die NRMM-

Verordnung Bezug auf alternative Kraftstoffe. So erkennt der Verordnungsgeber, dass es notwendig 

 
 
381 Paintner/Schäfer, Zulassung von ammoniakbetriebenen Binnenschiffen, S. 25. 
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ist, „die Einführung von mit alternativen Kraftstoffen betriebenen Motoren zu fördern, weil ihr Aus-

stoß von NOx und luftverunreinigenden Partikeln niedriger sein kann.“  

Da gem. Art. 9.01 Nr. 2 ES-TRIN die an Bord eingebauten Motoren typgenehmigt nach der NRMM-Ver-

ordnung sein müssen, Ammoniak jedoch nicht als Kraftstoff in der NRMM-Verordnung geregelt wird, 

kann die Typgenehmigung eines ammoniakbetriebenen Motors nur als Ausnahmegenehmigung für 

neue Techniken oder neue Konzepte nach Art. 35 NRMM-Verordnung erlangt werden. Demnach kön-

nen Hersteller: innen eine EU-Typgenehmigung für einen Motortyp oder eine Motorenfamilie beantra-

gen, bei dem oder bei der neue Techniken oder neue Konzepte verwirklicht sind und dadurch eine 

Unvereinbarkeit mit einer oder mehreren Anforderungen der Verordnung entsteht. Dafür muss dar-

gelegt werden, weshalb die verwirklichten neuen Techniken oder Konzepte mit den Anforderungen 

der Verordnung unvereinbar sind. Zusätzlich müssen die Auswirkungen auf die Umwelt beschrieben 

werden und welche Maßnahmen für den Umweltschutz ergriffen werden. Dies muss in dem gleichen 

Maße sichergestellt werden, wie durch die Anforderungen der NRMM-Verordnung. Für die Erteilung 

einer Typgenehmigung auf diesem Wege ist eine Autorisierung der EU-Kommission erforderlich. Ein 

solches Abweichungsgenehmigungsverfahren führt damit wiederum zu einem erheblichen Aufwand 

und einer längeren Verfahrensdauer im Vergleich zu regulären Typgenehmigungsverfahren.382 

Hemmnis: Ammoniak ist nicht explizit vom Anwendungsbereich der NRMM umfasst. Es wird mithin eine 

Ausnahmegenehmigung erforderlich. Für die Erteilung einer solchen Ausnahmegenehmigung muss nach-

gewiesen werden, dass der Umweltschutz in dem gleichen Maße sichergestellt ist, wie durch die Anforde-

rungen der NRMM-Verordnung. Hierfür ist eine Autorisierung der EU-Kommission erforderlich, welche 

als Durchführungsrechtsakt erteilt wird. Mit diesen Anforderungen ist das Ausnahmegenehmigungsver-

fahren für die Antragsteller:innen aufwändig und langwierig im Vergleich zum regulären Genehmigungs-

verfahren. 

Handlungsempfehlung: Ammoniak sollte in die NRMM-Verordnung aufgenommen werden. Hierfür 

könnte Ammoniak beispielsweise als Bezugskraftstoff in Art. 25 Abs.2 NRMM aufgenommen werden.  

Materiell-rechtlich gibt die NRMM-Verordnung mit ihrem Art. 18 i. V. m. Anhang II Abgasemissions-

grenzwerte vor. Für NOX liegen diese Grenzwerte abhängig von der Motorenklasse bei 0,4 – 7,5 g/kWh. 

Hemmnis: Nicht alle relevanten Grenzwerte, die bei der Verbrennung von Ammoniak entstehen, werden 

in der NRMM-VO mit ihrem Art. 18 i. V. m. Anhang II Abgasemissionsgrenzwerte abgebildet. Dies ist 

grundsätzlich Folgerichtig, da die NRMM-VO Ammoniak als Kraftstoff ohnehin nicht umfasst. Bei dem 

Betrieb des Motors entstehen neben Wasser als Reststoff auch Stickoxid-Emissionen (NOx). Zusätzlich 

entsteht am Motor Distickstoffmonoxid (allgemein bekannt als Lachgas, N2O). Darüber hinaus wird nicht 

das gesamte Ammoniak abgebrannt. Ammoniak selbst ist nicht Klimawirksam, wird aber zu Lachgas 

umgebaut, das wiederum Klimawirksam ist.  

Handlungsempfehlung: Wird Ammoniak in der NRMM-VO als Kraftstoff eingeführt, sollte Anhang II da-

hingehend angepasst werden, dass nicht nur typische Emissionen fossiler Kraftstoffe angegeben werden, 

sondern auch Emissionen von der Verbrennung alternativer Kraftstoffe wie Ammoniak. Hierunter fällt 

Lachgas und Ammoniak. 

 
 
382 IKEM (2023): Zulassung von ammoniakbetriebenen Binnenschiffen. Rechtswissenschaftliche Studie, S. 3. 
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13.2.3  ADN-Zulassungszeugnis bei Gefahrguttransport 

Ammoniak wird in nach dem Europäischen Übereinkommen vom 26. Mai 2000 über die internationale 

Beförderung von gefährlichen Gütern auf Binnenwasserstraßen (ADN) als gefährliches Gut eingeord-

net. Damit unterliegt Ammoniak grundsätzlich dem Gefahrgutrecht.  

Entsprechend der Vorgaben aus Abschnitt 1.16.1.1.1 ADN müssen Schiffe, die gefährliche Güter beför-

dern mit einem auf sie ausgestelltem Zulassungszeugnis versehen sein. Allerdings sind gefährliche Gü-

ter, die für den Antrieb der Schiffe verwendet werden, gem. Nr. 1.1.3.3 ADN von dem Zulassungszeug-

nis freigestellt. Problematisch wird die Einordnung dann, wenn ein Schiff das Gefahrengut transpor-

tiert und dieses gleichzeitig als Kraftstoff zum Antierb verwendet. Ob Ammoniak unter diese Freistel-

lung fällt, ist rechtlich daher mit Unsicherheit behaftet.  

So ist zunächst das für den Cracker vorgesehenen Ammoniak nicht unmittelbar als Kraftstoff zu sehen, 

sondern dient in diesem Fall als Wasserstoffspeicher. Erst im Cracker wird das Ammoniak in Stickstoff 

und Wasserstoff gespaltet, so dass Wasserstoff als Kraftstoff entsteht. Gleichzeitig wird aber nicht das 

gesamte Ammoniak im Cracker zu Wasserstoff gespalten, sondern der größere Teil direkt im Motor 

als Kraftstoff verwendet. 

Bisher wird im Schrifttum folgerichtig die Auffassung vertreten, dass nicht nur Ammoniak, dass direkt 

in einem Motor verbrannt wird, sondern auch, das im Cracker gespalten wird, von der Freistellung 

erfasst wird. So wird argumentiert, dass Ammoniak durchaus für den Antrieb verwendet wird, wenn 

auch nur mittelbar. Somit würde der Wortlaut nicht gegen die Anwendung der Freistellungsregelung 

sprechen. Ferner wird im Schrifttum argumentiert, dass auch der Sinn und Zweck der Freistellung 

grundsätzlich nicht gegen eine abweichende Behandlung von für den Cracker verwendetes Ammoniak 

spräche. Denn es werde regelmäßig im gleichen Kraftstofftank gelagert, wie das unmittelbar als Kraft-

stoff verwendete Ammoniak.383 

Hemmnis:  Es besteht Rechtsunsicherheit hinsichtlich der Frage, ob aufgrund des Ammoniaks, das für 

den Cracker vorgesehen ist, ein ADN-Zulassungszeugnis für das Schiff erforderlich ist. Eine Freistelluung 

besteht für gefährliche Güter, die als Treibstoff verwendet werden. Ammoniak kann im Rahmen des Mo-

torbetriebs als Wasserstoffspeicher dienen. In diesem Fall wird es dann nur mittelbar für den Antrieb 

verwendet. Nach hier vertretener Auffassung sprechen die besseren Argumente dafür dieses Ammoniak – 

ebenso wie das Ammoniak, das direkt in den Motor eingespeist wird – unter die Freistellung nach Unter-

abschnitt 1.1.3.3 ADN zu fassen. Ein ADN Zeugnis ist dann nicht erforderlich. 

Handlungsempfehlung: Der Rechtsunsicherheit kann dadurch begegnet werden, dass eine Nachschär-

fung des Begriffes in der ADN erfolgt. 

13.3 Hemmnisse und Handlungsempfehlungen 

Hemmnisse bestehen bei der Zulassung von Binnenschiffen mit Ammoniak-Cracker-Gasmotor-Hyb-

ridantrieb darin, dass der Rechtsrahmen besonders stark auf fossile Kraftstoffe ausgerichtet ist. So 

fehlt es in der ES-TRIN an Sicherheitsstandards für Ammoniak- Zudem wird der Flammpunkt immer 

noch als zentrale Kenngröße für Kraftstoffe für Motoren angesehen. Auch die NRMM-Verordnung 

nimmt kaum Bezug auf erneuerbare Kraftstoffe. 

 
 
383 Paintner/Schäfer, Zulassung von ammoniakbetriebenen Binnenschiffen, S. 22 ff. 
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Tabelle 34 Rechtliche Hemmnisse und Änderungsbedarfe bei der Zulassung von NH3-Cracker-Gasmo-
tor-Hybridantrieb für Binnenschiffe 

Rechtliche Hemmnisse und Änderungsbedarfe  

Hemmnis Erläuterung Handlungsempfehlung 

Flammpunkt keine 

Sinnvolle Kenngröße 

für Ammoniak  

In der ES-TRIN ist der Flammpunkt eines Brenn-

stoffes die zentrale Kenngröße für den zulässi-

gen Einbau von Motoren. Den Flammpunkt als 

Kenngröße zu verwenden ist bei fossilen Brenn-

stoffen wie Diesel und Benzin durchaus sinnvoll. 

Da zukunftsfähige Brennstoffe wie Wasserstoff 

oder Ammoniak keinen solchen Flammpunkt 

besetzen, ist der Flammpunkt als alleinige Kenn-

größe nicht hilfreich. Für Wasserstoff wurde 

dieses Problem gelöst, indem es rechtlich in den 

Ausnahmetatbestand des Art. 8.01. Nr. 4 ES-

TRIN 2025/01 eingeordnet wurde. Für Ammo-

niak wurde bisher keine entsprechende Anpas-

sung vorgenommen 

Ammoniak sollte zeitnah als Treibstoff in den Aus-

nahmetatbestand Art. 8.01 Nr. 4 ES-TRIN 2025/1 

aufge-nommen werden. Gleichzeitig müssen pas-

senden Sicherheitsvorgaben in der ES-TRIN veröf-

fentlicht wer-den. Zusätzlich ist der Flammpunkt 

als sicherheitsrelevante Kenngröße für Verbren-

nungsmotoren kein zielführender Weg den An-

wendungsbereich der ES-TRIN abzustecken. Statt-

dessen sollte auf andere Kenn-größen, wie die Ex-

plosionsgrenzen zurückgegriffen werden. 

 

Keine passgenauen Si-

cherheitsstandards für 

Ammoniak als Kraft-

stoff 

Da Ammoniak nicht von dem Anwendungsbe-

reich der ES-TRIN 2025/1 umfasst ist, finden 

sich keine auf Ammoniak zugeschnittene Vor-

schriften, die das spezifische Gefährdungspo-

tenzial von Ammoniak  ( z.B. mit Blick auf Was-

sergefährdung und Toxizität) abbilden.. Gene-

rell ist festzustellen, dass die Vorschriften des 

ES-TRIN im Wesentlichen auf konventionelle 

Brennstoffe mit einem Flammpunkt über 55 °C 

abgestimmt sind. 

Es sollten zeitnah Sicherheitsstandards für den Be-

trieb von Binnenschiffen mit Ammoniak als Kraft-

stoff entwickelt und in der ES_TRIN veröffentlicht 

werden. Diese sollten das gleiche Sicherheitsni-

veau wie die Vorgaben zu Methanol (Anlage 8 Ab-

schnitt II Kapitel 2 ES-TRIN 2025/01) vorweisen, 

allerdings auch auf die Ammoniak immernenten 

Risiken eingehen. 

Typengenehmigung 

des Motors nur über 

Ausnahmegenehmi-

gung  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ammoniak ist nicht explizit vom Anwendungs-

bereich der NRMM umfasst. Es wird mithin eine 

Ausnahme-genehmigung erforderlich. Für die 

Erteilung einer solchen Ausnahmegenehmigung 

muss nachgewiesen werden, dass der Umwelt-

schutz in dem gleichen Maße sichergestellt ist, 

wie durch die Anforderungen der NRMM-Ver-

ordnung. Hierfür ist eine Autorisierung der EU-

Kommission erforderlich, welche als Durchfüh-

rungsrechtsakt erteilt wird. Mit diesen Anforde-

rungen ist das Ausnahmegenehmigungsverfah-

ren für die Antragsteller:innen aufwändig und 

langwierig im Vergleich zum regulären Geneh-

migungsverfahren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ammoniak sollte in die NRMM-Verordnung aufge-

nommen werden. Hierfür könnte Ammoniak bei-

spielsweise als Bezugskraftstoff in Art. 25 Abs.2 

NRMM aufgenommen werden. 
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Emissionsgrenzwerte 

der NRMM-Verord-

nung unzureichend 

Nicht alle relevanten Grenzwerte, die bei der 

Verbrennung von Ammoniak entstehen, werden 

in der NRMM-VO mit ihrem Art. 18 i. V. m. An-

hang II Abgasemissionsgrenzwerte abgebildet. 

Dies ist grundsätzlich Folge-richtig, da die 

NRMM-VO Ammoniak als Kraftstoff ohnehin 

nicht umfasst. Bei dem Betrieb des Motors ent-

stehen neben Wasser als Reststoff auch Stick-

oxid-Emissionen (NOx). Zusätzlich entsteht am 

Motor Distick-stoffmonoxid (allgemein bekannt 

als Lachgas, N2O). Darüber hinaus wird nicht 

das gesamte Ammoniak abgebrannt. Ammoniak 

selbst ist nicht Klimawirksam, wird aber zu 

Lachgas umgebaut, das wiederum Klimawirk-

sam ist. 

Wird Ammoniak in der NRMM-VO als Kraftstoff 

eingeführt, sollte Anhang II dahingehend ange-

passt wer-den, dass nicht nur typische Emissionen 

fossiler Kraftstoffe angegeben werden, sondern 

auch Emissionen von der Verbrennung alternati-

ver Kraftstoffe wie Ammoniak. Hierunter fällt 

Lachgas und Ammoniak. 

 

Rechtsunsicherheit ob 

Ammoniak als Gefahr-

gut gilt, wenn es als 

Kraftstoff verwendet 

wird 

Es besteht Rechtsunsicherheit hinsichtlich der 

Frage, ob aufgrund des Ammoniaks, das für den 

Cracker vorgesehen ist, ein ADN-Zulassungs-

zeugnis für das Schiff erforderlich ist. Nach hier 

vertretener Auffassung fällt dieses Ammoniak – 

ebenso wie das Ammoniak, das direkt in den 

Motor eingespeist wird – unter die Freistellung 

nach Unterabschnitt 1.1.3.3 ADN. In dieser Hin-

sicht besteht jedoch Unsicherheit, da das Ammo-

niak nur mittelbar für den Antrieb verwendet 

wird und sich in juristischer Hinsicht auch die 

gegenteilige Auffassung vertreten ließe. 

Der Rechtsunsicherheit kann dadurch begegnet 

werden, dass eine Nachschärfung des Begriffes in 

der ADN erfolgt. 
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14 Flexible NH3-Betankungsanlage  

Die Bereitstellung von Kraftstoffen in der Schifffahrt erfolgt regelmäßig über Bunkerbargen 

(oder auch Bunkerschiffe, Bunkertanker, Tanker mit Schiff-zu-Schiff Transfer, StS). Dies sind 

Schiffe, die flexibel einsetzbar sind und andere Schiffe mit Kraftstoffen versorgen. Das Zulas-

sungsregime für solche flexiblen NH3-Betankungsanlagen richtet sich danach, ob die Bun-

kerbargen im Binnen- oder Seeschiffverkehr eingesetzt werden. Während im Seeverkehr be-

reits ausreichende Regelungen für Ammoniak-Bunkerbargen bestehen, fehlt es an diesen im 

Binnenschiffverkehr. Der folgende Abschnitt beschreibt zunächst die Funktionsweise von 

Ammoniak-Bunkerbargen und geht anschließend auf die rechtlichen Hemmnisse und Hand-

lungsempfehlungen ein. 

14.1 Funktionsbeschreibung 

Eine Möglichkeit zur Verladung von Ammoniak zur Nutzung als Schiffskraftstoff ist die Schiff-zu-

Schiff-Bunkerung. Hierbei wird das Ammoniak von einem Bunker-Schiff (einer sog. Bunkerbarge), 

welches das Ammoniak lagert, in ein weiteres Schiff geleitet, um das Ammoniak dort als Kraftstoff zu 

verwenden. Eine Bunkerung ermöglicht die direkte Versorgung mit dem Treibstoff in großen Mengen. 

Gleichzeitig erfolgt der Bunkervorgang wasserseitig, weshalb regelmäßig weniger Personen als in Ha-

fenanlagen anwesend sind und so die Wahrscheinlichkeit eines Personenschadens im Fall einer Hava-

rie geringer ausfällt.  

Zudem ist der Bunkerort flexibler wählbar als im Falle der Nutzung einer ortsfesten Bunkerstation. 

Allerdings entstehen bei der Nutzung von Ammoniak-Bunkerbargen auch Nachteile. So ist die Rela-

tivbewegung beider Schiffe, d. h. der Bunkerbarge und dem Empfänger: innen-Schiff, hoch. Es kann 

außerdem zu Einschränkungen durch Witterungsbedingungen kommen. Zusätzliche Einschränkun-

gen entstehen durch Strömungen sowie Gezeiten und den Umstand, dass im Havariefall in der Regel 

sowohl Lieferant: in als auch Empfänger: in betroffen sind.384  

Wird Ammoniak in Bunkerbargen gelagert, kann das Ammoniak kälte- oder druckverflüssigt werden. 

Abhängig von dem Verflüssigungsverfahren ist ein anderer Aufbau und Anordnung der Ladetanks 

notwendig.385  

Druckverflüssigtes Ammoniak wird in zylindrischen Druckbehältern (den sogenannten Tanks des 

Typs C) befördert. Tanks des Typs C sind einerseits einfach strukturell zu konstruieren. Andererseits 

wird der potenziell zur Verfügung stehende Laderaum innerhalb des Rumpfvolumens des Schiffes bei 

Tanks des Typs C nicht vollumfänglich ausgenutzt.386 

 
 
384 Institut für Sicherheitstechnik/Schiffssicherheit e. V. (Hrsg.), Ammoniak als Schiffskraftstoff, Sicherheit an Bord, 

S. 40. 
385 Dahlke-Wallat u. a., Ammonia bunker vessel: ship design for energy transition, S. 6. 
386 Dahlke-Wallat u. a., ebd., S. 7. 
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Abbildung 20 Schematische Darstellung von Tanks des Typs C für druckverflüssigtes Ammoniak in 
einer Bunkerbarge (Quelle: Dahlke-Wallat et. al., Ammonia Bunker Vessel: Ship Design for Energy 
Transition, S. 8).  

Kälteverflüssigtes Ammoniak wird in prismatischen Tanks des Typs A befördert, bei denen der Über-

druck durch ein Boil-Off-Management-System, d. h. die Wiederverflüssigungsanlage, gesteuert wird. 

Die Tanks des Typs A sind selbsttragende Tanks, die in der Regel aus flachen Oberflächen bestehen 

und so geformt sind, dass sie möglichst viel Platz für die Ladung bieten. Die prismatischen Tanks kön-

nen bis zu 40 % mehr Raum für die Ladung bieten.387 

 

Abbildung 21 Schematische Darstellung von Tanks Typ A für kälteverflüssigtes Ammoniak in einer Bun-
kerbarge (Quelle: Dahlke-Wallat et. al., Ammonia Bunker Vessel: Ship Design for Energy Transition, 
S. 8). 

Für den sicheren und effizienten Umgang mit Ammoniak beim Laden und Bunkern, muss das Schiff mit 

spezifischen Systemen und Ausrüstungen ausgestattet werden, die auf dem Hauptdeck auf eine be-

stimmte Weise angeordnet sein sollten.388 In der Abbildung 22 wird die Anordnung der Ausrüstung 

dargestellt.  

 
 
387 Dahlke-Wallat u. a., ebd., S. 7. 
388 Dahlke-Wallat u. a., ebd., S. 9f. 
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Abbildung 22 Vereinfachte Ansicht des Hauptdecks: Anordnung der Systeme und Ausrüstungen für den 
Umgang mit Ammoniak (Quelle: Dahlke-Wallat et. al., Ammonia Bunker Vessel: Ship Design for Energy 
Transition, S. 10). 

In der Nr. 1 der Abbildung 22 befindet sich der Verteiler zum Anschluss der Bunkerleitung 

(grün dargestellt), der Spülleitung (hellblau dargestellt) und der Dampfrückführleitung (gelb 

dargestellt). Damit während des Tankvorgangs kein gasförmiges Ammoniak aus den Bun-

kertanks der Kund: innen ins Freie entweicht, ist eine sog. Brüdenrückführleitung notwendig. Darüber 

hinaus können über eine Spülleitung alle Leitungen mit Stickstoff gespült werden. Für den Notfall, z. 

B. bei Überdruck in den Tanks, sind beide Tanks mit redundanten Druckbegrenzungsventilen ausge-

stattet.  

Für den Fall, dass Ammoniak austritt, wird dieses zum Entlüftungsmast geleitet. Da der Be-

reich um den Verteiler unter der Nr. 1 als Arbeitsbereich angesehen wird, ist es notwendig, 

den Lüftungsmast der Nr. 2 möglichst weit entfernt vom Verteiler zu platzieren, um so eine 

Exposition von Arbeitnehmenden zu vermeiden.  

Zusätzlich zum Verteiler ist das Schiff mit einem Bunkerarm ausgestattet, um die Schiffe der 

Kund: innen zu betanken. Ein Satz aller Bunkerleitungen ist direkt am Arm angebracht.  

Die gesamte Hilfsausrüstung, wie z. B. die Wiederverflüssigungsanlage und die Stickstoffan-

lage, ist im Vorschiff, außerhalb des Bunkerbereichs, untergebracht. An Bord größerer Schiffe 

befindet sich in der Regel ein eigenes Deckshaus im Mittschiffsbereich.389 

Bei dem Entwurf im Rahmen des CAMPFIRE-Projektes wird davon ausgegangen, dass das Schiff haupt-

sächlich in unmittelbarer Nähe der Küste bzw. des Terminals betrieben wird. Somit wird nicht die 

Menge an Kraftstoff benötigt, die ein großer Gastanker benötigen würde. Auch die Wiederverflüssi-

gungsanlage ist vergleichsweise klein, und das Ammoniak wird nur über eine relativ kurze Strecke 

zum nächsten Kunden transportiert. In der Abbildung 23 wird der Aufbau der gesamten Bunkerbarge 

dargestellt.390  

 
 
389 Dahlke-Wallat u. a., ebd., S. 9f. 
390 Dahlke-Wallat u. a., ebd., S. 12. 
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Abbildung 23 (Quelle: Dahlke-Wallat et. al., Ammonia Bunker Vessel: Ship Design for Energy Transition, 
S. 12). 

14.2 Zulassungsregime 

Von technischer Seite ist es möglich, Ammoniak-Bunkerbargen sowohl in der See- als auch Binnen-

schifffahrt zu verwenden. Die Zulassungsregime beider Anwendungsbereiche unterscheiden sich je-

doch grundlegend. Im Folgenden soll auf beide eingegangen werden, wobei der Schwerpunkt auf der 

Seeschifffahrt liegt. 

14.2.1  Binnenschifffahrt 
Das grundsätzliche Zulassungsregime innerhalb der Binnenschifffahrt wurde bereits in dem Kapitel 12 

Grundlegende rechtliche Analyse zur Zulassung von Schiffen als nicht-ortsfeste Ammoniak-Anlagen bespro-

chen. Entsprechend wird folgend nur überblicksartig auf die Grundlagen des Zulassungsregimes eingegan-

gen und die Besonderheiten für Bunkerbargen in der Binnenschifffahrt weiter herausgearbeitet. 

14.2.1.1  Grundlegendes zur Zulassung von Binnenschiffen 

Die Zulassung von Bunkerbargen in der Binnenschifffahrt erfolgt über Schiffszeugnisse. Somit sind 

die Standards aus der ES-TRIN auch für Bunkerbargen anzuwenden. Tabelle 35 gibt eine Übersicht 

über die wichtigsten einschlägigen Zulassungsregime und deren Rechtsquellen.  
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Tabelle 35 Zusammenfassung der Zulassungen und wichtigste Rechtsquellen für Ammoniak-Binnen- 
und Seeschiffe. 

 

Binnenschifffahrt – Ammo-

niak in direkter Verwen-

dung im Antrieb 

Binnenschifffahrt – Ammo-

niak in einer Bunkerbarge 

Seeschifffahrt – Ammoniak in 

einer Bunkerbarge 

Zulassung 

Schiffszeugnisse 

Typengenehmigung des Mo-

tors 

Schiffszeugnisse 

ADN-Zulassungszeugnis 
Klassifikation 

Regelungsre-

gime 

▪ Richtlinie (EU) 
2016/1629 

▪ BinSchUO 

▪ Richtlinie (EU) 2016/1629 
▪ BinSchUO 
▪ GGVSEB 
▪ ADR/RID 

▪ SOLAS-Übereinkommen 
▪ IGF-Code 
▪ SchSG 

 

14.2.1.2  Vorgaben für NH3-Betankungsanlagen aus der ES-TRIN 

Der Europäische Standard der technischen Vorschriften für Binnenschiffe, Ausgabe 2025/1 (ES-TRIN 

2025/1) beinhaltet keine speziellen Regelungen für die Bunkerung von Ammoniak. Allerdings sind ihn 

ihm allgemeine Regelungen zu der Bunkerung von Brennstoffen enthalten. Eine Definition für Brenn-

stoffe enthält weder Richtlinie (EU) 2016/1629, die BinSchUO noch ES-TRIN 2025/1. Es finden sich 

zwar durchaus im Art. 8.05 ES-TRIN 2025/1 Vorgaben zu Brennstofftanks, -leitungen und Zubehör, 

eine Definition von Brennstoff wird aber nicht gegeben. Es ist in Ermangelung einer Definition davon 

auszugehen, dass auch Ammoniak-Tanks hier unterzuordnen sind.391 Untermauert wird dies dadurch, 

dass auf europäischer Ebene Ammoniak durchaus auch nach der RED III als RNFBO und somit als 

Brennstoff gelten kann (siehe hierzu auch Kapitel 7.2.3 Ammoniak als erneuerbarer Energieträger).   

Hierdurch entsteht ein Widerspruch von Ammoniak als Brennstoff innerhalb der Binnenschifffahrt, da 

die Nutzung von Ammoniak im Rahmen der Bunkerbargen – also als Transportgut – zulässig ist, die 

Nutzung des Ammoniaks als Brennstoff im Motor von Binnenschiffen rechtlich noch mit hohen Hürden 

verbunden ist (siehe Abschnitt 13.2.3 ADN-Zulassungszeugnis bei Gefahrguttransport) ).  

Art. 8.05 ES-TRIN 2025/1 über Brennstofftanks, -leitungen und Zubehör enthält unter anderem Vor-

gaben zum Einbau, Feuerbeständigkeit, Anordnung der Tanks, Leitungen und Zubehör, Lage zum Kol-

lisionsschott, Achterpiekschott, Maschinenanlagen und Abgasleitungen, sowie Vorgaben zu Füllöff-

nungen, Füllrohre und Schnellschlussventilen. Ebenso wird vorgegeben, dass Brennstoffleitungen, 

ihre Verbindungen, Dichtungen und Armaturen aus Werkstoffen hergestellt sein müssen, die den zu 

erwartenden mechanischen, chemischen und thermischen Beanspruchungen standhalten. Zusätzlich 

werden Vorgaben zu Peileinrichtungen, Einrichtungen zu Sicherung gegen Austritt, automatischen Ab-

stelleinrichtungen und Messfühlern. Zudem müssen Tanks für Brennstoffe mit dicht verschließbaren 

Öffnungen versehen sein, die das Reinigen und Untersuchen ermöglichen. 

 

Hemmnis: Die Vorgaben aus Art. 8.05 ES-TRIN 2025/1 sind grundsätzlich auf Ammoniak-Brenn-

stofftanks anwendbar. Allerdings bringt Ammoniak andere Risiken als bspw. Schiffdiesel mit sich. Für 

 
 
391 Vgl.  Deutsches Maritimes Zentrum e. V., Kraftstoffanalyse in der Schifffahrt nach Segmenten, S. 73. 
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Methanol-Brennstofftanks wurde diese Problematik erkannt und es wurden mit der Anlage 8, Nrn. 2.2.3-

2.2.6 und ESI-III-12 in der ES-TRIN 2025/1Standards für Methanol-Brennstofftanks gesetzt. Eine entspre-

chende Regelung für Ammoniak-Brennstofftanks besteht bisher nicht. 

Handlungsempfehlung: Um einen sicheren Transport und Umschlag von Ammoniak in Bunkerbargen 

zu gewährleisten, sollten Sicherheitsstandards in der ES-TRIN 2025/1 für Ammoniak-Brennstofftanks 

eingeführt werden. Diese sollten das gleiche Sicherheitsniveau wie die Bestimmungen zu Methanol-Tanks 

beinhalten. 

14.2.1.3  ADN-Zulassungszeugnis bei Gefahrguttransport 

Wird Ammoniak in Binnenschiffen transportiert kommt neben dem Schiffzeugnis nach BinSchUO ein 

ADN-Zulassungszeugnis hinzu. Ammoniak wird nach dem Europäischen Übereinkommen über die in-

ternationale Beförderung von gefährlichen Gütern auf Binnenwasserstraßen (ADN) als gefährliches 

Gut eingeordnet. Hierdurch unterliegt Ammoniak grundsätzlich dem Gefahrgutrecht. 

Gem. Abschnitt 1.16.1.1.1 ADN müssen unter anderem  

▪ Tankschiffe, die gefährliche Güter befördern, und  

▪ Schiffe in Schubverbänden oder  

▪ bei gekuppelten Schiffen, von denen mindestens ein Schiff gefährliche Gütertransportiert,  

mit einem auf sie ausgestelltem Zulassungszeugnis versehen sein. Der Anwendungsbereich des Ge-

fahrguttransportrechts ist weit zu fassen. Wird Ammoniak innerhalb eines Tankers transportiert, auch 

wenn es später in einem anderen Schiff als Treibstoff dienen soll, wird der Anwendungsbereich des 

Gefahrguttransportrechts berührt. Die Schiffe müssen hierzu insb. den Bauvorschriften aus Kapitel 9 

ADN entsprechen. Weiter sind für den Transport die über die Vorgaben nach ADR/RID hinausgehen-

den Kennzeichnungspflichten sowie die Betriebsvorschriften für die jeweiligen Schiffe zu beachten. 

Zudem ist bestimmte Ausrüstung erforderlich. Zusätzlich bestehen gesonderte gefahrgutrechtliche 

Vorgaben für die Besatzung, so muss der Schiffsführer ein Sachkundiger sein.392 

Eine genaue Betrachtung des Gefahrgutbeförderung erfolgte bereits in der Studie Graetschel, Johan-

nes; Priebe, Anna-Lena; Ohle, Leony; Schäfer-Gendrisch, Judith (2024): Rechtsrahmen für Ammoni-

aktransportlösungen, Rechtswissenschaftliche Studie im Rahmen des Wasserstoff-Leitprojekts Trans-

HyDE. 

14.2.2  Seeschifffahrt 

Das Zulassungsregime für Seeschiffe unterscheidet sich von dem für Binnenschiffe. Die zentrale 

Rechtsquelle für Maßnahmen zur Schiffssicherheit ist das SOLAS-Übereinkommen und die unter ihm 

entwickelten und kodifizierten technischen Standards. Die Grundzüge des SOLAS-Übereinkommens 

wurden bereits in Kapitel 12.3 Zulassungsregime der Seeschifffahrt zusammengefasst.     

14.2.2.1  SOLAS-Übereinkommen 

Konkrete Sicherheitsmaßnahmen für Schiffe sind nicht Teil des SRÜ. Die Maßnahmen zur Schiffssi-

cherheit im Rahmen des internationalen Seeverkehrs werden durch SOLAS-Übereinkommen über die 

 
 
392 Priebe/Graetschel, Rechtsrahmen für Ammoniaktransportlösungen, S. 59. 
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Festlegung von Mindeststandards für Bau, Ausrüstung und Betrieb von Schiffen geregelt. Das SOLAS-

Übereinkommen besteht aus dem eigentlichen Übereinkommen, das die generellen Bestimmungen be-

inhaltet, sowie einer Anlage mit 14 Kapiteln, in denen im Einzelnen Vorgaben zur Schiffssicherheit 

gegeben werden.  

Dazu gehören die „Rules and Regulations for the Classification of Ships using Gases or other Low-flash-

point Fuels” (IGF-Code)393. In den „Appendix LR2 – Requirements for Ships Using Ammonia as Fuel” 

werden sowohl Sicherheitsstandards für die Nutzung von Ammoniak als Schiffskraftstoff als auch un-

ter der Nr. 5.10 und Nr. 8.3 für Ammoniak-Bunkering (Bunkering Stations) vorgegeben. 

Der Anwendungsbereich des Appendix LR2 des IGF-Codes erstreckt sich gem. seines Part A Nr. 2.1 i. V. 

m. Part G, SOLAS Chapter II-1 wie oben bereits geschrieben auf sämtliche Schiffe, die Gase mit niedri-

gen Flammpunkt nutzen 

▪ Deren Bauvertrag an oder nach dem 1. Januar 2017 geschlossen wurde 

▪ Wenn kein Bauvertrag geschlossen wurde, deren Kiele am oder nach dem 1. Juli 2017 errich-

tet wurde oder die sich in einem ähnlichen Bauzustand befinden; oder 

▪ Die Lieferung an oder nach dem 1. Januar 2021 erfolgt 

Allerdings ist Appendix LR2 nicht anwendbar auf  Gastanker i. S. d. regulation VII/11.2, die  

▪ Ihre Tankladung auch für den Eigenen Antrieb verwenden und im Einklang mit den Vorgaben 

aus dem IGC Code stehen oder 

▪ andere gasförmiger Brennstoffe mit niedrigem Flammpunkt verwendet werden, sofern die 

Auslegung und die Vorkehrungen für die Lagerung und Verteilung dieser gasförmigen Brenn-

stoffe den Anforderungen des IGC-Codes für Gas als Ladung genügen 

14.2.2.2  Sicherheitsstandards für flexible NH3-Betankungsanlagen 

Auf internationaler Ebene liegen für die Seeschifffahrt mittlerweile Sicherheitsstandards für die Nut-

zung von Ammoniak als Schiffskraftstoff und als Tankgut vor. Denn mit dem „Appendix LR2 – Requi-

rements for Ships Using Ammonia as Fuel” wurde 2024 von der IMO innerhalb des IGF-Codes Vorga-

ben für Ammoniak in der Schifffahrt gemacht. Hierbei setzt die IMO nicht nur Standards für die direkte 

Nutzung von Ammoniak als Kraftstoff, sondern auch für die Bunkerung. Appendix LR2 verwendet hier-

bei den Begriff der Bunkering Station. 

 Der Begriff des Bunkerings schließt gem. Part A Nr. 2.2.3 des IFG das Umfüllen von flüssigem oder 

gasförmigem Brennstoff von landgestützten oder schwimmenden Anlagen in die festen Tanks eines 

Schiffes oder den Anschluss ortsbeweglicher Tanks an das Brennstoffversorgungssystem mit ein. Für 

solche Bunkering Stations sieht der IFG-Code in seinen Appendix LR2 Nrn. 5.10 und 8 Sicherheitsvor-

schriften für Ammoniak vor. 

Bis 2024 Ammoniak innerhalb des IGF-Codes aufgenommen wurde, war die Zulassung von Ammoniak-

Schiffen, darunter auch Ammoniak-Bunkerbargen, mit einem erhöhten Zertifizierungsaufwand ver-

bunden. So konnten Ammoniak-Schiffe über den sog. „alternative design approach“ aus Teil F, Art. 55 

SOLAS zugelassen werden, wenn mit diesem eine Übereinstimmung mit den Anforderungen des IGF 

 
 
393 International Code of Safety for Ship Using Gases or Other Low-flashpoint Fuels (IGF Code). 
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Codes nachgewiesen werden konnte. Hierfür musste eine entsprechende strukturierte technische 

Analyse erfolgen. Neben dem erhöhten Aufwand gegenüber anderen Bunkerstoffen entstand auch 

Rechtsunsicherheit, da Ammoniak nicht eindeutig unter den „alternative design approach“ des Teil F 

SOLAS Kapitel II-1 i. V.  m. Teilen C, D, E oder G der SOLAS Konvention eingeordnet werden konnte.394  

Der Vorstoß der IMO Ammoniak Bunkerstationen im IGF-Code einzuführen, ist daher begrüßenswert, 

da die Standards durch die IMO sowohl Klassifizierungsgesellschaften als auch Schiffbetreiber: innen 

eine ausreichende Rechtssicherheit bieten und eine Ungleichbehandlung von Ammoniak gegenüber 

fossilen Brennstoffen reduziert wird.  

  

 
 
394 Lyda u. a., [Fn. 40], S. 12. 
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Grundlegend lassen sich die Vorgaben für Bunkerbargen wie folgt zusammenfassen: 

Zusammenfassung: IGF-Code - Appendix LR2 – Requirements for Ships Using Ammonia as Fuel 

▪ LR 5.10 Bunkerstation 

▪ LR 5.10-02 Ausstattung mit für das Bunkern essentiellen Ausrüstungen und den erforderlichen 
sicherheitsrelevanten Ausrüstungen 

▪ LR 5.10-03 Eindämmung, Sicherstellung und Ermittlung von Leckagen  
▪ LR 5.10-04 Ausstattung mit Lüftung gem. Anhang LR2, Teil A-2, 13.7  
▪ 5.10 Tankanschlussräume gem. IFG-Code, Anhang LR2, Teil A-1, 6. Brennstoff-Containment-Sys-

tem, 6.3 Allgemeines  
▪ 5.11 Anordnung von Eingängen und anderen Öffnungen in geschlossenen Räumen 

▪ LR 5.11-01 Eingänge zu Räumen, die mit Ammoniak versorgte Maschinen und Anlagen 
enthalten, gem. IFG-Code, Teil A-1, 5.11 Vorschriften für die Anordnung von Eingängen 
und anderen Öffnungen in geschlossenen Räumen 5.11.1 bis einschließlich Teil A-1, 
5.11 Vorschriften für die Anordnung von Eingängen und anderen Öffnungen in ge-
schlossenen Räumen 5.11.5, zusammen mit den zusätzlichen Anforderungen dieses 
Abschnitts  

▪ LR 5.11-02 Bunkeranlagen, Tankanschlussräume und Brennstoffaufbereitungsräume 
mit zwei möglichst weit voneinander entfernten Fluchtwegen  

▪ LR 5.11-03 Außenseite aller Zugangstüren zu Bunkerstationen, Tankanschlussräumen 
und Brennstoffaufbereitungsräumen Wasserabschirmungen vorhanden 

▪ LR 5.11-04 Zugangstüren oder -luken zu Bunkerstationen, Tankanschlussräumen und 
Brennstoffaufbereitungsräumen gegenüber anderen geschlossenen Räumen auf dem 
Schiff und angrenzenden offenen Bereichen gasdicht sein 

▪ 5.12 Luftschleusen, die Räume versorgen, in denen sich ammoniakhaltige Maschinen und Aus-
rüstungen befinden, gem.  IFG-Code, Teil A-1, 5.12 Vorschriften für Luftschleusen  

▪ 5.13 Persönliche Schutzausrüstung bereitstellen 

▪ 8.3 Bunkering station 

▪ LR 8.3-01 Verweis auf IFG-Code, Teil A-1, 8.3 Vorschriften für Bunkeranlagen, LR 8.3-01, 8.3.1.2 
bis 8.3.1.5, LR 8.3-03, 8.3.2  

▪ LR 8.3-02 Bunkerstation muss geschlossen oder halbgeschlossen sein 
▪ LR 8.3-03 Bunkeranlagen im Rahmen der Risikobewertung besonders berücksichtigen und zu-

sätzlich IGF-Code, Teil A-1, LR 8.3-01 berücksichtigen: 
▪ das vernünftigerweise vorhersehbare Worst-Case-Leckageszenario; 
▪ der Giftbereichsplan für das Schiff und 
▪ der Zugang zu den Bunkerstationen von den nicht-toxischen Bereichen durch Schleu-

sen. 
▪ LR 8.3-03 Auffangwannen dürfen nicht über Bord ablaufen 

▪ 8.4 Bunkersammelleitungen 

▪ LR 8.4-01 Bunkerverteiler müssen den Regeln und Vorschriften für die Klassifikation von Schif-
fen, die Gase oder andere Brennstoffe mit niedrigem Flammpunkt verwenden, Teil A-1, 8.4 Vor-
schriften für Verteiler entsprechen 

▪ 8.5 Bunkersystem 

▪ LR 8.5-01 muss den Regeln und Vorschriften für die Klassifikation von Schiffen, die Gase oder andere 

Kraftstoffe mit niedrigem Flammpunkt verwenden, Teil A-1, 8.5 Regeln für das Bunkersystem, zusammen 

mit den zusätzlichen Anforderungen dieses Abschnitts, genügen 

▪ LR 8.5-02 Das Schließen ferngesteuerter Absperrventile muss ohne Verzögerung beginnen, darf aber 

keine vorübergehenden Überdrücke erzeugen. Die Schließzeit muss mit den Regeln und Vorschriften für 

die Klassifikation von Schiffen, die Gase oder andere Brennstoffe mit niedrigem Flammpunkt verwenden, 

Teil B-1, Kap. 16, 16.7.3 Systemprüfungsvorschriften 16.7.3.7 übereinstimmen. 
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14.2.2.3 Sicherheitsstandards für den Transport von Ammoniak als Gefahrgut  

Neben dem Seerechtsübereinkommen muss bei dem Transport von Ammoniak auch das Gefahrgut-

recht betrachtet werden. Dieses baut für den Seeverkehr auf den Empfehlungen der Vereinten Natio-

nen (UN) über den Transport von gefährlichen Gütern auf, dem sog. Orange Book. In dessen Anhang 

sind Modellvorschriften vorgegeben für die rechtlichen und technischen Voraussetzungen des Trans-

ports von gefährlichen Gütern.  

Das UN Orange Book ist grundsätzlich nicht völkerrechtlich bindend, seine Regelungen werden jedoch 

in weiteren Abkommen sowie in europäischen und nationalen Regelungen konkretisiert.395 Unter an-

derem geschieht dies durch die Gefahrgutverordnung See (GGVSee)396. Im GGVSee wird der rechtliche 

Rahmen für die Beförderung gefährlicher Güter mit Seeschiffen gesetzt. Sie gilt zunächst gem. § 1 Abs. 

1 GGVSee die Beförderung gefährlicher Güter mit Seeschiffen. Sie schließt aber auch Vorgaben zum 

Umschlag von Gefahrgut ein und ist damit für Bunkerbargen sowohl im Bereich des Transportes als 

auch des Umschlags relevant (§20 GGVSee). In der GGVSee werden Sicherheitsmaßnahmen für Schiffe 

zur Beförderung gefährlicher Güter vorgegeben. Hierbei greift die Norm auf internationale Regelungen 

aus dem IBC-Code und dem IGC-Code zurück. So werden die die Zulassungsvoraussetzungen, allge-

meine Sicherheitspflichten und Vorgaben zur Sicherheitsausrüstung, mitzuführende Unterlagen und 

Ausnahmen von dem internationalen ins nationale Recht umgesetzt. Zusätzlich werden Pflichten der 

Versender: innen, Beförderer: innen und Schiffsführer: innen entsprechend des IBC- bzw. IGC-Codes 

definiert.397 

Darüber hinaus wird durch den International Maritime Code for Dangerous Goods (IMDG-Code) ein 

umfassendes Basisregelwerk für die Klassifizierung, Verpackung, Kennzeichnung und Dokumentation 

gefährlicher Güter und für den Umgang während der Beförderung in deutsches Recht überführt. 

 
 
395 Priebe/Graetschel, Rechtsrahmen für Ammoniaktransportlösungen, S. 9.  
396 Gefahrgutverordnung See in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Oktober 2019 (BGBl. I S. 1475), die zuletzt 

durch Artikel 16 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2510) geändert worden ist. 
397 Deutsches Marines Zentrum e. V., Aufnahme rechtlicher Regelungen und Erarbeitung eines bundesweiten Leitfa-

dens für einheitliche Vorschriften zum Bunkern von komprimierten und verflüssigten Gasen sowie Kraftstoffen mit 
niedrigem Flammpunkt in deutschen Seehäfen, S. 2–3. 

Die Modellvorschriften des Orange Book sind in sieben Teile eingeteilt:  

▪ Teil 1: Allgemeine Vorgaben, Definitionen sowie Vorschriften zu Schulungs- und Sicher-

heitsmaßnahmen 

▪ Teil 2: System für die Klassifizierung von gefährlichen Gütern 

▪ Teil 3: gefährlichen Güter sowie ggf. anwendbare Sonderregelungen und Ausnahmen  

▪ Teil 4: Vorschriften über Verpackungen und Tanks.  

▪ Teil 5: Versandverfahren  

▪ Teil 6: Vorgaben für die Herstellung und Prüfung von Verpackungen enthält.  

▪ Teil 7: Vorgaben zum Transportverfahren  
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Daneben wird auch in der Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt (GGVSEB) 

auch der Transport auf Seeschiffen auf schiffbaren Binnengewässern in Deutschland geregelt.398 

Eine genauere Betrachtung des Gefahrgutrechts sowie dem Transport von Ammoniak wird in der 

rechtswissenschaftlichen Studie Graetschel, Johannes; Priebe, Anna-Lena; Ohle, Leony; Schäfer-

Gendrisch, Judith (2024): Rechtsrahmen für Ammoniaktransportlösungen. Rechtswissenschaftliche 

Studie im Rahmen des Wasserstoff-Leitprojekts TransHyDE besprochen. 

14.3 Hemmnisse und Handlungsempfehlungen 

Gurndsätzlich sind Ammoniak-Bunkerbargen von dem Anwendungsbereich der ES-TRIN erfasst. Al-

lerdings fehlt es an passgenauen Vorgaben, die auf Ammoniak-Bunkerbargen ausgerichtet sind. 

Tabelle 36 Rechtliche Hemmnisse im Zulassungsregim von flexiblen Ammoniak- Betankungsanlagen 

Rechtliche Hemmnisse und Änderungsbedarfe bei flexiblen Ammoniak-Betankungsanlagen 

Hemmnis Erläuterung Handlungsempfehlung 

Fehlende passgenaue 

Vorgaben innerhalb 

der ES-TRIN für Am-

moniak-Bunkerbar-

gen 

Die Vorgaben aus Art. 8.05 ES-TRIN 2025/1 sind 

grundsätzlich auf Ammoniak-Brennstofftanks an-

wendbar. Allerdings bringt Ammoniak andere Ri-

siken als bspw. Schiffdiesel mit sich. Für Methanol-

Brennstofftanks wurde diese Problematik erkannt 

und es wurden mit der Anlage 8, Nrn. 2.2.3-2.2.6 

und ESI-III-12 in der ES-TRIN 2025/1Standards 

für Methanol-Brennstofftanks gesetzt. Eine ent-

sprechende Regelung für Ammoniak-Brenn-

stofftanks besteht bisher nicht. 

Um einen sicheren Transport und Umschlag von Am-

moniak in Bunkerbargen zu gewährleisten, sollten Si-

cherheitsstandards in der ES-TRIN 2025/1 für Am-

moniak-Brennstofftanks eingeführt werden. 

 

 

 

 
 
398 Deutsches Marines Zentrum e. V., Aufnahme rechtlicher Regelungen und Erarbeitung eines bundesweiten Leitfa-

dens für einheitliche Vorschriften zum Bunkern von komprimierten und verflüssigten Gasen sowie Kraftstoffen mit 
niedrigem Flammpunkt in deutschen Seehäfen, S. 2–3. 
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